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“Wat Nu?” ist nicht nur eine mit 
Rechtschreibfehler gekürzte Fas-
sung dieser Frage, sondern ein 
Projekt von vier Gemeinden im 
Weltnaturerbe “Niedersächsi-
sches Wattenmeer”. Im Rahmen 
des vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 
geförderten Projektes wurden 
Perspektiven erarbeitet, wie die 
Kommunen für Einheimische 
und Touristen gleichermaßen 
attraktiv bleiben. 
Neben gemeinsamen Problemen 

weise jede Gemeinde spezifische 
Herausforderungen auf und mit 
dem Projekt versuche man, in 
einem gemeinschaftlichen Prozess 
geeignete Lösungen zu erarbeiten, 
so der Bürgermeister der teilneh-
menden Gemeinde Wangerland, 
Björn Mühlena (parteilos). Die 
mangelnde Finanzausstattung 
sowie der demografische Wandel 
seien Probleme des Wangerlands. 
Für Mühlena ist daher “der Blick 
von außen” von Bedeutung, um 
Aspekte hervorzuheben, die vor 
Ort nicht wahrgenommen werden.
Das Beispiel zeigt: Die personel-

len sowie finanziellen Engpässe 
zwingen Städte und Gemeinden 
zur interkommunalen und inter-
disziplinären Zusammenarbeit. 
Die Alternative wäre, mit den be-
fristeten investiven Fördermitteln 
Akteure vor Ort zu mobilisieren, 
die sich langfristig engagieren. 
Hier gilt es, anhand der Projek-
te zu unterscheiden, was Sinn 
macht. 

Viele kommunale Aufgaben bie-
ten sich an für regionale Koope-
rationen. Erfolgsfaktoren für sol-
che Kooperationen sind laut Jan 
Trapp vom Deutschen Institut für 
Urbanistik (difu) eine Vertrauens-
basis und Kommunikation, ein 
positiver Saldo (“Win-win”) sowie 
die Klarheit über Ziele. Festge-
halten durch Vereinbarungen 
oder einen Vertrag.
In anderen Bereichen, die per 

se nur eine Kommune betreffen, 
ist es sinnvoller, lokale Akteure 

zu mobilisieren. Dazu zählen 
etwa Schulen, lokale Unterneh-
men, Vereine oder freie Träger. 
Die Einbindung der “einfachen” 
Zivilgesellschaft ist hingegen 
eher geeignet für kommunale 
Dienstleistungen im sozialen und 
kulturellen Bereich. Allerdings 
gilt zu beachten: “Das Ehrenamt 
kann die Daseinsvorsorge nicht 
ersetzen, aber sinnvoll ergänzen”, 
betont Trapp.
Das allein ist noch kein Garant 

für eine nachhaltige Versteti-

gung. Hinzu kommt die Finanzie-
rungs- und Organisationsland-
schaft. Die Finanzierungsform 
von Projekten ist abhängig von 
deren Rentabilität, wie Trapp 
hervorhebt. Unrentable Maß-
nahmen sollten eher über alter-
native Ansätze finanziert werden. 
Beispielsweise über Fundraising, 
Stiftungen oder Crowdfunding. 
Auch Bürgergenossenschaften 
kommen infrage. 
Aber wie erfährt eine Kommune 

im tiefsten Brandenburg über-

haupt vom Erfolg oder Misser-
folg eines kommunalen Projektes 
aus dem Saarland? Das Kompe-
tenzzentrum für Interkommu-
nale Zusammenarbeit (KIKZ) in 
Wiesbaden hat für Hessen eine 
interaktive Karte online gestellt, 
auf der ausgewählte Projekte ver-
zeichnet sind. Solch ein “Land-
schaftsbild” für alle kommunalen 
Projekte in Fördermaßmaßnah-
men ist bundesweit notwendig. 
Über eine digitale Plattform mit 
verschiedenen Rastern – etwa 
eingeteilt nach Thema, Veror-
tung oder Größe der Kommune 
– könnten andere Kommunen 
Inspiration, Know-how und ge-
gebenenfalls Partner für gemein-
same Projekte finden.
Allerdings sollte nach Auslaufen 

der Förderung zunächst geprüft 
werden, ob sich eine Weiterfüh-
rung des Projektes überhaupt 
lohnt. Es muss nicht alles um 
jeden Preis verstetigt werden. 
Um die Frage zu beantworten 
“Wer profitiert, wer nicht?”, ge-
winnen Innovationsnetzwerke 
aus Politik, Unternehmen sowie 
Bildungs- und Forschungsein-
richtungen an Bedeutung. Auch 
fehlgeschlagene Projekte bieten 
einen Lerneffekt, wie. Prof. Dr. 
Stefan Siedentop vom Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung (ILS) unterstreicht. 
Für die braucht es ebenfalls ei-
ne digitale Plattform. Denn aus 
schlechten Erfahrungen lernt 
man nachhaltiger als aus guten.

Immun gegen Projektitis
Nachhaltigkeit beim Auslaufen von kommunalen Projektförderungen

(BS/Katarina Heidrich) Förderprogramme von Bund und Ländern haben meist einen ausgeprägten Apellcharakter. Erreicht werden die Ziele selten. Meistens ergeben sich in den Projekten 
während der Durchführung stetig neue Fragen, die nach einer Fortführung des Projektes verlangen. Doch dafür fehlen dann die notwendigen Gelder. Wie lassen sich solche Projekte, 
die im Rahmen von Förderungen entstanden sind, verstetigen?

“Noch weitgehend 
hinreichend”
(BS/jf) Der bauliche Zustand 
der Bundespolizei-Dienststellen 
ist “unterschiedlich, kann aber 
insgesamt als für die Zwecke der 
Bundespolizei noch weitgehend 
hinreichend bewertet werden”. 
Dies teilte die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag mit. 
Allerdings seien auch defizitäre 
Zustände einzelner Liegenschaf-
ten bekannt, deren Beseitigung 
die Bundespolizei als Nutzer 
gegenüber den Liegenschafts-
eigentümern einfordere. Zu-
dem bestehe ein fortlaufender 
Sanierungs- und Modernisie-
rungsbedarf. Insgesamt nutzt 
die Bundespolizei über 480 Lie-
genschaften im gesamten Bun-
desgebiet. Eigentümer seien 
entweder die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA) oder 
Dritte, die über die BImA der 
Bundespolizei Immobilien zur 
Verfügung stellten, sowie Ver-
kehrsunternehmen auf der Basis 
des § 62 Bundespolizeigesetz. 

Frankfurter Erklärung 
verabschiedet
(BS/stb) Erstmals sind in Frank-
furt am Main die für die Digita-
lisierung zuständigen Minister, 
Senatoren oder Staatsekretäre 
von Bund und Ländern zusam-
mengekommen, um politische 
Aufgaben zum digitalen Wandel 
zu diskutieren. In ihrer Frankfur-
ter Erklärung verständigten sie 
sich auf gemeinsames Handeln 
in fünf Schwerpunkten. Darunter 
der Einsatz für leistungsfähige di-
gitale Infrastrukturen, die Unter-
stützung von Innovationen in der 
Wirtschaft und die Digitalisierung 
der Verwaltung. Nun sollen regel-
mäßige Treffen folgen. Die Initia-
tive für den Austausch war von 
den Digitalministern Hessens, 
Bayerns und Schleswig-Holsteins 
ausgegangen. Vier Länder waren 
am ersten Gipfeltreffen nicht be-
teiligt: Berlin, Bremen, Hamburg 
und Mecklenburg-Vorpommern.

Qualitätsstreit
(BS/jf) Die Qualität der Kin-

dertagesbetreuung sei in den 
letzten Jahren verbessert worden, 
betont Helmut Dedy, Hauptge-
schäftsführer des Deutschen 
Städtetages, mit Blick auf das 
“Ländermonitoring Frühkindli-
che Bildungssysteme 2019” der 
Bertelsmann Stiftung. Trotz der 
Einführung des Rechtsanspruchs 
auf Kindertagesbetreuung für 
Kinder unter drei Jahren und 
des damit verbundenen Platz-
ausbaus habe die Qualität nicht 
gelitten. Stattdessen konnte ein 
Anstieg des pädagogischen Per-
sonals um 54 Prozent auf über 
379.000 Beschäftigte im Jahr 
2018 festgestellt werden. Anders 
Verdi. Die Gewerkschaft erkennt 
zwar eine positive Entwicklungs-
tendenz an, trotzdem seien die 
Personalschlüssel vielerorts so, 
dass in zahlreichen Kitas keine 
kindgerechte Betreuung erfolgen 
könne. Problem gelöst?

Um weniger anfällig für schlecht umgesetzte Projekte zu werden, gilt es, die eigenen Anlagen zu entwickeln. Dabei 
hilft der Blick auf andere Projekte, um das Bild zu vervollkommnen. Foto: BS/qimono, Pixabay.com

Kommentar

Kommunale Sicherheit als Netzwerk
(BS) Die Bürgerschaft fühlt sich verunsichert, obwohl die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) alljährlich in 
allen Ländern wie im Bund zurückgehende Deliktzahlen vermeldet. Nun weiß aber jeder, dass eine Statistik 
in erster Linie die Erwartungen des Auftraggebers erfüllt, also hier der Innenminister. Die PKS wird selbst von 
Polizeiexperten als jährliche Schönwetteransage gesehen. Tatsache ist jedoch, dass besonders im Bereich 
der Schwerstkriminalität, also nicht nur im terroristischen und Clan-Bereich, ein Anstieg zu verzeichnen ist. 
Auch die Ausländerkriminalität nimmt in diesem Feld deutlich zu.

Die neueste Veröffentlichung 
des NRW-Innenministeriums legt 
es offen. Messerattacken wurden 
in NRW im letzten Jahr gegen 
Flüchtlinge und Asylbewerber 
in 129 Fällen begangen. Meist 
in Flüchtlingsheimen. Auch 79 
Polizisten wurden mit Messern 
attackiert, Schüler in 59 Fällen, 
Obdachlose in 15 und Lehrer in 
elf Fällen. Interessant: 38 Prozent 
der 3.562 Verdächtigen waren 
Ausländer. Das liegt deutlich 
über ihrem Bevölkerungsanteil. 
Interessant auch dabei, dass Tür-
ken mit 16,6 Prozent vorneweg 
lagen. Syrer mit 12,2, Rumänen 
mit 5,6 Prozent. Das alles ver-
langt ohne Zweifel mehr Polizei. 
Doch wenn es kurzfristig eben 
nicht mehr Polizei geben kann, 
weil die Ausbildung der Neuen 

länger dauert, sollte die Polizei 
ihr kritisches Verhältnis zu den 
Kommunalen Ordnungsdiensten 
entspannen. Sie sind es nämlich, 
die mittlerweile an erster Stelle 
auf der Straße den Problemen 
ausgesetzt sind, weil eben keine 
Polizei da ist. Die Polizei steht die-
sen meist dürftig ausgebildeten 
und zudem schlecht besoldeten 
Kräften häufig ablehnend gegen-
über. Ein Schulterschluss wäre 
sinnvoller.
Kommunale Ordnungsdienste 

können durch die Polizei ausge-
bildet werden und dann mit ihr 
gemeinsame Sache in der öffent-
lichen Sicherheit machen. Die 
Kommunalen Ordnungsdienste 
wollen das, können aber man-
ches Lied darüber singen, wie 
dies eben nicht funktioniert. 

Städte und Gemeinden stellen 
immer mehr kommunale Ord-
nungskräfte ein, weil eben die 
Polizei aus der Fläche verschwun-
den ist. Es wäre gute Sitte, wenn 
nicht Pflicht der Polizei, sich die-
sen neuen Sicherheitskräften 
gegenüber als Unterstützer zu 
präsentieren. Ein Beispiel: Ein 
Großfeuerwerk läuft im Regelfalle 
ohne Polizei. Es werden kommu-
nale Ordnungskräfte eingesetzt. 
Kommt es dann auf einem Park-
platz zu einem Blechschaden, 
rückt die Polizei an. Das ist eine 
geradezu irrwitzige Aufgaben-
teilung. Man muss diesen Re-
alitäten ins Auge sehen, um zu 
verstehen, dass ein Netzwerk 
Sicherheit neu ausjustiert wer-
den muss.
  R. Uwe Proll
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Für Bezugsänderungen:

Digitale Vernetzung

Konsolidiert und zentral gesteuert: So sehen idealtypische digitale Infrastrukturen aus, seien es Netze, 
Rechenzentren oder Service-Plattformen. In der Praxis gelingt das nicht immer, nicht selten stehen 
 politische Gründe oder Befindlichkeiten im Weg. Manchmal haben dezentrale Strukturen jedoch auch 
ihre Vorteile oder sind schlicht nicht zu vermeiden. Dann kommt es auf die richtige digitale Vernetzung 
an, mittels gemeinsamer Schnittstellen, Standards und Kommunikationskanäle. Foto: BS/Victor, stock.adobe.com
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Der “Public Sector Insider” startet 
mit anspruchsvollen Inhalten 
über aktuelle Entwicklungen in 
Bund, Ländern und Kommunen. 
Mit rund 15 Hörminuten eignet 
sich der Podcast für unterwegs, 
die Mittagspause, oder über-
brückt die Zeit zwischen zwei 
Terminen. 

Zur Premiere interviewte der 
Behörden Spiegel den Chef des 
Bundeskanzleramtes, Prof. Dr. 
Helge Braun (CDU). Braun gibt 
Einblick in den derzeitigen Stand 
der deutschen Digitalisierungs-
politik, betrachtet aber auch zu-
künftige Projekte der Regierung 
im Hinblick auf die Verwaltungs-
modernisierung. Des Weiteren 
spricht Braun die Planungen in 
Bezug zur bevorstehenden EU-
Ratspräsidentschaft an, welche 
im zweiten Halbjahr 2020 für die 
Bundesrepublik ansteht. 
Um gleichwertige Lebensver-

hältnisse in der gesamten Bun-

desrepublik zu schaffen, plant 
die Bundesregierung, Behörden 
künftig verstärkt im Osten anzu-
siedeln Ein Kommentar hinter-
fragt, ob der Strukturwandel im 
Osten durch Behördenumzüge 
erreicht werden kann. 
Der Hintergrundbericht über 

die sogenannte “Financial Intelli-
gence Unit” (FIU), die Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung 
bekämpft, komplettiert den Auf-
takt des neuen Formates. 
In der zweiten Folge: General-

leutnant Jörg Vollmer spricht 
über die Einsatzbereitschaft 
des deutschen Heeres und ein 
Kommentar widmet sich dem 
Waldsterben 2.0

Wo bekommt man ihn? 

Der “Public Sector Insider” er-
scheint ab sofort jeden Dienstag-
mittag. Zu fi nden ist er auf der 
Website des Behörden Spiegel. 

Hören Sie doch einmal rein, 
unter www.behoerden-spiegel.
de/podcast/ und senden uns 
Ihr Feedback an podcast@beho
 erdenspiegel.de.

Innen Spiegel

Behördenwissen zum Reinhören
Podcast “Public Sector Insider” erscheint nun wöchentlich

(BS/Michael Harbeke, Dr. Eva-Charlotte Proll) Die Leser des Behörden 
Spiegel können auf den Podcast “Public Sector Insider” gespannt sein. 
Das neue Format ist auf der Behörden Spiegel-Homepage und Strea-
ming-Portalen wie u. a. iTunes, Spotify und Podcast.de abzurufen. Die 
Hörer erhalten Fakten, Hintergründe und Analysen rund um den Öffent-
lichen Dienst. Hochkarätige Interviews, meinungsstarke Kommentare 
und informative Recherchen versprechen einen fundierten Hörgenuss. 
Der Podcast erscheint jeden Dienstagmittag. 

Der Podcast des

PUBLIC SECTOR

INSIDER



“Das Besoldungsniveau der Be-
amten in Bund und Ländern 
entwickelt sich immer weiter 
auseinander. Diese Zersplitte-
rung führt zu einem zunehmend 
problematischen Wettbewerb um 
Nachwuchs- und Fachkräfte ins-
besondere zulasten der finanz-
schwachen Länder und ihrer 
Kommunen”, beschreibt Thü-
ringens Finanzministerin Heike 
Taubert (SPD) die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt. Deshalb habe 
sie zusammen mit ihrem bran-
denburgischen Kollegen, Christi-
an Görke (Die Linke), ausdrück-
lich dafür ausgesprochen, dass 
die Besoldung – wie es bis 2006 
der Fall war – bundeseinheitlich 
geregelt wird. 

Dramatische Situation

Unterstützung erhält sie direkt 
aus Thüringen: “In Deutschland 
ist seit der Föderalismusreform 
ein beamtenrechtlicher Flicken-
teppich entstanden. 16 Bundes-
länder und der Bund kochen 
jeweils ihr eigenes Süppchen, 
mit der Folge, dass besonders die 
Besoldung immer weiter ausei-
nanderdriftet”, pflichtet Helmut 
Liebermann der Ministerin bei. 
Diese Entwicklung führe zu viel 
Frust bei den Beschäftigten. Der 
Landesvorsitzende des Thürin-
gischen Beamtenbundes (TBB) 
verdeutlichte dies am Beispiel 
des Freistaates. Viele Berufsein-
steiger würden nach ihrer Aus-
bildung in andere Bundesländer 
abwandern, wo sie besser bezahlt 
würden und bessere Arbeitsbe-
dingungen vorfänden. Und das 
bei einem Durchschnittsalter der 
Landesbeamten von 52 Jahren. 
Die Folge: Die Schere zwischen 

finanzstarken und finanzschwa-
chen Ländern gehe immer wei-
ter auseinander. “Dem von der 
Bundesregierung proklamierten 
Ziel der Herstellung gleichwerti-

ger Lebensverhältnisse in ganz 
Deutschland wirken die Besol-
dungsunterschiede zwischen ar-
men und reichen Bundesländern 
entgegen”, mahnt Liebermann 
und sieht die Lösung dieser Pro-
blematik einzig in einer bun-
deseinheitlichen Besoldung und 
Versorgung. 
Zu einem ähnlichen Fazit ge-

langt Frank Becker, Chef des 
Berliner Landesverbandes des 
DBB Beamtenbunds und Tarif-
union (DBB): “Diese Stimme der 
Vernunft war längst überfällig”, 
lautet sein kurzer Kommentar. 
Denn gerade der Öffentliche 
Dienst der Hauptstadt habe 
besonders unter der auseinan-
derdriftenden Besoldungslage 
zu leiden. “Die bundesweit am 
schlechtesten bezahlten Berliner 
Beamtinnen und Beamten wan-
dern in Scharen in die sehr viel 
besser zahlenden ortsansässigen 
Bundesbehörden, aber auch ins 
nahe Brandenburg ab.” Der Lan-
desdienst sei nur deshalb noch 
nicht gänzlich ausgeblutet, weil 

die verbliebenden Kräfte durch 
ihr “besonders großes Engage-
ment und die zahllosen Über-
stunden die Ausfälle notdürftig 
kompensieren” würden. 
Das Abwandern zum Bund dürf-

te sich zudem noch ausweiten, 
wenn immer mehr neue Behör-
den in die neuen Bundesländer 
verlagert werden (siehe Behörden 
Spiegel, September 2019, Seite 
1). Trotzdem wird es nicht so 
schnell zu einer Rückkehr der 
Verhältnisse wie im Jahr 2006 
und davor kommen. 

Verlust von  
Gestaltungsmacht

Welches Interesse sollte der 
Bund an einer einheitlichen 
Besoldung haben? Er profitiert, 
wie von Becker angesprochen, 
von der augenblicklichen Situ-
ation, die Beamten wechseln 
freiwillig zum Bund. Ebenso 
die finanzstarken Länder. Ihre 
Zustimmung müsste regelrecht 
erkauft werden. Aber wie? Und in 
den finanzschwachen Ländern? 

Dort ist die Sorge um die ausrei-
chende Nachwuchsgewinnung 
nachvollziehbar. Ob sich die 
Landesparlamente aber darauf 
einlassen, darf bezweifelt werden. 
Würden sich für diese doch die 
Gestaltungsmöglichkeiten über 
den Landesetat verringern und 
parallel zum Abbau von Schulden 
die Einhaltung von Verbindlich-
keiten erhöhen. Daran wird kein 
Parlamentarier Interesse haben. 
Im Zuge dessen könnten wieder 
willkürlich festgesetzte Größen 
für die Personalausgaben am 
Gesamtetat, Personalabbau und 
Stellenstreichungen Einzug in 
den Haushalt und die Exekutive 
halten, um die steigenden Perso-
nalausgaben zu kompensieren. 
Und dann darf nicht vergessen 

werden, dass nicht alle Landes-
verbände der Gewerkschaften 
die Rückkehr zur bundesein-
heitlichen Besoldung wünschen. 
Bedeutet es bei ihnen doch eben-
falls einen Rückgang bei den 
Gestaltungsmöglichkeiten. Und 
das, wo man über zwölf Jahre 

die notwendigen Strukturen und 
Kompetenzen aufgebaut hat, um 
mit den Landesregierungen zu 
verhandeln. Und selbst wenn 
es zu einer Rückführung käme, 
welches Besoldungsniveau soll 
gelten? Das des Bundes? Der 
hat aber nicht in allen Besol-
dungsgruppen die Nase vorn, wie 
aus den Besoldungsreporten des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) seit Jahren hervorgeht. 
Doch für die Beamten gilt Be-
standsschutz. Das Besoldungsni-
veau darf nicht unter die bislang 
erdiente Alimentation fallen. 

Attraktivität selbst steigern

Die Länder sind in erster Linie 
selbst gefordert, ihren Öffentli-
chen Dienst aus eigener Kraft so 
attraktiv wie möglich zu gestal-
ten. Schließlich haben sie in den 
vergangenen Jahren auch daran 
gespart! Dafür bedarf es einer 
klaren Strategie, in der sowohl 
Schuldenabbau, Personalausga-
ben und Investitionen als auch 
die Verwaltungsorganisation und 
damit verbunde Kooperation mit 
anderen Bundesländern einbezo-
gen werden. Wenn der Bund ein 
Besoldungsstrukturenmoderni-
sierungsgesetz (BesStMG) aufle-
gen kann (siehe Seite 4), können 
es auch die Länder. Dabei muss 
nicht jedes Attraktivitätsmerkmal 
sich auf dem Gehaltszettel wie-
derfinden. Warum nicht in jedem 
Bundesland ein Jobticket für die 
Beschäftigten aus den Länder-
verwaltungen? Seit Jahresbeginn 
sind Jobtickets oder Zuschüsse 
des Arbeitgebers für die Kosten 
von Fahrkarten des ÖPNV für die 
Beschäftigten steuerfrei. Es kann 
sich daher für sie lohnen, auf eine 
Gehaltserhöhung zu verzichten 
und stattdessen diesen Zuschuss 
zu wählen. Und nebenbei wird 
damit noch ein Beitrag zum Kli-
maschutz geleistet. 

Aus eigener Kraft
Fehler der Vergangenheit selbst korrigieren

(BS/Jörn Fieseler) Die Gewerkschaften können allen Grund zur Freude haben, gleich zwei Finanzminister plädieren für die Rückkehr zur bundeseinheitlichen Besoldung. Doch nicht 
alle Personalvertreter machen deshalb Luftsprünge. Das Beispiel zeigt, in der Krise wird wieder nach dem Bund gerufen, der richten soll, was Landesregierungen und -politiker in den 
letzten Jahren entschieden haben. Das kann in einem föderalen Deutschland nicht die Lösung sein. Zudem: Realistisch ist die Umsetzung nicht. 
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Neuer Aktionsplan
(BS/jf) “Gewalt gegen Einsatz-
kräfte ist nicht hinnehmbar. 
Wir müssen gerade diejenigen 
schützen, die täglich für uns den 
Kopf hinhalten” unterstrich Nord-
rhein-Westfalens Innenminister 
Herbert Reul (CDU). Deshalb ha-
ben mehrere Akteure in NRW 
einen Aktionsplan vorgestellt.
Darin enthalten ist einerseits 

der bereits umgesetzte Meldeer-
lass des Innenministeriums. Ar-
beitgeber sind verpflichtet, Fälle 
von Gewalt gegen Einsatzkräfte 
und Beschädigungen von Fahr-
zeugen und Geräten zu melden. 
So soll ein kontinuierliches und 
valides Zahlenmaterial erhoben 
werden. Des Weiteren ist vorge-
sehen, einen sogenannten “Küm-
merer” einzuführen, vergleichbar 
mit den bereits existierenden 
psychologischen Unterstüt-
zungsteams. Zu den Initiatoren 
zählen, neben dem Innenminis-
terium, das Arbeitsministerium 
NRW, die Unfallkasse NRW, die 
Komba NRW, der Landesverband 
der Feuerwehren sowie die drei 
kommunalen Spitzenverbände 
des einwohnerstärksten Bun-
deslandes.

“Ein guter Anfang”
(BS/jf) In Baden-Württemberg 
haben sich die Regierungspar-
teien auf eine Anhebung der 
Besoldungsgruppen A5 und A6 
geeinigt. Die betroffenen Beam-
tinnen und Beamten sollen künf-
tig nach der nächsthöheren Be-
soldungsgruppe bezahlt werden. 
Damit will die Landesregierung 
den Abstand zum sozialhilfe-
rechtlichen Existenzminimum 
erhöhen. Dieser Abstand muss 
seit den Urteilen des Bundesver-
fassungsgerichts aus dem Jahr 
2015 bei mindestens 15 Prozent 
liegen. Der Landesvorsitzende des 
BBW Beamtenbunds Tarifunion, 
Kai Rosenberger, begrüßte das 
Vorhaben, hält es aber mit Blick 
auf ein Gutachten der Speyerer 
Finanzwissenschaftlerin Prof. 
Dr. Gisela Färber besonders in 
großen Städten für nicht aus-
reichend.

Einige Bundesländer haben ihrem Öffentlichen Dienst seit 2006 selbst die Fesseln angelegt und mit Nullrunden und 
Stellenabbau dessen Attraktivität geschmälert. Jetzt müssen sie aus eigener Kraft diese Ketten wieder sprengen.

Foto: BS/fotomek, stock.adobe.com
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�  IKS in der Praxis der Beteiligungsverwaltung 
 Dr. Martin Gimnich, LL.M., Beteiligungsmanagement, RheinEnergie AG 

�  Tax Compliance Management System (TCMS): ein Muss für alle Kommunen
 Claus Peter Pithan, Finanzmanagement, Landschaftsverband Rheinland

�  Erfahrungen aus der Praxis beim Aufbau einer Compliance-Organisation
 Dr. Ulrich Bergmoser, Vorsitzender des Beirats, Institut für Public Management

  Themen und Referenten, u. a.:

Public Risk & Compliance 2019



Was ist für Arbeitnehmer wichtig, 
um sich vor Überlastung und 
Burnout zu schützen? Von zen-
traler Bedeutung sind eine gute 
Zusammenarbeit mit den Kol-
legen, ein gutes Betriebsklima, 
die Loyalität des Arbeitgebers 
gegenüber den Mitarbeitern so-
wie ein gutes Verhältnis zum 
Vorgesetzten.
Auffällig ist, dass es insbeson-

dere in den Sektoren öffentliche 
Verwaltung und Gesundheits-
wesen überproportional viele 
Fehltage aufgrund psychischer 
Erkrankungen gibt. Während der 
Durchschnitt in allen Branchen 
bei 236 Fehltagen liegt, kommt 
die öffentliche Verwaltung bei 
100 Beschäftigten im Jahr 2018 
auf 358 Fehltage.

Starker Termin- oder 
 Leistungsdruck

Jeder zweite Beschäftigte im 
Öffentlichen Dienst von Bund, 
Ländern, Kommunen und So-
zialversicherungen beklagt eine 
wachsende psychische Belastung 
im Job. Das geht aus der Antwort 
des Bundesarbeitsministeriums 
(BMAS) auf eine Anfrage im Bun-
destag hervor. Das Ministerium 
verweist auf entsprechende Be-
fragungen der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA). Dabei gaben 49,9 Pro-
zent der befragten Beschäftigten 
des Öffentlichen Dienstes an, 
dass Stress und Arbeitsdruck 
zugenommen hätten. Die Betrof-
fenen erklärten, dass sie häufig 

starkem Termin- oder Leistungs-
druck ausgesetzt seien. 
Erfahrungen aus psychothera-

peutischen Behandlungen von 
Patienten des Öffentlichen Diens-
tes bestätigen dieses Bild. Sie 
zeigen, dass die Gesundheit der 
Beschäftigten sehr spezifischen 
Bedingungen unterliegt. Perma-
nente Anpassung an sich schnell 
ändernde Vorschriften und eine 
hohe Anforderung an die quanti-
tative Leistung gehören für viele 
Verwaltungsmitarbeiter zum Be-
rufsalltag. Für andere Mitarbeiter 
führt dagegen nicht selten die 
Monotonie im Bürokratiebetrieb 
zu psychisch-körperlichen Belas-
tungen. Dazu haben zahlreiche 
Umstrukturierungen, Perso-
nalverknappung und Zeitdruck 
sowie ungewisse Aufstiegsper-
spektiven die Arbeitssituationen 
in den letzten Jahren in vielen 
Behörden verschärft.

Folgen: Depression,  
Ängste oder Schmerzen

Ein erhöhtes Fehlerrisiko, stär-
kere Leistungskontrollen und 
reduzierte Möglichkeiten zum 
kollegialen Austausch treten als 
Stressfaktoren zutage. Immer 
mehr Verwaltungsmitarbeiter ge-
raten unter diesen Bedingungen 
in eine Belastungssituation, die 
psychische Störungen zur Folge 
hat – Depression, Ängste und 
psychosomatische Beschwerden 
wie chronische Schmerzen tre-
ten auf. Unter diesen Umstän-
den kann es sinnvoll sein, die 

therapeutische Unterstützung 
einer spezialisierten Klinik, wie 
der Heiligenfeld Klinik Berlin, in 
Anspruch zu nehmen.

Professionelle Unterstützung

Im Rahmen einer solchen The-
rapie werden wesentliche Fragen 
gestellt und vom Patienten beant-
wortet: Wie geht es mir in meinem 
Job? Fahre ich gerne zur Arbeit 
oder gehe ich selbst “mit dem Kopf 
unterm Arm” dorthin? Bleiben 
oder gehen? Wie treffe ich die 
richtige Entscheidung für mich? 
Aufgrund eigener biografischer 
Prägungen mit Glaubenssätzen 
wie “erst die Arbeit, dann das 
Vergnügen” oder “wer rastet, der 
rostet” fällt es Menschen häufig 
schwer, die eigenen Belastungs-
grenzen wahrzunehmen und 
fürsorglichere Grundhaltungen 
gegenüber dem eigenen Körper 
und der eigenen Psyche zu ent-
wickeln. Hierbei bedarf es häufig 
professioneller Unterstützung, um 
diese Muster bewusst zu hinter-
fragen und durch mehr Fürsorge 
und Wohlwollen für sich selbst 
abzulösen. Wie die Autorin Francis 
Picabia schon treffend feststellte 
“Der Kopf ist rund, damit das Den-
ken die Richtung wechseln kann.” 

*Sven Steffes-Holländer ist 
Facharzt für Psychosomatische 
Medizin und Psychotherapie und 
Chefarzt der Heiligenfeld Klinik  
Berlin, einer Fachklinik für 
Psycho somatische Medizin und 
Psychotherapie.
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Gegen Überbelastung und Burnout
Macht die Arbeit im Öffentlichen Dienst psychisch krank?

(BS/Sven Steffes-Holländer*) Wer seine Arbeit mag, ist seltener krank. Beschäftigte, die sich im Job wohl-
fühlen, sind seltener krankgeschrieben und haben weniger arbeitsbedingte Gesundheitsprobleme. Erleben 
Beschäftigte ihre Arbeit als sinnstiftend, so wirkt sich das positiv auf ihre Gesundheit aus. Sie fehlen seltener 
am Arbeitsplatz, haben weniger arbeitsbedingte gesundheitliche Beschwerden und halten sich im Krank-
heitsfall häufiger an die ärztlich verordnete Krankschreibung. Das zeigt u. a. auch der “Psychoreport 2019”  
der Krankenversicherung DAK Gesundheit, eine Langzeit-Analyse für das IGES Institut, für die die Daten von 
2,5 Millionen erwerbstätigen Versicherten ausgewertet wurden.

Nach wie vor arbeiten in den Post-
nachfolgeunternehmen Deutsche 
Post AG, Deutsche Telekom AG 
und der in den Deutsche-Bank-
Konzern integrierten Deutschen 
Postbank schätzungsweise 
60.000 Bundesbeamte. Durch 
ihre Zuverlässigkeit, ihr Ver-
antwortungsbewusstsein und 
ihre Einsatzbereitschaft haben 
sie einen großen Anteil an der 
gesunden Entwicklung der wirt-
schaftlich erfolgreichen Aktien-
unternehmen. 
Gedankt wird es ihnen nicht! Im 

Gegenteil. Beamte in den Post-
nachfolgeunternehmen werden 
im Vergleich zu den Tarifkräften 
als wesentlicher Kostenfaktor und 
als (zu) teuer angesehen. Manch 
ein Beamter fühlt sich durch ent-
sprechende Äußerungen seines 
Arbeitgebers gemobbt und wie 
Freiwild zum “Abschuss” freige-
geben. Hinzu kommt, dass sich 
die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für die Bundesbeamten bei 
den Postnachfolgeunternehmen 
in den letzten Jahren geändert, 
nein, verschlechtert haben. Eine 
größtmögliche Flexibilität des Per-
sonaleinsatzes ist das Mantra bei 
Post, Telekom und Postbank. Und 
das betrifft natürlich auch die Be-
amten. So wurde das Instrument 

der Zuweisung auf Drängen der 
Aktiengesellschaften gesetzlich 
neu verankert. Beamte können 
auch gegen ihren Willen in Toch-
ter- und Enkelunternehmen der 
Postnachfolgeunternehmen ein-
gesetzt werden. Weiteres Beispiel 
gefällig? 
Im Zuge der Novellierung des 

Postpersonalrechtsgesetzes im 
Jahre 2015 wurden die Mög-
lichkeiten, private Unterneh-
men mit der Wahrnehmung der 
grundsätzlich dem Dienstherrn 
Bund obliegenden Diensther-
reneigenschaften zu beleihen, 
erweitert. So ist nun auf einmal 
die Deutsche Bank Dienstherr für 
die Beamten bei der Postbank, 
obwohl das Know-how in beam-
tenrechtlichen Angelegenheiten 
dort arg begrenzt sein dürfte. Die-
se Neuregelung lässt durch den 
Erlass einer einfachen Rechtsver-
ordnung rein theoretisch auch 
zu, dass ein Bundesbeamter ei-
nes Postnachfolgeunternehmen 
zukünftig an der Kasse von ALDI 
sitzt. Geht’s noch? Wir sind doch 
nicht in Absurdistan! 
Die DPVKOM hat vor einigen 

Jahren ein Plakat mit der Aus-
sage “Kein Beamter ist illegal!” 
veröffentlicht. Darauf war auch 
zu lesen: “Die bei der Deutschen 

Bundespost tätigen Bundesbe-
amten werden unter Wahrung 
ihrer Rechtsstellung und der Ver-
antwortung des Dienstherrn bei 
den privaten Unternehmen be-
schäftigt.” (Artikel 143b, Absatz 
3, Satz 1 Grundgesetz).  Damit 
sind ausschließlich die drei Post-
nachfolgeunternehmen gemeint. 
Punkt! 
Eine Ungleichbehandlung der 

Beamten der Postnachfolgeun-
ternehmen im Vergleich zu den 
Bundesbeamten gibt es auch in 
besoldungsrechtlicher Hinsicht. 
So gilt für die bei Post, Telekom 
und Postbank tätigen Beamten 
eine andere Besoldungstabelle 
als für Bundesbeamte. Während 
bei den Bundesbeamten die Son-
derzahlung (“Weihnachtsgeld”) 
in zwölf Teile aufgeteilt in die 
Grundbesoldung eingeflossen ist, 
haben die Beamten der Postnach-
folgeunternehmen aufgrund einer 
Sonderregelung im Postpersonal-
rechtsgesetz keinen Anspruch 
auf eine solche Sonderzahlung. 
Auch wenn dies an anderer Stel-
le “kompensiert” wird, versteht 
die Fachgewerkschaft DPVKOM 
unter Gleichbehandlung etwas 
anderes. Offensichtlich gibt es 
doch zwei Klassen von Bundes-
beamten!

Bundesbeamte zweiter Klasse?  
Gibt’s doch gar nicht! Gibt’s doch!

Christina Dahlhaus ist die Bundesvorsitzende der DPVKOM
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Rund 410 Millionen Euro an 
Mehrausgaben in den nächs-
ten drei Jahren sind mit dem 
BesStMG verbunden. Ein As-
pekt ist jedoch im Zuge des Ent-
stehungsprozesses nicht mehr 
enthalten. Die Reform des Fa-
milienzuschlags. Diese ist aus 
Kostengründen wieder gestrichen 
worden (siehe auch Behörden 
Spiegel, August 2019, Seite 3). 
Dies kritisiert die FDP-Fraktion 
im Bundestag und kommt ins-
gesamt zu dem Ergebnis: “Eine 
echte Reform des Dienstrechts, 

wie sie nötig wäre, um den Öf-
fentlichen Dienst auch zukünftig 
attraktiv und effizient zu machen, 
beinhaltet der Gesetzentwurf 
nicht.” Deshalb fordern die Li-
beralen in 16 Punkten Nachbes-
serungen. So sollen etwa Prämien 
zur Gewinnung und Bindung 
von Personal mit klaren Kriterien 
hinterlegt und die Entscheidung 
in das Ermessen der Behörde 
gestellt werden. Stattdessen seien 
sie bei Erfüllung der Vorausset-
zungen zu zahlen. Auch solle sich 
Leistung mehr lohnen und die 

Durchlässigkeit der Laufbahnen 
verbessert werden. Des Weiteren 
soll eine eigene Laufbahn für IT-
Fachkräfte eingerichtet werden. 
Auch müsse der kurzfristige oder 
dauerhafte Wechsel in die Pri-
vatwirtschaft flexibler gestaltet 
werden, ebenso die begrenzte 
Freistellung im Rahmen eines 
Sabbaticals. Auch der Einstieg 
in den Ruhestand soll flexibler 
werden und das Eintrittsalter 
an den individuellen Bedürfnis-
sen der Beamten ausgerichtet 
werden. 

Keine echte Reform
Weitere Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung gefordert

(BS/jf) Das Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz (BesStMG) ist in den Bundestag eingebracht wor-
den. Damit will der Bund unter anderem das System der Stellenzulagen vereinfachen und diese zu erhöhen 
sowie finanzielle Anreize für die Personalgewinnung und -bindung schaffen. Der FDP-Fraktion gehen diese 
Vorhaben nicht weit genug.

Eine Veranstaltung des 

Weitere Informationen zur Tagung „Zukunft Dienstrecht“ sowie das Anmeldeformular fi nden Sie unter: 

www.zukunft-dienstrecht.de

Zukunft Dienstrecht
Arbeits-, tarif- und beamtenrechtliche Entwicklungen

19. – 20. November 2019, Maritim Hotel, Bonn

Mit Beiträgen u. a. von:

§ Karin Spelge, 
Die vorsitzende Richterin 
am Bundesarbeitsgericht 
(6. Senat) informiert über 
die aktuellen Entscheidun-
gen zum TVöD/TV-L.

Prof. Dr. Dr. Udo di Fabio
Der ehemalige Richter des Bundes-
verfassungsgerichts befasst sich 
mit dem Thema „Grundsätze des 
Berufsbeamtentums“ im Lichte der 
aktuellen Verfassungslage.

Dr. Franz Werner Gansen
Der Vizepräsident des Sozialge-
richts Koblenz hinterfragt, ob das 
Disziplinarrecht noch zeitgemäß 
und ausreichend für die Pfl ich-
tenmahnung der Beamten ist.

 MELDUNG

(BS/jf/rup) Das Bundesinnen-
ministerium (BMI) plant nach 
Informationen des Behörden 
Spiegel die Verlagerung meh-
rere Abteilungen innerhalb der 
Hauptstadt. So soll am Standort 
in der Bundesallee ein neuer Hei-
mat-Campus entstehen und die 
gleichnamige Abteilung in das 
historische Gebäude der Preu-
ßischen Artillerie-Kommission 
einziehen. Ein zweiter Digital-
Campus soll in der Englischen 

Straße eingerichtet und die 
Abteilung Digitale Gesellschaft 
dorthin verlagert werden. 
Im Gegenzug sollen die Bauab-

teilungen aus der Krausenstra-
ße, die Abteilung Dienstrecht 
und die Sportabteilung (aus der 
Pommernallee) und die Perso-
nalräte (aus der Bundesallee) in 
das Haupthaus umziehen. Dort 
sollen bald die Bagger anrollen. 
Geplant ist der Bau eines wei-
teren 17-geschossigen Anbaus. 

Umzugs-Rotationen



Behörden Spiegel: Ein wichtiges 
Thema für die Bundesverwal-
tung ist die IT-Konsolidierung, 
die zwischenzeitlich jedoch ins 
Stocken geraten schien. Kosten-
steigerungen waren ein Thema. 
Mit welcher Energie muss dieses 
Vorhaben aus Ihrer Sicht voran-
getrieben werden?

Prof. Dr. Braun: Die IT-Kon-
solidierung ist von zentraler 
Bedeutung, auch deswegen, 
weil nicht jedes einzelne Minis-
terium eine gut funktionierende 
IT-Infrastruktur vor allem auch 
unter den Aspekten von IT-Si-
cherheit selbst aufbauen kann. 
Das entspricht nicht mehr den 
heutigen Realitäten und dem 
notwendigen Maß an hoher Pro-
fessionalisierung. Wir brauchen 
innerhalb der Bundesregierung 
gemeinsame Tools, die wir auch 
gemeinsam nutzen können, er-
wähnt seien hier E-Akte und 
E-Gesetzgebung. Insellösungen 
sind hier in keinem Fall tragfä-
hig. Das Bundeskanzleramt hat 
nach der letzten Bundestagswahl 
die Verantwortung übernom-
men, diese Digitalisierungspro-
zesse insgesamt zu steuern und 
dabei wurde festgestellt, dass 
das Projekt unterfinanziert ist. 
Dann kam es zu den von Ihnen 
genannten Kostensteigerungen, 
die aber eigentlich eine erste 
echte und ehrliche Gesamtbe-
rechnung waren. Und jetzt ha-
ben wir festgestellt, dass wir den 
Prozess zwar aufgesetzt haben, 
aber er zu langsam läuft. Unter 
den Aspekten der IT-Sicherheit 
brauchen wir eine moderne Inf-
rastruktur und daher haben wir 
das Projekt jetzt neu aufgesetzt 
und eine Laufzeit bis 2024/2025 
verabredet. 

Behörden Spiegel: Sie persön-
lich haben sich ja des Themas 
angenommen und leiten die Sit-
zungen des IT-Rates, also der IT-
Beauftragten der Einzelressorts. 
Die von Ihnen genannte Rolle des 
Kanzleramtes wird in der Öffent-
lichkeit bisher nicht so deutlich. 
Ist es mehr die Rolle des Mode-
rators oder die des Steuerers?

Prof. Dr. Braun: Einzelprojek-
te liegen weiterhin in der ope-
rativen Ver-
antwortung 
der Ressorts. 
Kritik gab es 
am Digitalisie-
rungsprozess 
i n s g e s a m t , 
jedoch auch daran, dass dieser 
nicht als politisch, sondern eher 
als technisch betrachtet wurde. 
Und das ist falsch. Es geht nicht 
nur um ein milliardenschwe-
res teures, Projekt, sondern es 
geht um Fragen von Kompetenz, 
Macht und Zusammenarbeit und 
am Ende um die Frage, wie wir 
den Onlinezugang für so viele 
Services wie möglich für Bür-
ger und Unternehmen digital 
öffnen. Schon deswegen sind 
dies zutiefst politische Prozesse. 
Seit Beginn der Legislaturperiode 
wollen wir zu diesem Thema eine 
politische Gesamtverantwortung 
sehen und haben daher alle Es-
kalationsmöglichkeiten, die wir 
in der Politik haben, etabliert. Die 
Arbeitsebene eskaliert, wenn not-
wendig, zu den IT-Beauftragten 
der Ressorts, die zu den Staats-
sekretären und die wiederum 
das Thema ins Digitalkabinett. 
Wir haben in der Vergangen-
heit solche Dinge viel zu sehr 
als technisch abgetan, jetzt im 
Digitalkabinett besprechen und 
entscheiden wir die Dinge auf 
Ministerebene. 

Behörden Spiegel: Bei der 
IT-Konsolidierung des Bundes 
waren bis dato zwei Dienst-
leister, das ITZBund, also das 
ehemalige Rechenzentrum des 
Finanzministeriums ZIVIT, und 
die Inhouse-Gesellschaft der Bun-
deswehr namens BWI, angedacht 
und standen den Ressorts zur 
Auswahl. Wie wird es mit dieser 

Dualität der zentralen Dienstleis-
ter weitergehen?

Prof. Dr. Braun: Im Rahmen des 
Projektes insgesamt wollen wir 
eine Beschleunigung und keine 
Denkverbote. Das Wichtigste ist, 
dass wir am Ende eine Struk-
tur haben, in die alle Ressorts 
Vertrauen setzen und die wirk-
lich geeignet ist, sehr schnell zu 
handeln. Als zentraler Dienstleis-
ter wird daher das ITZBund im 
Rahmen der IT-Konsolidierung 
seine Rolle übernehmen und die 
Bundeswehr-Gesellschaft BWI 
wird als Unterauftragnehmer im 
Rahmen der IT-Konsolidierung 
des ITZBund in Erscheinung 
treten. 

Behörden Spiegel: Konsolidie-
rung ist das eine, IT-Sicherheit 
und besonders Cyber-Resilienz 
das andere. Wie hoch ist aus Ih-
rer Sicht das Risiko für Deutsch-
land, Gegenstand eines massiven 
Cyber-Angriffs zu werden?

Prof. Dr. Braun: Wenn man 
sich die Verflechtung der Un-
ternehmen hierzulande und mit 
anderen im Ausland anschaut, 
zudem die Digitalisierung von Ar-
beitsprozessen und der digitalen 

Steuerung von 
Infrastruktu-
ren in einem 
hochtechni-
sierten Land 
wie Deutsch-
land, dann ist 

die Gefahr, einem Cyber-Angriff 
ausgesetzt zu sein, sehr hoch. 
Wir haben aber mit den IT-Si-
cherheitsgesetzen bereits sehr 
früh begonnen, Kritische Infra-
strukturen zu schützen. Damit 
sind wir im Umfang unserer Ab-
wehrmaßnahmen im internatio-
nalen Vergleich sehr gut. Aber es 
wird ein ewiger Wettlauf bleiben, 
also eine Daueraufgabe. Wir ha-
ben dies bereits im Koalitionsver-
trag formuliert. Ganz alltägliche 
Produkte, die uns umgeben, sind 
zunehmend mit dem Internet 
verbunden. Ein konsequentes 
Schließen von Sicherheitslücken 
ist daher eine wichtige Aufgabe, 
um zu vermeiden, dass größere 
Teile von Infrastrukturen geka-
pert werden. 

Behörden Spiegel: Beobach-
tet man die Cyber-Angriffsszene, 
kommt man zu dem Schluss, dass 
es sich hier teils um staatliche, 
teils um vom Staat ausgelagerte, 
individuelle und auch kommerzi-
elle Angreifer handelt. Es ist ein 
Graubereich auf der Angreifer-
seite. Wäre es daher nicht erstre-
benswert, eine UN-Konvention zu 
schaffen, die als Grundlage das 
Verhalten aller Staaten zueinan-
der im Digitalbereich definiert und 
gegebenenfalls auch sanktioniert? 

Prof. Dr. Braun: Generell gelten 
in der digitalen Welt im Grund-
satz alle Dinge im Verhaltensko-
dex aus der analogen Welt. Mit 
anderen Worten, auch im digi-

talen Bereich muss jeder Staat 
die Souveränität eines anderen 
achten und darf auf dessen Ho-
heitsgebiet nichts unternehmen. 
Das ist die Messlatte. Das Pro-
blem in der digitalen Welt sind 
also weniger die Maßstäbe, son-

dern einfach nur die Frage, wie 
man sie durchsetzt. Das bezieht 
sich nicht nur auf die von Ihnen 
angesprochenen Cyber-Angriffe, 
sondern auch auf eher alltägli-
che Lebensbereiche im Netz wie 
Hassrede oder Urheberrechtsver-

letzung. Hier muss sicherlich an 
der Verfolgungsinfrastruktur des 
Staates nachgebessert werden, 
damit wir mit aller Konsequenz 
auch im digitalen Bereich Recht 
und Schutz garantieren können.

Behörden Spiegel: Es gibt erste 
Versuche, auch in der Bundes-
verwaltung mit Bots zu arbeiten, 
sprich also Vorgänge maschinell 
zu erledigen. Zukünftig werden 
immer intelligentere Bots zur Ver-
fügung stehen, die Inhalte von 
Anfragen erkennen können und 
auch qualifizierte Antworten zur 
Verfügung stellen können. Es gibt 
Kritik daran, so etwas überhaupt 
zu tun. Glauben Sie an die Zu-
kunft der Bots in der öffentlichen 
Verwaltung?

Prof. Dr. Braun: Die Digitali-
sierung kann in der Verwaltung 

vieles einfacher und vor allem 
schneller machen, sie kann Mit-
arbeiter von Routinetätigkeiten 
entlasten. Das ist beides wich-
tig. Da die Arbeitsbelastung in 
den Verwaltungen in den letzten 
Jahren deutlich zugenommen 
hat, die Erwartungshaltung an 
die Schnelligkeit von Antworten 
und Entscheidungen gestiegen 
ist, kann man zumindest bei der 
automatisierten Vorsortierung 
mit Bots zu einer Verbesserung 
kommen. 
Eine händische Bearbeitung bei 

Massenvorgängen scheint uns 
doch allen nicht mehr zeitgemäß. 
Damit wird aber Zeit frei für die 
Akribie für die wirklich kom-
plexen Prozesse. Das finde ich 
grundsätzlich positiv. Sie spra-
chen die Kritik an. Bots haben 
derzeit eine sehr negative Kon-
notation. Aber ich glaube, dass 
intelligente Algorithmen schon 
heute das Leben an manchen 
Stellen leichter machen. Und 
wenn sie kontrolliert und trans-
parent sind, können sie auch 
in der Verwaltung von großem 
Nutzen sein. 

Das vollständige Interview lesen 
Sie auf www.behördenspiegel.de.

Behörden Spiegel / Oktober 2019 Seite 5Bund

Erkannt, angenommen und umgesetzt
Prof. Dr. Helge Braun zum Digitalisierungsprozess im Bund

(BS)“Generell gelten in der digitalen Welt im Grundsatz alle Dinge im Verhaltenskodex aus der analogen Welt”, sagt Prof. Dr. Helge Braun, Chef 
des Bundeskanzleramts und Bundesminister für besondere Aufgaben, mit Blick auf die Regulierung und Sanktionierung von Cyber-Angriffen. Im 
Interview mit dem Behörden Spiegel sprach er unter anderem über den derzeitigen Stand der IT-Konsolidierung, die Stellung der BWI GmbH im 
Rahmen des Prozesses und den Einsatz von Bots in der Verwaltungsarbeit. Die Fragen stellte Uwe Proll. 

“Es geht um Fragen von 
Kompetenz, Macht und 

Zusammenarbeit”,

sagt Prof. Dr. Helge Braun, Chef des Bun
deskanzleramtes, über den Digitalisie
rungsprozess.
 Foto: BS/Bildschön GmbH

“Insellösungen sind 
hier in keinem Fall  

tragfähig.”
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Einnahmen aus der Sportwettsteuer

Illustration: BS/Marvin Hoffmann, B. Dach; unter Verwendung von Grafi ken von © angelinachirkova, stock.adobe.com; © macrovector, stock.adobe.com
Alle Grafi ken und bildlichen Darstellungen unterliegen dem Copyright. Nachdruck oder andere Vervielfältigungen nur mit Genehmigung des Behörden Spiegel.

(BS/kh) Trotz unklarer Rechtslage bei den Sportwetten steigen die 
Einnahmen aus der Sportwettsteuer von Jahr zu Jahr deutlich an. 
Zwischen 2014 und 2018 haben sie sich im gesamten Bundesgebiet 
fast verdoppelt. Von jeder in Deutschland platzierten Sportwet-
te müssen Anbieter fünf Prozent an das Finanzamt abführen, die 
Einnahmen werden an die Bundesländer verteilt. Im Vergleich zum 
Vorjahresquartal konnten alle Länder, trotz großer Unterschiede 
in der Höhe, im ersten Quartal 2019 erhebliche Mehreinnahmen 
verzeichnen. Die Anzahl der Wettspieler nimmt hingegen stetig ab. 
Die Bundesländer wollen das Glückspiel nun aus der rechtlichen 
Grauzone holen. Wie, lesen Sie auf Seite 7.

Steuereinnahmen aus Sportwettsteuer im gesamten Bundesgebiet

Quelle: BS/Bundesministerium der Finanzen: Steuereinnahmen Kalenderjahr 2014 bis 2018Einnahmen in Tsd. Euro
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Quelle: BS/ Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA): Glücksspielverhalten und Glücksspielsucht in Deutschland - Ergebnisse des Surveys 2017 und Trends
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Die Einnahmen aus der Sport-
wettsteuer steigen stetig; al-

lein in den letzten fünf Jahren 
haben sie sich bundesweit fast 
verdoppelt. Gut für die Länder, 
sie verdienen daran. Allerdings 
befindet sich dieser Bereich des 
Glücksspiels seit Jahren in einer 
rechtlichen Grauzone. Mit Aus-
nahme von Schleswig-Holstein 
waren bisher in Deutschland 
lediglich Sportwetten-Angebote 
des Deutschen Lotto- und To-
toblocks (DLTB) legal: Oddset, 
das von 13 Landeslotteriegesell-
schaften angeboten wird, und 
Fußball-Toto, das von allen 16 
Landeslotteriegesellschaften 
angeboten wird. Letztere gel-
ten zwar steuerrechtlich gemäß 
Rennwett- und Lotteriegesetz 
(RennwLottG) als Sportwetten, 
jedoch glücksspielrechtlich ge-
mäß dem Glücksspielstaatsver-
trag (GlüStV) nicht als Sport-
wetten, sondern als Lotterien. 
Schleswig-Holstein ging einen 
Sonderweg und versuchte sich 
an einer quantitativen Zulassung 
im Bereich der Online-Sportwette 
in Form von 20 Konzessionen. 
Aufgrund von vielfachen Klagen 
anderer Anbieter scheiterte dieser 
Versuch allerdings. Im Rahmen 
der Länderverhandlungen zu ei-
nem neuen Staatsvertrag wurde 
sich auf ein neu anlaufendes 
Konzessionsverfahren geeinigt, 
das nun auf qualitative statt auf 
quantitative Zulassung setzt.
Die für die Sportwettanbieter-

zulassung zuständige Behörde 
ist das Regierungspräsidium 
(RP) Darmstadt, nach dessen 
Einschätzung es bis zu 150 An-
träge auf Zulassung von Online-
Sportwetten geben könnte. Die 
Zulassungskriterien sind rechtli-
cher, personeller und finanzieller 

Natur, zum Beispiel ist eine Ka-
pitaldecke von mindestens fünf 
Millionen Euro gefordert. Doch 
viele Einzelpunkte sind weiterhin 
offen beziehungsweise rechtlich 
ungewiss. Etwa die Frage, wie mit 
Online-Casinos (die in Deutsch-
land verboten sind) während des 
Bewerbungsverfahrens umgegan-
gen werde. Hierzu bestätigte das 
RP, die Antragsteller brauchten 
lediglich zu erklären, ab Erteilung 
der Konzession kein unerlaubtes 
Glücksspiel anzubieten oder zu 
veranstalten. Auch habe man 
sich gegen einen automatischen 
Ausschluss im Genehmigungs-
verfahren von Anbietern von 
Online-Casino-Dienstleistungen 
entschieden.

Ziel der Kanalsierung wird 
verfehlt

Ein Blick auf die Anteile der 
Sportwetten im regulierten und 
im nicht regulierten Glücks-
spielmarkt zeigt, dass sich die 
Wettenden zu großen Teilen 
in der Illegalität bewegen. Der 
Marktanteil der Sportwetten am 
regulierten Markt sank 2017 um 
0,1 Prozentpunkte gegenüber 
dem Vorjahr auf 0,6 Prozent 
(insgesamt 71 Mio. Euro), wie 
aus dem Jahresreport 2017 der 
Glücksspielaufsichtsbehörden 
der Länder hervorgeht. Zum Ver-
gleich: Sport- und Pferdewetten 

im regulierten Markt haben im 
Jahr 2017 114 Millionen Euro 
an Bruttospielerträgen erzielt. 
Im nicht regulierten Markt wa-
ren dies 1.027 Millionen Euro. 
Davon 65 Prozent im stationä-
ren Vertrieb mit rund 4.000 bis 
5.000 Wettannahmestellen und 
35 Prozent im Online-Bereich mit 
rund 193 deutschsprachigen In-
ternetseiten mit Sportwetten-An-
geboten von Anbietern aus dem 
Ausland. Das bedeutet, dass der 
regulierte Markt in diesem Be-
reich nicht einmal zehn Prozent 
der Gesamt-Bruttospielerträge 
ausmacht.
Das bisherige Regulierungsre-

gime ist föderal beziehungsweise 
dezentral bis auf die kommunale 
Ebene organisiert. Der Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag 
muss zukunftsfähig sein, d. h. es 
dürfen keine Konflikte innerhalb 

des neuen Glücksspielstaatsver-
trags ab 2021 angelegt werden 
– Stichwort Kohärenz. Einige der 
Punkte, die das neu angelegte 
Konzessionsverfahren betreffen, 
bemängelt allerdings auch die 
EU-Kommission in einem “blauen 
Brief” an die Bundesregierung. 
Die Lizenzen sollen eine Laufzeit 
von 18 Monaten mit der Option 
auf eine dreijährige Verlänge-
rung beinhalten. Ursprünglich 
war eine Experimentierphase 
von sieben Jahren angedacht, 
zu der es aber nie kam. Die Kom-
mission begrüßt zwar, dass die 
Höchstzahl von 20 Sportwett-
konzessionen gestrichen wurde, 
aber besonders die Verkürzung 
der Geltungsdauer wird kriti-
siert, da sich die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen geändert 
haben. Dadurch “können sich die 
Anreize für einen Wechsel vom 

unregulierten in den regulierten 
Bereich verringern”, heißt es in 
dem Brief mit Blick auf das ei-
gentliche Ziel der Kanaliserung.

Anpassung ans digitale 
Zeitalter

Mathias Dahms, Präsident des 
Deutschen Sportwettenverbands 
(DSWV), kritisiert ebenfalls, dass 
dadurch keine Planungssicher-
heit für die Lizenzinhaber beste-
he. Seiner Ansicht nach sei “auch 
der 3. GlüÄndStV nicht der drin-
gend notwendige Durchbruch, 
sondern ungeeignet, den deut-
schen Glücksspielmarkt sinnvoll 
zu regulieren. Zudem bleibt die 
Sportwette mit unzeitgemäßen, 
restriktiven Regelungen belegt: 
Die beliebte Live-Wette – etwa 60 
bis 70 Prozent des Marktes – wird 
massiv eingeschränkt, pauschale 
Spiellimits werden willkürlich 

festgelegt. Hierdurch wird die 
lizenzierte Sportwette gegenüber 
dem Schwarzmarkt unattraktiv, 
denn die Verbraucher wollen ihre 
Wetten im Smartphone-Zeitalter 
live, digital und mobil platzieren”, 
so Dahms.
Auch Renatus Zilles, Vorstands-

vorsitzender des Deutschen 
Verbands für Telekommunika-
tion und Medien (DVTM) sieht 
noch Handlungsbedarf: “In der 
Zwischenzeit brauchen wir eine 
adäquate Übergangslösung, die 
verhindert, dass regulierungs-
unwillige Off-Shore-Anbieter das 
Vakuum von circa 18 Monaten 
nutzen, um einen “Unfriendly 
Take-Over” des deutschen Mark-
tes zu vollziehen.

Noch nicht der große Wurf
Länderverhandlungen zur Sportwettenregulierung

(BS/Katarina Heidrich) Bis 2021 sollen die Länder einen neuen Staatsvertrag zum Glücksspielwesen zustande bringen. Aktuell wird eine Interims
phase besprochen, die einen Glückspieländerungsstaatsvertrag (GlüÄndStV) mit einer Dauer von 18 Monaten begründet. Erklärtes Ziel ist, den 
Bereich der Sportwetten einer bundesweiten Regulierung zuzuführen. Allerdings gibt es rechtliche Vorbehalte auf der Zielgeraden. Siehe zu den 
Zahlen die nebenstehende GrafikSeite.

(BS) Neben seiner “klassischen” 
Aufgabe der Bemessung und 
Abschätzung des Erfüllungsauf-
wandes (EA) von Bundesgesetzen 
(= Entwürfe der Bundesregie-
rung) hat der Nationale Normen-
kontrollrat (NKR) im Bereich von 
Bürokratieabbau und besserer 
Rechtsetzung laut NKR-Gesetz 
die Bundesregierung bei der 
Umsetzung ihrer Maßnahmen 
zu beraten und zu unterstützen. 
Zum Standard gehören insoweit 

die ständigen Hinweise des NKR 
aus seinen Prüfverfahren etwa in 
den Jahresberichten. Der neue 
Jahresbericht 2019 wird der 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
am 22. Oktober übergeben. Er 
wird wie gewohnt u. a. die Zahlen 
zum jährlichen EA im Einzelnen 
darstellen.
Daneben macht sich der NKR 

aber auch verstärkt Gedanken zu 
einer besseren Gesetzgebungs-
praxis: Wie können wir zu ei-
ner neuen Rechtsetzungskultur, 
einem Kulturwandel kommen, 
der nicht mehr den in Deutsch-
land so bewährten traditionellen 
Weg der “Geburt” eines Gesetzes 
geht, das schon im Entwurf von 
nur schwierig zu verstehenden 
Rechtstexten der Ministerialbü-
rokratie geprägt ist? 
Sollten nicht zuerst – etwa 

über Eckpunktepapiere, die in 
verständlichem Deutsch for-
muliert sind – die politischen 
Ziele und Alternativen diskutiert 
werden und erst danach, wenn 
“demokratiegerecht” Verbände, 
Normadressaten, gesellschaft-
liche Gruppen usw. dazu ihre 
Einschätzung abgeben konnten, 
rechtssichere Texte vom feder-
führenden Ressort entwickelt 
werden? Das hätte den großen 
Vorteil, dass sowohl die Frage der 

Wirksamkeit möglicher Alternati-
ven als auch die Vollzugsrealität 
bei den Ländern und Kommunen 
sowie die digitale Tauglichkeit 
verschiedener Rechtsmodelle be-
reits bei den ersten Diskussionen 
mit einbezogen werden könnten. 
Im NKR diskutieren wir dies 

unter der Überschrift “Erst der 
Inhalt, dann die Paragrafen” 
(siehe Behörden Spiegel, Juni 
2019, Seite 4). Wir halten diese 
Entwicklung für so wichtig, dass 
wir ein Gutachten dazu verge-
ben haben, das von der Firma 
McKinsey angefertigt wird. 
Dieses Gutachten wird ebenfalls 

am 22. Oktober zu unserer Halb-
zeitbilanz an die Bundesregie-
rung zu Händen des Vizekanzlers 
und Bundesfinanzministers Olaf 
Scholz übergeben.
Sowohl die Übergabe des Jah-

resberichtes als auch des Gut-
achtens werden von Podiumsdis-
kussionen begleitet werden (u. 
a. mit Staatsminister Hendrik 
Hoppenstedt vom Bundeskanz-
leramt, dem parlamentarischen 
Staatssekretär Günther Krings im 
Bundesinnenministerium (beide 
CDU) und MdB Konstantin von 
Notz, dem stellvertretenden Frak-
tionsvorsitzenden der Fraktion 
Bündnis 90/die Grünen).
Auf diese Art hoffen wir, dass 

der notwendige Paradigmen-
wechsel stärker ins Bewusstsein 
der interessierten Öffentlichkeit 
gelangen und tatsächlich zu Än-
derungen führen wird. 
Bisher ist das leider nicht in 

ausreichendem Maße der Fall 
(siehe etwa den übervorsichti-
gen Ansatz im Arbeitsprogramm 
der Bundesregierung “Bessere 
Rechtsetzung und Bürokratie-
abbau” vom Dezember 2018, 
Ziffer 6).
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Für eine neue Recht
setzungskultur
Dr. Rainer Holtschneider, Staats
sekretär a. D., ist Mitglied des NKR. 

“Beiträge zum Glücksspiel
wesen”

Diese Fachreihe des Behörden 
Spiegel beschäftigt sich sach
lich und mit wissenschaftlichen 
Beiträgen mit der Regulierungs
politik. Ein Probeheft, welches 
Sie als PDF erhalten, kann an
gefordert werden unter: redak
tion@gluecksspielwesen.de 
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Ende des Jahres werden die 
Regelungen für die erhöhte 

Gewerbesteuerumlage bundes-
weit abgeschafft. Die Umlage 
wurde zur Mitfinanzierung der 
Deutschen Einheit durch die 
Kommunen eingeführt. Wäh-
rend sich die meisten Kommu-
nen in den alten Bundesländern 
mit dem Wegfall der Umlage ab 
2020 auf ein Plus bei den Ge-
werbesteuern freuen können, 
geht Hessen einen Alleingang. 
Nicht die komplette Umlage soll 
in das Programm “Starke Hei-
mat Hessen” fließen, sondern 
die Hälfte. Ein Viertel soll in den 
Kommunalen Finanzausgleich 
(KFA) fließen und ein Viertel 
direkt an die Kommunen ge-
hen. Mit dem neuen Programm 
“Starke Heimat Hessen” will das 
Land kommunale Maßnahmen 
in den Bereichen Kinderbetreu-
ung, Krankenhausinvestitionen, 
Verwaltungskräfte/Schulsekre-
tariate, ÖPNV und Digitalisierung 
finanzieren. “Wir kümmern uns 
nicht nur um die Wohlhabenden, 
sondern auch um die Ärmeren”, 
betone Michael Reul, Sprecher für 
Haushalts- und Finanzpolitik der 
Hessischen CDU. Für Reul ist 
es dabei nur logisch, dass man 
als Land auch von den starken 
Kommunen “eine gewisse Soli-
darität” einfordert. 

Land soll eigene Mittel zur 
Verfügung stellen

Ganz anders sieht es aber Dr. 
Jörg-Uwe Hahn von den Freien 
Demokraten in Hessen. Für den 
Jurist hat dieses Vorgehen nichts 
mit Solidarität zu tun: “Wenn es 
der Regierung und den Regie-
rungsfraktionen um Solidarität 
gegangen wäre, dann hätten sie 
das von ihrem Geld bezahlt. Es ist 
solidarisch, wenn Aufgaben, die 
man als ganz besonders wichtig 
definiert, aus dem Landeshaus-
halt bezahlt werden und nicht 
schon wieder mit kommunalem 
Geld.” Auch Jan Schalauske, 
Sprecher für Haushalspolitik und 
stellvertretender Fraktionsvorsit-
zender der Fraktion Die Linke im 
Hessischen Landtag kritisiert, 
dass das Land nicht das Geld, 
das den Kommunen ohnehin 
zustehe, selbst verteilen solle, 
sondern gewerbesteuerschwache 
Kommunen endlich finanziell 

besser ausstatten müsse. Laut 
Schalauske beschneidet das 
Land stattdessen die kommunale 
Selbstverwaltung. “Aus dem Ge-
setzesentwurf trieft fast in jeder 
Zeile großes Misstrauen gegen-
über den kommunalpolitischen 
Verantwortlichen”, kritisiert der 
Abgeordnete.  Ähnlich sieht es 
auch der Erste Vizepräsident des 
Hessischen Städtetages Dr. Heiko 
Wingenfeld. “Durch die Heimat-
umlage verlieren alle Städte und 
Gemeinden in Hessen, weil das 
Land ihnen einen guten Teil ihrer 
Gewerbesteuer wegnimmt und 
damit in ihr Selbstverwaltungs-
recht eingreift.”
Insgesamt zeigte sich der Hessi-

sche Städtetag enttäuscht, dass 
das Land sich für die von ihm 
wichtig gehaltenen Programme 
nicht mit eigenem Landesgeld 
beteilige. “Unsere Städte hätten 
erwartet, dass die Landespolitik 
für diese wichtigen Ziele eigene 
Mittel einsetzt, statt nur kom-
munale Gewerbesteuer umzu-
verteilen”, so Horst Burghardt, 
Bürgermeister aus Friedrichsdorf 
und Zweiter Vizepräsident des 
Kommunalverbandes. Genauso 
sieht es auch Uwe Becker, Bür-
germeister und Stadtkämmerer 
von Frankfurt (CDU). “Wenn der 
Finanzminister unsere hessische 
Heimat stärken will, muss er dies 
mit eigenen Mitteln aus seinem 
Landeshaushalt tun. Der Griff 
in die städtischen Kassen ist der 
falsche Weg. Hier wird kommu-
nales Geld schlicht umetiket-
tiert”, kritisierte der Frankfurter 
Kämmerer. Der Hessische Land-
kreistag erinnerte daran, dass für 
Aufgaben, für die auch das Land 
verantwortlich zeichne, auch ori-
ginäre Landesmittel einzusetzen 
seien und die kommunale Ebene 
dauerhaft finanziell so ausgestat-
tet werden müsse, dass sie ihre 
Aufgaben eigenverantwortlich 
wahrnehmen könne.

Marius Weiß, stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der SPD-
Fraktion im hessischen Landtag, 
geht sogar so weit, den Geset-
zesentwurf als den “bisher über-
flüssigsten” der schwarz-grünen 
Regierungszeit zu bezeichnen: 
“Völlig unnötigerweise werden Sie 
überflüssige Bürokratie schaffen. 
Die Kommunen werden Anträge 
stellen müssen, um ihr eigenes 
Geld zurückzubekommen.”
Dem hessischen Finanzminister 

gehe es nicht um Solidarität, 
sondern darum, “schön medial 
inszeniert wieder Förderbeschei-
de verteilen zu können” und sich 
als Wohltäter der Kommunen 
aufzuspielen.

Starke Unterschiede  
zwischen den Kommunen

Als Mitglied der Regierung will 
Frank-Peter Kaufmann von den 
Grünen den solidarischen Aspekt 
wieder mehr in den Vordergrund 
der Debatte stellen. “Die Sprei-
zung in den Gewerbesteuerein-
nahmen ist in Hessen so hoch wie 
in keinem anderen Bundesland. 
Wenn mal also sagt, wir lassen 
das Gesetz einfach auslaufen, 
dann bekommen die besonders 

einkommensstarken Gemeinden 
besonders viel zusätzlich.”
Auf die enormen Finanzkraft-

unterschiede zwischen den 
hessischen Kommunen hatte 
kürzlich auch die Bertelsmann 
Stiftung in ihrem Kommunalen 
Finanzreport 2019 hingewiesen. 
Frankfurt erreicht pro Einwohner 
das dreifache Steueraufkommen 
wie die Städte und Gemeinden im 
Werra-Meißner-Kreis, so die Ber-
telsmann Stiftung. “Frankfurt al-
lein verbuchte 2017 mehr als ein 
Fünftel der gesamten hessischen 
Steuereinnahmen. Das ist eine 
außerordentliche Situation”, so 
René Geißler, Finanzexperte von 
der Bertelsmann Stiftung. Laut 
Kaufmann haben mit dem Ge-
setz “Starke Heimat Hessen” drei 
Viertel der Gemeinden hinterher 
mehr. “Es ist also in der Tat echt 
ein solidarischer Aspekt.” 
Der Hessische Städtetag sieht 

das jedoch nicht so. Seine Mitglie-
der seien bei rein rechnerischer 
Betrachtung die Hauptverlierer 
der Heimatumlage: “Bei uns 
gewinnen zwar nach den vom 
Finanzministerium übermittel-
ten Zahlen zahlreiche unserer 
Mitglieder per Saldo insgesamt 

rund 20 Mio. Euro. Dem stehen 
aber Verluste von deutlich über 
100 Mio. Euro entgegen.”

Gerechtigkeit oder  
Gängelung?

Hessens Finanzminister Dr. 
Thomas Schäfer betonte indes, 
dass das Land all seine 444 Kom-
munen im Blick habe: “Ob groß 
oder klein, mit hohen Steuer-
einnahmen gesegnet oder nicht, 
ländlich oder urban, ärmer oder 
wohlhabend: Von der Starken 
Heimat sollen finanzschwache 
Orte besonders profitieren. Diese 
Umverteilung streben wir ganz 
bewusst an. Den Gegenwind, 
den es deswegen aus manch 
steuerstarker Kommune gibt, 
muss man aushalten”, konterte 
Schäfer. “Wir sind nicht Partner 
einzelner Kommunen, sondern 
aller. Manche haben aber die 
Unterstützung durch uns wie 
durch die kommunale Familie 
nötiger als andere.”
Der Gießener Finanzwissen-

schaftler Professor Wolfgang 
Scherf moniert jedoch das Vorge-
hen der Landesregierung: “Wenn 
die Koalition glaubt, sie müs-
se zur Verteilungsgerechtigkeit 
eine Heimatumlage einführen, 
so traut sie offensichtlich ihrem 
eigenen System des Kommuna-
len Finanzausgleichs (KFA) nicht 
zu, dass es diese Verteilungsge-
rechtigkeit herstellt. Als “klar, 
fair, angemessen” hat Hessen 
bisher den KFA bezeichnet; mit 
der Heimatumlage widerspricht 
sich das Land selbst, denn ent-
weder der KFA ist unfair oder die 
Heimatumlage.”
Auch Darmstadts Oberbürger-

meister Jochen Partsch und sein 
Stadtkämmerer André Schellen-
berg sehen den Ansatz des Lan-
des kritisch. Das Argument der 
Landesregierung, der Wegfall der 
erhöhten Gewerbesteuerumlage 
würde die gewerbesteuerstarken 

Kommunen besonders begünsti-
gen, sei ungerecht und mache ei-
ne Umverteilung unter den Kom-
munen notwendig, verkehre den 
historischen Zusammenhang in 
das Gegenteil, monierte Partsch. 
Vielmehr hätten sich die gewer-
besteuerstarken Kommunen in 
den Jahren nach der Wiederver-
einigung in überproportionaler 
Weise an den Lasten des Fonds 
Deutsche Einheit und der Neu-
ordnung des bundesdeutschen 
Finanzausgleichs beteiligen müs-
sen. Der Friedrichsdorfer Bür-
germeister Burghardt kritisiert 
ebenfalls die regionale Verteilung 
der Mittel. “Gerade den Zentren, 
die derzeit für Verkehrswende, 
Wohnungen, soziale Teilhabe 
und Bildung besonders hohen 
Finanzbedarf haben, entzieht das 
Starke-Heimat-Gesetz Finanz-
mittel und verteilt sie in andere 
Regionen Hessens. Das ergibt 
wenig Sinn.”
Auch der Finanzwissenschaftler 

Scherf mahnt, dass die schwarz-
grüne Koalition bei ihrer Umver-
teilung übersehe, dass man nicht 
nur auf die Erträge, sondern 
auch auf die damit zu leistenden 
Aufgaben blicken müsse. “Gerade 
in den letzten Jahren sind die 
städtischen Zentren geprägt von 
außergewöhnlichem Aufgaben-
druck: Kosten der Unterkunft, 
Erweiterung des Wohnungsan-
gebots, soziale Hilfe, verstärkt 
für behinderte Menschen, Ver-
kehrs- und Energiewende. Es 
ist schon kurios: Die Koalition 
plant laut ihrem Koalitionsver-
trag, Kommunen finanzielle An-
reize zu bieten, damit sie sich der 
Verantwortung zur Ausweisung 
von Wohnbauflächen stellen. Mit 
der Heimatumlage entzieht sie in 
hohem Anteil genau den Städ-
ten mit hohem Siedlungsdruck 
Finanzmittel und verteilt sie in 
schwächer besiedelte Regionen 
um.”
Sicherlich stoße das Land im 

Rahmen des Programms “Starke 
Heimat Hessen” wichtige Schritte 
an, so Partsch. Jedoch sollten 
diese Programme nicht vornehm-
lich von den größeren Städten 
Hessens über die Gewerbesteuer-
umlage finanziert werden. “Dies 
halten wir für alles andere als 
gerecht und fragen uns: “Sind 
wir nicht auch Heimat?””.

Hessen – ein Förderer oder ein Räuber?
Land im Zwist mit seinen Kommunen

(BS/lkm) In Hessen will das Land ein neues Förderprogramm für seine Kommunen auflegen. Doch die wollen nicht. Die Kommunalverbände kritisie-
ren die Pläne vehement und auch im Landtag reißt die Diskussion um das geplante Gesetz “Starke Heimat Hessen” nicht ab. Hessens Finanzminister 
gebare sich als vermeintlicher Robin Hood für die Kommunen und wolle sich lediglich mit Förderbescheiden medial präsentieren, derweil er den 
Kommunen nur ihr eigenes Geld wiedergebe.

“Und jetzt kommt unser Freund Robin Hood und sagt: Nehmt den Reichen und 
gebt es den Armen”, spottete Dr. Jörg-Uwe Hahn von den Freien Demokraten 
im hessischen Landtag über Hessens Finanzminister Thomas Schäfer und sein 
Gesetzesvorhaben.  Foto: BS/© Nataliya, stock.adobe.com

Mit dem Fördergeld sollen 
finanzschwache Kommu-

nen bei Investitonsvorhaben 
unterstützt werden. Ursprüng-
lich sollten die Mittel bis 2018 
ausgeschüttet werden. Weil sie 
schon damals aber kaum abge-
rufen wurden, wurde das Pro-
gramm bis 2020 verlängert. Den 
aktuellen Zahlen des Bundesfi-
nanzministeriums (BMF) zufolge 
scheinen auch bis heute nicht 
viele Mittel geflossen zu sein. Die 
Fördermittel dürfen aber erst bei 
Vorliegen konkreter Rechnungen 
beim Bund abgerufen werden. 
Tatsächlich gebunden sind viel 
mehr Mittel. So waren zum 30. 
Juni fast 3,4 Mrd. Euro mit Maß-
nahmen verplant. Das sind rund 
96 Prozent der bereitgestellten 
Finanzmittel. “Die bisher vorlie-
genden Zahlen zeigen, dass die 
Bundeshilfen von den Kommu-
nen nachgefragt werden”, betont 
das BMF. Im Ministerium geht 
man davon aus, dass alle Mittel 
bis zum Ende des Förderzeitrau-
mes abgerufen werden.

Handwerkermangel und 
 kompliziertes Vergaberecht

Für den bisweilen langsamen 
Abfluss der Mittel sieht Christian 
Haase, Vorsitzender der Arbeits-
gemeinschaft Kommunalpolitik 
der CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag, mehrere Grün-
de: “Die Bundeshilfe richtet sich 
zum einen an finanzschwache 
Kommunen, die aufgrund ihrer 
prekären Haushaltslage auch im 
Baubereich Personal einsparen 
mussten. Damit fehlen für solche 
Sonderprogramme in der Verwal-

tung die personellen Kapazitäten, 
um Projekte schneller umsetzen 
zu können. Zum anderen fiel das 
erste Paket des Kommunalinves-
titionsförderungsfonds zeitlich in 
die Hochphase des Flüchtlings-
zuzugs der Jahre 2015/2016, 
was ebenfalls Personal in den 
Kommunalverwaltungen gebun-
den hat. Zum dritten schränken 
die Vorgaben in den Förderricht-
linien der Länder kommunale 
Planungsmöglichkeiten erheblich 
ein.” schließlich führe auch das 
immer komplizierter werdende 
Vergaberecht zu mehr Verzöge-
rungen, so Haase.
In Rheinland-Pfalz sieht das 

Finanzministerium vor allem 
im Mangel an Handwerkern 
einen gewichtigen Grund für 
den schleppende Mittelabfluss. 
Ähnliches hört man auch aus 
den Kommunen in Mecklenburg-
Vorpommern. Aufgrund der Aus-
lastung der Baufirmen gebe es 
auf Ausschreibungen keine bzw. 
stark überteuerte Angebote. “So-
weit ein Zuschlag erteilt wird, sind 
die Baufirmen regelmäßig nicht 
in der Lage, sofort zu beginnen”, 
erklärt Matthias Köpp, Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied des 
Landkreistags Mecklenburg-Vor-
pommern. Ferner konnten die 
finanzschwachen Kommunen 

aufgrund ihrer Haushaltslage 
zum Teil mehr als ein Jahrzehnt 
keine eigenfinanzierten Investiti-
onen mehr durchführen. Damit 
sei auch das dafür erforderliche 
Personal abgebaut worden. “Die 
Rekrutierung von neuen, erfah-
renen Investitionsplanern ist in 
diesem Bereich, bei der derzeit 
äußert positiven Arbeitsmarktla-
ge, faktisch unmöglich”, so Köpp 
weiter.

Trotz all dieser nachvollziehba-
ren Gründe ist es verwunderlich, 
warum es dennoch beim Mittel-
abruf ein so heterogenes Bild in 
den einzelnen Bundesländern 
gibt. So haben Brandenburg, Ba-
den-Württemberg und Hamburg 
mehr als 70 Prozent des Geldes 
eingesetzt. Sieben Länder nutzten 
dagegen in den fast vier Jahren 
weniger als die Hälfte der Mittel. 
Eindeutiges Schlusslicht ist da-

bei Mecklenburg-Vorpommern 
mit 7,6 Prozent. Warum klappt 
es beim Mittelabfluss in einigen 
Ländern deutlich besser als in 
anderen? Wo ist der Haken?

Zu viel Bürokratie

René Geißler, Experte für Kom-
munalfinanzen bei der Bertels-
mann Stiftung, sieht eine Er-
klärung in den individuellen 
Verwaltungsvereinbarungen, die 
die Länder mit dem Bund ab-
schließen mussten. Hier habe es 
deutliche Unterschiede gegeben. 
“In Baden-Württemberg war man 
schneller als in Mecklenburg-
Vorpommern, sodass die Kom-
munen hier auch früher star-
ten konnten”, erläutert Geißler. 
Auch im Landesrecht mussten 
entsprechende Richtlinien und 
Verordnungen für den Mittelab-
ruf geschaffen werden. “Hier gab 
es ebenfalls im Zeitpunkt riesige 
Unterschiede von über einem 
Jahr”, fährt Geißler fort.
Zu weiteren Verzögerungen 

beim Mittelabruf führten laut 
Geißler auch die internen Verwal-
tungswege der Länder. Während 
Baden-Württemberg die Gelder 
zur weiteren Verwendung nach 
Indikatoren auf die Gemeinden 
verteilt habe, hätten in Mecklen-
burg-Vorpommern alle Gemein-

den erst Projektideen entwickeln 
und diese beim Wirtschaftsmi-
nisterium zur Auswahl vorlegen 
müssen. “Da für die Auswahl der 
Projekte nur ein Ministerium zu-
ständig war, hat man hiermit im 
Verfahren einen “Flaschenhals” 
geschaffen.” In Baden-Württem-
berg waren im Vergleich dazu 
die vier Regierungspräsidien für 
diese Aufgabe zuständig.

One-Stop-Agency für 
 Förderprogramme

Haase sieht in punktuellen För-
derprogrammen für die Kom-
munen keine wirkliche Hilfe. 
“Zielführender wäre es, sie fi-
nanziell so auszustatten, dass 
sie ihre Investitionserfordernisse 
in Eigenregie umsetzen könn-
ten. Das wäre Aufgabe der Län-
der”, meint der Bundespolitiker. 
Auch Geißler sieht noch einigen 
Verbesserungsbedarf: “Generell 
haben viele Förderverfahren das 
Problem, dass sie relativ abrupt 
kommen.” Zudem gebe es immer 
wieder neue Richtlinien und im-
mer wieder neue Behörden, die 
als Ansprechpartner fungierten. 
Laut Geißler wäre es sinnvoll, alle 
Förderprogramme bei einer Be-
hörde anzusiedeln, die dann als 
One-Stop-Agency fungiere. “Das 
umzusetzen ist jedoch utopisch, 
denn die Fachministerien wollen 
mitreden”, gibt Geißler zu beden-
ken. Einen wesentlichen Treiber 
für die schnellere Abwicklung von 
Förderverfahren sieht er in der 
Digitalisierung. “Vieles läuft noch 
auf Papier ab. Das könnte man 
alles digitalisieren. Das wäre ein 
riesiger Fortschritt.”

Personalengpässe und Länderbürokratie
Investitionsmittel erreichen Kommunen nur schleppend

(BS/lkm) Im Sommer 2015 schlossen Bund und Länder eine Verwaltungsvereinbarung, um finanzschwachen Kommunen bei Investitionen unter 
die Arme zu greifen. Der Fördertopf umfasst für alle Bundesländer insgesamt 3,5 Milliarden Euro. Bis September dieses Jahres wurden jedoch erst 
48 Prozent der Gelder genutzt. In vielen Medien wurden die Zahlen als verheerend dargestellt und die Kommunen als Fördermuffel bezeichnet. 
Doch hier lohnt ein genauerer zweiter Blick, denn so stimmt das nicht.
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Bei der Zentralisierung müsse 
unterschieden werden zwischen 
der Bildung einer zentralen Be-
schaffungsstelle und dem gele-
gentlichen gemeinsamen Einkauf, 
unterstreicht Prof. Dr. Ferdinand 
Wollenschläger  von der Univer-
sität Augsburg. Vergaberechtlich 
sei § 4 der Vergabeverordnung 
(VgV) einschlägig, wobei der ge-
legentliche gemeinsame Einkauf 
klar geregelt sei. Anders bei der 
Einrichtung von zentralen Be-
schaffungsorganisationen des 
Bundes: Dazu müsse eine Ver-
waltungsvorschrift erlassen wer-
den. “Vor dem Hintergrund des 
institutionellen Gesetzesvorbe-
halts ist es fraglich, ob es verwal-
tungsrechtlich sinnvoll ist, dies 
in einer Verwaltungsvorschrift 
zu regeln”, so Wollenschläger. 
Anders im Kommunalrecht: Dort 
seien die Organisationsformen 
klar geregelt. Entweder werde 
ein Zweckverband gegründet, 
oder eine (teil-)rechtsfähige pri-
vatwirtschaftliche Organisati-
on. Zudem gelte das Gebot der 
Mischverwaltung, so der Rechts-
wissenschaftler. Und: Es bleibe 
die Frage, ob die Bündelung von 
Kaufkraft sich kartellrechtlich 
auswirke und daher Schranken 
unterliege. 

Quantität, Qualität und 
 Augenmaß

Das Kartellrecht beinhalte 
einen funktionalen Unterneh-
mensbegriff, dazu zählten auch 
öffentliche Auftraggeber, erklärt 
Prof. Dr. Michael Kling von der 
Philipps-Universität Marburg. 
Denn nach deutschem Recht be-
gründe die wirtschaftliche Nach-
frage eine Kartellrechtsrelevanz. 
Neben Bieterkartellen können 
demnach auch Einkaufskartelle 
gebildet werden. “Die Frage ist, 
ob durch die Zentralisierung von 
öffentlichen Beschaffungsstellen 
der Wettbewerb wesentlich be-
einflusst wird”, betont Kling. Die 
Antwort müsse sowohl quantita-
tiv wie qualitativ gegeben werden. 
Quantitativ können Marktvor-

teile von zehn bis 15 Prozent 
hingenommen werden, so der 
Marburger Kartellrechtler. Dabei 
müsse der Markt sowohl pro-
duktbezogen als auch regional 

betrachtet werden. Qualitativ 
müsse überprüft werden, ob 
die Effizienzgewinne eventu-
elle Markteffekte ausgleichen 
würden. Klings Fazit: Ein kar-
tellrechtliches Pauschalverbot 
gebe es genauso wenig wie ei-
nen Grundsatz der dezentralen 
Beschaffung. 
Zudem müsse staatliches Han-

deln immer am Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gemessen 
werden, hebt Prof. Dr. Oliver Dörr 
hervor. Dieser Grundsatz be-
grenze jede staatliche Tätigkeit, 
auch die Beschaffungsorgani-
sation. Es müsse immer eine 
Abwägung zwischen verfolgtem 
Ziel und eingesetztem Mittel ge-
ben. “Es gilt das Gebot von Au-
genmaß und Angemessenheit”, 
sagt Dörr. Dies sollten sich auch 
öffentliche Auftraggeber bei der 
Forderung von Nachweisen zu 
Herzen nehmen, ergänzt Burgi 
und fordert, den überbordenden 
Bürokratismus im Vergabewe-
sen einzudämmen. Aus seiner 
Sicht sollten auch die Nachprü-
fungsinstanzen ein Zuviel an 
Nachweisen als Verstoß gegen 
den Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit ahnden. Darauf ent-
gegnet Jörg Wiedemann, Richter 
am OLG Naumburg: “Die Nach-
prüfungsinstanzen führen kei-
ne Zweckmäßigkeitsprüfungen 
durch.” Letztlich ist genau diese 

Zweckmäßigkeit der Auslöser für 
die derzeitige Bündelung von öf-
fentlichen Auftraggebern. Anstatt 
auf kommunaler Ebene, etwa im 
nordhessischen Schwalm-Eder-
Kreis, 27 Software-Lösungen für 
die gleiche Anzahl kreisangehö-
riger Gemeinden anzuschaffen, 
hat die Landkreisverwaltung 
eine zentrale Beschaffungsstel-
le aufgebaut und nur eine E-
Vergabelösung angeschafft (siehe 
Behörden Spiegel, Oktober 2018, 
Seite 9). Neben den Kostenein-
sparungen geht damit auch eine 
Professionalisierung des öffentli-
chen Einkaufs einher, da weniger 
Verwaltungsmitarbeiter Verga-
beverfahren durchführen, dafür 
umso häufiger.

Digitalisierung als Auslöser

“Allgemein lässt sich die Situ-
ation so beschreiben, dass mo-
mentan alles digitalisieren wird, 
was zu digitalisieren ist”, sagt 
Felix Zimmermann, Leiter der 
Zentralstelle IT-Beschaffungen 
beim Beschaffungsamt im Bun-
desinnenministerium. In seiner 
Behörde würden derzeit im Sinne 
einer strategischen Beschaffung 
digitale Tools zum Vertragsma-
nagement und zum Risikoma-
nagement etabliert. Außerdem 
würden die Mitarbeiter vom Ver-
gabebeamten zum Warengrup-
penmanager weitergebildet, die 

nicht nur die Methodenkenntnis-
se besäßen, sondern auch über 
entsprechende Marktkenntnisse 
verfügen würden. Zimmermann 
verdeutlicht die Entwicklung an 
der Zentralstelle IT-Beschaffung. 
Diese bestehe aus 13 Personen, 
neben ihm als Leiter gebe es ei-
nen technischen und einen juris-
tischen Beamten, einen Beamten 
für das Vergaberecht sowie einen 
ökonomischen Berater. Die übri-
gen Mitarbeiter seien technische 
Beschaffer, die für bestimmte 
Produktgruppen zuständig seien. 
Des Weiteren setze das BeschA 

ein digitales Bedarfserhebungs-
tool ein (siehe Behörden Spiegel, 
März 2019, Seite 9) und arbeite 
an der automatisierten Erstellung 
von Leistungsverzeichnissen (LV). 
In fünf Jahren sollen 80 Prozent 
aller LVs so erstellt werden, nennt 
Zimmermann die Zielvorgabe. 

Ausblick in die Zukunft

Das ist jedoch nicht das En-
de der Digitalisierung im Ver-
gaberecht, wie Dr. Maximilian 
Wanderwitz von der bayerischen 
Landeshauptstadt München 
erläutert. Künftig müsse auch 
über den Einsatz von Blockchain 
nachgedacht werden, um bei-
spielsweise die Vergabeverfah-
ren noch fälschungssicherer zu 
machen. Und auch das Thema 
Smart Contract als Teil der Au-
tomatisierung von juristischen 
Handlungen werde auf die Be-
hörden zukommen, ist sich der 
Oberrechtsrat sicher. Dabei gehe 
es vor allem um die digitalisierte 
Erfüllung von Vertragspflichten. 
Wanderwitz verdeutlichte dies 
am Beispiel eines Leasings-Ver-
trages für einen Dienstwagen: 
Sobald die öffentliche Hand als 
Leasingnehmer ihre Vertragsbe-
dingungen erfüllt habe, könne 
das Auto zur Nutzung freigegeben 
werden. Es handle sich dabei 
um eine Wenn-Dann-Beziehung. 
Der Computer würde selbststän-
dig die Voraussetzungen prüfen 
und anschließend eine rechtlich 
relevante Handlung auslösen. 
Die Zentralisierung und Digi-

talisierung des Vergabewesens 
standen auch im Mittelpunkt 
der diesjährigen forum-vergabe-
Gespräche in Fulda. 
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Zentral, digital und damit professionell
Wohin entwickelt sich das öffentliche Beschaffungswesen?

(BS/Jörn Fieseler) “Wir haben aktuell die größte funktionale Privatisierungswelle im Öffentlichen Dienst”, meint Prof. Dr. Martin Burgi von der 
Ludwig-Maximilians-Universität München und unterstreicht das Wort “funktional”. Es stimmt: Verfahren müssen immer effizienter abgewickelt 
und digital durchgeführt werden. Längst geht es nicht mehr um technische Neuerungen, sondern um die Gestaltung neuer Prozesse und damit um 
Umstellungen in der Organisation – auch im Vergabewesen. Zentralisierung und Digitalisierung sind die Schlagworte. Doch dürfen Vergabestellen 
kartellrechtlich überhaupt fusioniert werden? Wie ist es bei der Bündelung von Bedarfen und Ausschreibungen um die Verhältnismäßigkeit bestellt? 
Und wie weit ist die Digitalisierung im Vergabewesen vorangeschritten?

Beratung für Bewerter und Bieter
Ausschreibungen · Submissionen

→ Save the Date

Hamburger Vergabetag 2020

16.-17. Januar 2020, Handelskammer Hamburg 

Der Hamburger Vergabetag ist der Treffpunkt für öffentliche Einkäufer, Vergaberechtler 
und -berater sowie Vertreter aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Verbänden.

→ Online-Anmeldung unter www.hamburger-vergabetag.de

Das öffentliche Auftragswesen erlebt eine Welle der Zentralisierung und Digita-
lisierung. Bei dieser Professionalisierung gilt es aber auch, Verwaltungsrecht, 
Kartellrecht und die Verhältnismäßigkeit im Blick zu behalten. 

Foto: BS/Henrik Dolle, stock.adobe.com



Ilse Beneke, Leiterin der Kompe-
tenzstelle für nachhaltige Beschaf-
fung, erläuterte den Anwesenden, 
welche Grundlagen Kommunen 
mitbringen sollten, um effektiv 
nachhaltig zu beschaffen – mit 
wertvollen Praxistipps und Bei-
spielen aus dem Beschaffungs-
alltag. Deutlich strich sie heraus, 
dass man “denjenigen, der etwas 
braucht bzw. haben möchte, den-
jenigen, der es beschaffen soll und 
denjenigen, der die finanziellen Mit-
tel verwaltet” zusammen an einen 
Tisch bringen müsse, um unnötige 
Beschaffungen zu vermeiden.

VOB/A 2019 und Erfahrungen 
mit der UVgO

Katharina Strauß, Fachanwältin 
für Vergaberecht, klärte über die 
geänderten Vergabemodalitäten 
der VOB/A 2019 auf. Hierbei 
standen u. a. geänderte Wert-
grenzen, die sorgfältige Auftrags-
wertschätzung nach § 3 VgV und 
die Forderung nach Nachweisen 
im Fokus. Erste Erfahrungsbe-
richte zur Unterschwellenverga-
beordnung (UVgO) brachte Hans-
Peter Müller, Referat öffentliche 
Aufträge des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Ener-
gie, den Teilnehmern mit. Die 
elektronische Kommunikation 
und der Stellenwert einer medi-
enbruchfreien Dokumentation 
wurden ebenso thematisiert wie 
Merkmale von “vollständigen” 
Vergabeunterlagen nach einem 
Urteil des OLG Düsseldorf. 

Humorvolles Intermezzo

“In Erinnerung bleibt nur das, 
was uns emotional berührt”, un-
terstrich Oliver Tissot, Soziologe 

und Kabarettist, und übernahm 
den humorigen Einstieg in den 
Nachmitag. Mit erstklassigen 
Wortspielen fasste er die bis-
herigen Vorträge meisterhaft 
zusammen und begeisterte alle 
Anwesenden.

Aha-Erlebnis als 
 Initialzündung 

Es folgte Dietmar Hage, ehemali-
ger Leiter der Rechnungsprüfung 
der Stadt Ostfildern, mit einem 
Praxisbericht zur nachhaltigen 
Beschaffung. Als die Stadt Ende 
2009 bemerkte, dass der Granit 
für Bordsteine aus ausbeute-
rischer Kinderarbeit stammte, 
fasste der Gemeinderat im Mai 
2010 den Beschluss, zukünftig 
Produkte aus ausbeuterischer 
Kinderarbeit vom Ausschrei-
bungs- und Beschaffungswesen 
der Stadt auszuschließen. “Durch 

nachhaltige Beschaffung sind 
die Anschaffungen in Ostfildern 
nicht teurer geworden” machte 
Hage abschließend deutlich.

Viel Raum für Fragen und 
Diskussion

Den Abschluss der Veranstal-
tung bildete die Podiumsdiskus-
sion mit allen Referenten und den 
Fragen der Teilnehmer. Auch an 
dieser Stelle wurde deutlich: “In 
fünf Jahren spricht keiner mehr 
über das “Ob”, sondern nur noch 
über das “Wie” zur nachhaltigen 
Beschaffung.” Übrigens: Der 9. 
Kölner Vergabetag findet am  
22. September 2020 statt. Auf 
Wiedersehen in 2020.

*Patrick Schwab arbeitet im Be-
reich Marketing & Öffentlichkeits-
arbeit bei der subreport Verlag 
Schawe GmbH.
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Tipps für die Praxis aus der Praxis
Rückblick zum 8. Kölner Vergabetag

(BS/Patrick Schwab*) Am 10. September 2019 war es wieder soweit: Rund 200 Praktiker und Experten trafen 
sich beim 8. Kölner Vergabetag, um sich über aktuelle Themen rund um Ausschreibung und Vergabe zu 
informieren und auszutauschen. Im Zentrum des diesjährigen Vergabetages stand das Thema “Nachhaltige 
Beschaffung”. Eröffnet wurde die Veranstaltung vom Bürgermeister der Stadt Köln, Andreas Wolter, der pas-
send zum Leitthema über den “Klimanotstand nun auch in Köln” referierte.

► Lieferant

Nicht von der Stange
Individuelle Fertigung  

ist NU-Leistung

Für den Bau eines Operations-
saales waren Wände zu errich-
ten, in die technische Bauteile 
zu integrieren waren. An der 
Ausschreibung beteiligte sich 
ein Bieterunternehmen, das 
erst kurze Zeit zuvor gegrün-
det worden war. Es entstand 
als Ausgründung durch meh-
rere Mitarbeiter einer zuvor 
insolvent gewordenen Firma. 
Dieses Bieterunternehmen 
beschäftigt selbst nur weni-
ge Mitarbeiter und kann im 
Wesentlichen nur Planungs-
leistungen erbringen und die 
Bauüberwachung leisten. Die 
integrierten Trockenbauwände 
muss dieses Unternehmen in 
einer kooperierenden Werkstatt 
fertigen lassen. Es steht auf 
dem Standpunkt, dass es sich 
bei dieser Fertigung um eine 
reine Lieferleistung handelt, 
weil sie unter der Aufsicht eines 
der Planer erfolge. Daher sei sie 
nicht als Nachunternehmerin 
anzugeben gewesen.
So sieht es auch die Verga-

bestelle, nicht aber der ein-
zige Konkurrent. Er kennt 
das Unternehmen und des-
sen fehlende Kapazitäten für 
Eigenleistungen und rügt die 
Auslagerung einer wesentli-
chen Leistung des Auftrages. 
Die Rüge bleibt noch erfolglos, 
nicht aber der darauf folgende 
Nachprüfungsantrag. Die Ver-
gabekammer grenzt Liefer- und 
Nachunternehmerleistungen 
danach ab, ob standardisierte 
Produkte (“von der Stange”) 
oder individuelle Anfertigun-
gen beschafft würden. Genau 
diese individuelle Fertigung sei 
im vorliegenden Falle eine der 
Hauptleistungen des Bieters 
gewesen. Sie auszulagern, hätte 
eine Nachunternehmerbenen-
nung erfordert.

VK Südbayern

(Beschl. v. 05.06.2019,  
Az.: Z3-3-319-1-06-02/19)

► Textform

Formale Falle
Namensnennung erforderlich

Für die Einhaltung der Textform 
verlangt § 126b BGB, dass eine 
lesbare Erklärung abgegeben 
wird, in der die Person des Er-
klärenden genannt ist. Über 
die Einhaltung der Textform 
stritten ein Bieter und der Auf-
traggeber für die Errichtung 
eines temporären Amphibi-
enschutzes. Der Auftraggeber 
hatte lediglich die elektronische 
Angebotsabgabe in Textform 
zugelassen. So stempelte der 
Bieter das Angebotsformblatt, 
setzte seine (wohl unlesbare) 
Unterschrift darunter, scann-
te es ein und lud es auf die 
Vergabeplattform hoch. Zu 
seinem Erstaunen wurde er 
ausgeschlossen.
Zu Recht, wie die Vergabekam-

mer feststellt. Denn er war dem 
Irrtum aufgesessen, dass eine 
einfache elektronische Signatur 
genügt, sofern nicht eine fort-
geschrittene bzw. qualifizierte 
Signatur verlangt ist. Das ist 
aus der Sicht des Signaturge-
setzes richtig, doch daneben 
besteht noch die oben erwähnte 
Definition der Textform aus dem 
BGB. Die war hier ebenfalls 
einzuhalten. Und dazu gehört 
– so jedenfalls nach den aus-
drücklichen Anweisungen aus 
den Vergabeunterlagen – auch 
die Nennung der natürlichen 
Person des Erklärenden (und 

nicht nur die Angabe der Fir-
ma). Und die muss lesbar sein, 
sagt das BGB. 
Merke daher: Unleserliche 

Unterschriften sind in der 
Schriftform zulässig. Für die 
Textform bedarf es der lesba-
ren Nennung des Erklärenden. 
Fehlt es daran, ist das Angebot 
formal unzureichend.

VK Sachsen-Anhalt

(Beschl. v. 28.01.2019, Az.: 3 VK LSA 74/18)

► Abfall

Asche als Baustoff?
Nachunternehmerfehler  

ohne Belang

Vor mehreren Jahren hatte der 
Nachunternehmer eines Abfall-
entsorgers die bei der Abfall-
verbrennung angefallene Asche 
auf dessen Betriebsgrundstück 
als Ersatzbaustoff verwendet. 
Doch das war nicht zulässig. 
Der Unternehmer bestreitet, 
von dieser unzulässigen Um-
nutzung der Asche gewusst zu 
haben – obwohl sie sozusagen 
vor seinen Augen geschah. 
In einem aktuellen Vergabever-

fahren nun soll er den Zuschlag 
erhalten. Ein Konkurrent weist 
auf die Presseberichterstattung 
zum Strafverfahren gegen den 
damaligen Nachunternehmer 
hin und meint, aufgrund des 
Tatkomplexes sei auch der 
Abfallunternehmer wegen des 
Verstoßes gegen Umweltvor-
schriften vom Verfahren aus-
zuschließen.
Das OLG Celle sieht diese 

Möglichkeit nicht. Ein Verstoß 
gegen Umweltvorschriften ist 
nur dann ein Ausschluss-
grund, wenn er vom Bieter 
selbst (und nicht von einem 
Nachunternehmer) begangen 
wurde. Eine schwere Verfehlung 
des Nachunternehmers könne 
dem Hauptunternehmer zwar 
zugerechnet werden, setze dann 
aber eine Verurteilung voraus 
– die es hier (noch) nicht gab. 
Alternativ könnte das Vergehen 
dem Bieter auch zugerechnet 
werden, wenn er es sehenden 
Auges hingenommen hätte. Da-
für aber der müsste der Auftrag-
geber den Beweis führen, was 
angesichts des hartnäckigen 
Bestreitens des Bieters nicht 
gelang. So bleibt es dabei: Der 
Hauptunternehmer haftet zwar 
für die Schäden, die sein Nach-
unternehmer anrichtet – als 
Ausschlussgrund sind Nach-
unternehmerverstöße jedoch 
nicht einfach übertragbar.

OLG Celle

(Beschl. v. 23.05.2019, Az.: 13 Verg 2/19)

► Stühle

Zollstock ungenügend
Sitze nach DIN vermessen!

Der Auftraggeber wollte neue 
Bürodrehstühle beschaffen. Im 
Leistungsverzeichnis verlangte 
er die Einhaltung der DIN EN 
1335. Für die Dicke des Polsters 
und die Verstellmöglichkeiten 
des Sitzes machte er Vorgaben, 
die teilweise als ca.-Angaben 
formuliert waren. Zwei Bieter 
stritten um den Auftrag und 
verlangten wechselseitig den 
Ausschuss ihrer Angebote, 
weil die bemusterten Stühle 
angeblich jeweils nicht LV-
konform gewesen seien. Die 
mündliche Verhandlung vor 
der Vergabekammer brachte 
Licht in die Sache, führte aber 
auch zur Rückversetzung des 
Verfahrens.
Der Auftraggeber hatte eine 

Mindest-Sitztiefenverstellung 
vorgegeben und diese einfach 
dadurch bestimmt, dass er mit 
dem Zollstock den Verschiebe-

schlitten ausgemessen hatte. 
Die DIN-Vorgabe berücksich-
tigt aber bei dieser Messung 
auch die jeweilige Stellung 
der Rückenlehne. So hätte der 
Auftraggeber stattdessen den 
Messwert erst noch umrechnen 
müssen. Bei einem der beiden 
Bieter führte dies dazu, dass die 
Verstellung statt zehn cm nur 
9,8 cm betrug. Ähnliche Mess-
fehler gab es bei der Polsterdi-
cke. Im Zusammenspiel damit, 
dass das LV statt eindeutiger 
Grenzwerte nur ungefähre An-
gaben enthielt, war nicht zu er-
mitteln, ob zwei Millimeter Ab-
weichung nun noch LV-konform 
sein sollten oder nicht. So blieb 
keine andere Lösung, als dem 
Auftraggeber aufzugeben, das 
Leistungsverzeichnis so weit zu 
überarbeiten, dass es eindeutig 
ist und bei der Bemusterung 
künftig die DIN zugrunde zu 
legen, deren Einhaltung er vom 
Bieter verlangt.

VK Sachsen

(Beschl. v. 25.06.2019, Az.: 1/SVK/013-19)

► Auftragswert

Bürgerhaus ist kein Büro
Kostensteigerung absehbar

Die Gemeinde will ein neues 
Bürgerhaus errichten, in dem 
ein Teil der Verwaltung, ein 
Veranstaltungssaal und ei-
ne Polizeidienststelle unter-
gebracht werden sollen. Der 
Kostenschätzung legt sie die 
Errichtung eines Bürogebäudes 
zugrunde und lässt den Planern 
aber große Freiheiten bei der 
Umsetzung des Raumplanes. 
In der späteren Ausschreibung 
wird der Preis nur zu 50 Pro-
zent in die Wertung eingehen. 
Weitere 50 Prozent entfallen 
auf die architektonische Qua-
lität. Die Kostenschätzung liegt 
knapp unter dem Schwellen-
wert. Die Gemeinde schreibt 
eine freihändige Vergabe aus. 
Die einzigen beiden Angebote 
überschreiten diese Schätzung 
um jeweils rund eine Million 
Euro. In mehreren Verhand-
lungsrunden wird einerseits 
der Leistungsumfang vermin-
dert, andererseits steigen die 
Angebotspreise immer weiter, 
weil die Angebote noch nicht 
die elementaren Bedingungen 
erfüllt hatten.
Kann die Vergabekammer ein 

solches Verfahren überprüfen? 
Sie kann. Denn die Schätzung 
des Auftragswertes war grob 
fehlerhaft. Wenn man der Qua-
lität einen hohen Stellenwert 
beimesse, dürfe die Schätzung 
sich nicht auf die technischen 
Minimalanforderungen stützen. 
Denn ein solches Angebot wür-
de dann mangels Qualität keine 
Zuschlagschance haben. Der 
Schätzung zugrunde zu legen 
ist aber ein Angebotsverhalten, 
das den Beschaffungsbedarf 
gemessen an den Zuschlags-
kriterien auch erfüllt. 
Auch sei es zweifelhaft, ob das 

Gebäude angesichts der man-
nigfaltigen Zusatzfunktionen 
überhaupt als Bürogebäude 
hätte kalkuliert werden dürfen. 

VK Westfalen

(Beschl. v. 27.05.2019, Az.: VK 2-6/19)

Zusammenfassung der 
 Entscheidungen:
RA und FA für Vergaberecht 
Dr. Rainer Noch, München 
und Unkel/Rh. (Oppler 
Büchner PartGmbB)

jeden Monat im Behörden Spiegel ◄

► Entscheidungen zum Vergaberecht

(BS/jf) Die Bevorzugung von 
anerkannten Werkstätten für 
behinderte Menschen, aner-
kannten Blindenwerkstätten 
und Inklusionsbetrieben bei der 

Vergabe öffentlicher Aufträge soll 
verbessert werden. Dazu hat das 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) eine neue 
Verwaltungsvorschrift entwor-

fen. Damit sollen die bisherigen 
unterschiedlichen Regelungen 
des Bundes, der Länder und 
teilweise der Kommunen ver-
einheitlicht werden. 
Die aus sechs Paragrafen be-

stehende Vorschrift sieht drei 
Möglichkeiten vor, bei denen 
anerkannte Werkstätten und 
Inklusionsbetriebe bevorzugt 
werden können:
• So ist das Angebot dieser Be-

triebe zu bezuschlagen, wenn 
dies ebenso wirtschaftlich ist 
wie das eines nicht bevorzugten 
Bieters. 

• Bei Verfahren unterhalb der eu-
ropäischen Schwellenwerte soll 
künftig bei Angeboten von be-
vorzugten Bietern im Rahmen 
der Wertung ein Preisabschlag 
von 15 Prozent berücksichtigt 
werden.

• Ebenso können öffentliche 
Auftraggeber bei nicht euro-
paweiten Ausschreibungen das 
Recht zur Teilnahme an diesem 
Verfahren von vornherein auf 
Behindertenwerkstätten und 
Inklusionsbetriebe beschrän-
ken. Hierzu ist entweder eine 
Verhandlungsvergabe mit oder 
ohne Teilnahmewettbewerb 
durchzuführen oder eine frei-
händige Vergabe. 
Der Nachweis als bevorzugter 

Bieter wird je nach Betrieb über 
die ausgesprochene Anerken-
nung der Bundesagentur für 
Arbeit, die Anerkennung nach 
dem Blindenwarenvertriebs-
gesetz oder durch die Vorlage 
eines Förderbescheids bezie-
hungsweise einer schriftlichen 
Bestätigung des zuständigen 
Integrationsamtes erbracht. Bie-
ter aus dem Ausland müssen 
eine vergleichbare bestätigende 
Bescheinigung einer Behörde 
vorlegen. 

Für eine einheitliche Rechtslage 

 MELDUNG

Heute möchte ich allen Men-
schen danken, die auf der 
Bühne dieser Welt stehen und 
versuchen, möglichst unbeirrt, 
selbstgewiss und rücksichtslos 
einen Weg für ihre Ziele zu fin-
den und die mir damit Ideen 
für diese Kolumne geben. Sie 
zeigen durch ihr Verhalten al-
len anderen, wie man es nicht 
machen sollte. Sie geben ihren 
Kritikern den Stoff zur öffent-
lichen Erregung, den Medien, 
Theologen und der Justiz die 
Grundlage für ihren Broterwerb 
und allen anderen das Gefühl, 
die besseren Menschen zu sein. 
Es tut gut, zu wissen, dass 

man nicht so egoistisch, kor-
rupt und gewissenlos ist wie 
all’ die anderen, die ständig in 
der Zeitung stehen. Man wür-
de ja niemals in Mafia-Manier 
einen anderen Staatschef unter 
Druck setzen, damit der hilft, 
den politischen Gegner aus dem 
Weg zu räumen, oder ein Land 
mit EU-Austrittsfantasien in 
das totale Chaos stürzen, um 
seinen Kopf und den seiner Par-
tei durchzusetzen. Abgesehen 
davon, dass nur sehr wenige von 
uns jemals in die Verlegenheit 
kommen werden, auf der poli-
tischen Bühne zu entscheiden, 
welcher Mittel sie sich bedienen, 

muss die Frage beantwortet 
werden, wer denn diese Men-
schen dazu gebracht hat, sich 
so aufzuführen. Bekannterma-
ßen wurden sie demokratisch 
gewählt und sie tun das, was 
sie vor ihrer Wahl angekündigt 
haben. Sie sind keine Überra-
schungseier für Erwachsene. 
Deshalb sollte sich jeder, der 
diese Menschen an die Macht 
gebracht hat, indem er sie oder 
überhaupt nicht gewählt hat, 
darüber im Klaren sein, dass 
ihn einen Teil der Verantwor-
tung trifft, einschließlich der – 
möglicherweise katastrophalen 
– Folgen. Insoweit möchte ich 
den Kreis derjenigen, denen ich 
heute danke, deutlich erweitern 
und sie bitten, ihr Verhalten 
künftig zu überdenken.

Sapere aude!
von Rechtsanwältin Dr. Stefanie Lejeune

qanuun-aktuell 

Dr. Stefanie 
Lejeune ist Präsi-
dentin des Vereins 
qanuun – Institut 
für interdiszipli-
näre Korruptions-
prävention in der 

Verwaltung e. V. In jeder Ausgabe 
des Behörden Spiegel kommentiert 
sie aktuelle Entwicklungen rund 
um die Themen Compliance und 
Korruptionsprävention. 
 Foto: BS/www.qanuun.org

Volles Haus: Beim achten Kölner Vergabetag der subreport Verlag Schawe 
GmbH diskutierten Auftraggeber und Bieter mit Praktikern, Beratern und 
Normgebern über aktuelle Entwicklungen in der nachhaltigen Beschaffung und 
beim Vergabe-Regelwerk. Foto: BS/subreport
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Die 65-Jährige repräsentiert 
das Land mit seinen knapp 

vier Millionen Einwohnern und 
einer Größe von 51.191 km², was 
in etwa der von Niederachsen ent-
spricht, seit Mai 2019 in Berlin. 
“Unsere bilateralen Beziehun-

gen”, so Jadranka Winbow, “gel-
ten auf allen Gebieten zu recht 
als freundschaftlich, offen und 
konstruktiv. Die Unterstützung 
Deutschlands für die Verwirkli-
chung unserer politischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen Ziele 
und Prioritäten verzeichnen ein 
kontinuierliches Wachstum und 
Jahr für Jahr wird diese Zusam-
menarbeit immer besser und viel-
seitiger.” 2014 ist in Berlin die 
diplomatische Initiative “Berliner 
Prozess” gegründet worden, um 
die allgemeine, politische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf dem Westbalkan zu verbes-
sern, mit dem Ziel, die Länder der 
ganzen Region, also auch Bos-
nien-Herzegowina, auf dem Weg 
zur Europäischen Integration zu 
unterstützen. “Deshalb möchte 
ich ausdrücklich betonen, dass 
diese Unterstützung für uns von 
besonderer Wichtigkeit auf dem 
Weg zur EU-Mitgliedschaft ist”, 
unterstreicht die Botschafterin.

Kopf schütteln und warten

Seit Juni 2015 hat Bosnien-
Herzegowina ein “Stabilisierungs- 
und Assoziierungsabkommen” mit 
der EU und stellt im Februar 2016 
seinen EU-Beitrittsantrag, der ge-
genwärtig in Brüssel geprüft wird. 
Vor diesem Hintergrund schüttelt 
man in dem südosteuropäischen 
Bundesstaat verständnislos die 
Köpfe ob des Brexits und sons-
tig unnötiger und unsäglicher 
Polithändel in der friedlichsten, 
freiheitlichsten und prosperie-
rendsten Union der neueren Ge-
schichte überhaupt. Unabhängig 
von alledem wartet Sarajevo un-
verzagt pro-europäisch auf eine 
zustimmende Antwort ob seines 
EU-Beitrittskandidaten-Antrages. 

Solides Wachstum

“In Übereinstimmung mit der 
Weltbank sind Bosnien und Her-
zegowina in einer wirtschaftlichen 
und politischen Übergangsphase. 
Zu erwähnen ist vor allem die 
Öffnung des Landes für auslän-
dische Investitionen”, erläutert 
Winbow. Infolge davon wächst 
die Wirtschaft mit rund drei Pro-
zent im Jahr; für 2019 und 2020 
wird ein Wachstum von circa 3,2 
Prozent vorhergesagt. Das größte 
Wirtschaftspotenzial bietet der 
Energiesektor. Insbesondere im 
Bereich der Erneuerbaren Ener-
gien ist das Potenzial bei Weitem 
nicht ausgeschöpft. Ziel ist, die 
Stromproduktion (je etwa zur 
Hälfte Kohle und Wasserkraft) 
signifikant zu erhöhen, um den 
Energieexport zu stärken und 
damit auch das Leistungsbilanz-
defizit (2016: 5,4 Prozent) weiter 
zurückzuführen. Zu den Erfolgen 

zählt auch der Bankensektor, 
der zu den stabilsten der Region 
gehört.

Sehr gutes Auskommen

Ebenfalls im Aufwind ist der Tou-
rismus. Sarajevo, die Hauptstadt, 
erfreut sich bei ausländischen 
Besuchern steigender Beliebtheit, 

wie auch Mostar oder der Natio-
nalpark Sutjeska, wo es die letzten 
Urwälder Europas gibt. Auch an 
die Wintersporttradition im Dina-
rischen Gebirge wird durch den 
Ausbau und die Modernisierung 
entsprechender Infrastruktur an-
geknüpft. Die olympischen Skige-
biete ziehen vor allem Touristen 

aus den benachbarten Ländern 
an. Internationaler Massentou-
rismus findet derzeit allenfalls in 
Form von Tagesausflügen von der 
kroatischen Küste nach Mostar 
oder zum katholischen Pilgerort 
Medjugorje statt. Das hat sich 
mittlerweile auch bis zu uns he-
rumgesprochen. “Ich habe den 

Eindruck”, ist sich Botschafterin 
Winbow sicher, “dass die Deut-
schen und wir sehr gut miteinan-
der auskommen, uns gegenseitig 
schätzen und mögen. Das geht oft 
zurück bis in die zweite Hälfte des 
vergangenen Jahrhunderts, als 
viele unserer Bürger als “Gast-
arbeiter” in die Bundesrepublik 
kamen und hier blieben.” 

Wenn, dann sozial engagiert 
Bevor sie nach Berlin kommt, 

ist die gelernte Juristin ab 1997 
in verschiedenen Ministerien in 
Sarajevo tätig, kommt 2003 an die 
Botschaft in London, wird stell-
vertretende Ministerin im heimi-
schen Außenamt, Botschafterin 
bei der EU in Brüssel, danach in 
London, Washington und nun in 
Berlin. “Ich habe gelesen, dass 
Berlin eine Stadt sei, in der sich 
kaum einer fremd fühlen kann, 
was ich nur bestätigen kann: Hier 
kann man sich nicht fremd füh-
len! Natürlich fehlen mir meine 
Freunde von früher, aber ich bin 
gerade dabei, neue zu finden. Das 
ist kein Problem. Die Menschen 
sind alle offen und zugewandt”, 
sagt die 65-Jährige über ihre neue 
Wirkungsstätte. 
Jadranka Winbow, die Botschaf-

terin, ist bei uns angekommen, 
um einen guten Job zu machen. 
“Das Wesentliche dabei ist, dass 
dazu viel persönliche Zuwendung 
gehört, meist auch außerhalb 
rein dienstlicher Obliegenheiten, 
als “öffentliche” Diplomatie.” So 
wie immer und überall in ihren 
fast 40 Dienstjahren. Möchte sie 
denn noch mal gerne für einen 
Tag etwas ganz anderes machen? 
“Wenn, dann würde ich mich für 
eine ehrenamtliche Arbeit mit so-
zial schwachen Menschen ent-
scheiden”, sagt sie abschließend.

Auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft
Ein Gespräch mit der Botschafterin von Bosnien-Herzegowina, Jadranka Winbow

(BS/ps) Schreiben wir in diesem Herbst über ein Gebiet, das seit dem Spätmittelalter mal den Osmanen, den Habsburgern, zum Königreich Jugo-
slawien und nach dem Zweiten Weltkrieg mit Slowenien, Kroatien, Montenegro, Mazedonien (heute Nordmazedonien), Serbien, den Autonomen 
Provinzen Kosovo und Vojvodina zur Föderativen Republik Jugoslawien gehört: Bosnien-Herzegowina. 1992 sind sie es dort endgültig leid, wollen 
endlich mal selbst Herr im Haus sein, erklären im März ihre Unabhängigkeit von dem jugoslawischen Staatsverband und gründen einen politisch 
komplexen Staat. Dieser besteht aus zwei Entitäten – Bosnien und Herzegowina. Beide verfügen über eine eigene Exekutive und Legislative und 
nehmen im November 1992 diplomatische Beziehungen mit Deutschland auf, die sich seither stetig positiv entwickeln. Sehr zur Freude von Bot-
schafterin Jadranka Winbow.

Sarma – Krautwickel

Zutaten:
1 Weißkohl, 1 Tasse Milchreis, 500 g Hackfleisch, 2 Möhren, 1 Bund Petersilie, 4 Knoblauchzehen, 
 Vegeta-Gewürz, 2 EL Mehl, 1/2 Becher Wasser, Sonnenblumenöl, Paprika edelsüß

Zubereitung:
In einem Topf Wasser zum Kochen bringen. Weißkohlblätter abtrennen (am besten jedes Blatt einzeln, 
sollten ganz bleiben) und für ca. 6 min in das heiße Wasser legen, damit sie weich werden. (nicht ko-
chen, also Temperatur runterstellen). Nicht alle auf einmal … immer so 4–6 Stück. Knoblauch, Möhren, 
Petersilie pürieren. In einer Schüssel Hackfleisch, Milchreis und die pürierte Masse vermengen. Mit Ve-
geta (Gewürzmichung) abschmecken und anschließend noch das Wasser hinzufügen, noch mal mischen. 
Großen Topf mit Öl vorbereiten. Blätter hinlegen und den Strunk entfernen. Hackmischung auf das Blatt 
legen, einrollen und die Ecken “reindrücken”. Die Krautwickel im Topf aufreihen. Das Wasser (In dem 
der Weißkohl eingeweicht wurde) drüber geben. Alles mit Vegeta abschmecken. Ca 30 min köcheln las-
sen (geht auch im Ofen bei 250 °C). Im Topf ca 100-150 ml Öl erhitzen, mit Mehl vermischen. Jetzt nach 
belieben mit Paprika edelsüß einfärben. Später unter die Röllchen mischen und nochmal kurz köcheln 
lassen. Am besten mit frischem Brot und Bier servieren.

Rezept der Botschafterin

Vertritt die Interessen Bosnien-Herzegowinas in Deutschland: Ihre Exellenz Jadranka Winbow, Botschafterin der 1992 gegründeten parlamentarischen 
 Bundesrepublik. Fotos: BS/Dombrowsky

Ausdruck der guten gemeinsamen Be-
ziehungen: die Flaggen von Deutsch-
land und Bosnien-Herzegowina auf dem 
Schreibtisch der Botschafterin. Letztere 
besteht aus einem goldenen Dreieck 
auf blauem Hintergrund, welches die 
geografischen Umrisse symbolisiert 
und für die drei Volksgruppen im Land 
(Bosniaken, Kroaten und Serben) steht. 
Der blaue Hintergrund mit der unendlich 
gedachten Kette weißer, fünfzackiger 
Sterne symbolisiert Europa.

Beleg einer langen Geschichte: Ein 
königlich bosnischer Dukaten aus dem 
frühen 15. Jahrhundert, als das Land 
von König Trytko II regiert wurde, der 
von den Osmanen unterstützt wurde. 

Fest stehen bereits das Förder-
mittelmanagement und die Vi-
sumbearbeitung als Aufgaben für 
die neue obere Bundesbehörde. 
Weitere Verwaltungsaufgaben sol-
len noch dazukommen. Denkbar 
wären etwa Teile der Personal-
verwaltung mit Auslandsbezug. 
Ausdrücklich nicht zur Ausla-
gerung vorgesehen sind dage-
gen IT-Dienstleistungen wie der 
Betrieb von Rechenzentren oder 
Fachverfahren.

Stammpersonal soll wechseln

Aus dem AA heißt es: “Das Per-
sonal des Bundesamts wird sich 
aus Stammpersonal des Auswär-
tigen Amts und neuem Fachper-

sonal zusammensetzen.” Die Pla-
nungen für den Personaleinsatz 
seien noch nicht abgeschlossen. 
Mindestens sollen es aber 200 
Mitarbeiter werden. Für die gilt 
dann nicht die für AA-Mitarbeiter 
vorgeschriebene Rotation mit 
regelmäßiger Verwendung im 
Ausland. So sollen Mitarbeiter 
des mittleren und gehobenen 
Dienstes in der neuen oberen 
Bundesbehörde kontinuierlich 
im Inland beschäftigt werden 
können. 
Dem AA-Stammpersonal ginge 
bei einer Versetzung allerdings 
die Ministerialzulage verloren. Im 
mittleren Dienst sind das 109,13 
Euro (A 6 bis A 9), im gehobenen 

Dienst 181,54  Euro (A 10 bis A 
13). Dazu, ob eine Kompensation 
erfolgen soll, ist derzeit keine 
Auskunft aus dem Auswärtigen 
Amt zu bekommen.

Standort steht fest

Das Bundesamt für Auswärtige 
Angelegenheiten soll Anfang 2021 
in Brandenburg an der Havel 
errichtet werden. Die Stadt habe 
sich in einem Auswahlverfahren 
gegen andere brandenburgische 
Städte durchgesetzt, heißt es 
dazu aus dem Auswärtigen Amt.  
Damit leiste das Ministerium 
auch einen “strukturstärkenden 
Beitrag zum Dezentralisierungs-
ziel der Bundesregierung”.

Umstrukturierung im Auswärtigen Dienst
Neues Bundesamt soll Verwaltungsaufgaben übernehmen

(BS/stb) Das Auswärtige Amt (AA) will sich mit dem geplanten Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten 
eine zentrale Serviceeinrichtung für Außenpolitik schaffen. Es wäre die erste nachgeordnete Behörde des 
Ministeriums im Inland. Sie soll bisher vom AA wahrgenommene, nicht-ministerielle Aufgaben bekommen, 
wie aus dem AA zu hören ist. Die Planung dafür läuft.

OLAF schloss im vergangenen 
Jahr 167 Untersuchungen ab 
und sprach 256 Empfehlungen 
an die zuständigen nationalen 
und europäischen Behörden 
aus. Zugleich wurden 1.259 
erste Analysen durchgeführt, 
aus denen 219 neue Verfahren 
eingeleitet wurden, so die Er-
mittlungsbilanz. Dabei legte das 
Amt den Fokus auf komplexe, 
länderübergreifende Fälle, die 
von den nationalen Behörden 
allein nicht hätten bewältigt 
werden können, erläutert der 
Generaldirektor von OLAF, Ville 
Itälä. Dabei seien drei markante 
Entwicklungen festgestellt wor-
den: In den meisten Fällen seien 
entweder Scheinfirmen errich-

tet worden, um vorgetäuschte 
Transaktionen zum Erhalt von 
EU-Mitteln zu verschleiern, 
oder bei der Absatzförderung 
von Agrarerzeugnissen betro-
gen worden, indem Geld über 
Drittländer gewaschen wurde. 
Ebenso seien Zölle durch grenz-
überschreitende Betrugsmuster 
umgangen worden. 
Darüber hinaus war OLAF an 

der Entwicklung der neuen Be-
trugsbekämpfungsstrategie der 
Kommission beteiligt, deren Um-
setzung die Behörde nun steu-
ere. Diese Strategie sehe eine 
verbesserte Datenanalyse mit 
Blick auf evidenzbasierte Be-
trugsbekämpfungsmaßnahmen 
sowie eine umfassendere Analyse 

von Betrugsrisiken vor. Dadurch 
sollen die Kontrollen zur Betrugs-
bekämpfung verbessert werden.
Insgesamt hat die Behörde in 

den vergangenen acht Jahren 
die Einziehung von über 6,9 
Milliarden Euro zugunsten des 
EU-Haushaltes empfohlen. Trotz-
dem besteht der Eindruck, dass 
sich die Behörde für ihre Arbeit 
rechtfertigen müsse, wie aus 
einer Äußerung Itäläs deutlich 
wird: “Die Ergebnisse von OLAF 
zeigen, dass unsere Arbeit etwas 
bewirkt. Wir schützen nicht nur 
die finanziellen Interessen der 
EU, sondern auch die Gesund-
heit und das Wohlergehen der 
europäischen Bürgerinnen und 
Bürger.” 

Positive Bilanz
OLAF fokussiert auf länderübergreifende Fälle

(BS/jf) 371 Millionen Euro: Diese Summe ist im Jahr 2018 an den Haushalt der Europäischen Union zurückge-
flossen, nachdem das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung mehrere Hundert Verfahren wegen Betrugs-
delikten organisierter krimineller Gruppen einlegte. Trotzdem muss sich die Behörde weiter rechtfertigen. 

Ca. XXXX Zeichen



Ministerpräsident
Volker Bouffier

Foto: BS/Staatskanzlei Hessen

Minister im Geschäftsbereich 
des Ministerpräsidenten und

Chef der Staatskanzlei
Axel Wintermeyer

Abteilung M
Politische Grundsatzfragen 

und Persönliches Büro 
des Ministerpräsidenten
MinDirig’in Karin Gätcke

-3903

M 1
Politische 

Grundsatzfragen,
Gesellschaftl. Gruppen 
und Organisationen

LtdMR Michael Welter
-3937

M 2
Persönlicher Referent

des Ministerpräsidenten

RD Andreas Schwab
-3938

M 3
Leiter des Büros des

Chefs der Staatskanzlei

LtdMR Björn Jödicke
-3985

M 4
Persönliche Referentin
des Chefs der Staats-

kanzlei

KHK’in Lucie Frutig
-3716

M 5
Grundsatzfragen des

Chefs der Staatskanzlei

RR 
Michael Sebastian Brekner

-3781

Abteilung Z
Zentrale Angelegenheiten

MinDirig Andreas Monz
-3767

Z 1
Grundsatzangelegenheiten,

Organisation, 
Personalentwicklung, 

Innere Dienste
MR’in Inge Mierzwa  -3965

Z 2
Personalangelegenheiten

RD Lutz Türk  -3963

Z 3
Effizienz der Verwaltung

MR Winfried Hock -3627
MR Dr. Wolf-Henner Snethlage 
 -3625

Z 4
Haushalt, Informations- und

Kommunikationstechnik

Z 5
Rechnungswesen, Controlling,

Innenrevision, Sicherheit
MR Günter Weiland  -3994

Stabsstelle Vereinbarkeit, 
Beruf, Familie und Pflege 

sowie Gesundheits-
management

MR’in Karin Anna Streim  
 -3960

Abteilung I
Information

RD Marco Kreuter
(m.d.W.d.G.b.)

I 1
Grußworte, Publikationen,

Medienauswertung
MR Klaus Euteneuer  -3782

I 2
Online- und 

Social Media-Kommunikation
ROR’in Silvia Wilbert  -3693

I 3
Operative Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit,

Pressebetreuung
RD’in Ilka Ennen  -3944

I 4
Hessentag, Landes-

veranstaltungen, Volkskunst und 
Vereinsförderung

LtdMR Thorsten Herrmann (koord.)
 -3982
NN 

I 5
Strategische Öffentlichkeitsarbeit
MR Thorsten Neels  -3702

Abteilung R
Recht und Verfassung

MinDirig Andreas Monz 
(m.d.W.d.G.b.)

-3767

R 1
Rechts- und Verfassungs-

angelegenheiten, Verbindungs-
stelle zu den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften

LtdMR Dr. Tobias Kleiter (koord.) 
RD Johannes Schellakowsky -3831

R 2
Rechts- und Verfassungs- 

angelegenheiten, Gnadensachen
MR’in Dr. Elke Bohl  -3818

R 3
Rechts- und Verfassungs-

angelegenheiten, Förmliche 
Behandlung von Gesetzen, 

Herausgabe des GVBl
MR Frank Hoffmann  -3795

R 4
Rechts- und Verfassungs-

angelegenheiten, Vergabe- und 
Vertragsrecht, 

Dienstaufsichtsbeschwerden
MR’in Dr. Kerstin Ester-Mahr

 -3642

R 5
Medienrecht

LtdMR’in Dr. Monika Paulus 
(koord.) -3895
MR Ansgar Warnke -3889
NN 

R 6
Rechts- und Verfassungs-

angelegenheiten, 
Sonderaufgaben

MR Dr. Christian Pauly 

Beratung des 
Ministerpräsidenten und des 

Chefs der Staatskanzlei 
insbesondere in Fragen des 
Bundes- und des Landes-

verfassungsrechts, 
Führung von 

Verfassungs gerichtsprozessen
MinDirig a.D.  
Prof. Dr. Herbert Günther
 -3816

Beauftragter der 
Landesregierung für jüdisches 
Leben und den Kampf gegen

Antisemitismus
Uwe Becker  -4848

Abteilung PV
Protokoll und Veranstaltungen

MinDirig Dieter Beine
-3883

PV 1
Protokoll, Konsularwesen

MR Markus Dorn  -3873

PV 2
Ordensangelegenheiten

RD Dr. Willem-A. van’t Padje 
 -3839

PV 3
Veranstaltungen, Kongresse,

Buchförderungen
RD Ingo von Gerlach (koord.) 
 -3707
ROR’in Daniela Georgi -3942

PV 4
Veranstaltungsmanagement,

Veranstaltungen Konsularwesen
ROR’in Monika Glasenhardt 
 -3874

Stabsstelle Koordinierung der 
Asyl- und Flüchtlingspolitik

ROR Maximilian Alexander Röllig
 -4912
MR’in Anke Kleiter -3858
NN 
MR‘in Andrea Dobler -4910

Abteilung P
Planung und Controlling

MinDirig Marcus Lübbering
-3831

P 1
Politische Planung, Grundsatzfra-

gen, juristische Analyse
LtdMR’in Delia Dunkel

(Koord. für die Ref. P1-P5, P7)
 -3751

P 2
Politische Planung und Analyse

MR’in Simone Schieferstein
 -3850

P 3
Politische Planung, Wirtschafts-

politik und Controlling
Dr. Oliver Bischoff  -3929

P 4
Politische Planung, gesellschafts-
politische Analyse, Schwerpunkt 

Demografie
Simone Philippi  -3624

P 5
Politische Planung, 

Schwerpunkt ländliche Räume, 
Regionalpolitik und Beteiligung

MR’in Dr. Martina Schaad -3826

P 6
Projektplanung: 

Schwerpunkte Luftverkehrspolitik, 
Nachhaltigkeit

MR Dr. Ralf Knöll  -3637

P 7
Projektplanung: 

Schwerpunkte Bürgerengagement, 
Stiftungswesen, 

LandesEhrenamtsagentur Hessen
MR’in Dr. Martina Schaad 
(m.d.W.d.G.b.) -3826

P 8
Projektplanung:

Schwerpunkte Standort- und
Mittelstandspolitik, Technologie
MR’in Dr. Klarissa Hofstetter
 -3825

LandesEhrenamtsagentur Hessen
Geschäftsführer Stephan Würz 
 069/6789426

Abteilung K
Koordination

MinDirig Johannes Stein
-3780

K 1
Inneres, Sport, Statistik, AG
Verwaltungsvereinfachung, 

Normprüfstelle, Justiz
LtdMR’in Dr. Mechthild Müller 
 -3834
NN 

K 2
Bundesratskoordination, 

Föderalismus, 
Ministerpräsidentenkonferenzen
MR’in Susanne Deuschel -3855

K 3
Kultus, Wissenschaft und Kunst
MR’in Heide Steiner -3618
RD Dietmar Rehm -3974

K 4
Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, 

Energie
ROR’in Monika Berger 

K 5
Wirtschaft, Verkehr und

Landesentwicklung
NN 

K 6
Finanzen

RD Dr. Frank-Steffen Schmidt 
 -3894

K 7
Soziales, Arbeit, Gesundheit,

Integration und 
Antidiskriminierung

ROR Martin Beuler  -3863

K 8
Landtags- und

Kabinettsangelegenheiten
MR Dr. Stefan Wernitz  3995

K 9
Bürgerangelegenheiten

MR’in Andrea Dobler  -4910

K 10
Metropolregion, Digitalisierung,
Verteidigungsangelegenheiten,

Grundsatzfragen
LtdMR’in Sabine Groth  -3657

Sprecher der Landesregierung

Staatssekretär
Michael Bußer

Hessische Staatskanzlei
Georg-August-Zinn-Str. 1, 65183 Wiesbaden
Telefon: 0611/32 0
Fax: 0611/32 3708
E-Mail: poststelle@stk.hessen.de
De-Mail: poststelle@stk-hessen.de-mail.de
Internet: www.hessen.de

Sonderbeauftragter des Ministerpräsidenten 
für den Finanzplatz Frankfurt, wirtschafts-

politische und gesellschaftliche 
Grundsatzfragen

MinDirig Folke Mühlhölzer
-3926

Stabsstelle Strategische 
Öffentlichkeitsarbeit

Leitung: StS Michael Bußer
LtdMR’in Delia Dunkel
LtdMR Björn Jödicke
MR Thorsten Neels
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LMB MinBE
Leiterin des 

Ministerinnenbüros

LtdMR’in Ute Stettner
-3945

MinBE 1
Pressesprecher der

Ministerin

Dr. Michael Horn
-3809

MinBE 2
Persönlicher Referent 

der Ministerin

ROR’in 
Barbara Kleeblatt

LMB MinD
Leiter des 

Ministerinnenbüros
LtdMR 

Dr. Walter Fischedick
-114 206

MinD 1
Persönliche Referentin

der Ministerin

Katarina Klein 
-114 207

MinD 2
Pressesprecher der 

Ministerin

Christian Henkes
-114 215

MinD 3
Landtag, Bundesrat, 

Kabinett, Planung der
Ministerin

RR Torben Klose
-114 212

MinD 4
Grundsatzangelegen-
heiten und Sonder- 

aufgaben der Ministerin
Marcel André Goroll

Frauenbeauftragte: 
MR’in Inge Mierzwa  -3965

Datenschutzbeauftragte (Wiesbaden):
LtdMR’in Dr. Mechthild Müller  -3819

Datenschutzbeauftragter (Brüssel):
LtdMR Claus-Peter Appel  00322/739 59 65

Schwerbehindertenvertretung:
ROR Benno Bohrer  -3943

Vorsitzender des Personalrats:
MR Günter Weiland  -3994

Ministerin für Bundes- und
Europaangelegenheiten und

Bevollmächtigte des 
Landes Hessen beim Bund

Lucia Puttrich 

Ministerin für Digitale
Strategie und Entwicklung

Prof. Dr. Kristina Sinemus

Staatssekretär Europa

Mark Weinmeister

Staatssekretär Digitale Strategie 
und Entwicklung, CIO

Patrick Burghardt

Landesvertretung
Berlin

030/726-200-500

Stabsstelle Brexit
MR’in Yasmine Schritt 

-3867

Stabsstelle Digitalisierung: 
Fachkommunikation; Fach- 

und gesellschaftlicher 
Dialog

NN

Co-CIO
Roland Jabkowski 

-2340

Abteilung E
Europa- und internationale

Angelegenheiten

LtdMR’in Ute Stettner
(m.d.W.d.G.b.)

E 1
Grundsatzfragen und 

Koordinierung der Europapolitik,
Europaministerkonferenz und 

Bundesrat
MR Dr. Markus Vogel -3881

E 2
Europapolitisches Netzwerk,
Gremienarbeit, Zuwendungen

RD’in Dr. Sonja Klinker -3677

E 3
Partnerschaften und 

Internationale Angelegenheiten
MR’in Ulrike Völker  -3649

E 4
Förderpolitik, EU-Beratungs-
zentrum, Europapolitische 

Koordinierung in den Bereichen 
Landwirtschaft und Naturschutz, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst, 

Forschung
MR’in Dr. Andrea Härtling  -3645

E 5
Europapolitische Koordinierung 
in den Bereichen Wirtschaft, 
Soziales, Finanzpolitik sowie 
Digitalisierung und Medien

RD Walter Schäfer 

E 6
Europapolitische Koordinierung 
in den Bereichen Inneres und 

Justiz, Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) und
Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP)

MR’in Rebeca Kleinschmidt  -4905

E 7
Europapolit ische Koordinierung 
in den Bereichen Umwelt und 
Klimaschutz, Internationale 

Angelegenheiten
MR’in Dr. Michaela 
Dersch-Hansmann -3680

E 8
Strategische Planung und Europa-

politische Öffentlichkeitsarbeit
RD’in Dr. Sonja Klinker  
(m.d.W.d.G.b.) 

B/A 1
Verwaltung, Haushalt, Innerer 

Dienst, Betrieb MRH
LtdMR Claus-Peter Appel 
 00322/739 59 65

B/A 2
Ausschuss der Regionen

RR Nicolai von Wilcken
 00322/739 59 37

B/A 3
EU-Förderprogramme, Verbin-

dung zum EU-Beratungszentrum
MR Ralf Bingel 00322/739 59 33

B/A 4
Europäisches Parlament

MR Robert Möhrle
 00322/739 59 34

B/A 5
Öffentlichkeitsarbeit

MR’in Monika Baer
 00322/73 95 941

B/A 6
Veranstaltungen, 
Besuchergruppen

Friedrich von Heusinger 
(m.d.W.d.G.b.)
 00322/739 59 59

Abteilung B
Vertretung des Landes Hessen bei 

der Europäischen Union
Leiter der Landesvertretung
Friedrich von Heusinger
 00322/739 59 59
Allgemeine Fragen der EU-Politik; 

Koordinierung
RR’in Tamara Hajji 
 00322/739 5960

B/ B1
Angelegenheiten des Hessischen

Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen

MR Felix Holefleisch
 00322/739 59 48
MR’in Dr. Perdita de Buhr 
 00322/739 59 53

B/B 2
Angelegenheiten der 

EU-Finanzpolitik, 
Finanzplatz Frankfurt

NN 

B/B 3
Angelegenheiten des Hessischen
Ministeriums des Innern und für

Sport, E-Government,
Ansprechpartner für Kommunen,
RR Jan Schonebeck 
 00322/739 59 55

B/B 4
Angelegenheiten des Hessischen

Ministeriums der Finanzen
ROR Dr. Florian Holstein 
 00322/739 59 24

B/B 5
Angelegenheiten des Hessischen

Ministeriums der Justiz, EuGH
Dr. Claudia Schöler 
 00322/739 59 42

B/B 6
Angelegenheiten des Hessischen

Kultusministeriums
RD Christoph Heider 
 00322/739 59 43

B/B 7
Angelegenheiten des Hessischen
Ministeriums für Wissenschaft 

und Kunst
ROR’in Dr. Parinas Parhisi 
 00322/739 59 54

B/B 8
Angelegenheiten des Hessischen

Ministeriums für Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und

Verbraucherschutz
NN 

B/B 9
Angelegenheiten des Hessischen

Ministeriums für Soziales und
Integration

NN 

Abteilung V
Verwaltungsdigitalisierung

NN

V 1
Programm-Management

MR Thomas Koch 

V 2
IT-Standards, -Architektur, 

-Portfolio
MR Dr. Markus Unverzagt 
  -114 272

V 3
IT-Planungsrat und ebenen- 

übergreifende Zusammenarbeit
NN 

V 4
Allgemeine Rechtsfragen

NN 

Abteilung D
Digitalisierung, Wirtschaft, 

Innovation

MinDirig’in Martina Böhme
(m.d.W.d.G.b.)

114 224

D 1
Digitalstrategie Hessen und
Digitalisierungsprojekte der

Landespolitik sowie Netzpolitik
RD’in Maria Rieping 

D 2
Digitale Technologie- und

Innovationspolitik
NN 

D 3
Breitband und

Mobilfunkinfrastruktur
Georg Matzner -114 213

Abteilung S
Konzeption und Koordination

MinDirig’in Martina Böhme
-114 224

S 1
Politische Analyse, Planung und

Strategie
RD‘in Dr. Carmen Everts 

S 2
Digitalisierung und Künstliche

Intelligenz in Wirtschaft, 
Forschung und Gesellschaft

NN 

S 3
Gremien und Institutionen der

Digitalisierung
NN 

S 4
Ressortkoordination, Europa und 

Internationales
NN 

S 5
Digitalisierungshaushalt und 

-controlling
RR Sascha Sauter (m.d.W.d.G.b.) 
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Detaillierte Informationen und weitere Termine unter: www.fuehrungskraefte-forum.de

Sichern Sie sich Ihren Wissensvorsprung ! 
Seminar-Highlights im November 2019

Vergaberecht

Vergabe von Kreativleistungen  06.11.2019, Stuttgart
Bieterstrategien und Bieterfragen 28. - 29.11.2019, Bonn
Das neue Vergaberecht 2020   25. - 26.11.2019, Bonn

Personal und Dienstrecht

Befristungsrecht im Öffentlichen Dienst  07.11.2019, Bonn
Wissenstransfer als eine zentrale Aufgabe für Behörden 25. - 26.11.2019, Berlin
Exzellenz durch Personalentwicklung 28. - 29.11.2019, Bonn

IT

Ausschreibungen von IT – praxisorientiert und rechtssicher  12.11.2019, Hamburg
Softwarequalität in öffentlichen Verwaltungen  12.11.2019, Berlin
EVB-IT-Systemverträge  27. - 28.11.2019, Berlin

Kommune

Instrumente eines modernen Beteiligungsmanagements  05. - 06.11.2019, Berlin
Das Aufsichtsratsmandat im öffentlichen Unternehmen  07.11.2019, Berlin
Kommunale Veranstaltungen aus ordnungsbehördlicher Sicht  25.11.2019, Bonn

 Führung und Kommunikation

 Auftrittspräsenz und Selbstmarketing  05. - 06.11.2019, Berlin
 Think digital: Digitalisierung der Verwaltung 06. - 07.11.2019, Düsseldorf
 Frauen in Führung: Motivations-Instrumente 12. - 13.11.2019, Würzburg
  

  Organisation und Management

  Open Government Data: Zugang und Lizenzierung 05.11.2019, Hamburg
  Medienrecht für die öffentliche Verwaltung 21. - 22.11.2019, München
  Krisenprävention und Krisenkommunikation 26. - 28.11.2019, Hamburg



“Als weltoffene Stadt der Integra-
tion und Vielfalt und angesichts 
der Tatsache, dass es täglich 
Todesopfer im Mittelmeer gibt, 
sind auch wir in der Pflicht, ein 
Zeichen der Humanität zu sen-
den”, verkündet der SPD-Frak-
tionsvorsitzende im Göttinger 
Stadtrat, Tom Wedrins. Zu si-
cheren Häfen haben sich mittler-
weile 101 Städte und Landkreise 
deklamiert. Das Gros der Städ-
te hat SPD-Bürgermeister, aber 
auch CDU-Stadtoberhäupter 
gaben grünes Licht. Christoph 
Weber, CDU-Bürgermeister der 
30.000-Einwohner-Stadt Me-
schede in Nordrhein-Westfalen, 
betont, der Status als “sicherer 
Hafen” stelle keinen Konflikt 
zur Linie der Bundes-CDU dar. 
“Letztlich steht dabei auch nicht 
die sogenannte “Flüchtlingsfrage” 
generell im Mittelpunkt, sondern 
ganz konkret Hilfe für Menschen 
in Seenot”, so Weber. Anders 
sieht das Boris Palmer, Tübin-
gens  Oberbürgermeister. der 
schlägt vor, integrationsunwillige 
“schwierige” Migranten aus der 
Stadt zu verbannen.

Spekulativer Raum

Das Bündnis “Städte Sicherer 
Häfen”, in dem 28 der Kommu-
nen formell mitarbeiten, verleiht 
nun den Forderungen mit einer 
gemeinsamen Erklärung Nach-
druck. In einem Vier-Punkte-
Papier, das beim ersten Arbeits-
treffen entstand, formulieren die 
Kommunen ihre Erwartungen 
an die Bundesregierung, “Trans-
parenz im Verteilungsverfahren 
zu schaffen und ihnen Möglich-
keiten aufzuzeigen, ihr Angebot 
umzusetzen”. Zudem wird eine 
“auskömmliche finanzielle und 
organisatorische Unterstützung” 
gefordert. Die Kommunen benö-
tigen für die Aufnahme die Zu-
stimmung des Bundesinnenmi-
nisteriums, doch die Rechtslage 

ist unklar. 
Mit Metaphern aus Meteorolo-

gie und Seefahrt prognostizieren 
einige Bundespolitiker hingegen 
vermehrt wieder sprunghaft an-
steigende Flüchtlingszahlen. “Die 
nächste Welle steht schon vor der 
Tür”, wie etwa AfD-Bundestags-
fraktionsvorsitzende Alice Weidel 
mit Blick auf die Migration nach 
Deutschland behauptet. Bun-
desinnenminister Horst Seehofer 
(CSU) fordert eine EU-Regelung 
und warnt bei deren Ausbleiben 
vor einer “noch größeren Flücht-
lingswelle als 2015”. Der österrei-
chische Bundeskanzler Sebastian 
Kurz (FPÖ) glaubt, “dass sich 
da etwas zusammenbraut” und 
Europa aufgrund “falscher Si-
gnale” selbst schuld daran sei. 
Andernorts ist die Rede von einer 
“Flüchtlingskrise 2.0”.
Der Deutsche Städte- und Ge-

meindebund nennt Aussagen 
dieser Art einen “spekulativen 

Raum” und weist darauf hin, 
dass es in den Kommunen 
derzeit zahlreiche leerstehen-
de Unterkünfte für geflüchtete 
Menschen gebe, die auch weiter-
hin bereitstünden. Dort stehen 
andere Herausforderungen auf 
der aktuellen Agenda: bezahlba-
rer Wohnraum für alle und die 
Integration. Für die Erst-Unter-
bringung und Versorgung der 
Antragsteller sowie den Betrieb 
der Aufnahmeeinrichtungen sind 
die Bundesländer zuständig. Mit 
geplanten Anker-Zentren und der 
längeren Wohnpflicht durch das 
“Geordnete-Rückkehr-Gesetz” 
sogar noch länger. Die Kommu-
nen bleiben die Umsetzer am 
Ende der Kette.
Auch Bernd Mesovic, Leiter der 

Abteilung Rechtspolitik beim Pro 
Asyl e. V., hält eine Prognose 
über mehrere Jahre hinweg für 
rein spekulativ. “Zumal neben 
den Entwicklungen in Sachen 

der Fluchtursachen auch die 
Frage wichtig ist, in welchem 
Ausmaß Fluchtwege blockiert 
werden und Fluchtverhinderung 
in Kooperation mit Drittstaaten 
betrieben wird. Es ist natürlich 
entscheidend, ob potenzielle Asyl-
suchende die Grenzen überhaupt 
erreichen können.” Auch das 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) teilt die Auf-
fassung, eine aussagekräftige 
Einschätzung über die künftige 
Entwicklung der Zugangszah-
len von Asylsuchenden sei nicht 
möglich. Es gebe zu viele volatile 
Faktoren. 

Neue Rechtsfragen

Nichtsdestotrotz verfüge das 
Bundesamt aber über eine fle-
xible Organisationsstruktur, um 
auf etwaige Veränderungen des 
Arbeitsvolumens vorbereitet zu 
sein. So gebe es ein Konzept zur 
Hochlaufplanung, in dem die 

Bereiche Führungsorganisati-
on, Personal, Liegenschaften, IT, 
Sicherheit und Kommunikation 
berücksichtigt seien. Hier gehe 
es um Themen wie Meldewege, 
optimierte externe Personalge-
winnung, interne Personalreser-
ve zur schnellen Verschiebung 
von Personal in die betroffenen 
Arbeitsbereiche, IT-gestützte Ar-
beitsplatzverwaltung oder Vor-
haltung einer IT-Reserve. Aber: 
Hochlaufplanungen seien “nicht 
Ausdruck einer bestimmten Er-
wartungshaltung in Bezug auf die 
Wahrscheinlichkeit des Eintritts 
eines bestimmten Szenarios”, wie 
es vom BAMF heißt. 
Bevor sich die Kommunen 

selbst mit der Unterbringung 
und Versorgung neu ankommen-
der Geflüchteter beschäftigen, 
sind Bundes- und Länderebene 
gefragt. Und dort drohe aufgrund 
einer Vielzahl gesetzlicher Neue-
rungen ein “bürokratischer Over-
kill”, wie Mesovic pointiert. “Die 
personelle Unterausstattung ins-
besondere der großstädtischen 
Ausländerbehörden ist bekannt. 
Bund und Länder locken mit 
einer Zentralisierung von Verfah-
ren und Aufenthaltsbeendigung. 
Die Idee hat ihre Grenzen in der 
Praxis, wie das immer wieder von 
der Politik beklagte Vollzugsde-
fizit zeigt.” Die Bereitschaft der 
Kommunen, aus Seenot Gerettete 
aufzunehmen, zeige ja, dass kom-
munale Kapazitäten bestünden.  
Also zumindest für die Aufnahme 
der Bootsflüchtlinge. Bevor die 
Kommunen aktiv werden, sind 
die Länder gefordert. Viele wei-
gern sich bisher allerdings, die 
Ankerzentren einzurichten. Ver-
nünftigerweise, denn am Beispiel 
des bayerischen Ankerzentrums 
in Donauwörth, das nun wieder 
schließen soll, zeigt sich: Anders 
als der Name suggeriert, hat ein 
Ankerzentrum nichts mit einem 
festen Hafen zu tun.

Sichere Häfen trotz Seegang
Kommunen auf steigende Flüchtlingszahlen vorbereitet?

(BS/Katarina Heidrich) Die Stadt Göttingen wird sich zum “Sicheren Hafen” für Geflüchtete erklären. Das haben SPD, Grüne, Linke und weitere Mitglieder des Stadtrats in einem 
 gemeinsamen Antrag vereinbart und damit beschlossen, über das zugewiesene Kontingent hinaus Asylbewerber aufzunehmen. Gleichzeitig wird von verschiedener politischer Seite 
vor wieder sprunghaft ansteigenden Flüchtlingszahlen gewarnt. Bereiten sich die Kommunen auf solch ein Szenario vor? Und können sie das überhaupt?

Trotz zahlreicher Warnungen vor einer “neuen Flüchtlingswelle”, bleiben die Kommunen gelassen und wollen ver-
mehrt als “sichere Häfen” ein Bollwerk der Humanität sein. Foto: BS/daveshep50, Pixabay.com
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KNAPP

Erstmals E-Scooter 
verbannt
(BS/rup) Das in allen Städten 

lästige Thema der E-Scooter, 
aber auch der E-Fahrräder, die 
den öffentlichen Raum einerseits 
versperren, deren Nutzer aber 
zunehmend auch zu einer Gefahr 
im öffentlichen Raum werden, soll 
erstmals in Köln anlässlich des 
Karnevals eingeschränkt werden. 
Die Stadt Köln hat alle E-Scooter-
Firmen angeschrieben, dass am 
11.11. alle Fahrzeuge aus einem 
definierten Innenstadtbereich 
zwischen sechs und 24 Uhr zu 
entfernen sind und deren Ge-
brauch dort nicht statthaft ist. 
Es bleibt abzuwarten, wie die 
Verleihunternehmen reagieren 
und wie dann die Stadt darauf 
reagiert, wenn solche Geräte in-
nerhalb der Bann-Zone dennoch 
verwendet werden. 

Kommunale Investi-
tionen vereinfachen
(BS/wim) Der Deutsche Land-

kreistag (DLT) fordert bessere 
Bedingungen für kommunale 
Investitionen. Zwar sei die In-
vestitionstätigkeit 2018 erneut 
um mehr als zehn Prozent ge-
stiegen, für die Zukunft gebe es 
aber noch viel zu tun, so DLT-
Präsident Landrat Reinhard 
Sager. So brauche es ähnliche 
Werte, um dauerhaft ein aus-
reichendes Investitionsniveau 
zu erreichen. Dabei müsse die 
kommunale Ebene besonders gut 
ausgestattet sein. Schmerzhaft 
sei der Fachkräftemangel, durch 
den die Kapazitäten der Baubran-
che voll ausgelastet seien, sodass 
die Firmen immer höhere Preise 
aufrufen könnten. Landkreise 
erhielten daher auf Ausschrei-
bungen oft gar keine Angebote. 
Um hier Abhilfe zu schaffen, 
sei eine deutliche Planungsbe-
schleunigung notwendig. Bauvor-
schriften wirkten aktuell “eher als 
Investitionsbremse”. Außerdem 
sei wichtig, die Kommunen mit 
Steuerzuwendungen zu begünsti-
gen, um Innovationen überhaupt 
möglich zu machen, so Sager.

www.oeffentliche-infrastruktur.de

4. Dezember 2019, Hotel Adlon Berlin

Dr. Matthias Kollatz, 
Senator für Finanzen 

in Berlin

Helmut Dedy, 
Hauptgeschäftsführer 

Deutscher Städtetag

Tobias Goldschmidt, 
Staatssekretär, Ministerium 

für Energiewende, Land-

wirtschaft, Umwelt, Natur 

und Digitalisierung des 

Landes Schleswig-

Holstein
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Infrastruktur in Stadt und Land – gleichwertig, digital, kritisch

Christian Pegel,
Minister für Energie, 

Infrastruktur und 

Digitalisierung des 

Landes Mecklenburg-

Vorpommern



In seiner Keynote stimmte Dr. 
Daniel Dettling, einer der renom-
miertesten Politikexperten und 
Zukunftsforscher des Landes, auf 
das Thema des Tages ein. “Wir 
hatten noch nie so gute Werkzeu-
ge”, so Dettling, um eine inklusive 
Gesellschaft zu erreichen, auch 
wenn das Leitbild einer umfas-
senden Inklusion für Deutsch-
land relativ neu sei. Einige der 
Stichworte, die er für das Gelin-
gen einer inklusiven Gesellschaft 
nannte, waren: Selbstwirksam-
keit − die Erfahrung, als Einzel-
ner etwas bewirken zu können; 
Vernetzung − ein neues, durch 
die Digitalisierung befördertes 
Grundprinzip der Gesellschaft; 
Kollaboration − die gemeinsame 
Schaffung neuer Lebens- und 
Arbeitsformen, zum Beispiel beim 
Co-Working, generationenüber-
greifenden Wohnen, Carsharing 
und Co-Gardening; Kommuni-
kation − die Entstehung neuer 
Räume der Begegnung in Nach-
barschaften, Familien und Verei-
nen. Eine inklusive Gesellschaft 
führe am Ende immer auch zu 
mehr Wirtschaftswachstum, zu 
mehr Kreativität, zu mehr Wert-
schöpfung sowie auch zu einer 
höheren Lebenszufriedenheit. 
“Und das Gute an der Zukunft: 
Wir haben die Möglichkeit, sie 
mitzugestalten.” Jeweils drei gute 
Beispiele aus der Praxis und viel 
Raum und Zeit, um sich darüber 
auszutauschen, gemeinsam neue 
Ideen zu entwickeln und sich 
thematisch mit anderen Akteuren 
zu vernetzen: Die Diskussions-
runden am Vormittag und am 
Nachmittag waren das Herzstück 
der Tagung. Hier einige der zen-
tralen Ideen aus acht mal zwei 

Stunden intensiven Austauschs: 
Über Erfolgsfaktoren für er-

folgreiche Netzwerkarbeit dis-
kutierten die Teilnehmenden der 
Diskussionsrunde “Netzwerk-
arbeit – vom sinnvollen Mitei-
nander”. Sie hielten fest: Eine 
vernetzte Gesellschaft innerhalb 
einer Kommune brauche Per-
sönlichkeiten, die koordinieren 
können. Eine Vision und eine 
gewisse Zähigkeit seien ebenfalls 
von Vorteil. Außerdem benöti-
ge man die Unterstützung der 
Kommune, ausreichend Zeit, um 
stabile Beziehungen aufzubauen, 
und finanzielle Nachhaltigkeit. 
Impulse gaben hier die Projekte 
N-I-I-N Norderstedt, Quartiers-
meisterei Bremerhaven und Ca-
ritas Geldern.
Empowerment-Seminare, Akti-

onspläne, Teilhabemanager und 
Internettools: Die Teilnehmenden 
der Diskussionsrunde “Partizi-
pation – die Basis für demokra-
tische Entscheidungen” lernten 
verschiedene Methoden der Be-
teiligung kennen. Um Erfolg zu 
haben, sollte man mit kleinen 
Schritten beginnen, Politik und 

Verwaltung ins Boot holen und 
digitale Tools nutzen, ohne auf 
persönliche Begegnungen zu 
verzichten, so einige der Ideen. 
Vorgestellt wurden hier Projekte 
der Modellkommune Schwäbisch 
Gmünd, aus dem Landkreis Saa-
lekreis und von der Initiative Li-
quid Democracy.
Wie bewegt man Menschen da-

zu, sich zu engagieren – egal ob 
auf dem Dorf oder in der Stadt? 
Diese Frage diskutierte die Run-
de “Engagement – Geben und 
Nehmen für ein gemeinsames 
Ziel”. Am besten mit direkter An-
sprache, so die Empfehlung der 
Runde. Gut gelinge das, wenn 
man barrierefreies und inklusives 
Engagement ermögliche, sodass 
sich jeder und jede nach den in-
dividuellen Fähigkeiten einbrin-
gen könne – ob mit Behinderung 
oder ohne. Best Practice gab es 
hier von der Modellkommune 
Schneverdingen, der Freiwilligen-
Agentur Halle-Saalkreis und der 
Initiative Gemeinsam in Stein-
heim. 
Mit Beharrlichkeit, Begeiste-

rung, Kreativität und auch mit 

einem sensiblen Einsatz von 
Sprache: Die Diskussionsrunde 
“Bewusstseinsbildung – Gutes 
tun und darüber reden” tauschte 
sich zu vielfältigen Möglichkeiten 
aus, die Öffentlichkeit für das 
Thema Inklusion zu gewinnen. 
Die Empfehlung der Teilnehmen-
den: “Bei den Bürgern ein “Hallo 
wach!” erzeugen, sich nicht beir-
ren lassen und alte Strukturen 
aufbrechen.” Impulse gaben hier 
NIRF Freiburg, VIA Blumenfisch 
und die Modellkommune VG 
Nieder-Olm.
Menschen mit Behinderung und 

ältere Menschen haben es nach 
wie vor schwer auf dem ersten 
Arbeitsmarkt. Die Runde “Arbeit 
– EIN Arbeitsmarkt für ALLE” 
tauschte sich über gute Ansätze 
aus, die trotzdem Zugänge schaf-
fen. Dazu brauche es vor allem 
Geduld und Beharrlichkeit, Ver-
netzung und einen guten Draht 
zu Unternehmern, so einige Er-
fahrungen der Teilnehmenden. 
Best Practices präsentierten hier 
Perspektiva Fulda, Access aus 
der Modellkommune Erlangen 
und das Jobnetzwerk 50 plus.
Vom Kleinkind- bis zum Er-

wachsenenalter: Eine “inklusive 
Bildungskette” vor Ort gelingt, 
wenn sie gewollt ist, die Unter-
stützung der Politik hat und 
wenn es Pioniere gibt, die sich 
dafür einsetzen. Das hielten die 
Teilnehmenden der Diskussions-
runde “Bildung – Inklusion über 
Kita und Grundschule hinaus” 
fest. Multiprofessionelle Teams, 
verbindliche Verantwortlichkei-
ten, gesicherte Ressourcen und 
eine gute Netzwerkarbeit könnten 
dazu beitragen, dass dabei die 
Handlungssicherheit gewährleis-

tet bleibe. Präsentierte Projekte 
waren hier die VHS Stuttgart,  
die AG Inklusion an Oldenburger 
Schulen und der Aktionsplan der 
Christian-Albrechts-Universität 
Kiel.  
Manchmal kann alles so leicht 

und selbstverständlich wirken – 
wie bei den vorgestellten Impul-
sen für inklusive Freizeitangebote 
Nationalpark Eifel, Paderborn all 
inclusive und Inklusives Som-
mercamp der Modellkommune 
Rostock. Die Runde “Freizeit – 
Erlebnisse und Begegnungen oh-
ne Barrieren” sprach sich dafür 
aus, gute Beispiele bekannter zu 
machen und anderen Regionen 
das eigene Know-how zur Verfü-
gung zu stellen. Zudem seien Zu-
gänglichkeit und Barrierefreiheit 
Voraussetzungen für den Erfolg.
Es gebe schon gute Ansätze, 

wie digitale Innovationen Mo-
bilität fördern könnten, so ein 
Fazit der Runde “Mobilität durch 
Digitalisierung – Ideen für mehr 
WIR”. Doch vor allem im ländli-
chen Raum fangen viele Projekte 
gerade erst mit der Arbeit an. 
Hier gehe es vor allem darum, 
Senioren und Menschen mit Be-
hinderung autonome Mobilität 
zu ermöglichen. Daher sei die 
Weiterentwicklung von digitalen 
Tools entscheidend. Gute Bei-
spiele waren hier BIRNE7 aus 
der Modellkommune Erlangen, 
Companion2Go und das For-
schungsprojekt “Ick bün all 
dor”der Hochschule Osnabrück.
www.aktion-mensch.de/kom 

mune-inklusiv

*Carolina Zibell leitet das Pro-
jekt “Kommune Inklusiv” bei der 
Aktion Mensch.

Kommunen werden inklusiv
Intensiver Erfahrungsaustausch kommunaler Experten in Bonn

(BS/Carolina Zibell*) Das Thema Inklusion in Kommunen bewegte 100 Experten aus ganz Deutschland, am 17.09.2019 nach Bonn zu kommen, um aus der Praxis zu berichten und 
sich über Herausforderungen und Gelingensbedingungen auszutauschen. Der Tag startete in einer lockeren, aber trotz der frühen Stunde sehr konzentrierten Atmosphäre. Bei ihrer 
Begrüßung machte Christina Marx, Leiterin der Aufklärung und Mitglied der Geschäftsleitung der Aktion Mensch, noch mal deutlich, welch hohe strategische Bedeutung der heutige 
Wissensaustausch für die Aktion Mensch hat.
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100 Experten aus ganz Deutschland diskutierten über Inklusion in Kommunen.
Foto: BS/Ayse Tasci

 MELDUNG

Dämpfer für behörd
liche Berichterstattung
(BS/pet) Nachdem eine Lokal-
zeitschrift gegen den Internet-
auftritt der Stadt Dortmund 
geklagt hatte, wird nun beim 
dortigen Landgericht verhan-
delt, welche Pressekompetenzen 
staatliche Körperschaften wie 
Kommunen besitzen. Nach dem 
derzeitigen Stand der Rechtspre-
chung könnte es dabei künftig so 
aussehen, dass eine behördliche 
Berichterstattung, die über die 
konventionelle Pressearbeit des 
jeweiligen Hauses hinausgeht, 
deutlich eingeschränkt werden 
könnte.
Im Streit zwischen der Stadt 

Dortmund und dem Medien-
haus Lensing zeichnen sich erste 
Tendenzen ab. Zwar handelt es 
sich zum gegenwärtigen Zeit-
punkt lediglich um Ergebnisse 
der mündlichen Verhandlung, 
die allgemeine Richtung scheint 
dennoch klar. 
So zählte der vorsitzende Rich-

ter Tim Schölzer bereits einige 
Fälle auf, in denen es Kommu-
nen künftig untersagt sein wird, 
Lücken in der Berichterstattung 
zu füllen. Unter die Themen-
bereiche, die demnächst nicht 
mehr berührt werden dürfen, 
fallen u. a. die Sport- und loka-
le Berichterstattung. Die Stadt 
Dortmund hat bereits entspre-
chende Schritte eingeleitet und 
alle Artikel mit presseähnlichem 
Inhalt von ihren Portalen ge-
löscht. 
Mit seiner Klage ist Lensing 

nicht allein: Zahlreiche Verlage 
haben bereits rechtliche Schritte 
gegen die Internetpräsenz von 
Städten und Gemeinden einge-
reicht. Insofern dürfte das Ur-
teil im Fall der Stadt Dortmund 
weisende Wirkung besitzen. Die 
finale Urteilsverkündung ist für 
den 8. November 2019 anbe-
raumt. 
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Mit dieser Vision haben wir 
im Dezember 2017 als Team 

der Universität Siegen unsere 
Arbeit im Forschungsprojekt Di-
gitale Dorf.Mitte (DigiDoM) auf-
genommen. Seitdem wird Digi-
DoM vom Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft 
im Programm “Land.Digital: 
Chancen der Digitalisierung für 
ländliche Räume” bis 4/2020 
gefördert. Ziel des Projekts ist der 
Aufbau “analoger” und digitaler 
Dorfmitten in drei Modelldörfern 
der Region Wittgenstein. In die-
sen Mitten sollen sich wichtige 
Funktionen des Dorfes und Ak-
tivitäten der Dorfgemeinschaft 
aller Generationen bündeln. Sie 
sollen die Dorfgemeinschaften 
stärken sowie zu Ausgangsorten 
und ersten Knoten eines regiona-
len Dörfernetzwerks zur Nutzung 
von Synergien innerhalb der Re-
gion werden.

Herausforderung ländlicher 
Raum!

Die Region Wittgenstein sieht 
sich mit den typischen Proble-
men des ländlichen Raums wie 
Abwanderung und Überalterung 
konfrontiert. Sie gilt als eine der 
am dünnsten besiedelten Regio-
nen Nordrhein-Westfalens fernab 
von größeren Verkehrsachsen. 
Die drei ausgewählten Modell-
dörfer Arfeld, Raumland und Pu-
derbach sind eingebettet in einen 
attraktiven Landschaftsraum mit 
ausgeprägter Topografie. Es sind 

kleine Dörfer von rund 500 bis 
1.200 Einwohnern, mit histori-
schen Ortskernen, die sich alle 
durch aktive Dorfgemeinschaften 
auszeichnen. Die Bevölkerungs-
zahlen sind leicht abnehmend, 
aber im kreisweiten Vergleich 
noch relativ stabil. 
Die Strategie von DigiDoM ist es, 

digitale Technik für mehr Lebens-
qualität und als Werkzeug für die 
Dorfgemeinschaft zu nutzen und 
mit ganz konkreten Projekten 
ihre Wirksamkeit unter Beweis zu 
stellen. Anknüpfungspunkte sind 
dabei die Themen und Bedarfe der 
Dorfgemeinschaft, die über einen 
partizipativen Prozess in Akteurs-
gesprächen, Interviews, Bürger-
werkstätten und Arbeitsgruppen 
gemeinsam mit der Dorfbevölke-
rung erarbeitet wurden. Ergeb-
nis des Beteiligungsprozesses 
waren einerseits dorfspezifische 
Projekte, die die unterschiedli-
chen Bedürfnisse der Dörfer fo-
kussieren, und andererseits ein 
Querschnittsprojekt, das für alle 
drei Dörfer relevant ist. Neben 
den Projekten gibt es als regel-

mäßiges Beteiligungsformat die 
sogenannten Technik-Cafés in 
den Dorfmitten, die insbesondere 
weniger Technikaffinen bei digi-
talen Fragen konkrete Hilfe und 
Unterstützung bieten. 

Jedes Dorf ist anders: 
 dorfspezifische Projekte

Wie können unregelmäßige 
Öffnungszeiten ehrenamtlich 
betriebener Dorfinstitutionen 
flexibel kommuniziert werden? 
Die Idee der Dorfgemeinschaft 

Raumland ist ein “Ampelsys-
tem”, das dem Wanderer oder 
Spaziergänger schon im Tal an-
zeigt, ob die Ehrenamtskneipe im 
Dorfgemeinschaftshaus und das 
ehrenamtlich betriebene Schie-
ferschaubergwerk geöffnet sind. 
Diese solarbetriebene “Ampel” 
ist für kurze Reaktionszeiten bei 
langen Wegen auch per Smart-
phone schaltbar. 
Weitere Projektideen sind: ein 

Fab Lab für die Modelleisenbahn-
freunde Arfeld und Interessierte 

des Dorfes und der Nachbar-
dörfer, die Digitalisierung der 
“Mitfahrerbank” um die Mobi-
lität für alle zu gewährleisten 
und durch Fahrgemeinschaften 
Autokilometer einzusparen, ein 
QR-Code-gestützter Wanderweg 
mit POI-Datenbank (Points of 
Interest) und ein Public Screen 
im Dorfgemeinschaftshaus für 
Puderbach. 

Querschnittsprojekt digitale 
Dorfplattform

Der Wunsch nach besserer Kom-
munikation vor allem auch mit 
den Nachbardörfern wurde in 
allen drei Modelldörfern geäußert. 
Hauptthemen sind Information, 
Entlastung des Ehrenamts, sy-
nergetische Nutzung von Infra-
struktur, Veranstaltungskalender 
mit Rückmeldefunktion und Su-
che/Biete-Portal für Nachbar-
schaftshilfe und als “digitaler 
Marktplatz”. 
Diesem Wunsch entsprechend 

startete Anfang 2019 zeitgleich in 
sechs Dörfern der Region (rund 
5.000 Einwohner) die Kampagne 

“Dein Dorf” zur Einführung einer 
digitalen Dorfplattform. Mit gro-
ßer Unterstützung der jeweiligen 
Ortsvorsteher und Vorsitzenden 
der Gemeinschaftsvereine, die 
über ihre effektivsten Kanäle 
(Presse, Neujahrspost, Jahres-
kalender, Dorfrufanlage – 22 Me-
gaphone) informierten, wurde die 
Initiierung der Plattform nebenan.
de bekanntgegeben. 
Die schnell steigenden Regis-

trierungszahlen und eine Haus-
haltsdurchdringung von über 29 
Prozent (Top-15-Städte kommen 
nur auf 14 Prozent) haben die 
Erwartungen weit übertroffen 
und zeigen sowohl den Erfolg der 
Kampagne als auch den großen 
Bedarf der Dörfer. Schöne Erfolgs-
geschichten gibt es bereits heute 
viele, insbesondere in der Rubrik 
Suche/Biete, aber auch bei Ver-
anstaltungen und Festen sowie 
im Sinne regionaler Vernetzung. 
Das Beste an der digitalen Dorf-
plattform in Raumland, Dotzlar, 
Arfeld, Richstein, Puderbach und 
Niederlaasphe ist: Je mehr Men-
schen mitmachen, desto mehr 
Aktivität und Dynamik entsteht 
und umso spannender, lohnender 
und attraktiver wird es für alle! 

*Dana Kurz ist Dozentin am 
Master Städtebau NRW für pro-
zessorientierte Stadtentwicklungs-
projekte und wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der Universität Sie-
gen im Forschungsprojekt Digitale 
Dorf.Mitte.

Digitale Dorf.Mitte
Dörfer einer Region vernetzen sich 

(BS/Dana Kurz*) Was wäre, wenn die Café-Ecke des Dorfladens plötzlich das schnellste Tor zur Welt wäre? Wenn dort Jung auf Alt träfe, weil man 
nirgends im Dorf so gut Kaffeetrinken und gleichzeitig Filme und Musik aus dem Netz laden kann? Wenn man von dort aus Arbeiten könnte – in 
der ganzen Welt und im Co-Working-Space – und Hilfe bekommen bei Online-Bestellungen und Zugriff auf die Plattform der Nachbarschaftshilfe? 
Was wäre, wenn…

Die Dörfer des regionalen Dörfernetzwerks aus dem Forschungsprojekt Digi-
DoM. Foto: BS/DigiDoM

Die Möblierung des Saals ist da-
her mit Elektrifizierungslösungen 
für Daten und Strom ausgestat-
tet, die den ständig wechselnden 
Nutzungen gerecht werden. Zum 
Einsatz kommen die von Schul-
te Elektrotechnik im Sauerland 
entwickelten und hergestellten 
EVOline Lösungen, die auch in 
Anbetracht flexibel und mobil 
eingesetzter Möbel keine Abstri-
che in Funktionalität, Sicherheit 
und Komfort machen.
Die Digitalisierung verändert 

unsere Gesellschaft und macht 
auch vor den Kommunen keinen 
Halt. In Rendsburg-Eckernförde 
stehen die Zeichen auf Verände-
rung. Bevor jedoch kommunal-
politisch die richtigen Entschei-
dungen für die digitale Mobilität 
getroffen werden können, musste 
zunächst der Ort der Entschei-
dungsfindung auf den aktuells-
ten Stand gebracht werden. Da-
her beschloss der Landrat nach 
der Kreiswahl 2018, das Interieur 
des in die Jahre gekommenen 
Tagungssaals der Kommune zu 
erneuern. Dazu zählte auch das 
Mobiliar, das den oft wechseln-

den Nutzungen des Saals gerecht 
werden soll und gleichzeitig die 
Anforderungen an digitales Ar-
beiten erfüllt.
Die neue Möblierung setzt daher 

auf mobile Tische und eine intel-
ligente Elektrifizierung mit dem 
EVOline Backflip von Schulte 
Elektrotechnik. Die Einbaulö-
sung öffnet sich durch leichtes 
Antippen des Deckels, wodurch 
sich der Einsatz nach oben dreht 
und jeweils zwei Steckdosen so-
wie einen USB-Charger freigibt. 
Geschlossen besitzt der EVOline 
Backflip nur eine geringe Höhe, 
sodass die Tische problemlos 
gestapelt werden können. Außer-
dem kann das Modul durch die 
geringe Einbautiefe problemlos 
in jede Oberfläche integriert wer-

den. Für einen schnellen Umbau 
der Tische sorgt das EVOline 
Stecksystem. Die Plug & Play 
Steckverbindung ermöglicht ein 
unkompliziertes Koppeln der Ti-
sche nach jeweiligem Bedarf. Der 
Vorteil: Es ist nur ein Netzan-
schluss am Ende der Tischreihe 
vonnöten, um die gesamten Ti-
sche mit Strom zu versorgen. Für 
das Kabelmanagement kommt 
die WireLane von EVOline zum 
Einsatz – sie bündelt die Kabel 
sauber und wird dezent über ei-
nen vorhandenen Adapter an der 
Einbaulösung unter den Tischen 
angebracht.

*Franz Güllekes ist für die Schul-
te Elektrotechnik GmbH & Co. 
KG tätig.

Kreistagssaal für digitale Mobilität
Rendsburg setzt auf intelligente Strom- und Datenversorgung

(BS/Franz Güllekes*) Der Tagungssaal des Kreishauses in Rendsburg-Eckernförde ist eines der Herzstücke 
norddeutscher Kommunalpolitik. Die Nutzung des Raumes geht jedoch weit über die üblichen Plenar-
sitzungen hinaus – von Ausstellungen über Ehrungen bis hin zu öffentlichen Veranstaltungen: So vielseitig 
die unterschiedlichen Nutzungen, so hoch sind auch die Anforderungen an die Einrichtung und technische 
Infrastruktur.

 MELDUNG

(BS/kh) Wie kann verstärkte Ko-
operation zwischen Kommunen 
zu einem nachhaltigen regionalen 
Management der Daseinsvorsor-
ge beitragen? Dieser Frage geht 
ein Leitfaden des ISOE-Instituts 
für sozial-ökologische Forschung  
in Kooperation mit dem Deut-

schen Institut für Urbanistik (Di-
fu) nach. Er entstand im Rahmen 
des vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 
geförderten Forschungsprojekts 
“LebensWert”. Der Leitfaden soll 
Kommunen eine umfassende Ori-
entierung bieten, wie bestehende 

Kooperationen gestärkt werden 
können. Er gibt konkrete An-
regungen und Hilfestellungen, 
etwa wie mit Leerstandsimmobi-
lien umgegangen oder das Woh-
nungsangebot einer Kommune 
alters- und einkommensgerecht 
gestaltet werden kann.

Leitfaden für interkommunale Kooperationen

Den EVOline Backflip gibt es mit schwarzer oder weißer Glas- oder Edelstahloberfläche. Durch individuelles Design 
kann die Einbaulösung der Raumgestaltung angepasst und dort platziert werden, wo sie am nützlichsten ist. 

Foto: BS/Schulte Elektrotechnik
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Die Stadt Viersen mit etwa 77.000 Einwohnern liegt verkehrsgünstig 
in unmittelbarer Nachbarschaft zu den Großstädten Mönchenglad-
bach, Krefeld und Düsseldorf. Viersen bietet Wohnqualität und eine 
Infrastruktur mit guten Bildungs- und Freizeitangeboten. Das Leitbild 
der Stadt ist zukunftsorientiert ausgerichtet und stellt insbesondere 
die Verbesserung der Lebensqualität für alle Viersener Bürgerinnen 
und Bürger in den Mittelpunkt.

Folgende Stellen sind zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen:

• Chief Digital Offi cer (m/w/d) – Verwaltungsdigitalisierung
 Koordination Organisation und Digitalisierung
 Fachbereich 10 – Hauptverwaltung
 (EG 13 TVöD)
• Chief Digital Offi cer (m/w/d) – Digitale Stadt Viersen
 Fachbereich 90 – Büro der Bürgermeisterin
 (EG 13 TVöD)

Es handelt sich um unbefristete Vollzeitstellen.
 
Den vollständigen Ausschreibungstext und weitere Informationen zur 
Stadt Viersen fi nden Sie im Internet unter www.viersen.de.
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Bis 2050 soll sich NRW gänz-
lich von fossilen Brennstoffen 
gelöst haben. Nordrhein-West-
falens Wirtschaftsminister An
dreas Pinkwart setzt hier auf die 
Erneuerbaren Energien. Laut 
Pinkwart soll die Energieversor-
gung aus Wind- und Photovol-
taik verdoppelt werden. Anfang 
November soll dazu ein entspre-
chendes Entfesselungspaket auf 
den Weg gebracht werden. Es 
soll Gesetze und Vorgaben ver-
schlanken und vereinfachen, um 
schneller Genehmigungen für 
beispielsweise Windkraftanlagen 
zu bekommen, erläutert Michael 
Gessner, Abteilungsleiter Ener-
gie, Kerntechnik und Bergbau, 
im Wirtschaftsministerium des 
Landes. Laut Gessner hat NRW 
bei der Windenergie erst 50 Pro-
zent der Potenziale entwickelt, bei 
der Photovoltaik sogar erst vier. 
“Kraft-Wärme-Kopplung, Gas 
und die Erneuerbaren Energien 
sind die richtigen Ansätze, wenn 
man in keine Sackgasse gehen 
will”, machte Gessner deutlich. 
Um all diese Ziele zu erreichen, 
sei das Klimapaket der Bundesre-
gierung sei ein wichtiger Beitrag, 
so Pinkwart.

Mehr Kooperation und 
 Dezentralisierung

Michael Wübbels, stellvertreten-
der Hauptgeschäftsführer des 
Verbandes Kommunaler Unter-
nehmen (VKU), gibt jedoch zu 
bedenken, dass es einen “wahn-
sinnigen Gesetzgebungsprozess” 
verursachen werde, um all das zu 
erreichen, was politisch gewollt 
sei. So sieht er beim Thema Wind 
noch erhebliche Diskussionen 
auf die Branche zukommen. 
Bisher gibt es von Bundesland 
zu Bundesland unterschiedliche 
Abstandsregelungen für Windrä-
der. Der VKU favorisiert hier eine 
bundeseinheitliche Abstandsre-
gelung. Der Bund ziehe sich hier 
etwas aus der Verantwortung, 
kritisiert Wübbels. 
Laut Wübbels werde die Kraft-

Wärme-Kopplung (KWK) ein wich-

tiges Rückgrat der Strom- und 
Wärmewende in NRW werden. 
Auch die Gasinfrastruktur werde 
ein wesentliches Podest der Ener-
giewende sein. Zwischen öffentli-
chen und privaten Unternehmen 
müsse es dazu in Zukunft eine 
viel intensivere Zusammenarbeit 
geben. Die Innovation City Ruhr 
sei dafür ein gutes Beispiel.

Auch Wirtschaftsminister Pink
wart sieht für die Energieversor-
gung der Zukunft eine starke 
Dezentralisierung voraus. Als 
Beispiel nannte er die Kölner 
Stegerwaldsiedlung, eine Kli-
maschutzsiedlung, in der Ener-
giegewinnung, -speicherung 
und -nutzung vor Ort kombi-
niert und verteilt werden. “Hier 
brauchen wir jetzt Nachahmer”, 
betonte Pinkwart. Ziel der Lan-
desregierung sei es, insgesamt 
100 Klimaschutzsiedlungen in 
Nordrhein-Westfalen zu initiie-
ren. Ähnlich sieht es auch Gess
ner: Die Kohle dürfe nicht nur 
durch Gas ersetzt werden. “Es 
müssen dezentrale Netze entste-
hen. Die kommunalen Versorger 
müssen darauf hinweisen, wo 
Schwerpunkte zu setzten sind”, 
betonte der Ministeriumsvertre-
ter. In Kooperationen sieht auch 
Wübbels ein Schlüsselelement 
für die Energiewende. Wichtig 
sei es jedoch, das regulatorische 
Bremsen gelöst würden, wie es 
die Landesregierung mit dem 

Entfesselungsgesetz plant. Er 
machte jedoch darauf aufmerk-
sam, dass es nicht nur an der 
Bürokratie oder Bürgerinitiati-
ven liege, wenn es darum gehe, 
neue Projekte anzustoßen. Eine 
Untersuchung des Kommunal-
verbades habe hervorgebracht, 
dass sich viele Behörden auch 
schlichtweg nicht trauen würden, 

in Verfahren gegen Bürgerinitia-
tiven Entscheidungen zu treffen, 
das werde dann lieber auf die 
lange Bank geschoben. 
Ebenso wie große Investitionen. 

Eine Diskussion auf dem NRW.
BANK Stadtwerkeforum Ende 
September in Düsseldorf machte 
deutlich, dass es den betroffenen 
Bürgermeistern und Stadtwerks-
vertretern nicht leichtfällt, große 
Investitionen in die Energiever-
sorgung zu tätigen, da die Pla-
nungssicherheit schlichtweg feh-
le. Auch der Kommunalvertreter 
Wübbels betonte, dass sich kaum 
ein Stadtwerk für eine langfristige 
Investition entscheiden werde, 
wenn die langfristige Nutzung 
nicht garantiert werde. “Ja, vor 
15 Jahren war das Leben in der 
Energiewirtschaft noch einfa-
cher”, sagt auch Regierungsver-
treter Gessner. Die Investitionssi-
cherheit sei deshalb ein erklärtes 
Ziel des Energieministers Altmai
er. “Windenergie soll wieder als 
eine sichere Investition aufgestellt 
werden”, betonte Gessner.

Dass die Emder in Sachen Di-
gitalisierung bereits heute weit 
sind, kommt ihnen mit Blick auf 
die beschlossene Umstellung des 
VW-Werks auf Elektromobilität 
zugute. “Die VW-Entscheidung 
hat dazu geführt, dass wir jetzt 
noch mehr Gas geben. Ich bin 
froh, dass alle Verantwortlichen 
aus Wirtschaft, Hochschule, 
Schulen und Politik meine Ein-
ladung zu einem runden Tisch 
angenommen haben. Alle ziehen 
an einem Strang, das klappt her-
vorragend. In den ersten neun 
Monaten dieses Jahres haben 
wir schon eine Menge Ergebnisse 
auf den Weg gebracht, um den 
Standort Emden zu stärken und 
die Auswirkungen der VW-Ent-
scheidung zu stemmen. Großen 
Anteil an ersten konstruktiven 
Ergebnissen haben Kooperati-
onen zwischen der Hochschule 
Emden-Leer und der Wirtschaft”, 
so Oberbürgermeister Borne
mann. 

Neue Geschäftsfelder durch 
die Digitalisierung

Die Seehafen-Stadt hat schon 
2016 mit der Digitalisierung be-
gonnen. Antreiber ist Manfred 
Ackermann, Chef der Stadtwerke 
Emden, der in der Digitalisierung 
neue Geschäftsfelder für sein 
kommunales Unternehmen sah. 
Seine Digitalisierungs-Roadmap 
fand bundesweit Beachtung. Seit 
2017 ist der Technologiekonzern 
Siemens mit an Bord. “Emden 
hat uns durch seinen ganzheit-
lichen Ansatz überzeugt,” sagt 
Andreas Trautmann, als Account 
Manager für die Kooperation ver-
antwortlich. Zentrales Projekt 
der Roadmap ist die “intelligente 
Energiestadt Emden”. Um die 
verschiedenen Projekte zu koor-
dinieren, wurde 2017 die Emden 
Digital GmbH als Tochterunter-
nehmen der Stadtwerke Emden 
gegründet.
Ziel ist die Schaffung eines in-

telligenten und flexiblen Ener-

giesystems. Im Zentrum stehen 
dabei der Einsatz von innovativen 
Netztechnologien und Netzbe-
triebskonzepten sowie die Schaf-
fung CO2-neutraler Produktions-
bedingungen, letztlich auch als 
Standortargument für die künf-
tige Produktion von Elektrofahr-
zeugen und deren Komponenten.

Sensoren für fast jeden 
Zweck

Im Bereich der Verkehrssteu-
erung wird z. B. die bestehende 
Infrastruktur mit zusätzlicher 
Sensorik und intelligenten Steu-
erungseinheiten ausgebaut. Per-
spektivisch wird mit der neuen 
Technik auch die Voraussetzung 
für autonomes Fahren im Stadt-
gebiet ermöglicht. Intelligente 
Gebäudetechnik soll die ener-
getische Effizienz verbessern. 
Durch Digitalisierung der Si-
cherheitstechnik soll in Gebäu-
den die Gefahrenprävention in 
Form von Brandbekämpfung 
und die Anpassung von Flucht-
wegen automatisch ablaufen. 
Verbunden werden auch eine 
präventive Wartungsplanung und 
die Analyse von Gebäudeverhal-
ten. Intelligente Gebäude werden 
somit zur Grundlage künftiger 
Quartiers- und Stadtteilkonzep-
te und somit zur Keimzelle der 
Smart City Emden. Gebündelt 
werden alle Ergebnisse auf einer 
IoT-Plattform.
Emden soll gleichzeitig Modell-

region für E-Mobilität werden. 
Es laufen derzeit Verhandlungen 
für eine Batteriezellenfertigung.

Was macht die Digitalisie-
rungs-Roadmap aus?

Smart-City-Projekte sind
• die intelligente Energiestadt,
• E-Mobilität,
• intelligente Verkehrsfluss- und 

Parkraumsteuerung,
• intelligente Schmutzwasser-

steuerung,
• Geographisches Informations-

system.

Die Smart-City-Infrastruktur 
umfasst
• Emden Digital GmbH,
• IoT/Open-Data-Plattform,
• Smart Meter,
• Breitband.

Smart-City-Leuchttürme sind
• das Stadtportal/App,
• öffentliches WLAN,
• Ladepunkte aus Fördermitteln,
• Marketing für Elektromobilität.

Industrie- und Gewerbe-
campus

Neben der technischen Umset-
zung der Digitalisierung rüstet 
sich Emden auch bei der Infra-
struktur für Neuansiedlungen. 
Die Stadt Emden entwickelt der-
zeit mit “THE HUB Emden” einen 
hochmodernen Industrie- und 
Gewerbecampus. “Als Plattform 
für neue Geschäftsfelder wird 
dieser Campus die Keimzelle 
für die weitere Gebiets- und 
Regionalentwicklung sein. Die 
Branchen Automobil, Energie 
und Logistik vernetzen sich und 
sollen mit gebündelter Kraft für 
beschleunigtes Wachstum, Le-
bensqualität und Wohlstand der 
Stadt und der Region sorgen. 
THE HUB Emden wird so einen 
wichtigen Beitrag zur Markt- und 
Zukunftsfähigkeit Niedersach-
sens leisten”, so Bernd Bureck, 
Geschäftsführer der Zukunft 
Emden. “Durch die Ansiedlung 
von Forschung, Lehre, Testflä-
chen, Gastronomie und sozialen 
Initiativen werden Räume für 
eine vernetzte, vitale Kommuni-
kation geschaffen und THE HUB 
Emden attraktiv für Zukunftsin-
dustrien werden. Stichworte sind 
Smart Factory, Elektromobilität, 
autonomes Fahren und Smart 
Logistics. Gleichzeitig entsteht 
ein virtueller Campus”, kündigt 
Bureck an.
 
*Christina HövenerHetz ist freie 

Journalistin und arbeitet u. a. für 
die Stadtwerke Emden.

Vom Kohleland zur Klimaschutzsiedlung
NRW sucht neue Wege in der Energieversorgung

(BS/lkm) Im Zuge der Energiewende sollen Kohle, Gas und Atomkraft durch Erneuerbare Energien ersetzt 
werden. Bis 2022 soll das letzte Kernkraftwerk abgeschaltet werden, bis 2038 ist der Kohleausstieg geplant. 
Der Ökostrom-Anteil soll bis 2030 auf 65 Prozent steigen. Das Energie- und Industrieland Nordrhein-Westfalen 
steht dabei vor besonderen Herausforderungen – mit an vorderster Front: die Stadtwerke und kommunalen 
Verwaltungen.

Digitale Daseinsvorsorge hinterm Deich
Emden auf dem Weg zur intelligenten Energiestadt 

(BS/Christina Hövener-Hetz*) Mehr als die Hälfte der Kommunen in Deutschland haben noch kein Digitalisie-
rungskonzept. Das ist das Ergebnis einer Untersuchung der Unternehmensberatung Haselhorst Associates. 
Als positives Beispiel fällt hier Emden auf: Die Nordsee-Stadt belegt mit Platz 19 im Städteranking nicht nur 
einen beachtlichen Platz vorne, sondern ist die einzige Stadt, die bereits ein Smart-City-Konzept umsetzt, das 
nahezu alle Lebensbereiche berücksichtigt. Oberbürgermeister Bernd Bornemann (SPD) sieht die Nordsee-
Stadt daher auf einem guten Weg, wenn er demnächst den Staffelstab an seinen Nachfolger Tim Kruithoff 
(parteilos) übergibt. Bornemann hat nicht mehr für das Amt des Oberbürgermeisters kandidiert.

In Nordrhein-Westfalen spielt die Braunkohleversorgung noch eine wichtige 
Rolle. Die Energiewende stellt NRW daher vor besondere Herausforderungen.

Foto: BS/jplenio, pixabay

Seit 2008 ist Dr. Birgit Kreß die 
erste Bürgermeisterin von Markt 
Erlbach. Als die Kommunalwah-
len anstanden, galt sie bereits 
als heimliche Favoritin für das 
Bürgermeisteramt. Durch Haus-
besuche und Terminbegleitun-
gen erfuhr sie Fürsprache und 
Unterstützung in ihrer Fraktion. 
Ein umfangreiches Netzwerk, 
gute Beziehungen zum Landrat 
und Seminarbesuche verhal-
fen schließlich zum Sieg in der 
Stichwahl. 

Neid und Missgunst aus-
schlaggebend

Kreß ist jedoch eine von Weni-
gen. Für sie steht außer Frage, 
dass mehr Frauen in die Kommu-
nalpolitik gehören. “Die Hälfte der 
Bevölkerung ist weiblich, deshalb 
sollten auch die Ämter und Positi-
onen in der Politik paritätisch be-
setzt werden. Das sollte gar keine 
Frage der Diskussion sein”, so die 
erste Bürgermeisterin. Neid und 
Missgunst untereinander gäben 
oftmals den Ausschlag, warum 
Frauen nicht gewählt würden. 
Dabei brächten Frauen notwen-
dige Kompetenzen, Sichtweisen 
und Alltagserfahrungen in die 
Kommunalpolitik, die für aktuelle 

Herausforderungen unerlässlich 
seien, heißt es vom Deutschen 
Städte- und Gemeindebund 
(DStGB). Schließlich würden 
mehr Frauen in der Kommu-
nalpolitik allen nutzen, sagt der 
stellvertretende Hauptgeschäfts-
führer, Uwe Zimmermann. 

Mehr Solidarität 

Dennoch weist nur jedes zehnte 
Amt in Landräten eine weibliche 
Besetzung vor. Um Frauen für die 
Kommunalpolitik zu begeistern, 
sollen Parteien die Frage bereits 
bei der Wurzel anpacken, sagt 
Dr. Kay Ruge, Beigeordneter des 
Deutschen Landkreistages (DLT), 
in diesem Zusammenhang. Mit 
Mentoringprogrammen, Weiter-
bildungsangeboten und Kinder-
betreuungsmöglichkeiten versu-
chen Parteien bereits, Frauen 
den Politikeinstieg zu erleichtern. 
Zusätzlich sollen verbindliche 
Quoten und paritätische Beset-
zungen die weibliche Vertretung 
in Gremien und Verbänden for-
cieren. Auch Kreß sieht ein, dass 
es ohne wahrscheinlich nicht 
gehen wird. Für mehr Frauen 
in der Kommunalpolitik spiele 
jedoch vielmehr die Solidarität 
zwischen Frauen eine wichtige 

Rolle. Denn “wenn alle Frauen 
auch Frauen wählen würden, 
wären wir auch schon ein Stück 
weiter”, betont die erste Bürger-
meisterin. 

Kein Hinderungsgrund für 
Mütter

Der Einstieg könne oftmals 
niedrigschwellig erfolgen, indem 
Frauen ermutigt würden, sich 
für den Stadt- oder Gemeinderat 
aufstellen zu lassen. Dafür müsse 
jedoch ein kommunalpolitisches 
Amt zunächst als Berufs- und 
Karrierefeld aufgezeigt werden. 
So sei bereits in der Kita und 
Schule viel stärker zu ermuti-
gen, alle Chancen zu ergreifen, 

schlägt die FDP vor. Auch müsse 
der vorhandene Nachwuchspool 
an ehrenamtlich engagierten 
Frauen oder Studentinnen der 
Verwaltungshochschulen noch 
systematischer genutzt werden, 
heißt es vom DStGB. Ferner dürfe 
der Umstand, dass eine Frau 
Mutter ist, kein Hinderungsgrund 
sein, sondern müsse erst recht 
Chancen in der Kommunalpo-
litik eröffnen. Als guter Ansatz 
sind alle relevanten Anforderun-
gen der ersten Bürgermeisterin 
Markt Erlbachs zufolge in der 
Mainzer Resolution zusammen-
gefasst. Der kürzlichen Verab-
schiedung stehen sowohl die 
Bundestagsfraktionen als auch 
die kommunalen Spitzenverbän-
de positiv gegenüber. “Mit der 
beim 1. Frauenkongress kom-
munal verabschiedeten Mainzer 
Deklaration wurde ein starkes 
Signal gegeben, gegen die sogar 
rückläufige Zahl von Frauen in 
den kommunalen Vertretungen 
anzugehen”, spricht sich Zim
mermann für die Resolution aus. 
“Das ist ein klarer Auftrag an alle 
in der Politik, die Rahmenbedin-
gungen für Frauen konsequent 
zu verbessern”, konstatiert ein 
Pressesprecher der SPD.

Keine Frage der Diskussion
Mehr Frauen in die Kommunalpolitik 

(BS/ah) Nur jedes zehnte Rathaus wird gegenwärtig von einer Bürgermeisterin regiert. Obwohl Parteien bereits zahlreiche Förderprogramme prak-
tizieren, ist der Frauenanteil in kommunalpolitischen Ämtern immer noch gering. Deshalb sollen Frauen in der Kommunalpolitik Chancengleichheit 
erleben und verstärkt gefördert werden. 

Zählt zu den Wenigen: Dr. Birgit Kreß, 
ist eine der wenigen Frauen, die als 
Bürgermeisterin arbeitet.
 Foto: BS/Petra Kellner

 MELDUNG

(BS/jf) Die Vereinigung der Kom-
munalen Arbeitgeberverbände 
(VKA) hat eine neue Geschäfts-
führung. Seit dem 1. Oktober 
wurden Niklas Benrath von der 
Mitgliederversammlung des kom-
munalen Dachverbandes zum 
Hauptgeschäftsführer und Dr. 

Wolfgang Spree zum Geschäfts-
führer bestellt. Benrath, der 
früher Vorsitzender des Kom-
munalen Arbeitgeberverbandes 
(KAV) Rheinland-Pfalz war, löst 
KlausDieter Klapproth ab, der 
weiterhin den Vorsitz des KAV 
Brandenburg führt.  

Neue Spitze bei der VKA
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Bei Bau und Unterhaltung kom-
munaler Infrastruktur geht es 
um viel Geld. Gerade deswegen 
kommt dem Baumanagement 
besondere Bedeutung zu. Hier 
sind kleine wie große Kommunen 
gefordert, die öffentlichen Gelder 
sinnvoll einzusetzen. Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen unter 
Berücksichtigung der Folgekos-
ten sind elementar. Nicht zuletzt 
spielt auch die demografische 
Entwicklung eine große Rolle. 
Je nach Einrichtung kann dies 
Auswirkungen auf einen not-
wendigen Ausbau, Umbau oder 
Rückbau haben.
Als Grundlage für eine Investi-

tionsentscheidung von erhebli-
cher finanzieller Bedeutung sind 
Wirtschaftlichkeitsvergleiche 
anzustellen. Sie haben nicht 
nur die einmalig anstehenden 
Investitionskosten zu berück-
sichtigen, sondern auch die 
fortlaufenden jährlichen Haus-
haltsbelastungen in Form von 
Folgekosten der Einrichtungen. 
In einer Prüfung hatten wir von 
13 Körperschaften jeweils drei 
Einrichtungen näher beleuch-
tet. 
Nur für zwei der in diese Prü-

fung einbezogenen 39 Einrich-
tungen lagen dem Beschluss 
zur Investitionsentscheidung 
wirtschaftliche Analysen in 
Form eines Vergleichs der An-
schaffungs-/ Herstellungskos-
ten (AHK) unter mehreren in 
Betracht kommenden Möglich-
keiten zugrunde. Hinsichtlich 
der Planungsgenauigkeit ergab 
sich bei einem Vergleich der 
geplanten mit den tatsächlichen 
AHK für mehr als drei Viertel 
der Einrichtungen eine Kos-
tenüberschreitung. Keine der 
13 Körperschaften plante AHK 

unter Berücksichtigung der Fol-
gekosten vollumfänglich. Ohne 
Berücksichtigung von Folgekos-
ten werden Entscheidungen für 
Investitionen aber auf nicht hin-
reichenden Informationsgrund-
lagen getroffen. Somit können 
die Entscheidungsträger die Wir-
kungen auf künftige Haushalte 
nicht vollständig einschätzen. 
Darüber hinaus fehlt ohne die 
Planung von Folgekosten jeg-
liche Steuerungsgrundlage im 
Sinne einer kontinuierlichen 
Überwachung der Einhaltung 
von geplanten Aufwendungen.
Die Karikatur verdeutlicht, 

dass kommunale Folgekosten-
berechnungen noch lange nicht 

selbstverständlich sind. Und 
das, obwohl sie rechtlich vor-
geschrieben und sinnvoll sind.
Wir konnten aber auch positive 

Ansätze feststellen, wie das Pro-
jekt “Neubau einer Freiwilligen 
Feuerwehr”. Dort fanden sich 
positive Ansätze für umfassen-
de Analysen von Investitions-
Alternativen. Diese beinhalteten 
unter anderem drei Sanierungs- 
und drei Neubauvarianten, ein 
ÖPP-Inhabermodell und eine 
Variante mit Passivhausstan-
dard. So ist es auch richtig: Va-
riantenuntersuchungen sollten 
(je nach Projekttyp) möglichst 
verschiedene Bauweisen, andere 
Standorte und die Entscheidung 

zwischen Sanierung oder Neu-
bau enthalten.
Kritisch ist dagegen die Praxis 

zu qualifizieren, in der Kommu-
nen sogar eigenes Personal für 
Hochbauarbeiten einsetzen, um 
das überdurchschnittlich vor-
handene Personal auszulasten. 
So ließ eine kleinere Kommune 
die Mitarbeiter des Bauhofs in 
Eigenleistung selbst Hochbau-
arbeiten ausführen. Insbeson-
dere auf Eigenleistung größerer 
Baumaßnahmen sollte vielmehr 
verzichtet werden. Wie bei allen 
erheblichen Investitionen haben 
solchen Baumaßnahmen posi-
tive Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tungen unter Berücksichtigung 
der Folgekosten vorauszugehen.
In der kommunalen Praxis gibt 

es eine gelebte Vielfalt hinsicht-
lich Neubauten und Sanierun-
gen. Das ist grundsätzlich auch 
gut so. Allerdings ist immer wie-
der zu beachten:
• Wirtschaftlichkeitsanalysen 

sind durchzuführen!
• Folgekosten sind stets zu er-

mitteln und einzuplanen!
• Bei Investitionsentscheidun-

gen ist die demografische Ent-
wicklung zu berücksichtigen!

Lesen Sie mehr zu den Themen 
“Folgekosten” und “Baumanage-
ment” im Kommunalbericht 2015, 
Hessischer Landtag, Drucksa-
che 19/2404 vom 12. November 
2015, S. 178 ff., S. 218 ff. Mehr 
zum Thema “Bauhof” finden 
Sie im Kommunalbericht 2017, 
Hessischer Landtag, Drucksa-
che 19/5336 vom 28. November 
2017, S. 150 ff.

Die vollständigen Kommunalbe-
richte sind kostenfrei unter rech 
nungshof.hessen.de abrufbar.

Dr. Ulrich Keilmann 
leitet die Abteilung Überörtliche  Prü fung 
kommunaler Körper schaf ten beim Hessi-
schen Rechnungshof in Darmstadt.  
 Foto: BS/privat

Die Folgekostenberechnung – oft eine Rarität
von Dr. Ulrich Keilmann

“Baumanagement”

Grafik: BS/ Museum für surreale Kunst

Quelle: Andreas Burth, Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften

Typische Fälle sind die Veräu-
ßerungen von Gebrauchtfahr-
zeugen oder Einrichtungsge-
genständen, die im hoheitlichen 
Bereich eingesetzt waren, z. B. 
der Dienstwagen des Ordnungs-
amtes.
Solche Hilfsgeschäfte sind keine 

Leistungen, die den jeweiligen 
nichtunternehmerischen Bereich 
prägen, sind aber untrennbar 
mit der hoheitlichen Tätigkeit 
verbunden.
Bisher galt: Hilfsgeschäfte, die 

der Betrieb des nichtunterneh-
merischen Bereichs mit sich 
bringt, sind nicht steuerbar. 
Das gilt selbst dann, wenn sie 
wiederholt oder mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit ausgeführt 
werden (Abschnitt 2.10 Abs. 1 
S.10 UStAE).
Bei der Anwendung des neu-

en § 2 b UStG gilt: Laut BMF-
Schreiben vom 16.12.2016 zu 
Anwendungsfragen des § 2 b 
UStG fallen die hoheitlichen 
Hilfsgeschäfte zwar nicht in 
den Anwendungsbereich des § 
2 b UStG, weil sie auf privat-
rechtlicher Grundlage ausge-
führt werden. Gleichwohl soll die 
Unternehmereigenschaft nur bei 
Nachhaltigkeit der Verkaufstätig-
keit vorliegen. Und weiter heißt 
es in dem Schreiben, dass sol-
che Hilfsgeschäfte auch dann 
nicht nachhaltig sind, wenn sie 

wiederholt oder mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit ausgeführt 
werden. Insofern scheint auf den 
ersten Blick die Beurteilung von 
Hilfsgeschäften durch die Ein-
führung von § 2 b UStG keine 
Änderung erfahren zu haben. 
Nach alter und neuer Recht-

sprechung sind Hilfsgeschäfte 
dann steuerbar, wenn sie im 
Rahmen eines Unternehmens 
ausgeführt werden.
Beispiel: Eine Stadt veräußert 

einen Computer aus ihrem Muse-
umsshop: Der Computer gehört 
zum unternehmerischen Bereich 
der Stadt und der Verkauf zählt 
somit ohne Rücksicht auf Nach-
haltigkeit als Hilfsgeschäft im 
Rahmen eines Unternehmens 
und ist daher steuerbar. Der 
Erwerb des Computers für den 
Shop berechtigte schließlich 
auch zum Vorsteuerabzug. 

Was ändert sich?

Waren die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts nach alter 
Rechtslage im Grundsatz von der 
Umsatzsteuer befreit, sind sie 
nach neuer Rechtslage grund-
sätzlich unternehmerisch tätig, 
es sei denn, sie üben Tätigkeiten 
aus, die ihnen im Rahmen der 
öffentlichen Gewalt obliegen. Eine 
Änderung kann sich daher für 
Hilfsgeschäfte durch die Aus-
weitung der Umsatzsteuerpflicht 

aufgrund der Neuregelung der 
Umsatzbesteuerung durch § 2 
b UStG ergeben, nämlich in den 
Fällen, in denen vorher hoheit-
liche Tätigkeiten nach neuer 
Rechtslage umsatzsteuerpflich-
tig werden. 
Beispiel: Ein von der Gemein-

de bisher hoheitlich betriebenes 
Schwimmbad wird durch die An-
wendung des § 2 b UStG steu-
erpflichtig. Demzufolge gelten 
nun auch die Hilfsgeschäfte nicht 
mehr als “hoheitlich”, sodass 
diese spätestens ab 01.01.2021 
steuerbar sind. Hierbei können 
sich nachteilige Konsequenzen 
ergeben, wenn Gegenstände er-
worben wurden, ohne dass die 
Vorsteuer gezogen wurde, weil die 
Anschaffung für den – vormals 
– nichtunternehmerischen Be-
reich erfolgte. Beispiel: Der noch 
sehr gut gebrauchsfähige Edel-
stahlsprungturm des Schwimm-
bades wird verkauft, weil man 

sich für ein Natur-
schwimmbadkon-
zept entschieden 
hat. Dieser Ver-
kauf ist steuer-
bar, obwohl einst 
bei Erwerb des 
Sprungturms kein 
Vorsteuerabzug 
erfolgt ist. 
Hier muss im 

Einzelfall geprüft 
werden, welche Möglichkeiten 
bestehen, ein solches Ergebnis 
zu vermeiden. Kommt eine Vor-
steuerberichtigung nach § 15 a 
UStG in Betracht, ist der Vorgang 
– obwohl steuerbar – steuerfrei 
gemäß § 4 Nr. 28 UStG in un-
mittelbarer Anwendung euro-
päischen Rechts. Oder ist sogar 
die Berufung auf die umfassen-
dere Steuerbefreiung gem. Art. 
132 Abs. 1 lit m. MwStSystRL 
vorteilhaft? Hier bietet sich für 
die Gemeinden in der Summe 
erhebliches Einsparpotenzial. 
Die meisten juristischen Perso-

nen des öffentlichen Rechts ha-
ben sich für die Option entschie-
den, jedoch sind spätestens ab 
dem 01.01.2021 die Regelungen 
des § 2 b UStG zwingend anzu-
wenden. Das heißt, spätestens 
jetzt sollte mit der Prüfung der 
Konsequenzen sowie Umsetzung 
der neuen Rechtslage begonnen 
werden.

Günstige Umsatzsteuergestaltungen für Kommunen
Hoheitliche Hilfsgeschäfte und § 2 b UstG

(BS/Stefanie Tiede) Häufig – und insbesondere vor dem Hintergrund der Einführung des § 2 b UStG – stellt sich die Frage, wie es sich mit der Um-
satzsteuer verhält, wenn eine Kommune im hoheitlichen Bereich gebrauchte Gegenstände auf privatrechtlicher Grundlage verkauft.

Stefanie Tiede ist Rechts-
anwältin bei der Gimmler 
Rechtsanwalts GmbH. 
 Foto: BS/Gimmler

Der Zusammenschluss war nicht 
nur für die knapp 9.000 Einwoh-
ner eine Umstellung. Auch die 
beiden Gemeindeverwaltungen 
mussten ihre Prozesse, Daten 
und Vorgänge auf einen Nenner 
bringen: ein IT-Projekt mit ganz 
eigenen Herausforderungen.
Für den nötigen Strukturwandel 

und den gleichzeitigen Wechsel 
von der kameralen Haushalts-
führung zur Doppik ging die 
Kommune auf die Suche nach 
einem neuen Software-System. 
Mitte 2017 fiel die Entscheidung 
für das Paket DATEVkommunal. 
Damit sollte bis 2018 – also in-
nerhalb eines knappen halben 
Jahres – die Umstellung erfolgen: 
ein ambitioniertes Ziel.
Für die Wahl des Kooperati-

onspartners DATEV gab es 
ausschlaggebende Rahmenbe-
dingungen: Benötigte Rechtsak-
tualität, klare Übersichtlichkeit 
und eine gemeinsame, moderne 
Buchführung als Ziel. Gerade 
bei letzterer sind der sichere 
Zugriff und die Transparenz für 
alle Beteiligten wichtig. Die Da-
ten müssen an verschiedenen 
Standorten verfügbar sein und 
einheitlich dargestellt werden 
können. Verfahrenstechnische 
Fragen benötigen zudem einen 
zeitnahen Support und Kunden-
service. Diese Anforderungen er-
füllte DATEV in allen Facetten.

Mehrwert digitale 
Verwaltung

Die Basis für die erfolgreiche 
Kooperation war die saubere 
Überführung der bestehenden 
Stammdaten ins neue System. 
Die Verwaltungsmitarbeiter leis-
teten diese parallel zum Tages-
geschäft. Ebenso brachten sie 
ihre Anmerkungen und Wünsche 

vom Projektstart an aktiv mit 
ein. Beim Umstellungsprozess 
wurden sie durch die Projektmit-
arbeiter der DATEV vollumfäng-
lich unterstützt und professionell 
begleitet.
Eine erklimmbare Hürde stell-

te das zum Projektstart noch 
fehlende Zulassungszertifikat 
des Freistaats Sachsen dar. 
Allerdings konnte DATEV das 
Zertifizierungsverfahren bei der 
sächsischen Anstalt für kommu-
nale Datenverarbeitung (SAKD) 
rasch abschließen. Somit kann 
die Software nun rechtssicher 
in sächsischen Verwaltungen 
eingesetzt werden.
Heute arbeitet die Finanzver-

waltung in Lauter-Bernsbach mit 
einem modernen, zukunftsfähi-
gen, einheitlichen System. Vor-
teilhaft daran sind insbesondere 
die Buchungsprozesse und Mit-
telplanungen.
Alle 28 Budgets der verschie-

denen Fachämter können damit 
übersichtlich verwaltet werden. 
Vorrangig wird das Programm 
zur Finanzüberwachung und Mit-
telverwendung genutzt. Die an-
wenderfreundliche und intuitive 
Architektur erweist sich dabei als 
besonders günstig. Haushaltspla-
nung und Veranlagung der Steu-
ern verlaufen mit der DATEV-
Software reibungslos. Außerdem 
optimiert sie das Berichtswesen 
und erspart den Mitarbeitern 
viele Stunden händischen Über-
tragens von Daten. Auch in Bezug 
auf Jahresabschlüsse und die 
digitale Erfassung von Belegen 
sind nun in der Stadt die Weichen 
optimal gestellt.

*Benedikt Leder ist im Bereich 
Kommunikation für das Nürnber-
ger Softwarehaus DATEV tätig.

Altschulden der Kommunen
Bund will sich ordentlich einbringen

(BS/lkm) Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat Hilfen des Bundes zur 
Beseitigung der kommunalen Altschulden in Aussicht gestellt. Der Deut-
sche Landkreistag kritisiert diesen Vorstoß vehement. Nicht der Bund, 
sondern die Länder müssten den Kommunen hier zur Seite stehen.

“Einige Kommunen haben so vie-
le Schulden, von denen würden 
sie nie wieder von alleine run-
terkommen. Hier haben wir eine 
gesellschaftliche Verantwortung, 
zu helfen” twitterte Finanzminis-
ter Olaf Scholz Ende September 
und verlieh damit der Debatte 
rund um das Thema kommunale 
Altschulden neuen Schwung. 
Der Bund sei bereit, sich ordent-

lich einzubringen. Die Länder 
müssten jedoch ihren Teil tragen 
und zugleich dafür sorgen, dass 
das Schuldenproblem danach 
nicht wieder auftauche, machte 
Scholz in einem Interview mit der 
Rheinischen Post deutlich. Laut 
Scholz redet man über rund 2.500 
hoch verschuldete Kommunen. 
Um diese zu unterstützen, müsse 
man sich im Bundesrat mit allen 
Ländern einigen, da die anderen 
8.500 Gemeinden keine zusätzli-
che Hilfe erhalten würden.
In Rheinland-Pfalz sieht man in 

der Ankündigung des Bundes ein 
“erfreuliches Signal”. Der Abbau 
der kommunalen Altschulden 
sei eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe und erfordere eine 
gemeinsame Anstrengung aller 
staatlichen Ebenen, betonte Lan-
desfinanzministerin Doris Ahnen.
Die rheinland-pfälzischen Kom-

munen sind neben Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen und im 
Saarland besonders von der Alt-
schuldenproblematik betroffen.
Für Prof. Hans-Günter Henneke, 

Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Landkreistages, wäre die 
Tilgung kommunaler Altschul-
den durch den Bund jedoch eine 

“gigantische Fehlpriorisierung”. 
Dem Kommunalvertreter zufolge 
sollte sich der Bund stattdes-
sen bei der kommunalen Steu-
erausstattung einbringen. Nur 
der Bund könne dafür sorgen, 
dass bei den Kommunen mehr 
Umsatzsteuer ankomme und die-
se auch gerechter verteilt werde.

Länder sollen Konzepte 
vorlegen

Henneke kritisiert zudem, dass 
einige Länder den Kommunen 
lange Zeit zu wenig Finanzmittel 
zur Verfügung gestellt haben. 
“Dieses Versäumnis sollte nicht 
der Bund als Retter in der Not 
bereinigen.” Andere Länder wie 
Niedersachsen, Hessen, Bran-
denburg oder Schleswig-Holstein 
hätten beispielhaft vorgemacht, 
wie Entschuldung gelingen kön-
ne. Die NRW-Städte begrüßen 
indes den Vorstoß des Bundes, 
sehen aber auch das Land in 
der Pflicht. Der Städtetag NRW 
fordert vom Bund, seinen “an-
gekündigten Beitrag zum Abbau 
kommunaler Altschulden zeitnah 
vorzustellen”. Allerdings müsse 
auch die Landesregierung endlich 
ein eigenes Konzept vorlegen. 
Ministerpräsident Laschet kün-
digte denn auch ein solches an. 
Man stehe dazu in engem Aus-
tausch mit anderen Ländern und 
Vertretern des Bundes, erklärte 
NRW-Kommunalministerin Ina 
Scharrenbach gegenüber dem 
Behörden Spiegel. Auch das 
Saarland bringt aktuell mit dem 
Saarlandpaket ein landeseigenes 
Programm auf den Weg.

Aus zwei mach eins
Mit technischer Unterstützung zusammengewachsen

(BS/Benedikt Leder*) Bis 2013 waren Lauter und Bernsbach im sächsi-
schen Erzgebirgskreis eigenständige Gemeinden. Dann fiel die Entschei-
dung, künftig gemeinsame Wege zu gehen – als Stadt Lauter-Bernsbach.



Die eine Hälfte der Bevöl-
kerung verbindet mit der 

Zulassung der E-Scooter die 
Zeitenwende für die Mobilität 
von morgen. Die andere Hälfte 
verteufelt ihre Zulassung als die 
größte Fehlentwicklung in der 
deutschen Verkehrspolitik. Die 
Gegner argumentieren, E-Scooter 
seien gefährlich und aufgrund 
ihrer Herstellung in China sowie 
ihrer kurzen Lebensdauer un-
ökologisch. Sie würden eher den 
Rad- und Fußverkehr statt den 
Autoverkehr ersetzen und das 
Platzproblem in den übervollen 
Innenstädten noch verschärfen. 
Aus unserer Sicht bringen beide 
Seiten in Teilen schlüssige Argu-
mente hervor. Die Grabenkämp-
fe kamen aber vor allem durch 
die unzureichende Umsetzung 
der Elektrokleinstfahrzeugever-
ordnung zustande. Denn das 
Bundesverkehrsministerium hat 
sich ausschließlich auf die tech-
nischen Anforderungen an die 
Geräte konzentriert. Die Rahmen-
bedingungen, also die notwendi-
gen straßenverkehrsrechtlichen 
Anpassungen für den Verkehrs-
raum, hat das Ministerium links 
liegen gelassen. 
Fakt ist, das Stadtbild hat sich 

durch E-Scooter verändert. Des 
Öfteren ist zu beobachten, wie 
Passanten die ausleihbaren 
Tretroller beäugen oder sich die 
App herunterladen, um sie ein-
fach mal auszuprobieren. Man 
nennt das auch Neugier. Unserer 
Meinung nach ist Neugier der 

erste und wichtigste Schritt zu 
Veränderung. Ein verändertes 
Mobilitätsverhalten innerhalb 
der Bevölkerung braucht Zeit 
und Platz für Experimente. Neue 
Verkehrsmittel müssen erlebbar 
werden. Durch neue Erfahrun-
gen und den Austausch darü-
ber kann ein Schneeballsystem 
ausgelöst werden, wodurch sich 
auch diejenigen mit neuen Ver-
kehrsformen beschäftigen, die 
ansonsten fast jeden Weg mit 
dem Auto zurücklegen.
Ja, die Halbwertszeit eines 

elektrischen Leihrollers ist ein 
Problem. Hier müssen Hersteller 
wie Nutzerinnen und Nutzer in 
die Verantwortung genommen 
werden, um einen nachhaltige-
ren Umgang sicherzustellen. Wir 
Grünen haben bereits innerhalb 
der Zulassungsdebatte im Bun-
destag darauf hingewiesen und 
strenge Auflagen zur Entsorgung 
gefordert. 
Ja, die Wege, die mit E-Scootern 

zurückgelegt werden, könnten 
auch zu Fuß oder mit dem Rad 
bewältigt werden. Aber Umden-
ken beginnt im Kopf. Wer einen 
E-Scooter ausprobiert, schwingt 
sich danach vielleicht auch mal 

aufs Rad, denn in der Regel ist 
man damit sogar schneller un-
terwegs. 
Ja, es hat bereits Unfälle mit 

Elektrokleinstfahrzeugen gege-
ben. Jeder einzelne ist einer zu 
viel. Fairerweise sollten diese 
Unfälle aber ins Verhältnis zu 
anderen motorisierten Fahr-
zeugen im Stadtverkehr gesetzt 

werden. Laut Berliner Unfall-
statistik wurden 2017 allein in 
der Hauptstadt 143.424 Unfälle 
registriert. 82 Prozent davon wur-
den laut der Erhebung von Pkws 
und Lkws verursacht. Das sind 
323 Unfälle pro Tag, an denen 
Lkws und Pkws Schuld waren. 
Leider blieben diese Zahlen in den 
Zeitungsartikeln über das erste 
Dutzend Unfälle mit E-Scooter-
Beteiligung unerwähnt. Auch 
das verkehrswidrige Abstellen 
der elektrischen Tretroller sowie 
der insgesamt viel zu knappe 
Platz auf den vielerorts schmalen 
Radwegen werden immer wieder 
heftig kritisiert. Aber sind Park-
taschen an Straßenrändern Teil 

des Naturzustandes im öffentli-
chen Raum? Für kein anderes 
Verkehrsmittel wird so viel Platz 
reserviert wie für das Auto. 
Der genauere Blick auf diese 

Daten und Fakten skizziert die 
längst überfällige Diskussion 
über die Zukunft des städtischen 
Verkehrs. Es ist an der Zeit, statt 
des Autos umweltfreundliche Mo-
bilitätsalternativen wie Fahrrad, 
Bus und Bahn und eben auch E-
Scooter in den Mittelpunkt städ-
tischer Verkehrspolitik zu stellen. 
Aus ökologischen Gründen sowie 
aus Sicht der Verkehrssicherheit 
muss endlich eine ehrliche Dis-
kussion über die Neuaufteilung 
des öffentlichen Raums geführt 
werden.
Verkehrsplanerinnen und -pla-

ner in Planungsbüros und der 
Verwaltung planen heute viel 
zu oft noch den zur Verfügung 
stehenden Raum 
von innen nach 
außen. Das heißt, 
begonnen wird mit 
der Fahrbahn für 
den Autoverkehr 
und erst danach 
folgen Rad- und 
Fußwege. Busspu-
ren sind vielerorts 
ohnehin erst spä-
ter hinzugekom-
men. Eine echte 
Verkehrswende 
in der Stadt muss 
diese Logik von 
links auf rechts 
wenden. Der Blick 

auf die aktuelle Rechtsprechung 
zum Straßenverkehrsgesetz un-
termauert den autozentrierten 
Blick auf die Stadt. Im Vorder-
grund steht stets die Flüssig-
keit des Autoverkehrs, die nicht 
beeinträchtigt werden soll. In 
Zukunft muss die Straßenver-
kehrsgesetzgebung den umwelt-
freundlichen Verkehrsformen 
und schwächeren Verkehrsteil-
nehmenden klar den Vorrang 
gewähren. Konkret fordern wir 
Grüne hierfür eine weitreichende 
fahrrad- und fußgängerfreundli-
che Überarbeitung der Straßen-
verkehrsordnung. 
Elektrokleinstfahrzeuge sind 

also Indikator und nicht Ursa-
che für die Verkehrsprobleme 
in der Stadt. Die Politik muss 
den erhöhten Druck, der durch 
E-Scooter im städtischen Raum 
entstanden ist, ernst nehmen 
und endlich ausreichend Mittel 
bereitstellen, um den Ausbau des 
ÖPNV und der Radverkehrsin-
frastruktur voranzutreiben, die 
Flächenaufteilung im Verkehr 
gerechter zu gestalten sowie mehr 
Aufenthaltsmöglichkeiten zum 
Verweilen in urbanen Räumen 
zu schaffen.

Sie kommen in Kombination 
mit Premium-Leuchten von 
Glamox, die für Lichtmanage-
mentsysteme, HCL-Konzepte 
und Wireless-Lösungen ent-
wickelt wurden, und ausge-
wählter Technik zum Einsatz. 
Die Systeme von Glamox sind 
konzipiert für intelligentes Ge-
bäudemanagement in Büroräu-
men, Industrieanlagen sowie 
Bildungs- und Gesundheits-
einrichtungen. 
Die Lichtmanagementsyste-

me reduzieren den Energiever-
brauch, verlängern die Lebens-
dauer der Beleuchtungsanlage 
und sie tragen zur Senkung 
von Wartungskosten bei. Da-

bei passt sich jedes Glamox 
Lichtmanagementsystem den 
Anforderungen und Wünschen 
der Anwender an und trägt zu 
einer produktiven und ange-
nehmen Arbeitsumgebung bei. 
Neben einer auf die verschiede-
nen Aufgaben zugeschnittenen 
Beleuchtung kann das System 
zudem den Energieverbrauch 
und die Notbeleuchtung über-
wachen. 

Der Mensch im Mittelpunkt

Bei einer komfortablen Steu-
erung mit einem Lichtmanage-
mentsystem sind räumliche 
Vorgaben und persönliche Vor-
lieben der jeweiligen Anwender 

sehr wichtig. Die Beleuchtung 
kann individuell gedimmt 
oder auf Wunsch auf eine 
tageslichtabhängige Steuerung 
eingestellt werden, beispiels-
weise mit einem persönlichen 
circadianen Loop (HCL). Dazu 
bieten präsenzabhängige- / 
zeitabhängige Schaltungen 
zusätzlich ein hohes Poten-
zial für Energieeinsparungen. 
Die Lichtmanagementsyste-
me von Glamox lassen sich 
dabei immer in vorhandene 
Gebäudesystem-Steuerungen 
integrieren.

Weitere Informationen unter 
www.glamox.de

Dort, wo Kommunen auf diese 
Entwicklung reagieren, steht 
mit neuen Radwegen oder ei-
nem Ausbau des ÖPNV meist 
der Personenverkehr im Fokus. 
Bislang noch zu wenig Beachtung 
findet in kommunalen Verkehrs-
konzepten die urbane Logistik. 
Unter der Prämisse “möglichst 
schnell an den Pendlermassen 
vorbei” galt es jahrzehntelang 
als ausreichend, den städtischen 
Güterverkehr störungsfrei und 
ohne Stau fließen zu lassen. 
Diese Haltung sollte von einer 

aktiven Steuerung abgelöst wer-
den – anders wird der vielerorts 
stattfindenden Übernutzung 
von öffentlichen Räumen nicht 
beizukommen sein. Auch zahl-
reiche weitere Trends sprechen 
dafür, dass es ein stärkeres 
kommunales Management in der 
Stadtlogistik braucht. Wachsen-
der E-Commerce, zunehmen-
de Just-in-Time-Belieferung 
auch des stationären Handels 
und der Eintritt kapitalstarker 
Plattform-Unternehmen in den 
Logistikmarkt zeigen, dass die 
Digitalisierung auch die urbane 
Logistik grundlegend verändert 
– und potenziell zu mehr Lie-
ferverkehr führt. Zudem geht 
auch in den Städten rund ein 
Drittel der CO2-Emissionen des 
Straßenverkehrs auf den Güter-
verkehr zurück. 
Diesen Veränderungen kann 

mit der Verkehrswende – d. h. der 
vollständigen Dekarbonisierung 
bis zum Jahr 2050 – begegnet 
werden. Unter den heutigen 
Rahmenbedingungen ist die 
städtische Logistik weitgehend 
optimiert – zumindest aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht. Dass 
damit nicht auch ein Zustand 
einhergeht, der für die Öffent-
lichkeit genauso vorteilhaft ist, 
liegt an fehlenden Regeln bzw. 
mangelnder Kontrolle. 

Externe Anreize nötig

Die Übernutzung öffentlicher 
Räume ist durch den straßen-
rechtlichen Begriff des “Ge-
meingebrauchs” gedeckt, der im 

Grundsatz unbegrenzt möglich 
ist. Jede Person und jedes Un-
ternehmen hat das Recht, den 
öffentlichen Raum für verkehr-
liche Zwecke zu nutzen. Dort, 
wo Regeln bestehen – wie etwa 
in Hinblick auf das Halten in 
zweiter Reihe, das Fehlbelegen 
von Ladezonen oder das Liefern 
außerhalb von festgelegten Lie-
ferzeitfenstern – werden diese in 
der kommunalen Praxis kaum 
überwacht. Beides führt dazu, 
dass wenig bis gar kein externer 
Anreiz besteht, Fahrten einzu-
sparen oder öffentlichen Raum 
ohne die Behinderung anderer 
zu benutzen. Die Ausdehnung 
von Fußgängerzonen, verknüpft 
mit der Vorgabe, in diese nur per 
Lastenrad oder mit kleinen elek-
trischen Lieferfahrzeugen einzu-
fahren, würde einen deutlichen 
Anreiz setzen –, und fällt in die 
kommunale Zuständigkeit. In 
Göteborg ermöglichte diese Lö-
sung Europas größtes Projekt zur 
Bündelung von Lieferungen, wie 
Malin Andersson von der Stadt-
verwaltung Göteborg berichtet.  
Wenig Impulse für neue ur-

bane Logistikkonzepte oder die 
Anschaffung emissionsfreier 
Fahrzeuge gehen auch von der 
heutigen Lkw-Maut sowie der 
bestehenden Umweltzonen-Re-
gelung aus. Zumindest im Rah-
men der Luftreinhaltung haben 
Kommunen hier Handlungsspiel-
raum, der aber von Bund und 
Ländern deutlich einfacher und 
praktikabler (etwa durch eine 
sogenannte “Blaue Plakette”) 
gestaltet werden könnte. 
In den Niederlanden wurde 

genau das gemacht, wie Pex 

Langenberg als 
Vertreter der hol-
ländischen Bot-
schaft darstellt. 
Dort sind schon 
ab  dem Jahr 
2025 in bis zu 40 
Städten “emissi-
onsfreie Logistik-
zonen” vorgese-
hen. Während in 
Deutschland noch 

darum gerungen wird, dass der 
städtische Güterverkehr Aus-
nahmen von Dieselfahrverboten 
erhält, gestalten die Niederlande 
bereits den Rahmen für die sau-
bere, klimagerechte und stadt-
verträgliche Logistik der Zukunft. 
Luftreinhaltung und Klimaschutz 
werden nicht mehr länger als 
unterschiedliche Rechtsmaterien 
gesehen, sondern gehen Hand 
in Hand.
Zuletzt stellt sich die Frage nach 

deutlichen Preissignalen – aus-
gehend von einer Lkw-Maut, die 
auf alle Straßen und alle Fahr-
zeugtypen ausgedehnt werden 
sollte. Differenziert nach Zeit, 
Ort und Emissionen könnte sie 
zu weniger Staus und besserer 
Luft führen. Dass die höheren 
Transportkosten bei den Ver-
brauchern landen werden, ist 
erwartbar. Damit einher geht 
aber auch die Erwartung, dass 
mit höheren Preisen für eine Lie-
ferung gerade im Online-Handel 
ein stärkeres Bewusstsein über 
die oft “unsichtbare” Logistik im 
Hintergrund einer Bestellung 
einhergeht. Der städtische Gü-
terverkehr gerät also wieder in 
das Blickfeld von Politik, Medien 
und Bevölkerung. Das ist gut, 
und in den Kommunen sollte 
rasch eine neue Haltung gegen-
über der Steuerung der urbanen 
Logistik eingenommen werden. 
Erfolgreiche Städte garantieren 
nicht nur Erreichbarkeit und 
ermöglichen Wirtschaftswachs-
tum, sondern sie treiben auch im 
Güterverkehr den Klimaschutz 
voran und deeskalieren den 
Kampf um den knappen Stra-
ßenraum.
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Ausgeliefert!? 
Die Zukunft des städtischen Güterverkehrs

(BS/Wolfgang Aichinger) Der Druck auf den öffentlichen Raum wächst. Mehr Menschen, mehr Kraftfahrzeu-
ge, mehr Güterverkehr – diese Entwicklung führt in vielen Städten und Gemeinden zu vollen Straßen und 
Verkehrssystemen am Rande ihrer Leistungsfähigkeit. Das passt nicht in eine Zeit, in der lebenswerte Städte 
und zukunftsfähige Mobilität auch in Kommunalpolitik und -verwaltung zunehmende Bedeutung gewinnen. 

Wolfgang Aichinger ist Pro-
jektleiter Städtische Mobilität 
bei der Agora Verkehrswen-
de. 
 Foto: BS/Agora Verkehrswende

Die einen mögen sie, die anderen würden sie am liebsten sofort verbieten: 
E-Scooter und Co. können eine wichtige Debatte über die zeitgemäße Nutzung 
des Verkehrsraums anstoßen. Foto: BS/Rabenspiegel, pixabay.com

Mehrwert für jede Gebäudeverwaltung
Lichtmanagementsysteme von Glamox

(BS) Mit den Lichtmanagementsystemen bietet Glamox komplette Beleuchtunglösungen an, bei denen 
mit dem Kunden definiert wird, was gewünscht ist und von Glamox ein Gesamtpaket zusammengestellt 
und implementiert wird. 

E-Scooter als Stein des Anstoßes
Debatte über Neuaufteilung des Verkehrsraums ist notwendig

(BS/Stefan Gelbhaar/Matthias Gastel) Die Elektrokleinstfahrzeugeverordnung war am Anfang nicht mehr als ein etwas störrischer und wenig 
emotionaler Begriff. Mittlerweile hat sich daraus eine der kontroversesten Debatten über städtische Mobilität entwickelt. Wir sagen, das ist gut so. 

Stefan Gelbhaar (links) ist Sprecher für Städtische 
Mobilität der Grünen-Bundestagsfraktion. Matthias 
Gastel ist Bahnpolitischer Sprecher der Grünen-
Bundestagsfraktion.
 Fotos: BS/Bundestagsfraktion Die Grünen
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(BS/mfe) Die abschnittsweise 
Messung von Geschwindigkeiten 
im Straßenverkehr, die “Section 
Control”, kann zu einer deutli-
chen Reduzierung des Tempos 
beitragen. Und das besser als 
stationäre Blitzanlagen. Denn 
diese würden oftmals nur punk-
tuell und nicht nachhaltig wir-
ken. Davon geht der ehemalige 
Polizeipräsident in Berlin und 
heutige Berater des Bundesver-
bandes Verkehrssicherheitstech-
nik (BVST), Klaus Kandt, aus. 
Vor allem die Geschwindigkeits-
überwachung bei Autobahnbau-
stellen liese sich so verbessern. 
Bisher seien diese Bereiche, die 
sehr unfallträchtig seien, schwer 
zu kontrollieren. Aufgrund ih-
rer zahlreichen Vorzüge fordert 
Kandt, dass die “Section Control” 
bundesweit einheitlich geregelt 
werden sollte. Denn mit der Me-

thode sei eine flächendeckende 
Geschwindigkeitsberuhigung oh-
ne großen personellen Aufwand 
möglich. 
Kandt räumt zwar ein: “Mir ist 

bewusst, dass dies ein sehr lang-
wieriger Prozess sein wird, in 
dessen Verlauf dicke Bretter zu 
bohren sind.” Dennoch plädiert er 
für eine entsprechende Änderung 
des Straßenverkehrsgesetzes. 
Bisher verfügt in Deutschland 
nur Niedersachsen über eine 
einschlägige Norm. Sie findet 
sich im Landespolizeigesetz. Der 
Weg über eine Reform des Stra-
ßenverkehrsgesetzes, für die der 
Bund zuständig wäre, hätte den 
Vorteil, dass nicht jedes einzel-
ne Bundesland sein jeweiliges 
Polizeigesetz anpassen müsste. 
Neben der bundesweiten Ein-

führung der abschnittsweisen 
Geschwindigkeitskontrolle hält 

Kandt auch eine Diskussion über 
die Frage für erforderlich, wie der 
Verkehrsraum künftig aufgeteilt 
und ausgestaltet werden soll. 
Oberstes Ziel müsse dabei das 
Erreichen der “Vision Zero” sein. 
Das würde bedeuten: keine Toten 
und Schwerverletzten mehr im 
Straßenverkehr. Dafür müsse 
das vorhandene Recht – auch 
von den Kommunen – allerdings 
konsequent durchgesetzt werden. 
“Nur mit Aufklärung und Präven-
tion geht es nicht”, unterstreicht 
Kandt. In diesem Zusammenhang 
müsse auch über die Einfüh-
rung der Halterhaftung und eine 
Erhöhung der Bußgelder hier-
zulande nachgedacht werden. 
Letztere sollten zumindest an 
den europäischen Durchschnitt 
angepasst werden. Hier sei die 
Bundesrepublik noch ein Billig-
land, kritisiert Kandt. 

“Section Control” hilfreich bei Geschwindigkeitsüberwachung

Was sich in der Anfangszeit auf 
Strafzettel für Falschparker oder 
die Meldung von Ruhestörun-
gen beschränkte, ist heute weit 
mehr. Nicht nur sind kommunale 
Ordnungsdienste bei Großveran-
staltungen im Einsatz, sie regeln 
den Verkehr oder bekämpfen 
Fälle von Prostitution. Die mit 
der Ausweitung ordnungsdienst-
licher Befugnisse einhergehende 
Re-Kommunalisierung von Poli-
zeiarbeit hat fraglos ihr Gutes, 
sagt David Beck, selbst beim KOD 
der Stadt Mannheim beschäftigt. 
In der Praxis sorgten die Ord-

nungsdienste dafür, dass das 
subjektive Sicherheitsempfinden 
der Bürger spürbar angestiegen 
sei. Beck, der sich im Rahmen 
einer wissenschaftlichen Arbeit 
mit der Evolution des KODs aus-
einandergesetzt hat, weiß jedoch 
auch um die Schattenseiten: Die 
allgemeine Verschiebung hin 
zu vollzugspolizeilicher Arbeit 
kreiere nicht selten Risikopo-
tenziale eigener Art. Das fange 
bei der Bewaffnung an, die je 

nach Kommune unterschiedlich 
geregelt sei und mitunter sogar 
die Einführung der kontrovers 
besprochenen Taser vorsehe. 
Betroffen seien aber auch die 
Mitarbeiter selbst, die oft keine 
Ausbildung genossen hätten, die 
sie ausreichend auf die Gefahren 
des Außendienstes vorbereite. 
Schließlich berge die zunehmen-

de Angleichung polizeilicher und 
ordnungsdienstlicher Tätigkeiten 
auch rechtliche Probleme. So 
überschritten Ordnungsdienste 
regelmäßig ihre Kompetenzen 
– derzeit unter Duldung der In-
nenministerien. Daher brauche 
es ein einheitliches Regelwerk, 
bilanziert Beck. Andernfalls wür-
den sich die Probleme in Zukunft 
sogar noch ausweiten. 
Unterdessen schreitet der Aus-

bau kommunaler Stellen unbeirrt 
voran. Etwa in der Stadt Köln, 
die sich nach den Übergriffen 
der Silvesternacht 2015/16 an 
eine Erneuerung ihres Ordnungs-
dienstes begab. In Zukunft ginge 
es primär darum, qualifizierte 
Fachkräfte zu gewinnen, um die 
Präsenz im Stadtkern sowie an 
den randgelegenen Gebieten zu 
verstärken, so Ilka Schuhmacher, 
Projektleiterin des Zielbildes 
2020. Zusätzlich zu den derzeit 
146 Beschäftigten werde man 
das Personal daher um weitere 
72 Stellen bis zum Jahr 2020 
erweitern.     

Sieht viel Positives, aber auch Heraus-
forderungen in der Kompetenzerweite-
rung der Kommunalen Ordnungsdiens-
te: David Beck vom KOD der Stadt 
Mannheim. 

Foto: BS/Petersdorff

Mit Spitzentechnologie aufgestellt 
ist hier eines der Unternehmen, 
die sich zum Ziel gesetzt haben, 
im Bereich Wissenschaft und 
Forschung sowie in den Trans-
formationsprozessen dieses 
Wirtschaftszweiges neue Maß-
stäbe zu setzen. Das Hambur-
ger Unternehmen Carrypicker 
ist auf einem guten Weg, den 
umsatzstärksten Teilbereich, die 
LKW-Transportlogistik, zu revo-
lutionieren. Das hat auch das 
Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (BMVI) 
erkannt und fördert Carrypicker 
mit über 2,4 Millionen Euro. “Mit 
der Idee von Carrypicker gehören 
Leerkapazitäten in der Logistik-
Branche der Vergangenheit an”, 
so Verkehrsminister Andreas 
Scheuer.
Andreas Karanas, Gründer und 

Geschäftsführer von Carrypicker, 
bekräftigt die Vorteile durch die 
Forschungsinitiative: “Ich freue 
mich außerordentlich über die 
Anerkennung und Unterstützung 
durch das Bundesverkehrsmi-
nisterium. Carrypicker wurde 
mit der Vision gegründet, das 
Kernproblem im Straßengüter-
transport zu lösen: die profitable 
Bündelung von Teilladungen. 
Durch die Förderung können 
wir gezielt forschen, unser Sys-
tem weiter optimieren und neue 
Maßstäbe in der Logistikbranche 
setzen.”

Noch viel Potenzial bei der 
Effizienz

Zu tun geben wird es jedenfalls 
genug. Die Transportbranche 
in Europa boomt: So werden 
jährlich Sendungen mit einem 
Frachtvolumen von gut 370 Milli-
arden Euro von mehr als 6,5 Mil-
lionen Lkws transportiert. Wenn 
sie profitabel sein wollen, müssen 
die Spediteure diese Sendungen 
optimal auf ihre Fahrzeuge vertei-
len – eine kaum zu bewältigende 
Aufgabe. Die Folge: Rechnerisch 
fährt jeder dritte Lkw leer. Hinzu 
kommt, dass es, anders als in 
anderen Bereichen der Logistik, 
beim Transport auf der Straße 
noch viel Spielraum in puncto 

Digitalisierung gibt. Der Kern 
des von Carrypicker entwickelten 
Systems, eine autonome, auf KI 
basierende Frachtendisposition, 
bündelt Teilladungen in Sekun-
denschnelle – für eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Lkw-
Kapazitäten. Zuvor wurden über 
knapp zwei Jahre lang über 300 
Millionen Frachtdaten gesammelt 
und ausgewertet, diese Infor-
mationen bilden die Grundlage 
für eine Vielzahl von komplexen 
Algorithmen, die von einem Ex-
pertenteam aus Mathematikern, 
Softwareentwicklern und Logis-
tikspezialisten ständig weiterent-
wickelt werden. 

Intelligente Algorithmen auf 
dem Vormarsch

Auf der weltweit größten Logis-
tikmesse, der transport logistic, 
und weiteren Expertentreffen der 
letzten Wochen gab es zahlreiche 
Diskussionsrunden und regen 
Austausch zwischen Praktikern 
und Wissenschaftlern. Das The-
ma KI stand dabei folgerichtig im 
Zentrum der Aufmerksamkeit.
“Das, was andere Branchen lan-

ge vorgemacht haben, kommt 
nun in der Welt der Transport-
logistik an: die profitable Auslas-
tungssteuerung dank intelligen-
ter Algorithmen”, erklärt Andreas 
Karanas. “Stand heute kann man 
feststellen, dass der Umdenkpro-
zess hier gerade erst begonnen 
hat. Obwohl das Frachtvolumen 
im Gütertransport stetig steigt, 
sorgt eine Vielzahl manueller, 
ineffizienter Prozesse nach wie 
vor für kostspielige Leerfahrten. 
Durch die hohe Dynamik und 
große Komplexität von Güter-
transporten wäre die Branche 
aber geradezu prädestiniert für 
KI-Anwendungen. Zumal der 
zunehmende Fahrer- und Dis-
ponentenmangel die Situation 
weiter verschärft. Zwar ist die 
Frage der Datenverfügbarkeit, der 
Qualität und der Schnittstellen 
anspruchsvoll und muss geklärt 
werden, letztendlich entscheidet 
sich hier aber die Effizienz bzw. 
Qualität von Transportwegen und 
Geschäftsmodellen.” 

Deshalb entwickle Carrypicker 
eine autonome Frachtdisposition, 
die für jede einzelne Sendung 
mehr als 50 Parameter berück-
sichtige und blitzschnell die bes-
ten Kombinationsmöglichkeiten 
für Teilladungen finde. “Wir ha-
ben in den letzten zwei Jahren 
viel Erfahrung und über 300 Mil-
lionen Fracht-Daten gesammelt”, 
unterstreicht Karanas. Dazu 
komme eine innovative App, die 
Aufträge automatisch an passen-
de Fuhrunternehmer übermit-
tele. “Diese App ermöglicht den 
Zugriff auf eine große Flotte frei 
disponierbarer Fahrzeuge. Be-
reits Zweitausend Unternehmen 
mit über 15.000 Lkws nutzen 
die App bereits und es werden 
täglich mehr” so der Geschäfts-
führer. Damit sei Carrypicker 
die digitale Spedition, die zeige, 
wo die Reise im Gütertransport 
zukünftig hingehe.
Um die Systeme des Unterneh-

mens so zu verfeinern, dass Car-
rypicker zum Qualitätsmerkmal 
und Leuchtturm “Made in Ger-
many” aufsteigen könne, setze 
man zudem auf hochqualifizierte 
Experten an der Schnittstelle zwi-
schen Wissenschaft und Praxis: 
“Dabei ist es uns ein besonderes 
Anliegen, unsere Forschungser-
gebnisse regelmäßig zu veröffent-
lichen und uns mit den Markt-
teilnehmern auszutauschen. Ein 
anderes Thema, dem wir uns bei 
den Projekten verstärkt widmen, 
ist der Klimaschutz.  Logisch: 
Wenn dank besserer Auslastung 
weniger Lkws für den Transport 
benötigt werden, sinkt der CO2-
Ausstoß, und zwar sofort. Wie wir 
eine Reduktion der CO2-Emissio-
nen erreichen können? Wir sind 
dran und werden uns hier mit 
den neuesten Ergebnissen in den 
kommenden Monaten zu Wort 
melden. Außerdem wurden wir 
kürzlich in puncto Klimaschutz 
zertifiziert, wir haben die GLEC-
Akkreditierung des Smart Freight 
Centres (SFC) erhalten”, erklärt 
Karanas.

*Hans Güldenpenning ist freier 
Journalist.

Bei den neuen Panomera®-W8 
(360°)- und W4-(180°)-Systemen 
werden die Bilder der einzelnen 
Sensoren über eine ausgefeilte 
Software so zusammengeführt, 
dass dem Operator eine logische, 
weitgehend entzerrte Gesamt-
übersicht dargestellt wird. Dabei 
bilden die Kameras auch den 
Bereich direkt unterhalb des Ge-
häuses in hoher Auflösung ab. 
Eine weitere Besonderheit der 

Panomera®-Systeme ist, dass 
im Prinzip beliebig viele Opera-
toren gleichzeitig in eine Szene 
hineinzoomen können, aber das 
Gesamtübersichtsbild sowohl live 
als auch in der Aufzeichnung 
stets erhalten bleibt. Somit ist 
sichergestellt, dass keine wert-
vollen Informationen oder Be-
weismittel verloren gehen. Sind 
mehrere Systeme zusammen 
im Einsatz, lassen sich Objekte 
ganz einfach über mehrere Ka-
merasysteme hinweg verfolgen 
– oder eine Szene ganz komfor-
tabel aus mehreren Perspektiven 
beleuchten.

Einsparungen auf  
jeder Ebene

Oberste Priorität bei der Ent-
wicklung der Panomera®-W-Serie 
hatte die Wirtschaftlichkeit der 
Gesamtlösung. Technische In-
novationen und die geringe Zahl 
an benötigten Kameras helfen 
deshalb, in allen wichtigen Im-
plementierungs- und Betriebs-
aspekten signifikant Kosten 
einzusparen. Dabei ergeben 
sich Vorteile für alle Beteiligten 
beziehungsweise Projektschritte 
– vom Errichter bis zum kauf-
männischen Entscheider. 
Security-Verantwortliche wer-

den sich über die äußerst ein-

fache Bedienung der Systeme 
durch die verfügbare Video-
management-Software und die 
geringe Anzahl der benötigten 
Bildschirme freuen. Lagebeur-
teilungen erfolgen schnell und 
sicher. Perspektivwechsel mit 
wenigen Klicks und die Objekt-

verfolgung über mehrere Kame-
ras hinweg machen das System 
äußerst flexibel und leistungsfä-
hig. Selbst eine große Zahl von 
Kameras lässt sich dadurch als 
Gesamtsystem äußerst einfach 
bedienen und erlaubt so eine we-
sentlich effizientere Kontrolle gro-
ßer räumlicher Zusammenhänge. 
Somit lässt sich je Operator ein 
sehr großer Gesamtzusammen-
hang erfassen. Die Personalaus-
gaben für den laufenden Betrieb 
fallen mit den neuen Kameras 
deshalb auf die Fläche gerechnet 
niedrig aus.

Zahlreiche Innovationen

Für Errichter bietet das inte-
grierte und neu entwickelte Mon-
tagekonzept “Mountera®” der 
Panomera®-W-Serie eine Vielzahl 
von Innovationen für eine we-
sentlich schnellere und damit 
kostengünstigere Installation 
der Kameras: vom Einweggriff 
für Entnahme und Transport 
über einen integrierten “Bubble-
Schutz”, der bis zur endgültigen 
Montage am System verbleibt, bis 
hin zum “Quick-Lock”-System für 
die Ein-Mann-Montage. Zudem 
ist für die gesamte Montage ledig-
lich eine einzige Inbusschlüssel-
Größe erforderlich. Endgültig 
“Plug-and-Play”-fähig werden die 
Kameramodelle der Panomera®-
W-Serie durch die komplette Vor-
kalibrierung und Voreinstellung 
aller Sensoren.

Geringer Infrastrukturbedarf 
und flexibler Einsatz 

Da deutlich weniger Kameras er-
forderlich sind als bei Vergleichs-
lösungen, reduzieren sich die 
Kosten für Masten, Errichtung, 
Kabel und Kabelverlegung oder 
Montagepunkte. Auch für Um-
gebungen mit reduzierter Band-
breite bietet der Hersteller eine 
Lösung: 
Die optional erhältliche “Junc-

tion Box” kann auf Wunsch mit 
bis zu vier Terabyte Speicher 
ausgestattet werden und macht 
dadurch in bestimmten Szena-
rien das Verlegen neuer Kabel 
und Netzwerkkomponenten 
überflüssig. Die “Quick-Lock”-
Montage ermöglicht zudem den 
wechselnden Einsatz der gleichen 
Kamerasysteme an verschiede-
nen Orten, beispielsweise wenn 
in der Stadtüberwachung ab-
wechselnd verschiedene Krimi-
nalitätsschwerpunkte beobachtet 
werden sollen.

*Josua Braun ist Senior Produkt 
Marketing Manager bei Dallmeier 
electronic.

Weniger Kameras für mehr Sicherheit
Neue Dallmeier-Kameraserie verspricht höchste Wirtschaftlichkeit und Funktionalität 

(BS/Josua Braun*) Große Außenareale oder Innenräume kosten- und personaleffizient und dabei gleichzeitig 
erfolgreich zu überwachen, das gehört zu den großen Herausforderungen in der Videotechnik. Meist sind 
Operatoren und Personalbudgets gleichermaßen überfordert. Hohe Infrastrukturkosten kommen hinzu und 
nicht selten entspricht das Ergebnis im Hinblick auf Bildqualität, Überblick, Zielerreichung und Bedienbarkeit 
nicht den Erwartungen.

Mit der Panomera® W-Serie erreicht 
Dallmeier auch bei Design und Mate-
rialqualität ein neues Niveau.

Fotos: BS/Dallmeier electronic

Das intelligente Stitching in Kombination mit der Zoom-Option für beliebig viele 
User in allen Bildbereichen bietet eine bisher unerreichte Kontrolle.

Einsparungen bei Planung, Anschaffung, 
Betrieb sowie durch die wesentlich 
höhere Produktivität der Operatoren 
sind die Voraussetzung für höchste 
Wirtschaftlichkeit.

Mobilität 4.0 und KI als Treiber der Logistik
BMVI-gefördertes Start-up erforscht neue Mobilitätskonzepte

(BS/Hans Güldenpenning*) Mit der Forschungsinitiative mFUND (Modernitätsfonds) fördert das Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur seit 2016 Forschungs- und Entwicklungsprojekte rund um digitale 
datenbasierte Anwendungen für die Mobilität 4.0. Besonders im Fokus steht die Logistikbranche, einer der 
wichtigsten Wirtschaftsbereiche Deutschlands. Künstliche Intelligenz wird hierbei der entscheidende Treiber 
sein im Kampf um Wettbewerbsfähigkeit und Spitzenposition im europäischen und internationalen Vergleich.

Auf dem Weg zur Sekundärpolizei 
Welche Kompetenzen Ordnungsdienste besitzen und wo die Gefahren liegen

(BS/pet) Ursprünglich zur Entlastung der Landespolizeien eingerichtet, haben kommunale Ordnungsdienste 
(KOD) inzwischen eine massive Kompetenzerweiterung erfahren. Mancherorts gelten sie darum schon als eine 
Art Sekundärpolizei. Doch ist die gewachsene Verantwortung ein zweischneidiges Schwert: Je polizeiähnlicher 
die Aufgaben werden, desto dringlicher stellt sich die Frage, was in den Kompetenzbereich der Ordnungs-
dienste fällt und wo Grenzen überschritten werden. Dabei fehlt noch immer ein verbindliches Reglement.



Anfang September folgte ein 
Klärungsgespräch im Bundes
kanzleramt mit dem Innen
ministerium, dem Verteidi
gungsministerium und dem 
Fi nanzministerium, anschlie
ßend ein Papier und eine Bes
chlussvorlage für den ITRat der 
Bundesregierung. Damit will man 
im Parlament und dem Haushalt
sausschuss Rede und Antwort 
stehen, wie es mit der ITKon
solidierung 2.0 weitergehen soll. 
Ein Blick in das Papier “Neuauf
stellung des Projektes ITKon
solidierung Bund” wirft jedoch 
neue Fragen auf. Die Beteiligten 
wollen nämlich aus einem zwei 
Projekte machen. Einmal die 
ITBetriebskonsolidierung, für 
die allein das Finanzministeri
um zuständig sein soll, und die 
ITDienstekonsolidierung, für 
die allein das Innenministeri
um zuständig sein soll. Beide 
erhalten eine Projektleitung im 
jeweiligen Ressort. Beide sollen 
hiernach parallel arbeiten und an 

dieser Stelle äußern selbst Beteil
igte Zweifel an der Sinnhaftigkeit 
eines solchen Verfahrens. Denn 
eine Dienstekonsolidierung, 
die sich nicht die Frage stellt, 
auf welchen Architekturen das 

Ganze laufen soll, wird eigene 
Wege gehen, wie umgekehrt 
die technische Konsolidierung 
und die der Betriebe sich nicht 
nach den Bedürfnissen der 
Dienstekonsolidierung richten 

wird. Determiniert 
sind zwei Wege, 
die erst am Ende 
z u s a m m e n g e 
führt werden sol
len. ITPraktiker 
wissen, dass ein 
solches Verfahren 
zu einem Ergebnis 
führt, das in sich 
einen weiteren 
Neuanfang der 
Konsolidierung 
birgt. Gut möglich, 
dass wir noch eine 
ITKonsolidierung 
3.0 erleben. 
Nebenbei: Eigent

lich sollte es zwei 
ITDienstleister 
geben, einmal die 
BundeswehrIn

houseGesellschaft BWI und ein
mal das Rechenzentrum des Fi
nanzministeriums, das ITZBund. 
Nun sagt die Bundesregierung, 
es gibt ein Rechenzentrum in der 
ITKonsolidierung, und das ist 

das ITZBund. Dem bleibt dann 
freigestellt, Unteraufträge an die 
BWI weiterzugeben. Trotz der 
Widerstände aus dem Finanzmi
nisterium hat die Runde der drei 
Ministerien im Kanzleramt auch 
ein ganz konkretes Ergebnis ge
bracht. Das ITZBund, bisher eine 
Behörde klassischen Zuschnitts, 
soll endgültig am 1. Juli 2020 
zu einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts werden und das dazu 
notwendige Errichtungsgesetz 
wird noch in diesem Jahr im 
Kabinett zur Beschlussfassung 
vorgelegt. Ein kleiner, aber wich
tiger Schritt. 
Die weiteren geplanten Schritte 

finden sich unter dem Titel Eck
punkte der ITBetriebskonso
lidierung wieder (siehe Kasten 
auf dieser Seite). Zwischen 
Bundeskanzleramt, BMF und 
BMI wird eine Vereinbarung 
über die Umsetzung von Stel
len und Planstellen sowie die 
Übertragung von Sachmitteln 
noch getroffen werden. Jedenfalls 
bedeutet dies zahlreiche Stellen 
in der neuen ITAbteilung des 
BMF (siehe hierzu Behörden Spie-
gel-September, Seite 25) mehr.

Digitaler Staat
 Behörden Spiegel www.behoerdenspiegel.deBerlin und Bonn / Oktober 2019

ITZBund wird Generalunternehmer
Anstalt öffentlichen Rechts ab 2020

(BS/Uwe Proll) Jahrzehntelang organisierten die Ressorts der Bundesregierung die IT  in ihren Häusern selbst. Mehrere Hunderte Organisationen und Institute im nachgeordneten Bereich 
taten das ebenso. Im Ergebnis ein Flickenteppich unterschiedlichster Architekturen, unterschiedlicher Programme und unterschiedlicher Sicherheitsstandards in über 1.200 Serverräumen. 
Darauf folgte der überfällige Beschluss, das Projekt IT-Konsolidierung Bund aufzulegen – mit eigenem Logo in schwarz-rot-gold. Doch von dem anfänglichen Pathos blieb aufgrund von 
Ressortstreitigkeiten nicht viel übrig. So kam es im Herbst letzten Jahres zum Knall bei einer Sitzung der Arbeitsgemeinschaft Haushalt, also der Haushaltspolitiker der Regierungskoa-
lition. Statt Gesamtkosten in Höhe von einer Milliarde Euro für die IT-Konsolidierung des Bundes würden nunmehr 3,5 Milliarden notwendig, so das Innenministerium auf der Sitzung. 

7. November 2019 in Düsseldorf / Neuss

Kulturwandel Digital 2020 für NRW
Die Smarte Verwaltung 4.0 an der Schwelle des neuen Jahrzehnts

Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart

Der Minister für 
Wirtschaft, Innova-
tion, Digitales und 
Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
eröffnet den Kongress 
mit der NRW-Digita-
lisierungsstrategie im 
neuen Jahrzehnt.

Hartmut Beuß

Der Beauftragte der 
Landesregierung 
Nordrhein-Westfalens 
für Informations technik 
(CIO) refl ektiert das 
OZG als „Turbo“ für 
die Verwaltung 4.0.

Sabine Noll  

Die Kämmerin der 
Stadt Monheim am 
Rhein beschreibt 
Vision, Strategie und 
innovative Projekte 
einer Mittelstadt an der 
Jahrzehntschwelle. 

Eine Veranstaltung des

Ausführliche Informationen zum 
Programm und Anmeldung unter: 
www.e-nrw.info

Zukünftige IT-Strategien 
in Nordrhein-Westfalen

KNAPP

SprinD soll   nach  
Leipzig
(BS/pet) Die noch zu gründende 
Agentur für Sprunginnovatio
nen (SprinD) wird künftig ihren 
Sitz in Leipzig haben. Dies ver
kündeten Bundeswirtschafts
minister Peter Altmaier, Bun
desforschungsministerin Anja 
Karliczek und Gründungsdirek
tor Rafael Laguna de la Vera. 
Am Ende setzte sich die sächsi
sche Großstadt damit erfolgreich 
gegenüber 15 Mitbewerbern 
durch, darunter u. a. Potsdam 
und Karlsruhe. 
Die Region um Berlin galt lange 

Zeit als Favorit für die Ansie
delung dieser neuen Bundes
institution. 
Die Zentrale der SprinD soll 

zukünftig voraussichtlich 3550 
Personen mit dem Ziel beschäf
tigen, innovativen Ideen und 
Produkten aus Deutschland zum 
Durchbruch zu verhelfen. Die 
Agentur, die über einen Etat 
von bis zu einer Milliarde Euro 
verfügen soll, wird als GmbH 
gegründet.

EIPA-Jahresreport 
2018
(BS/pet) In seinem Report für 
das Jahr 2018 warnt das Euro
päische Institut für öffentliche 
Verwaltung (EIPA) vor natio
nalistischen Strömungen, die 
gegen das europäische Projekt 
polemisieren. 
In Zeiten, wo der Gedanke Eu

ropas auf dem Spiel stehe, seien 
Reformen die einzig probate Lö
sung, so Guy Verhofstadt, Chair
man des EIPA. 
In diesem Sinne verstehe das 

EIPA auch den eigenen Auftrag: 
Unter dem Leitmotto “bridging 
theory and practice” sollen 
Mitglieder der europäischen 
Administration ebenso wie der 
Mitgliedsstaaten an der Verfah
rensoptimierung teilhaben. In 
zahlreichen Workshops biete 
das EIPA darum die Möglich
keit, Einblick in Zuständigkeiten 
des Verwaltungsgeschehens zu 
nehmen und vor allem auch, 
voneinander zu lernen.
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Behördenprojekt

Fachver-
fahren 
BMF

Beistellpfl ichten durch Behörden 
(auch Ressourcen) 

Reduzierung der fachlichen Komplexität durch
Anpassung des Projektziels
• Stufe 1: Bereitstellen möglichst aller Verfahren 

einer Behörde auf einer vom ITZBund bereitge-
stellten, klar definierten Standard-Betriebsum-
gebung (IaaS als Zielmodell).

• Stufe 2: höhere Betriebsstufe oder Übernah-
me weiterer IT-Aufgaben der Behörde durch 
das ITZBund; entsprechende Standards zur 
Herstellung der Migrationsfähigkeit der Fach-
verfahren werden bereits jetzt erarbeitet.

• Verfahren der gemeinsamen IT des Bundes 
sind ausgenommen, diese werden allen 
Behörden in der nächsten Betriebsstufe 
angeboten werden (SaaS als Zielmodell).

Überarbeitung der Reihenfolgeplanung
• Neue Standards für die Reihenfolgepla-

nung werden erarbeitet und durch den 
Lenkungsausschuss freigegeben (nicht nur 
Freiwilligkeitsprinzip, sondern auch Migra-
tionsfähigkeit, -notwendigkeit, technische 
Umsetzbarkeit, Auswirkungen auf das 
Projektziel etc.).

• Reihenfolgeplanung für die IT-Betriebskon-
solidierung wird überarbeitet und durch den 
Lenkungsausschuss freigegeben.

Höhere Standardisierung
• Höhere Standardisierung der Projekte (stan-

dardisierte Projektvorgaben und technische 
Standards zur Erreichung der Migrationsfä-
higkeit). 

• Technischen Standards und technisches 
Zielbild für Ertüchtigung der Verfahren der 
Behörde werden eindeutig definiert, das 

Zielbild verliert damit an Komplexität und 
Ressourcen bei ITZBund und Behörden 
werden entlastet.

Einbeziehung der Ressorts in alle 
 wesentlichen Projektentscheidungen
• Ressorts können über den Lenkungsaus-

schuss die wesentlichen fachlichen Rahmen-
bedingungen mitgestalten.

• Die Ressorts werden über den Lenkungs-
ausschuss in das Projektcontrolling beider 
Projekte einbezogen.  
Optional kann es zusätzlich ein fachliches 
Gremium der betroffenen obersten Bun-
desbehörden mit der strategischen Projekt-
leitung im BMF auf Arbeitsebene geben, 
in dem fachlichen Vorgaben abgestimmt 
werden können. 

 Neue inhaltliche Eckpunkte der IT-Betriebskonsolidierung

Zusätzliche Mehrkosten 
beim Konsolidierungs-

projekt

900 Mio. für die 
 Ertüchtigung der Dienstleister

870 Mio. für die 
 Überführung der IT der Res-
sorts an die Dienstleister

655 Mio. für die 
 gemeinsame IT des Bundes 
(u. a. Bundes-Client, Windows 
10, SAP-Anpassungen usw.)

Die neue Projektorganisation

Quelle: Behörden Spiegel nach Informationen  
der Bundesregierung; Grafik: BS/Dach



Die Arbeit der Digitalisierungs-
labore mündet derzeit in die 

Umsetzungsphase, die meisten 
Federführer der 14 Themenfelder 
werden zum Ende dieses Jahres 
die ersten Prototypen digitaler 
Antragsverfahren präsentieren. 
Allen Beteiligten ist bewusst, 
dass die Beschreibung eines di-
gitalen Antragsverfahrens nur ein 
erster Schritt hin zu einem ech-
ten medienbruchfreien digitalen 
Verwaltungsverfahren sein kann. 
Es kommt nun entscheidend da-
rauf an, die Laborergebnisse in 
nutzbare Software umzusetzen 
und eine flächendeckende On-
lineverfügbarkeit aller Leistungen 
zu gewährleisten. Aus Sicht der 
Kommunen müssen dabei fol-
gende drei Bedingungen erfüllt 
werden:

1. Anbindung bestehender IT-
Strukturen

Die Kommunen fordern gute 
Lösungen, die sich in vorhande-
ne IT-Strukturen einfügen. Das 
Digitalisierungsprogramm mit 
seiner Zielsetzung, alle onlinefä-
higen Verwaltungslösungen aller 
föderalen Ebenen innerhalb der 
nächsten Jahre arbeitsteilig zu 
digitalisieren und einer gemein-
samen Nachnutzung zuzuführen, 
ist aus kommunaler Sicht grund-
sätzlich zu begrüßen. Dies gilt 

allerdings nur, wenn tatsächlich 
die gesamten Verwaltungspro-
zesse und nicht lediglich das 
Antragsmanagement in den Blick 
genommen werden. Conditio si-
ne qua non für die Umsetzung 
des OZG ist die Entwicklung 
durchgängig medienbruchfrei-
er Verwaltungsprozesse. Ohne 
diese bleibt der Portalverbund 
ein Potemkinsches Dorf mit einer 
ansehnlichen Fassade ohne “da-
hinter liegende” Online-Prozesse. 
Hier liegt der Teufel wie immer im 
Detail, die Definition von Schnitt-
stellen zu Fachverfahren und 
Registern und die Anpassung 
bestehender beziehungsweise 
Entwicklung neuer Standards 
ist mühsam. Hier ist der IT-Pla-
nungsrat gefordert, nicht nur mit 
Blick auf die OZG-Umsetzung, 
sondern auch im Vorgriff auf 
die anstehende Registermoder-
nisierung die unterschiedlichen 
Schnittstellenstandards zu iden-

tifizieren, anzupassen und wei-
terzuentwickeln.

2. Schaffung eines hohen bun-
desweiten Standardisierungs-
grads 

Die Kommunen fordern ei-
nen hohen Grad bundesweiter 
Standardisierung von Online-
Services. Bau und Betrieb der 
in den Digitalisierungslaboren 
entworfenen Prototypen liegt in 
der Verantwortung der OZG-Fe-
derführer, das heißt zuvörderst 

bei den Ländern. 
Gleiches gilt für 
den Aufbau der 
überwölbenden 
Portalstruktu-
ren, der ebenfalls 
in den Ländern 
stattfindet. Auf 
diese Weise ent-
stehen eigene, 
mehr oder weni-
ger proprietäre 

Landes-IT-Strukturen, weder 
Arbeitsteilung noch Flächende-
ckung noch Wettbewerb werden 
auf diese Weise befördert. Die 
Kommunen haben demgegen-
über ein großes Interesse an 
einem arbeitsteiligen, länderü-
bergreifenden Zusammenwirken 
und echtem Wettbewerb: Gute 
IT-Lösungen dürfen nicht auf 
Landes-Silos beschränkt sein, 
sondern müssen bundesweit zur 
Verfügung stehen, die Kommu-
nen wünschen sich einen Markt-
platz guter Lösungen. Die Stan-
dardisierung von IT ist hier das 
zentrale Mittel der Wahl. Neben 
der Definition unterschiedlicher 
Datenstandards lässt sich an 
weitergehende, kooperative Inst-
rumente denken, so zum Beispiel 
die gemeinsame Entwicklung und 
der gemeinsame Betrieb von Soft-
ware (Software-as-a-Service) oder 

die Entwicklung von Software 
mit hoher Kompatibilität, die 
in sehr unterschiedlichen IT-
Umgebungen lauffähig ist (zum 
Beispiel Microservices). Aus Sicht 
der Kommunen ist hier in erster 
Linie der IT-Planungsrat gefor-
dert, eine einheitliche Arbeitswei-
se zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen anzuregen, die einen 
hohen Grad an Standardisierung 
gewährleistet und eine effizien-
te, ressourcenschonende und 
nachhaltige IT-Entwicklung für 
alle föderalen Ebenen ermöglicht.

3. FITKO und Kommunalgre-
mium kraftvoll nutzen

Die Kommunen fordern die 
stetige Einbindung ihres Voll-
zugswissens auf Bundesebene. 
Mit dem Abschluss des Ersten 
IT-Änderungsstaatsvertrags und 
dessen Ratifizierung in Bund 
und Ländern wird die Födera-
le IT-Kooperation (FITKO) mit 
Wirkung zum 1. Januar 2020 
gegründet. Als ein weiterer Bau-
stein wird zeitgleich ein soge-
nanntes Kommunalgremium 
in der Gremienstruktur des 
IT-Planungsrates eingerichtet, 
dessen Vorsitz FITKO innehaben 
wird. Das Gremium dient der 
Bündelung und Formulierung 
gemeinsamer IT-Bedarfe sowie 

dem Informationsaustausch. Ziel 
ist der direkte Dialog mit den 
Kommunen in Ergänzung zu der 
bereits bestehenden Einbindung 
der kommunalen Spitzenverbän-
de im IT-Planungsrat selbst. Das 
Kommunalgremium besteht aus 
14 von den kommunalen Spit-
zenverbänden benannten Vertre-
tern aus Kommunen und ihren 
IT-Dienstleistern einschließlich 
der KGSt (Kommunal Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement). Die Stellung der Kom-
munen, der Hauptvollzugsebene 
in Deutschland, wurde damit 
zu Recht gestärkt, nun kommt 
es darauf an, dieses Instrument 
kraftvoll zu nutzen. Das Kommu-
nalgremium ist genau der richtige 
Ort, um im Zusammenspiel mit 
FITKO und KoSiT (Koordinie-
rungsstelle für IT-Standards) 
einen hohen Grad an bundes-
weiter Standardisierung von IT 
anzustoßen.

Souveränität, verstanden als 
die Fähigkeit, in eigenen An-
gelegenheiten selbstbestimmt 
vorgehen zu können, ist heute 
wichtiger denn je, erklärt Mat-
thias Kammer, Senatsdirektor 
a. D., ehemals Vorstand des 
norddeutschen IT-Dienstleis-
ters Dataport sowie Direktor 
des Deutschen Instituts für Ver-
trauen und Sicherheit im Internet 
(DIVSI). Wer sich in Abhängigkeit 
anderer begebe, nehme sich nicht 
nur jedweden Handlungsraum, 
sondern werde zudem auch ma-
nipulierbar. Man erinnere nur 
an den Abhörskandal rund um 
Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
deren Diensthandy vor nicht allzu 
langer Zeit von ausländischen 
Nachrichtendiensten überwacht 
wurde. Betroffen ist laut Kammer 
nicht nur die vermeintlich große 
Politik. Datenabgriffe begännen 
auch im Kleinen, bei Finanztran-
saktionen über Paypal oder auf 
Social-Media-Portalen.
Was aber für den privaten 

Gebrauch der Bürger nicht 
angehe, sei für staatliche Ein-
richtungen unannehmbar, so 
Kammer: “Wer in Kauf nimmt, 
dass Bürgerdaten auf kalifor-
nischen Servern landen, kommt 
damit meines Erachtens einer 
Bankrotterklärung staatlicher 
Souveränität nahe.” Statt diese 
Gefahr einzugehen, brauche 
es sichere Verfahren, mittels 
derer überprüft werden könne, 
ob die qua Gesetz legimitierten 
Richtlinien umgesetzt würden. 
Alles andere bedeute ein kaum 
kalkulierbares Risiko. Ganz 
hilflos sei man in Deutschland 
darum trotz allem nicht. Mit der 
Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) habe man ein effektives 
Werkzeug, das rechtlich garan-
tiere, dass europäische Daten 
auch in Europa blieben.

In Zukunft eigene IT-Dienst-
leister?

Was mit der DSVGO erreicht 
wurde, müsse nun für die IT-Kon-
solidierung in Deutschland gel-
tend gemacht werden. Zwar habe 
man gut 20 Jahre Entwicklung 
verschlafen, aber auch das sei 
kein Grund für Defätismus, wie 
Kammer betont. Um souverän 

handeln zu können, brauche man 
zwingend eigene Dienstleister, 
welche die in Nutzung befind-
liche IT selbst beurteilen und 
ausbauen könnten. Derzeit sei 
man jedoch weit davon entfernt, 
wie bestehende Produktabhän-
gigkeiten zeigten. Andererseits 
sei nicht leicht zu entscheiden, 
wie die vorhandene Software-In-
frastruktur beizubehalten wäre, 
ohne die eigene Souveränität 
aufzugeben. Open-Source sei 
hier sicherlich eine Alternative, 
jedoch nicht zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt, da nicht alle Funk-
tionen bedient werden könnten. 

Gesetze besser abstimmen

Ähnliche Anliegen sind auch 
aus dem Bundesverwaltungsamt 
(BVA) zu vernehmen, wenn auch 
in einem breiteren Kontext. Um 
die Digitalisierung im Sinne 
der vom Onlinezugangsgesetz 
(OZG) geforderten Richtlinien 
voranzutreiben, sei es notwen-
dig, die hergebrachte Trennung 
von Gesetzgebung und operativer 
Umsetzung aufzuweichen, sagt 
Christoph Verenkotte, Präsident 
des BVA. Oftmals seien die recht-
lichen Vorgaben in sich zu kom-
plex, um sich in zielführendes 
Verwaltungshandeln ummünzen 
zu lassen. Abhilfe schaffe da nur 
eine verbesserte Kommunika-
tion im Vorfeld, die bestehende 
Missverständnisse beseitigt, so 
Verenkotte. 
Im Fokus des Kommandos 

Cyber- und Informationsraum 

(KdoCIR) der Bundeswehr stehe 
nicht ausschließlich die Tech-
nik, so dessen Stellvertretender 
Inspekteur, Generalmajor Jür-
gen Setzer. Auch die Menschen 
müssten bei der Digitalisierung 
der Streitkräfte mitgenommen 
werden.
Das Kommando verstehe sich 

als “Treiber der Digitalisierung”. 
Diese wirke sich nicht nur auf 
das Gefechtsfeld aus, sondern 
beispielsweise ebenso auf das 
Personal- und Energie-Manage-
ment der Bundeswehr. Dabei 
seien sowohl die administrative 
IT als auch die einsatzbezogene 
IT “zu harmonisieren und aktuell 
zu halten”, so General Setzer, der 
gleichzeitig auch “Chief Infor-
mation Security Officer” (CISO) 
der Bundeswehr ist. Innovative 
Ideen seien ebenso vonnöten 
wie disruptive Ansätze. Es habe 
aber mit der Aufstellung des 
Kommandos CIR keine “Stunde 
null” gegeben. “Wir setzen auf 
existierende Hardware auf”, so 
der Stellvertretende Inspekteur. 
Gleichzeitig teste der Organisa-
tionsbereich diejenige Software, 
die später in die Bundeswehr 
hinein ausgerollt werden solle.
General Setzer sprach sich 

dafür aus, neben der bisherigen 
Führungsverwendungslaufbahn 
auch eine Expertenlaufbahn für 
Quereinsteiger zuzulassen. Hi-
erbei dachte er in erster Linie 
an IT-Spezialisten. Resümierend 
stellte er zuversichtlich fest: “Wir 
werden immer besser!”
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Um Arbeitsprozesse in Zeiten der Digitalisierung effektiv und sicher zu gestalten, 
müsse die IT stärker eingebunden werden, so Christian Grusemann, Business 
Manager Security beim IT-Dienstleister Bechtle.  Foto: BS/Portugall

Am Ende steht die Frage der Sicherheit
Technische Innovation darf nicht auf Kosten digitaler Souveränität gehen

(BS/pet/por) Das digitale Zeitalter zwingt dazu, die demokratischen Leitprinzipien anzupassen. Das gilt im Be-
sonderen für die Persönlichkeits- und Freiheitsrechte, die angesichts unsicherer Datenlagen heute zusehends 
in Fragen stehen. Ob im privaten, öffentlichen oder im Bereich des Militärs: Ein handlungsfähiger Staat sollte 
stets in der Lage sein, seine Daten fremden Einflüssen zu entziehen. Doch starke Abhängigkeiten und eine nur 
schwach entwickelte IT-Infrastruktur hierzulande erschweren das Ziel einer digitalen Souveränität ungemein.

Die Entscheidung aus dem Jahr 
2017, als einzige Regierung auf 
Landes- und Bundesebene alle 
zentralen Digitalisierungsthe-
men in einem Ministerium zu 
bündeln, sei in der Umsetzung 
zwar sehr anspruchsvoll, habe 
sich jedoch im Kern bewährt. In 
diesem Zusammenhang verwies 
Dammermann darauf, dass sich 
die übrigen Ressorts selbstver-
ständlich auch intensiv mit dem 
Querschnittsthema Digitalisie-
rung auseinandersetzten. 
Mit Blick auf die Verwaltung 

forderte der Staatssekretär noch 
mehr Tempo bei der Digitalisie-
rung der internen Prozesse. Zwar 
habe diese Landesregierung die 
Zielsetzung für die vollständige 
Digitalisierung der Landesver-
waltung bereits von 2031 auf 
2025 vorgezogen, “doch im Grund 
müssten wir noch schneller sein”, 
so Dammermann mit Blick auf 
die externen Erwartungen von 
Bürgern/Unternehmen und die 
interne Erwartungshaltung der 
Bediensteten an ein attraktives 
Arbeitsumfeld. 
Der Staatssekretär brachte 

auch ganz frische persönliche 
Erfahrungen mit dem digitalen 
Austausch zwischen Staat und 
Bürger mit nach Düsseldorf: Am 
Vorabend der Materna-Veran-
staltung war er bei dem Versuch 
gescheitert, der Finanzverwal-
tung via Elster Nachweise im 
PDF-Format zu übermitteln, was, 
wie Experten auf dem Sympo-
sium bestätigten, bislang auch 
technisch noch nicht möglich ist. 
Dies soll sich aber in nicht allzu 
ferner Zukunft ändern. 

Viel Lob für gute 
 Zusammenarbeit

Ausgesprochen positiv bewer-
tete Dr. Marco Kuhn, Erster Bei-
geordneter des Landkreistages 
NRW, aus Sicht der kommunalen 

Spitzenverbände die Entwicklung 
der Kooperation der Kommunen 
in NRW untereinander und mit 
dem Land. Durch die Neuauf-
stellung der kommunalen IT-
Dienstleister unter dem Dach 
des KDN und die Schaffung eines 
IT-Lenkungsausschusses der 
kommunalen Spitzenverbände 
habe die Interessensvertretung 
gegenüber dem Land und die 
Zusammenarbeit in den vergan-
genen Jahren “echte Fortschrit-
te” gemacht, so Kuhn. Auch die 
d-NRW AöR als gemeinsame 
Einrichtung des Landes, der 
Kommunen und Landschaftsver-
bände leiste hier wichtige Arbeit. 
Ausdrücklich begrüßte er die 
Schaffung eines Digitalisierungs-
ministeriums und die (bereits 
unter der Vorgängerregierung 
erfolgte) Einsetzung eines CIOs. 
Dieser, Hartmut Beuß, war am 
Veranstaltungstag genau sechs 
Jahre im Amt. “NRW lebt die 
Kooperation, auch wenn nicht 
immer alle einer Meinung sind”, 
so Kuhns Fazit.
Lob für das Land gab es vom 

Landkreistag-Beigeordneten 

auch für den bisherigen Verlauf 
der Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes (OZG). Hier sei 
landesseitig eine “gute” Unter-
stützungsstruktur geschaffen 
worden. Die Unterstützung des 
Bundes sei an dieser Stelle aller-
dings noch ausbaufähig. Kuhn 
zeigte sich enttäuscht, dass es 
bislang noch nicht gelungen sei, 
die FITKO (Föderale IT-Koope-
ration) als Anstalt öffentlichen 
Rechts zu installieren. (Anm. 
d. Redaktion: Dies soll zum 1. 
Januar 2020 erfolgen.) “Der 
Bund ist gefordert”, erklärte er 
mit Blick nach Berlin.

Die Diskussion geht weiter

Die nächste Gelegenheit, sich 
über den Stand der Digitalisie-
rung der öffentlichen Verwaltung 
in Nordrhein-Westfalen zu infor-
mieren und auszutauschen, bie-
tet der Kongress “e-nrw” (www.e-
nrw.info) am 7. November 2019 
in Neuss. Keynote-Sprecher ist 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Mi-
nister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitales und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen.

Die Instrumente kraftvoll nutzen
Die Rolle der Kommunen bei der OZG-Umsetzung 

(BS/Dr. Ariane Berger) Die bestehenden IT-Strukturen in Bund, Ländern und Kommunen geraten durch die wachsenden Anforderungen an sichere, 
verfügbare und nutzerfreundliche IT an ihre Grenzen – dies umso mehr als mit dem Onlinezugangsgesetz (OZG) und seinen engen Umsetzungs-
fristen die Zeit drängt. Der IT-Planungsrat hat mit der Einrichtung der Digitalisierungslabore im Rahmen des Digitalisierungsprogramms und dem 
Aufbau von FITKO zwei Arbeitsweisen etabliert, die bei richtiger Handhabung dazu beitragen können, diese Organisationsaufgabe zu bewältigen. 

Dr. Ariane Berger ist Re-
ferentin für E-Government 
und Verwaltungsorganisation 
beim Deutschen Landkreistag 
(DLT) Foto: privat

Die OZG-Umsetzung ist auch 
Thema auf der Smart Country 
Convention, die der Bitkom 
und die Messe Berlin vom 22. 
bis 24. Oktober 2019 im City-
Cube Berlin veranstalten. Der 
DLT und der Behörden Spiegel 
gehören zu den Partnern der 
Veranstaltung. Weitere Informa-
tionen und Anmeldung unter 
www.smartcountry.berlin. 

Kostenfreie Tickets sind online 
mit dem Code #scconforfree 
verfügbar

 Smart Country 
 Convention

Wir brauchen mehr Tempo
20. ÖV-Symposium in Düsseldorf

(BS/gg) Wenn es nach Christoph Dammermann geht, Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen, müsste die Digitalisierung der Verwaltung an 
Rhein und Ruhr noch schneller voranschreiten. Dies erklärte er gestern auf dem diesjährigen ÖV-Symposium 
in Düsseldorf im Rahmen einer ersten Halbzeitbilanz nach fast zweieinhalb Jahren schwarz-gelber Landesre-
gierung in Nordrhein-Westfalen. 

NRW-Digitalisierungsstaatssekretär Christoph Dammermann unterstrich die 
Vorbildfunktion seines Hauses: “Wir müssen es vorleben!” Foto: BS/Materna
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Eine Veranstaltung des

Digitaler Staat 2020 – 
agil, legitim und elegant 

Zukunftsfähige Antworten auf die Herausforderungen der Digitalisierung der öff entli-
chen Verwaltung müssen agil, legitim und elegant sein. Diese drei Begriff e setzt der 
Kongress Digitaler Staat 2020, zu dem erneut Innovatoren, Modernisierer und Trend-
setter zu intensiven Diskussionen zusammenkommen.
Ein zentrales Thema wird dabei die laufende Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) sein, die der Verwaltungsdigitalisierung derzeit sehr viel Dynamik verleiht. Dabei 
soll auch die Frage diskutiert werden, was nach der Umsetzung des OZG geschehen 
soll, um den Weg in die digitale Zukunft der Verwaltung erfolgreich fortzuentwickeln. 

Die Schirmherrschaft des Kongresses haben erneut Dorothee Bär, Staatsministe-
rin für Digitalisierung im Bundeskanzleramt, und Bremens Finanz-

staatsrat Hans-Henning Lühr Übernommen. Die begleitende 
Fachausstellung und verschiedene Side-Events bieten zudem 
die Möglichkeit, sich umfassend über Angebote für die digi-
tale Verwaltung zu informieren sowie Netzwerke zu knüpfen 
und zu pfl egen. 

Mehr Interaktion – 
Neue Formate der Fachforen

Die Vielfältigkeit der Themen des Kongresses werden auch bei der 
Präsentation und Diskussion der Inhalte ihren Niederschlag fi nden. 

So werden in den Fachforen verschiedene Formate 
genutzt, um für die Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer Informationsgewinn und Interaktivität 
bestmöglich zu verknüpfen. 

Erfolgsmodelle

Werkstatt

Labor

Fachforum
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B ehörden Spiegel: Warum 
braucht Brandenburg eine 

eigene Digitalagentur?

Göbel: Eigentlich braucht nicht 
nur Brandenburg eine Digital
agentur, sondern alle Bun
desländer und auch der Bund 
brauchen eine solche Institution, 
die Kommunalebene, Vereine, 
Verbände mit der Landes, der 
Bundes sowie der EUEbene 
verbindet. Dahinter steckt der 
simple Wunsch, Investitionen in 
IT und Digitalisierung gemeinsam 
abzustimmen. Das spart Kos
ten, vermeidet die Wiederholung 
von Fehlern und schweißt un
terschiedliche Ak teure im Markt 
und Akteure der Gebietskörper
schaften zusammen. Dies wird 
viel zu selten gemacht, wo doch 
Deutschland aufgrund der föde
ralen Strukturen bereits sehr viel 
Geld ausgegeben hat. 

Behörden Spiegel: Was werden 
die zukünftigen Aufgaben und 
erste Projekte der DigitalAgentur 
Brandenburg sein?

Göbel: Die künftigen Aufga
ben der DigitalAgentur werden 
darin liegen, Projekte in unter
schiedlichen Intensitätsstufen zu 
unter stützen. Die DigitalAgentur 
wird Projekte oder Denkanstö
ße initiieren, Angebote schaffen, 
um Projekte zu begleiten oder zu 
beraten, Kooperationen ansto
ßen und auch Projekte und Pro
gramme koordinieren. In seltenen 
Fällen kann die DigitalAgentur 
die alleinige Projektleitung über
nehmen. Die DigitalAgentur wird 
in erster Linie als ein weiches 
Instrument im Land platziert, um 
die Zusammenarbeit von Land 
und Kommunen in gemeinsamen 
Digitalisierungsfragen zu stär
ken und so zu platzieren, dass 
Kommunen das Land bei der Um
setzung seiner Digitalisierungs
strategie unterstützen können, 
aber auch vice versa. Da wir in 
Deutschland die Konnexitätsfra
ge berücksichtigen müssen, geht 
Digitalisierung in diesem Bereich 
nur gemeinsam, wenn man sich 
vertraut und gemeinsame Ziele 
hat und die Projekte voneinander 

kennt. Dafür ist Kommunikation 
wichtig. Digitalisierung scheitert 
selten an der Technik, sondern 
meistens an der Organisation 
und der politischen Steuerung 
dahinter.

Behörden Spiegel: Wie sieht 
dies in der Praxis aus?

Göbel: Kommunen können bei 
technischen oder methodischen 
Fragen auf die DigitalAgentur 
zukommen. Wir werden kon
krete Projekte, wie beispielweise 
die SchulCloud Brandenburg, 
durch eine Programmkoordi
nation unterstützen. Hier wer
den die bestehenden Partner 
aus Bildungsministerium, dem 
HassoPlattnerInstitut und 
dem Landesinstitut für Schule 
und Medien (LISUM) gemein
sam koordiniert, sodass die 
Pilotphase zur Etablierung der 
SchulCloud an 54 Pilotschulen 
ein Erfolg wird. Nächstes Jahr 
werden weitere 46 Schulen da
zukommen. Damit werden 100 
Schulen die geförderte Pilotphase 
abschließen. Pilotphase heißt, 
dass man einen abgegrenzten 
Förderzeitraum hat. Die Digital
Agentur trägt dazu bei, darü
ber nachzudenken, was nach 
der Förderphase geschieht. Es 
muss beantwortet werden, wie 
ein künftiges Betreibermodell 
der SchulCloud aussehen kann, 
wie die Zusammenarbeit mit Nie
dersachsen und Thüringen beim 
Einsatz der SchulCloud fortge
führt wird, wie die Weiterent
wicklung sichergestellt wird und 
wie der Rollout auf die restlichen 
800 Schulen erfolgt, ohne dass 
es fünf bis sechs Jahre dauert. 

Der Bereich Bildung zeigt die 
Komplexität von Digitalisierung 
exemplarisch auf: Wir haben 
nicht nur die Investition in die 
Technologie, sondern auch die 
Breitbandanbindung der Schu
len sowie die Fragen didaktischer 
und pädagogischer Weiterbil
dung. Was nützt es, Technik 
in der Schule zu haben, wenn 
den Lehrerinnen und Lehrern 
der Freiraum fehlt, sich selbst 
damit und mit der Kompeten
zentwicklung der Schülerinnen 
und Schüler vertraut zu machen. 

Behörden Spiegel: Werden 
auch klassische Aufgaben der 
Verwaltungsdigitalisierung zu 
den Aufgaben der DigitalAgen-
tur gehören?

Göbel: Bislang nicht. Der Ge
sellschaftervertrag sieht Pro
jektinitiierung, begleitung und 
impulsgebende Elemente der 
Digitalisierung vor und klam
mert explizit Bereiche der Ver
waltungsmodernisierung und 
Aufgaben im Zusammenhang 
mit dem Auf und Ausbau von 
EGovernment aus. Dies liegt 
in der Zuständigkeit des Minis
teriums des Inneren und für 
Kommunales.

Behörden Spiegel: Wie viele Be-
schäftigte hat die DigitalAgentur 
und wieviel Beschäftigte braucht 
sie, um die künftigen Aufgaben 
bewältigen zu können?

Göbel: Die DigitalAgentur hat 
derzeit vier Mitarbeiter. Um die 
zweite Frage beantworten zu 
können, müsste man eine ab
schließende Liste von Projekten 

aus dem Kommunal und Lan
desumfeld haben und die gibt es 
derzeit nicht. Wir werden entlang 
unserer Kapazitäten schauen, 
welche Unterstützungs und 
Digitalisierungsprioritäten wir 
in Abstimmung mit der Landes
regierung setzen. Die Personen
zahl ist auf 20 gedeckelt, die bis 
spätestens Ende 2020 aufgebaut 

werden. Dementsprechend muss 
eine klare Priorisierung erfolgen.

Behörden Spiegel: Wie arbeitet 
die DigitalAgentur intern?

Göbel: Wir werden anders agie
ren, als es vielleicht erwartet wird.  
Die DigitalAgentur wird sich pari
tätisch aufstellen. Viele verschie

dene Technologien sollen zum 
Einsatz kommen, um eine typisch 
heterogene Infrastruktur in der 
mobilen digitalen Kollaboration der 
Mitarbeitenden zu nutzen und zu 
reflektieren. Wir müssen sicher
stellen, dass wir im gesamten Land 
unsere Arbeit erledigen können 
und vor Ort bei unseren “Kunden” 
wirken können. Das heißt nicht, 
dass wir gleichzeitig an stets fes
ten Punkten, zum Beispiel in den 
Mittelzentren, sind, sondern durch 
PopupBüros dort präsent sind, 
wo gerade Unterstützung benö
tigt wird. Dies muss natürlich auf 
technisch sehr gutem Stand erfol
gen, der die digitale Kollaboration 
nicht nur als Arbeitsinstrument 
ermöglicht, sondern zeigt, wohin 
sich digitales Arbeiten in der Zu
kunft hin entwickelt. Damit ist die 
DigitalAgentur auch ein Reallabor 
für moderne Technologien in der 
öffentlichen Arbeitswelt.

Behörden Spiegel: Wie kann 
man sich das konkret vorstellen?

Göbel: Die DigitalAgentur wird 
selbst nach agilen Methoden ar
beiten, das heißt wir strukturie
ren unsere tägliche Arbeit nach 
KanbanBoards und können sehr 
individuell Externe auf unseren 
Plattformen einbinden. Wir zei
gen, wie man in PopupBüros 
an multimedialen Bildschirmen 
mit Stift und Fingereingabe und 
einer natürlichen Art der Kom
munikation – als ob man sich 
an einer Glaswand gegenüber
stünde – simultanes, ortsun
abhängiges Zusammenarbeiten 
ermöglichen kann. Dies reduziert 
Reisekosten, schafft eine Effizienz 
in der Terminfindung und wirkt 
als zeitliche Beschleunigung zur 
Umsetzung von Digitalisierungs
projekten im Flächenland. Oben
drein können diese Arbeitsergeb
nisse dann auch zeitunabhängig 
und individuell weiterbearbeitet 
werden. Denn nicht selten hat 
man erst nach einem Termin 
den besten Einfall.

Lesen Sie das vollständige In-
terview auf der Homepage des 
Behörden Spiegel (www.behoer 
denspiegel.de), Suchwort “Göbel”.

Impulskraft statt Elfenbeinturm
Brandenburg gründet und fördert eigene Digitalagentur

(BS) In Brandenburg wurde die neue “DigitalAgentur Brandenburg GmbH” gegründet, um die Umsetzung der “Zukunftsstrategie Digitales Bran-
denburg” zu unterstützen. Die Agentur soll zukünftig strategische Digitalisierungsprojekte und -maßnahmen zwischen der Landes-, Landkreis- 
und Kommunalebene koordinieren und als Organisations-, Wissens- und Steuerungseinheit systematisch vorantreiben. Neben der koordinativen 
Aufgabe soll die Agentur zudem Kompetenzen und Informationen für die Querschnittsaufgabe Digitalisierung bündeln und damit die thematische 
Vernetzung voranbringen, um Brandenburg zu einer erfolgreichen Digitalisierung zu führen. Hierzu wird die 100-prozentige Tochtergesellschaft der 
Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) jährlich mit drei Millionen Euro vom brandenburgischen Ministerium für Wirtschaft und Energie ge-
fördert. Der Behörden Spiegel sprach mit dem Geschäftsführer der neuen DigitalAgentur, Dr. André Göbel. Das Gespräch führte Dr. Eva-Charlotte Proll.

Dr. André Göbel ist Geschäftsführer der neu gegründeten DigitalAgentur Bran-
denburg GmbH.  Foto: BS/DigitalAgentur Brandenburg

Lässt man die Großstädte einmal 
außen vor, bleiben rund acht Mio. 
Einwohner, die nicht zu den Groß
städten gehören. Es zeigt sich, 
dass nur knapp fünf Mio. Ein
wohner von den verbleibenden 
kommunalen Gebietsrechenzen
tren, den sog. “Flächendeckern”, 
(i.d.R. ein Zweckverband nach dem 
Gesetz über kommunale Gemein
schaftsarbeit GkG NRW) betreut 
werden. Je nach Zählweise (einige 
Großstädte, wie z. B. Münster, 
betreuen auch kreisangehörige  
Städte und Gemeinden) sind 
das zwischen zehn und fünfzehn 
kommunale ITDienstleister, die 
zum Teil nur wenige 100.000 
Einwohner betreuen. Hier ist of
fensichtlich, dass es noch Kon
solidierungspotenziale gibt. Das 
gilt umso mehr, als noch fast drei 
Mio. Einwohner direkt von den 
Kommunen betreut werden. Sie 
sind keinem “Flächendecker” an
geschlossen. Besonders signifikant 
ist die Situation im Kreis Mett
mann, wo von der kleinsten Stadt 
(Wülfrath, ca. 21.000 Einwohner) 
bis zur größten Stadt (Velbert, 
ca. 80.000 Einwohner) alle zehn 
kreisangehörigen Städte autonom 
IT betreiben und der Kreis Mett
mann bis dato ebenfalls auf die 
eigene IT gesetzt hat. Mittlerweile 
hat der Kreistag beschlossen, dem 
Kommunalen Rechenzentrum Nie
derrhein (KRZN) in KampLintfort 
beizutreten. Die kreisangehörigen 
Städte sind an dieser Fusion al
lerdings nicht beteiligt.
Wie könnte die Struktur in NRW 

zukünftig aussehen? Bei der Be
antwortung dieser Frage hilft wie
der ein Blick in die ITLandschaft 
von BadenWürttemberg. Warum 
gibt es dort nur einen Dienstleister 
und in NRW so viele? Natürlich 

liegt das vor allem an historischen 
Entwicklungen. Aber es gibt auch 
einige inhaltliche Unterschiede, 
die primär durch die Rahmen
bedingungen bestimmt werden 
bzw. die auch in NRW angepasst 
werden könnten – wenn dazu an 
vielen verantwortlichen Stellen 
der Wille wirklich vorhanden wäre 
bzw. im Verlauf des kommenden 
Jahrzehnts (endlich) entstünde.

Beispiel ITEOS

In BadenWürttemberg gab es 
bis vor Kurzem mit der DZBW 
einen zentralen Softwareentwick
ler und integrator – er ist jetzt 
in dem kommunalen LandesIT
Dienstleister ITEOS aufgegan
gen –, der Softwarelösungen für 
die Rechenzentren des Landes 
bereitstellte. Diese gemeinsame 
Softwareinfrastruktur führt seit 
Jahrzehnten dazu, dass es trotz 
vieler Standorte und großer Kun
dennähe wenig Diversität gibt. Seit 
Mitte 2018 sind die Rechenzen
tren in BadenWürttemberg mit 
der DZBW fusioniert. Betrieb und 
Entwicklung sind damit in einem 
Unternehmen gebündelt.
Was kann aus diesen Analogien 

gelernt werden? Im Wesentlichen 
sind es folgende Punkte:
•  Zentralisierung ist kein Selbst

zweck, sondern dient in der 
Regel einer Vereinheitlichung 
von ITStrukturen. Diese hat 
in aller Regel positive Konse

quenzen auf Kosten, Sicherheit 
und Qualität.

•  Diese Vorteile werden nur zu 
einem Teil durch organisatori
sche Zentralisierung erreicht. 
Es müssen auch systemische 
und softwaretechnische Verein
heitlichungen hinzutreten, um 
Vorteile gegenüber bislang viel
fach vorhandener, individueller 
Leistungserbringung zu erzielen.

•  Vor einer organisatorischen Ver
einheitlichung sollten die IT
technischen Potenziale durch 
eine Bündelung der Entwick
lungs und Integrationskapazi
täten gestärkt werden.

Was bedeutet das konkret für 
eine neue kommunale ITLand
schaft in NRW? Die vielen Stand
orte haben dem Grunde nach 
auch heute noch ihre Bedeu
tung. IT ist erklärungsbedürf
tiger denn je. Wenn der digitale 
Wandel gelingen soll, ist noch 
lange Zeit eine persönliche Bera
tung und Betreuung des Kunden 
vor Ort notwendig. Die vielen 
Standorte der ITDienstleister 
tragen diesem Bedarf Rechnung. 
Dies gilt auch deshalb, weil das 
in den kommunalen IT Dienst
leistern vorhandene Personal 
(noch) in erklecklicher Anzahl 
aus den betreuten Kommunen/
Verwaltungen selbst stammt 
und somit über “intime” und 
langjährige Erfahrungen zu den 
Ansprüchen, Abläufen und Me

chanismen der Verwaltungen 
vor Ort verfügt. 

Lösung für NRW

Wenn eine langfristige organisato
rische Konsolidierung gewünscht 
wird, ist der logische Beginn die  
Einrichtung eines Entwicklungs 
und Integrationsdienstleiters. 
Der KDN als gemeinsamer Dach
verband der kommunalen IT
Dienstleister bietet dazu mit der 
eigenbetriebsähnlichen Einrich
tung “AKDNsozial” schon heute 
ein gelungenes Beispiel und eine 
erste Basis, auf deren Erfahrung 
und Erfolg sich durchaus auf
bauen ließe.
Auch in NRW haben einige IT

Dienstleister noch Entwicklungs
kompetenzen und kapazitäten, 
die in eine solche erweiterte, neue 
Einrichtung integriert werden 
könnten. In der “Familie” der kom
munalen ITDienstleister (Nukleus 
wäre der KDN, aber darüber hi
naus auch diejenigen Kommunen/
ITDienstleister, die ihm (noch?) 
nicht angehören) müsste darüber 
sinnvollerweise als Erstes weiter
gehend diskutiert und Einigkeit 
erzielt werden. Auf solch neuer und 
gemeinsam erarbeiteter Basis wäre 
mit den Spitzenverbänden und 
dem Land dann folglich zu klären, 
wie, unter welchen Konditionen 
und mit welcher Verbindlichkeit 
und Zeitplan die ITDienstleister, 
aber auch die heute nicht an einen 

Dienstleister gebundenen Kom
munen, zu Lösungen in dieser 
Einrichtung angereizt und/oder 
verpflichtet werden sollen.
Erfahrungen aus der Vergangen

heit der letzten 15 Jahre haben al
lerdings gezeigt, wie anspruchsvoll 
und schwierig solch ein Unterfan
gen ist, dessen Sinnhaftigkeit mit 
Bezug auf Wirtschaftlichkeit, Kom
plexität und Zukunftsfähigkeit 
der kommunalen IT im digitalen 
Zeitalter eigentlich nicht mehr zu 
bezweifeln ist. Dies gilt erst recht 
nach Inkrafttreten des OZG und 
der gesetzlichen Pflicht zum Portal
verbund und zur “Elektrifizierung” 
(aller!) Verwaltungsleistungen von 
Bund, Ländern und Kommunen an 
Bürger/innen und Unternehmen 
bis zum Jahresende 2022 pp.
Weil das nun seit dem OZG so ist 

und die ITAkteure in Land und 
Kommunen “aufgeschreckt” bzw. 
überzeugt sind, dass sich nun 
wirklich Entscheidendes ändern 
muss, sind die Aussichten auf 
Erfolg dazu deutlich gestiegen – 
frei nach dem Motto: “Wenn nicht 
jetzt, wann dann?”

Schluss mit alten Reflexen

Die bisherigen “Totschlagargu
mente” in Sachen Verbindlichkei
ten und deren Festsetzung, ins
besondere der reflexartige Verweis 
auf das Konnexitätsprinzip, sollten 
dabei konstruktiverer Einschät
zung mit Blick auf das kommende 

Jahrzehnt der Digitalisierung mit 
ihren immer komplexer werdenden 
Ansprüchen und neuer Koopera
tionsqualität und bereitschaft 
weichen. Je schneller dieser Pro
zess abläuft, umso schneller wäre 
an weitere Konsolidierungen zu 
denken. Die Entwicklungen der 
letzten Jahre zeigen an einzelnen 
Stellen auch, dass derartige Pro
zesse bei positiven Rahmenbedin
gungen problemlos, konfliktarm 
und ergebnisorientiert ablaufen 
können. Das gilt umso mehr, da in 
NRW, anders als in anderen Bun
desländern, “nur” einige hundert 
Kommunen einzubeziehen und zu 
koordinieren wären.
Häufig werden derartig große 

Veränderungen meist deshalb 
abgelehnt, weil auf eigene getä
tigte Investitionen verwiesen wird. 
Diese könnten bei dem hier skiz
zierten Vorgehen leicht entkräftet 
werden. Die Abschreibungszyklen 
für Software sind selten länger 
als fünf Jahre; auch das gehört 
zur Ehrlichkeit, wenn es um neue 
Formen gemeinsamen Tuns und 
Entwickelns geht. ITStandorte mit 
einer zukunftssicheren Infrastruk
tur ließen sich in einem Flächen
land wie NRW noch Jahrzehnte als 
regionale Standorte weiternutzen. 
Eine im vorstehenden Sinne wei
terentwickelte ITLandschaft und 
ihre gemeinsame, standardisierte 
Servicebasis würden das mit einer 
klugen Strategie und mutigem 
Unterfangen eher und sinnvol
ler möglich machen als weiteres 
Abwarten oder Verharren wie der 
Hase vor der Schlange.

*Dr. Michael Neubauer ist Ge-
schäftsführer der Südwestfalen-IT. 
Wilfried Kruse ist Geschäftsführer 
des Beratungsunternehmens IVM².

Kommunale IT in NRW
Grenzen und Möglichkeiten einer Konsolidierung

(BS/Dr. Michael Neubauer/Wilfried Kruse*) Die Struktur kommunaler IT in NRW ist aus Sicht der Bundesrepublik kompliziert und unübersichtlich. 
28 Unternehmen betreuen knapp 18 Mio. Einwohner. Warum gibt es so viele kommunale IT-Dienstleister in NRW? Das hat zum einen damit zu tun, 
dass die Kommunen hier besonders auf ihre Selbstständigkeit pochen und diese seit einem Verfassungsgerichtsurteil aus dem Jahr 1978 auch 
rechtlich durchsetzen. Doch ein genauerer Blick auf die Zahlen zeigt, dass es in NRW Handlungsbedarf gibt. 



Zudem ist er 42-Jährige für ein 
Team von mehr als 100 auf den 
Public Sector spezialisierten Be-
raterinnen und Beratern ver-
antwortlich. Seine zukünftigen 
Schwerpunkte bei der Strate-
gieentwicklung und -beratung 
im E-Government sind insbe-
sondere IT- und Verwaltungs-
trends, betriebliche und politi-
sche Transformationsprozesse, 
Innovationsmanagement, der 
Einsatz von elektronischen Iden-
titäten sowie Datenschutz und 
-sicherheit. 
Zuletzt war Fromm von Anfang 

2017 bis Mitte 2019 stellver-
tretender Vorstand des ITDZ 
Berlin. Dort verantwortete er 
das Kundenmanagement, das 
Produkt- und Serviceportfolio 
und die Umsetzung zentraler 
E-Government-Projekte. 
Davor war Jens Fromm über 

zehn Jahre lang am Fraunhofer-
Institut FOKUS beschäftigt. Zu 
seinen Stationen zählten dort 
unter anderem die Abteilungs-
leitung der Digital Public Servi-
ces, der Aufbau und die Leitung 
des vom Bundesministerium des 
Innern (BMI) geförderten Kom-
petenzzentrums Öffentliche IT 
(ÖFIT) sowie die Führung des 
Common Criteria Certification 
Labors, einer eng mit dem Bun-

desamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik kooperieren-
den Einheit.
“Die Digitalisierung bleibt durch 

das Onlinezugangsgesetz, Once-
Only und Registermodernisie-
rung langfristig das zentrale 
Thema der Verwaltungsmoderni-
sierung. Nach initialen Impulsen 
vom Bund werden nun zuneh-
mend die Länder und Kommunen 
bei der Umsetzung gefragt sein”, 
bemerkt Marc Reinhardt, Leiter 
Public Sector bei Capgemini in 
Deutschland. “Mit Jens Fromm 
gewinnen wir einen erfahrenen 
E-Government-Experten hinzu, 
der unsere Kunden dank seiner 
praktischen und strategischen 
Erfahrungen bei dieser komple-
xen Transformation begleiten 
kann. Die Verwaltungsdigitali-
sierung hat bei all seinen Stati-
onen eine zentrale Rolle gespielt 

und nicht zuletzt 
durch seine Tätig-
keit beim Kompe-
tenzzentrum ÖFIT 
ist er mit den 
Trends und neu-
ralgischen Punk-
ten der Behörden 
vertraut”, so Rein-
hardt weiter.
“Die öffentliche 

Verwaltung hat 
mehr denn je die Möglichkeit, 
durch die intelligente Nutzung 
innovativer Informationstechno-
logien die interne Verwaltungs-
arbeit sowie die Kommunikation 
mit den Bürgern und der Wirt-
schaft zu optimieren. Es wird 
spannend, mit meiner Erfahrung 
aus Forschung und öffentlicher 
IT-Dienstleistung nun die Digita-
lisierung der öffentlichen Hand 
aus einer externen Perspektive 
als Partner mitzugestalten”, so 
Jens Fromm zu seinem Wechsel.
Er verfügt über einen Magister-

Abschluss der FU Berlin in den 
Fächern Politikwissenschaft, 
Soziologie und Nordamerika-
studien. Bei Capgemini folgt 
Fromm auf Dr. André Göbel, der 
Geschäftsführer der neuen Digi-
talAgentur des Landes Branden-
burg geworden ist (siehe hierzu 
auch das Interview auf Seite 28).

Es heißt, ein Gesetzesentwurf 
sei immer nur so gut wie seine 
Implementierung im politischen 
Prozess. Ähnliches gelte auch für 
das Onlinezugangsgesetz, wenn 
auch mit Abstrichen. Insgesamt 
seien die Resultate, die bisher im 
Zuge des OZG erwirkt worden 
seien, positiv zu bewerten, so der 
Tenor der Expertenrunde. Erste 
Services seien bereits online, an-
dere entweder in der Erprobungs-
phase oder stünden kurz davor. 
Was dem OZG jedoch abginge, 
sei eine einheitliche Vision mit 
integrativer Strahlkraft. Unter 
allen Erfolgen, die man bislang zu 
verzeichnen habe, gebe es zweifel-
los viele gute Ansätze, hingegen 
handle es sich meist nur um 
lokale Konzepte, nicht um eine 
flächendeckende Strategie. “Was 
wir brauchen, sind keine parti-
kularen Lösungen, sondern ein-
heitliche Werte, einheitliche Ideen 
und ein klar definiertes Wissen 
darüber, wo man hinmöchte. Das 
gilt insbesondere für den Staat, 
der als größter Arbeitgeber seine 
Führungsrolle anzunehmen hat, 
statt dem digitalen Wandel ewig 
hinterherzulaufen”, sagt Andreas 
Gebhard, Mitbegründer und CEO 
der Digitalkonferenz re:publica. 
Was man dringend brauche, sei 
ein Rollenmodell, das auch ko-
ordinatorische Hilfe leiste. 

Variierendes Serviceangebot 

Dass ein solches nicht exis-
tiert, zeigt sich bei den laufen-
den Digitalisierungsprozessen. 
So räumt Dr. Oliver Heidinger, 
Gruppenleiter Digital Governance 
des Ministeriums für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und 
Energie des Landes Nordrhein-
Westfalen, ein, dass zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht 
feststehe, welche Services in 
nächster Zeit digitalisiert werden 

sollen. Im Sinne der Nutzerorien-
tierung werde man hier allerdings 
nach den Wünschen der Kunden 
priorisieren. Um in Erfahrung 
zu bringen, welche Dienste am 
ehesten benötigt würden, habe 
man schon mit Bürgern unter 
Einbezug von Click Dummies 
zusammengearbeitet. Kehrseite 
einer solchen Priorisierung sei 
freilich, dass manche Serviceleis-
tungen aus Gründen mangeln-
der Wirtschaftlichkeit unter den 
Tisch fielen. Das gelte im Übrigen 
nicht nur für Nordrhein-Westfa-
len, sondern länderübergreifend. 

Es braucht einheitliche 
 Standards 

Insgesamt sei die Gemengelage 
aufgrund der föderalen Archi-
tektur Deutschlands bisweilen 
schwer zu überschauen, erklärt 
Andreas Gehlert vom Bundes-
innenministerium. Derzeit sehe 
es so aus, dass jedes Land, jede 
Behörde den digitalen Ausbau 
der Verwaltung in Eigenregie be-
treibe. Dass es dabei oftmals zu 
Doppelentwicklungen käme, ließe 
sich gar nicht vermeiden. Weitaus 
effektiver und vor allem wirt-
schaftlicher sei es jedoch, wenn 
man sich die geänderte Geset-
zesgrundlage zur Nachnutzung 
von Open-Source-Materialien zu 
Diensten mache und gemeinsame 
Standards durchbringe. “Eine 
große Chance, die das Online-
zugangsgesetz bereithält, könnte 
darin bestehen, dass mit ihm ein 
allgemeiner Sog entsteht, der alle 
Ebenen erfasst. Das gilt nicht 
zuletzt auch für die Binnenstruk-
tur der Verwaltung selbst, die 
das OZG bisher nur mittelbar 
miteinbezieht”, führt Gehlert aus. 

Was kommt nach dem OZG?

Tatsache ist, dass das OZG 
lediglich eine Digitalisierung 

des Front-Ends vorsieht, was 
darüber hinaus mit dem Back-
End der Verwaltung geschehen 
soll, darüber schweigt sich der 
Gesetzestext aus. Bei den Mitar-
beitern der Behörden stößt das 
auf gemischte Gefühle, zumal 
noch immer nicht absehbar ist, 
welchen Einfluss eine digitale 
Durchdringung sämtlicher Ar-
beitsprozesse auf das Personal 
haben wird. Sicher sei jedenfalls, 
dass ein 24/7 angebotener Dienst 
die derzeitigen Kapazitäten bei 
weitem übersteige, sagt Fabi-
an Starosta, Referatsleiter für 
das Digitalisierungsprogramm 
im Bundesverwaltungsamt. Kä-
me dann noch hinzu, dass die 
Bürger jederzeit Einblick in den 
Stand der Bearbeitung nehmen 
könnten, wäre das eine ungesun-
de Paarung, die vielleicht zwar 
kunden-, aber sicherlich nicht 
mitarbeiterfreundlich sei.
Um Szenarien wie diesen vorzu-

beugen, müsse man in Zukunft 
eine Prozessoptimierung vor-
nehmen, schlägt Heidinger vor: 
“Es ist kurzsichtig, zu glauben, 
es sei damit getan, das analoge 
Verwaltungsangebot schlicht eins 
zu eins im digitalen Raum abzu-
bilden. Es kann nicht sein, dass 
der ganze Datenverkehr online 
abläuft, nur um schließlich in 
den Behörden doch wieder aus-
gedruckt zu werden. Ein digita-
les Back-End braucht genuine 
Arbeitsmethoden und vor allem 
auch digitale Binnenstrukturen.” 
Dahin komme man freilich nur 

mit einem arbeitsteiligen Vor-
gehen, schließt Heidinger. Die-
ses wiederum setzte allerdings  
voraus, dass sich eine breite-
re Akzeptanz für die Lösungen 
anderer einstelle. Dass dies, zu-
mindest in Teilen, schon funkti-
oniere, zeige sich am Föderalen 
Informationsmanagement (FIM). 

Eine Bürgerbefragung des Forsa 
Instituts und des DBB zur Hand-
lungsfähigkeit des Staates hat 
ergeben, dass nur 34 Prozent der 
Bundesbürger dem Staat in der 
derzeitigen Situation zutrauen, 
die vielfältigen Aufgaben umfas-
send zu erfüllen. 61 Prozent der 
befragten Bundesbürger meinen, 
dass der Staat angesichts der 
Fülle der Aufgaben und Probleme 
überfordert sei. Der Eindruck, 
die Verwaltung hinke beim Um-
setzen der Digitalisierung hin-
terher, hat ebenso Einfluss auf 
diesen Vertrauensverlust in die 
Leistungsfähigkeit des Staates 
wie die 1,2 Millionen Angestell-
ten, die die Verwaltung bis 2030 
verlassen werden. 
In diesem Sinne müsste nicht 

nur eine “Entdämonisierung von 
Technik”, sondern auch eine Ent-
dämonisierung von Verwaltung 
neu stattfinden, so Dr. Frank 
Nägele, Staatssekretär für Ver-
waltungs- und Infrastruktur-
modernisierung im Land Berlin. 
Es brauche Verständnis für die 
Herausforderungen, mit denen 
die öffentliche Verwaltung kon-
frontiert sei. Gleichzeitig müsse 
man darauf achten, dass eine 
zunehmende Technologisierung 
nicht zu einer Entdemokratisie-
rung führe und die Verwaltung 
nicht nur hinter den Technolo-
giekonzernen hinterherhinke.
Um das Vertrauen in Gänze 

zu stärken, brauche es vor al-

lem mehr Beteiligung, Kom-
munikation und Möglichkeiten 
zur Mitbestimmung, so Sabine 
Smentek, Staatssekretärin für 
Informations- und Kommuni-
kationstechnik im Land Ber-
lin, im Rahmen einer von Dr. 
Eva-Charlotte Proll, Behörden 
Spiegel, geleiteten Diskussion. 
Mit Blick auf eine erfolgreiche 
Umsetzung von E-Government 
und OZG müssten zunächst 
Mitarbeiter motiviert und der 
konkrete Digitalisierungsnutzen 
sowohl in Behörden als auch bei 
den Bürgern vermittelt werden. 
Die Berliner Senatsverwaltung 
für Finanzen geht bereits mit ih-

rem Slogan “Hauptstadt machen” 
einen Schritt in diese Richtung: 
Authentisch und proaktiv warb 
sie auf dem Festival mit einem 
Employer Branding, das für die 
rund 140 und damit sehr vielfäl-
tigen Tätigkeiten in der Berliner 
Verwaltung steht. Auch das Auf-
brechen bestehender Strukturen 
und Prozesse sowie ein geänder-
tes Führungsverständnis bleiben 
dafür unabdingbar. Klare ge-
setzlich festgelegte Maßnahmen 
können eine Beschleunigung für 
die Digitalisierung schaffen. Dies 
müsse weiter groß gedacht, aber 
in kleinen Schritten umgesetzt 
werden.
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Das Creative Bureaucracy Festival, im Bild die Runde zu mehr Vertrauen für 
den Öffentlichen Dienst, fand in diesem Jahr erneut in der Berliner Humboldt-
Universität statt. Foto: BS/Creative Bureaucracy Festival 2019, 20./21. September 2019, 

 Verlag Der Tagesspiegel, Robert Schlesinger

Es fehlt ein einheitliches Bild
Bonner Behörden Forum diskutiert das OZG

(BS/pet) Das Jahr 2022 rückt immer näher und mit ihm das offiziell gesetzte Fristende für die Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG). Noch immer herrscht Uneinigkeit, ob das Gesetz überhaupt den geeigneten 
Rahmen abgeben kann, um als Treiber der Verwaltungsdigitalisierung in Deutschland zu dienen. In Anbe-
tracht der zu erbringenden Leistung bleibe zu viel im Vagen. Das zeige sich nicht nur im teils zerfahrenen 
Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommunen, sondern auch in der noch zu klärenden Frage, welche 
Strukturmaßnahmen für die Zeit nach dem OZG zu erbringen seien. Über das Für und Wider diskutierte eine 
Expertenrunde auf dem Bonner Behörden Forum, einer Veranstaltung des Bundesinstitutes für Berufsbildung 
(BIBB) und des Bundesinnenministeriums (BMI). 

Bureaucrats for Future
Festival in Berlin diskutiert Zukunft der Verwaltung

(BS/ecp) Motivation, interaktive Räume und Sinneswandel müssen als Beschleuniger kreativer Bürokratie 
in Deutschland mehr Fahrt aufnehmen, so das Fazit auf dem Creative Bureaucracy Festival im September in 
Berlin. Bereits zum zweiten Mal veranstaltete der Tagesspiegel das Festival in der Humboldt-Universität zu 
Berlin. Methodische Impulse und ein hoher Anteil junger Teilnehmer sorgten auf dem Festival für einen guten 
Austausch zwischen Verwaltung und Nachwuchs.

Jens Fromm nun bei Capgemini
Ehemaliger ITDZ-Berlin-Vorstand wechselt in die Beratung

(BS/gg) Jens Fromm hat zu Monatsbeginn die Position des Head of Public Sector der Business & Technology 
Solutions (BTS) Deutschland bei Capgemini übernommen. In dieser Funktion soll der Experte für E-Government 
und Digitalisierungsstrategien in der öffentlichen Verwaltung sowohl die Konzeption als auch die Umsetzung 
der digitalen Vorhaben von Bund und Ländern unterstützen. 

Während in den OZG-Themen-
feldlaboren hart an einer hohen 
Nutzerfreundlichkeit gearbeitet 
werde, müssten sich die bis-
herigen Überlegungen zur Flä-
chendeckung noch als tragfähig 
erweisen. Unklar sei, in welchem 
Umfang die Ergebnisse aus den 
regional fokussierten Themen-
feldlaboren überregional nach-
genutzt werden könnten. 
Um vor Augen zu führen, wel-

che Mammutaufgabe mit der flä-
chendeckenden Bereitstellung 
der 460 landes- und kommunal-
bezogenen OZG-Leistungen ver-
bunden ist, rechnen die Autoren 
überschlagsmäßig für Deutsch-
land eine Gesamtzahl “von gut 
180.000 Implementierungen” in 
den kommenden drei Jahren vor. 
Ohne ein hohes Maß an Ge-

meinschaftsentwicklung und 
einem Fokus auf die Nachnutz-
barkeit dezentraler Lösungen 
könne eine Flächendeckung in 
absehbarer Zeit und zu vertret-
baren Kosten nicht gelingen. 
Allerdings seien Gemeinschafts-
entwicklungen über alle Länder 
hinweg noch nicht zur Gewohn-
heit geworden und stießen aus 
verschiedensten Gründen auf 
Bedenken. Zugleich seien die 
regionalen IT-Landschaften so 
unterschiedlich, dass die Über-
tragbarkeit von Lösungen nicht 
oder nicht ohne Weiteres möglich 
sei. Hierzu fehle es an gemeinsa-
men Schnittstellenstandards und 
modularisierten, im besten Fall 
als Open Source bereitgestellten 
Softwarelösungen sowie einer 
föderalen E-Government-Archi-
tektur, die Wiederverwendbarkeit 
und Kombinierbarkeit solcher 
Modul-Lösungen unterstütze. Die 
Architekturfrage werde damit zur 
Gretchenfrage der OZG-Umset-
zung. Deutschland sei an einem 
Erkenntnispunkt angelangt, an 

dem andere Länder schon vor 
Jahren gestanden hätten – ent-
sprechend inspirierend seien die 
Architekturlösungen, die dort 
besichtigt werden könnten. Und 
auch hierzulande seien Konzepte 
und Lösungen vorhanden, die 
Ausgangspunkte einer föderalen 
E-Government-Architektur sein 
könnten. Darin sollten die For-
derungen der Kommunen und 
ihrer IT-Dienstleister nach einer 
“föderierten Microservices- bzw. 
Container-Architektur” genauso 
einfließen wie die Vorschläge der 
FITKO für eine “föderale Ent-
wicklungs- und Integrations-
plattform” und die Überlegungen 
zur Registermodernisierung. Die 
Online-Service-Infrastruktur-
Plattform (OSI) von Dataport zeige 
exemplarisch, wie so etwas in 
der Praxis funktionieren könne.
Allen Konzepten und Lösun-

gen gemein sei der Fokus auf 
Standardisierung und Schnitt-
stellenmanagement. Nur wenn 
Software-Module wie Lego- oder 
Puzzlestücke nahtlos ineinander-
griffen, könnten sie nahezu be-
liebig kombiniert, ausgetauscht 
und nachgenutzt werden. 
Eine solche föderale IT-Land-

schaft bleibe überwiegend dezen-
tral – vorhandene Entwicklun-
gen könnten integriert und bei 
Bedarf nach und nach abgelöst 
werden. Dies ermögliche Ent-
wicklungen unterschiedlicher 
Geschwindigkeiten und die Un-
abhängigkeit von monolithischen 
Zentrallösungen. Das steigere 
die Innovationskraft, verbessere 
den Wettbewerb, erleichtere den 
Marktzugang für Start-ups und 
andere Marktneulinge und erhö-
he die Wirtschaftlichkeit in der 
Lösungsentwicklung. Schließ-
lich sei ein solcher Ansatz in 
höchstem Maße nachhaltig, da 
er Entwicklung, Betrieb und 

Weiterentwicklungen von Ba-
siskomponenten, Fachverfahren 
und sonstigen Softwaremodulen 
dauerhaft vereinfache und agil 
halte. 
Die FITKO, zusammen mit inte-

ressierten Ländern, Kommunen 
und IT-Dienstleistern, könne die 
vorhandenen Ideen zur Projekt-
reife verdichten und in die Um-
setzung bringen – ergänzend zur 
bisherigen OZG-Umsetzungspla-
nung. Je schneller in Sachen 
Gesamtarchitektur entschieden 
und investiert werde, desto eher 
profitiere die OZG-Umsetzung 
als Ganzes. 
Für die Umsetzung des OZG 

blieben noch drei Jahre Zeit, in 
denen Themenfeldlabore abge-
schlossen, lokale Entwicklungen 
implementiert, Datenschutz- und 
Interoperabilitätsfragen geklärt, 
Gesetze angepasst, Ausschrei-
bungen durchgeführt und die 
Flächendeckung abgeschlossen 
werden sollen. Angesichts dieser 
komplexen Aufgabe reiche es 
nicht aus, nur das Enddatum 
2022 im Blick zu haben. Mit dem 
Abschluss der Themenfeldpla-
nungen zum Ende dieses Jah-
res sei ein wichtiger Meilenstein 
erreicht worden. Dann werde 
sich erweisen, wie realistisch die 
bisherigen Annahmen seien und 
wo nachgesteuert werden müsse. 
Zudem müsse bis Ende des 

Jahres geklärt sein, auf welche 
datenschutzfreundliche Weise 
Personen und Unternehmen in 
den vorhandenen, zu konsoli-
dierenden und ggf. noch auf-
zubauenden Registerbeständen 
eineindeutig identifiziert werden 
könnten. Nur dann stehe der 
Weg offen für die tatsächliche 
Nutzung von Registern und die 
Verwirklichung des für die Nut-
zerfreundlichkeit entscheidenden 
Once-Only-Prinzips. 

Monitor Digitale Verwaltung
Aktuelles NKR-Gutachten nimmt OZG-Umsetzung in den Blick

(BS/gg) Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat Anfang Oktober die dritte Ausgabe seines “Monitors Digi-
tale Verwaltung” veröffentlicht, in dem er sich intensiv der Umsetzung des Onlinezugangsgesetztes (OZG) wid-
met und auf eine Reihe von Hürden hinweist, die für eine erfolgreiche Implementierung noch zu nehmen sind.

Während seiner Zeit als 
ÖFIT-Leiter kommentierte 
Jens Fromm als Kolumnist 
im Behörden Spiegel regel-
mäßig die Entwicklung der 
Verwaltungsdigitalisierung.

Foto: BS/Capgemini



Auch für die öffentliche Ver-
waltung bietet KI große Po-

tenziale. Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter können von ermü-
denden Routinetätigkeiten ent-
lastet werden. Dadurch werden 
Freiräume geschaffen für die Be-
arbeitung derjenigen Aufgaben, 
die etwa Abwägungen und gestal-
terische Tätigkeiten erfordern. 
Beschleunigte Abläufe tragen 
wesentlich zur Verbesserung der 
Nutzerfreundlichkeit bei. Und 
da durch den demografischen 
Wandel in naher Zukunft viel-
leicht nicht mehr ausreichend 
Personal zur Verfügung stehen 
wird, bietet KI die Chance, die 
zugleich zunehmende Menge an 
Verwaltungsaufgaben effizienter 
zu bewältigen. 

Öffentliche Verwaltung tut 
sich bislang noch schwer

Die öffentliche Verwaltung tut 
sich trotzdem schwer mit der 
Umsetzung von KI. Zwar sind 
in einigen Behörden bereits ver-
einzelt KI-unterstützte Systeme 
produktiv, bisher ist aber kein 
flächendeckender Durchbruch 
wie in der Wirtschaft erkennbar.
Schon seit Jahrzehnten werden 

Abläufe in der öffentlichen Ver-
waltung durch Programmierung 
und regelbasierte Systeme auto-
matisiert. Ein Beispiel hierfür ist 
die Berechnung von Steuern, die 
definierten, nachvollziehbaren 

Algorithmen folgt. Demgegenüber 
erhält Automatisierung durch KI 
und im Speziellen durch Machine 
Learning eine neue Dimension: 
Ein System lernt und verändert 
sein Verhalten durch die Auswer-
tung von Beispielen. Das System-
verhalten folgt nicht mehr einer 
explizit definierten Spezifikation, 
sondern wird bestimmt durch die 
Beispiele, die ihm zum Training 
vorgelegt werden. Damit sind 
solche Systeme nicht mehr gegen 
eine Spezifikation testbar und 
das Systemverhalten kann nur 
noch mit Wahrscheinlichkeiten 
beschrieben werden. 
Der Vorteil eines lernenden 

Systems besteht darin, dass 
es auch unscharfe Daten ver-
arbeiten kann, die sich einer 
Programmierung oder regelba-
sierten Verarbeitung entziehen. 
Der Nachteil dabei ist, dass nur 
schwer exakt nachvollziehbar 
ist, wie das System zu einer Ent-
scheidung kommt.  Zudem bleibt 
eine berechenbare Wahrschein-
lichkeit für Fehlentscheidungen 

bestehen. Genau hier beginnt 
das Problem für die öffentliche 
Verwaltung: bei der Restunsi-
cherheit. 
In einem Wirtschaftsunterneh-

men kann diese Unsicherheit, 

vor allem wenn 
es sich um fi-
nanzielle Risiken 
handelt, durch 
eine Kosten-Nut-
zen-Abwägung 
ge tragen werden. 
In der öffentlichen 
Verwaltung gelten 
andere Rahmen-
b e d i n g u n g e n : 
Die Richtigkeit 
einer Entschei-
dung wird aus 
g u t e n  G r ü n -
den nicht durch 
Kosten-Nut zen-
abwägungen de-
finiert. Vielmehr 
stellt sich für die 
öffentliche Ver-
waltung die Frage 
nach der Verant-

wortung bei einer falsch getrof-
fenen Entscheidung. Obwohl wir 
davon ausgehen müssen, dass 
auch Menschen Fehler machen, 
tut sich unser Rechtssystem 
schwer damit, eine berechen-

bare Wahrscheinlichkeit einer 
Fehlentscheidung eines Systems 
zu akzeptieren, selbst wenn die 
Fehlerquote niedriger ist als beim 
Menschen. 

Von KI profitieren

Vor allem in drei Themengebie-
ten kann die Verwaltung von KI 
profitieren: Input- und Datenma-
nagement, Unterstützung von 
Entscheidungen in Verwaltungs-
prozessen und intelligente In-
frastrukturen. Beim Input- und 
Datenmanagement können mit-
hilfe von KI Dokumente schnell 
klassifiziert und den entspre-
chenden Vorgängen zugeordnet 
werden. Entscheidungen in Ver-
waltungsprozessen können da-
durch unterstützt werden, dass 
KI-basierte Systeme Anomalien 
in den Angaben erkennen und 
so Betrugsfälle aufdecken helfen. 
Nicht zuletzt birgt KI Chancen 
für den Aufbau intelligenter Inf-
rastrukturen. Durch KI-basierte 
Vorhersagen kann z. B. die Pla-
nung von Verkehrswegen opti-

miert werden. Mit diesen drei 
Themenschwerpunkten befasst 
sich die KI-Werkstatt der msg 
am 13. November 2019 in Berlin. 

KI-Werkstatt in Berlin

In der KI-Werkstatt der msg sol-
len Anwendungsmöglichkeiten 
für KI in der öffentlichen Verwal-
tung diskutiert werden. Einge-
laden sind alle mit KI betrauten 
oder an KI interessierten Mit-
arbeitenden in der öffentlichen 
Verwaltung. Dr. Stefan Heumann, 
Vorstandsmitglied der Stiftung 
Neue Verantwortung und Sach-
verständiger der Enquete Kom-
mission “Künstliche Intelligenz” 
im Deutschen Bundestag wird zu 
Beginn der Veranstaltung eine 
Einführung ins Thema geben. 
Die rechtliche Seite der Anwen-
dung von KI beleuchten wird Dr. 
Christian Djeffal, Professor für 
Law, Science and Technology 
an der Technischen Universität 
München. Prof. Dr. Djefall forscht 
u. a. zu möglichen Auswirkun-
gen von KI auf Gesellschaft und 
Staat sowie zur Digitalisierung 
der Rechtswissenschaft. 
Die Anmeldung erfolgt per 

E-Mail an: ki-werkstatt@msg.
group.

Weitere Informationen zu die-
ser Veranstaltung unter www.
msg.group/veranstaltung/ki-
werkstatt 
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Potenziale und Grenzen 
Künstliche Intelligenz in der öffentlichen Verwaltung

(BS/Werner Achtert/Christian Meyer) Künstliche Intelligenz (KI) ist einer der globalen Megatrends der Digitalisierung und hat mittlerweile großen 
Einfluss auf den Alltag der Menschen. Wir nutzen auf unseren Smartphones unzählige Apps, wir sprechen mit Chatbots an der Hotline, Assistenz-
systeme unterstützen uns im Auto, und Einkaufsplattformen werten unser Kaufverhalten aus.

Zunächst: Alle Akteure wollen 
vereinfachen. Die EU-Kom-

mission etwa veröffentlichte eine 
Liste mit 80 Einträgen, welche 
die entsprechenden Ansätze 
in den Verordnungsentwürfen 
zusammenfasst. Planung und 
Vorbereitung der Interventio-
nen und auch deren Umsetzung 
sollen verschlankt werden. Des 
Weiteren sollen Nachweispflich-
ten wegfallen, die pauschalisier-
te Abrechnung weiter gestärkt 
und geringere Anforderungen an 
die Ausreichung von Darlehen, 
Bürgschaften oder Ähnlichem ge-
stellt werden. Nicht zuletzt sollen 
bei Audit und Kontrolle die nati-
onalen Systeme mehr Vertrauen 
erhalten. Der Vorschlag eines 
“Lean-Fund- Managements” der 
deutschen Bundes- und Lan-
des verwaltung(en) ist wieder-
zuerkennen. 
Insgesamt gilt es, auch die re-

levanten nationalen Regelungen 
und Systeme in Augenschein 
zu nehmen. In der geteilten 
Mittelverwaltung haben diese 
– auch weiterhin – hohes Ge-

wicht; ebenso wie die nationalen 
Umsetzungen der EU-Vorgaben. 
Hier wäre anzusetzen mit dem 
ein oder anderen K.I.S.S.!
Noch aber sind die Verhand-

lungen zwischen den traditionell 
auf EU-Ebene weit gestreuten 
Interessen nicht abgeschlossen. 
Ein Blick auf die zu erwarten-
den finanziellen Kürzungen legt 
allerdings die Dringlichkeit der 
Vereinfachung nahe. Denn die 
sind teilweise erheblich. 
Die ESIF sollen im Vergleich 

zum bis 2020 laufenden Förder-
zeitraum nochmal um fünf, die 
GAP EU-weit um sieben Prozent 
schrumpfen. Bund und Län-
der in Deutschland rechnen 
mit einem durchschnittlichen 

Rückgang um minus 20 Pro-
zent. Diese Entwicklung dürfte 
Konsequenzen für die verpflich-
tend zu betreibenden IT-Systeme 
hervorbringen. Zwar sind nach 
aktueller Einschätzung keine 
vollkommen neuen Anforderun-
gen in Sicht, doch die Weiter-

entwicklung der 
Systeme stößt 
auf ein bekann-
tes Problem: Der 
benötigte Detail-
lierungsgrad aus 
Durchführungs-
v e r o rdnungen 
und Leit l inien 
wird erst spät 
erreicht werden. 
Drei Überlegun-

gen hinsichtlich der IT-Infra-
strukturen möchte ich vor die-
sem Hintergrund vorstellen:
Grundsätzlich: IT-Anwendun-

gen für die zwanziger Jahre des 
21. Jahrhunderts bieten ein 
Maximum an Flexibilität und 
Effizienz, ohne an Individualität 

einzubüßen. Zum einen können 
moderne Anwendungen nahtlos 
in eine bestehende IT-Infrastruk-
tur eingepasst werden. Zum an-
deren muss gewährleistet sein, 
dass die individuellen Ansätze 
reibungslos und vollumfänglich 
in der IT umgesetzt werden.
Auch für die IT in der EU-För-

derung können neue Formen 
föderaler und EU-fondsüber-
greifender Zusammenarbeit in 
den Blick genommen bzw. fort-
geschrieben werden. Die Umset-
zung des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) etwa erfordert Ähnliches. 
Eine Verschlankung der ins-
gesamt für die Umsetzung der 
EU-Förderung in Deutschland 
vorgehaltenen IT-Infrastruktur 

rückt in greifbare Nähe. Auch 
weil aktuelle Technologien solche 
Probleme lösen, die ähnliche 
Projekte für gemeinsame Lösun-
gen in der Vergangenheit noch 
verhinderten. Frei werdendes 
Know-how und Kapazität kann 
in anderen Verwendungen und 
neuem Umfeld wertvolle Beiträge 
liefern.
Ein weiteres Thema ist nicht 

zuletzt die Nutzerzentrierung 
bei der Entwicklung von IT-Lö-
sungen. Im EU-Kontext gilt das 
ausdrücklich für die Belange der 
Antragstellenden. Modernes De-
sign der Bildschirmmasken und 
Bedienprozesse, insgesamt der 
Nutzererfahrung (sog. User Ex-
perience oder kurz UX-Design), 
können dazu beitragen, den in 
einigen Förderlinien beobacht-
baren Rückzug aus der Antrag-
stellung aufzuhalten oder gar 
umzukehren. 
Eine “Digitalisierung der För-

derhandbücher”, also deren 
angemessene Integration in die 
Bedienung der Anwendungen, 
ist dann der nächste Schritt.

Kiss K.I.S.S. goodbye?
EU-Fördermittelmanagement

(BS/Kai Sattler) Im Frühjahr 2018 legte die Europäische Kommission (EU-KOM) die Legislativ-Vorschläge für die EU-Struktur- und Investitionsfonds 
(ESIF) sowie die gemeinsame Agrarpolitik (GAP) ab 2021 vor. Die GAP, EFRE, ESF und Weitere tragen jährlich im Schnitt rund neun Milliarden Euro 
nach Deutschland. Die Regelwerke gelten als umfangreich und kompliziert. Die seit einigen Jahren diskutierten Ansätze für eine nachhaltige Ver-
einfachung rücken in den Fokus. Ziel: noch bessere und sichtbarere Ergebnisse. Ein K.I.S.S. (“Keep it simple, stupid”) für die EU-Förderung? Und 
was ist für die IT-Infrastruktur in Deutschland zu erwarten?

Werner Achtert ist in der Ge-
schäftsleitung Public Sector.

Christian Meyer ist als Lead 
Consultant Public Sector für 
die msg systems ag tätig.

Fotos: BS/msg

Kai Sattler ist Senior Solu-
tion Consultant in der PASS 
Business Unit Public Sector.

Foto: BS/PASS



Behörden Spiegel: Herr Mey-
er, bei Hewlett Packard gab 

es in den letzten Jahren einige 
Umwälzungen. Wo sehen Sie das 
Unternehmen Hewlett Packard 
Enterprise (HPE) heute im Markt?

Meyer: HPE enstand 2015 
im Zuge der Aufspaltung des 
Hewlett-Packard-Konzerns. Wir 
bieten Dienste und Produkte in 
den Bereichen hybride IT und 
Internet der Dinge an, unter 
anderem für den öffentlichen 
Sektor. Hier arbeiten wir mit 
Behörden aus allen föderalen 
Ebenen zusammen, also auf 
kommunaler Ebene genauso 
wie in Bundes- und Landesver-
waltung. Weitere Schwerpunkte 
sind das Gesundheitswesen und 
Forschung und Lehre.

Behörden Spiegel: Wie machen 
Sie diese neuen Technologien für 
den Öffentlichen Dienst nutzbar?

Meyer: Deutschland hinkt be-
kanntlich beim E-Government im 
internationalen Vergleich hinter-
her, und das ist ein Problem für 
den Digital-Standort Deutsch-
land insgesamt. Die Frage ist, 
wie wir die Digitalisierung im 
öffentlichen Sektor beschleuni-
gen. Manche sagen, die Cloud 
sei dazu der Schlüssel – das un-
terschreibe ich, sage aber auch: 
Die Cloud ist kein Ort, sondern 
eine Erfahrung. Die Einfachheit, 
Schnelligkeit und Flexibilität der 
Cloud ist heute auch im eige-
nen Rechenzentrum möglich. 
Wo Behörden und Dienstleister 
bislang eigene IT-Systeme und 
Softwarelizenzen angeschafft ha-
ben, geht es heute immer mehr 
in Richtung verbrauchsabhän-
giger Nutzungsmodelle, bei dem 
wir dem Kunden die Compu-
ter- und Speicher-Systeme zur 
Verfügung stellen und der Kunde 
nur das bezahlt, was er nutzt. 
In stressigeren Zeiten mit ho-
hem Leistungsbedarf kann das 
benötigte Mehr an IT-Kapazität 
flexibel abgerufen und später ab-
gerechnet werden. Die Systeme 
können dabei im Rechenzen-
trum des Kunden stehen oder 
bei einem externen Dienstleister. 
Das ist der erste Schritt in eine 
Zukunft, für die wir heute schon 
absehen können, dass wegen 
des exponentiellen Datenwachs-
tums mittelfristig ein Großteil 
der Datenverarbeitung dezentral 
erfolgen muss. Wir müssen die 
Cloud zu den Daten bringen, 
nicht umgekehrt.

Behörden Spiegel: Zukünftig 
werden die meisten Behörden 
also keine eigene IT mehr besit-
zen, sondern diese als Dienst-
leistung in Anspruch nehmen. 
Technologisch und organisato-
risch sprechen viele Gründe für 
eine solche Vorgehensweise. 
Vielen Mitarbeitern der öffentli-
chen IT-Abteilungen bereitet die 
Vorstellung, sich von den eigenen 
Strukturen und Systemen zu lö-
sen, aber durchaus Unbehagen.

Meyer: Dieser Diskussion müs-
sen wir uns stellen. Man muss 
sich als IT-Betreiber fragen, was 
man will: Man kann eigene IT-
Infrastruktur anschaffen, die 
nur ein paar Tage oder Wochen 
im Jahr wirklich ausgelastet ist, 
aber das ganze Jahr betriebsbe-

reit vorgehalten werden muss. 
Alternativ kann man eine nut-
zungsabhängige Infrastruktur 
einsetzen, bei der man die Kapa-
zitäten nach Bedarf dazubuchen 
und bezahlen kann. Dadurch 
werden Finanzmittel freigesetzt, 
die dann beispielsweise für In-
novation und Entwicklung zur 
Verfügung stehen.

Behörden Spiegel: Wie wird 
sich die Computer-Technik in den 
nächsten Jahren weiterentwi-
ckeln?

Meyer: Die Entwicklung zum 
Quanten-Computing wird da-
durch befeuert, dass die bis-
herigen Innovationszyklen bei 
der traditionellen Technologie-
architektur an ihre physikali-
schen Grenzen geraten. Da wir 
aber gleichzeitig einen riesigen 
Bedarf nach immer schnellerer 
Rechenleistung haben, braucht 
es neue Lösungen, um diese 
He rausforderung zu stemmen. 
Diese Leistung braucht man in 
den unterschiedlichsten Berei-
chen; das geht von Berechnun-
gen beim Rentensystem über 
militärische Anwendungen bis 
hin zu ausführlichen Klimasi-
mulationen. Da ist der Einsatz 
von Quanten-Computing ein 
interessanter Ansatz und wir 
sind gespannt darauf, was in 
den nächsten rund zehn Jahren 
möglich sein wird. Allerdings ist 
diese Technologie nur für sehr 
spezifische Aufgaben einsetz-
bar. Darum müssen wir auch 
über Quantencomputer hinaus 
denken: Bei HPE haben wir uns 
schon früh mit Memory-Driven 
Computing auseinandergesetzt. 
Dort liegt der Fokus auf dem 
Speicher, nicht auf dem Prozes-
sor. Diese völlig neue Architektur 
beschleunigt die Rechenleistung 
schon heute tausend- bis zehn-
tausendfach im Vergleich zu 
klassischen Rechnern.

Behörden Spiegel: Wie funk-
tioniert diese Technik?

Meyer:  Mit den heutigen Syste-
men wird nur rund zehn Prozent 
der Arbeitszeit eines Computers 
für das Berechnen von Daten 
und Prozessen genutzt. Die rest-
lichen 90 Prozent werden nur für 

das Hin- und Herschaufeln der 
Daten benötigt, beispielsweise 
um an Inhalte auf einer Festplat-
te zu gelangen. Unser Memory-
Driven-Computing-Ansatz stellt 
die herkömmliche Computer-Ar-

chitektur auf 
den Kopf. Statt 
das System um 
den Prozessor 
herum aufzu-
bauen, setzen 
wir den Spei-
cher in den 
Mit te lpunkt 
und gruppie-
ren die Pro-
zessorkerne 
drumherum, 
sodass diese 
jederzeit auf 
den Speicher 

zugreifen können, der theore-
tisch bis zu 4.096 Yottabyte groß 
sein kann. Wenn eines Tages 
Quantenprozessoren kommerzi-
ell verfügbar sind, können auch 
sie in diese Architektur integriert 

werden. Zudem kann das Ganze 
in offenen Betriebssystemen mit 
nachvollziehbaren Prozessen lau-
fen, was eine Basis für digitale 
Sicherheit ist.

Behörden Spiegel: Beim Um-
gang mit Daten allgemein und bei 
der IT-Sicherheit im Besonderen 
ist die europäische Gesellschaft 
deutlich skeptischer als die Men-
schen in den USA und vor allem 
in China. Ist das für ein Unterneh-
men wie HPE auch eine Hürde?

Meyer:  Das Hauptproblem in 
Europa ist nicht die Skepsis, 
sondern die Fragmentierung des 
digitalen Marktes, auch in den 
28 EU-Ländern. Um im weltwei-
ten Verbund als ernst zu neh-
mender Akteur anerkannt zu 

werden, braucht Europa einen 
gemeinsamen Datenraum. Die 
Unterschiede zwischen den euro-
päischen Staaten sind auch gar 
nicht so groß, als dass man da 
keine Lösung finden könnte. Für 
uns als Unternehmen ist es wich-
tig, dass wir ein festes Regelwerk 
haben, egal in welchem Land wir 
sind. Die Umsetzung der unter-
schiedlichen Digitalgesetze kann 
man dann für die Kunden über 
eine Multi-Cloud recht einfach 
realisieren. Wichtig ist, dass die 
Prozesse trotz aller Sorgfalts- und 
Sicherheitsverpflichtungen wei-
terhin praktikabel bleiben müs-
sen. Da können wir die Behörden 
bei ihren bedarfsspezifischen 
Anforderungen unterstützen. 
Wenn eine Behörde beispielswei-
se eine hochsichere Umgebung 
benötigt, dann muss sie die Ga-
rantie haben, dass die gelieferte 
Systemumgebung auch wirklich 
hochsicher ist. Das lässt sich 
mit einer Multi-Cloud-Lösung 
gut abbilden. Sollte es Bereiche 
geben, um die man wirklich eine 
virtuelle Mauer ziehen muss, 
dann ziehen wir eben eine Mau-
er. Was innerhalb dieser Mauer 
steht und was draußen bleiben 
muss, bestimmt dann ganz allein 
der Kunde.
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Nicht nur Clouds und Quantensysteme
Die Zukunft bietet viele Möglichkeiten für IT-Betreiber

(BS) Aktuell gilt der Quanten-Computer als das Next Big Thing der IT-Welt. Die Entwicklung eines funktionstüchtigen Systems auf Quantenbasis wird 
eine Zäsur für alle Bereiche darstellen. Vor allem im Bereich der IT-Sicherheit werden mit der neuen Technik viele bewährte Prozesse grundlegend 
überdacht und überarbeitet werden, auch im Hinblick auf den aktuellen Trend hin zu mehr Cloud-Systemen. Doch die Technologie ist nicht das 
Ende der IT-Fahnenstange. Im Gespräch mit dem Behörden Spiegel erklärt Heiko Meyer, Vorsitzender der Geschäftsführung, General Manager und 
Vice President bei HP Enterprises Deutschland, warum HP schon über die Zeit von Quanten-Computing hinaus plant und warum selbstbetriebene 
IT-Infrastrukturen in Behörden in Zukunft ausgedient haben. Die Fragen stellte R. Uwe Proll.

“Die Cloud ist kein Ort, 
 sondern eine Erfahrung.”

Stellt in seinem Unternehmen schon die 
Weichen für die Entwicklung über Quan-
ten-Computing hinaus: Heiko  Meyer, 
Vorsitzender der Geschäftsführung, 
General Manager und Vice President 
Enterprise Group, HP Deutschland.

Foto: BS/HPE
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Die Einführung der E-Akte 
Bund soll das Arbeiten mit 

Schriftgut einfacher machen. So 
erleichtert eine elektronische Ak-
tenführung das Auffinden bear-
beitungsrelevanter Informationen 
durch effiziente Stichwortsuche. 
Es kann ortsunabhängig durch 
mehrere Personen gleichzeitig auf 
diese Informationen zugegriffen 
werden. Vorgänge und Prozesse 
können so schneller abgewickelt 
werden. Medienbrüche fallen 
komplett weg. Eine automati-
sche Nachweisführung ist durch 
den vollständig elektronischen 
Weg des anfallenden Schriftguts 
(von Eingang bis Abschluss der 
Bearbeitung) gegeben. Durch die 
Integration in bestehende Ar-
beitsplatzumgebungen (Browser, 
Office-Produkte, E-Mail-Client) 
und in Fachverfahren ist die E-
Akte Bund Schnittstelle für das 
gesamte tägliche Verwaltungs-
handeln. 

Stolpersteine auf dem Weg 
zur E-Akte Bund 

Um die Vorteile der E-Akte 
Bund nutzen zu können, ist es 
wichtig, dass sie für Prozesse 
verwendet wird, die die neuen 
Möglichkeiten optimal ausnutzen 
und diese in sinnvolle Abfolge 
bringen. Ineffiziente Prozesse er-
schweren die Einführung und 
die effiziente Nutzung der E-Akte 
Bund. Schwächen in der Prozess-
landschaft einer Behörde kann 
die elektronische Aktenführung 
nicht ausgleichen. Um das Ziel 
optimierter Geschäftsprozesse zu 
erreichen, muss zunächst der Ist-
Zustand analysiert werden. Diese 
Analyse ist vor der Einführung 
der E-Akte Bund durchzuführen, 
damit nicht Prozesse digitalisiert 
werden, die später verändert oder 
sogar nachträglich abgeschafft 
werden müssen. Eine sorgfäl-
tige Prozessanalyse führt zum 
einen zu verbesserten Abläufen 
und vermeidet Redundanzen. 
Zum anderen führt sie zu einer 
einfacheren Einführung der E-
Akte Bund, weil Nutzerinnen 
und Nutzer schnell die Vorzüge 
des Systems erkennen und diese 
schätzen lernen. 
Neben der strukturellen Ebene 

einer Behörde ist auch ihre per-
sonelle Ebene zu beachten. Vor 
der Einführung der E-Akte Bund 
sollte ebenfalls eine Identifizie-
rung erforderlicher Stakeholder 
durchgeführt werden. Es muss 
dabei geprüft werden, wer in wel-
cher Weise ein Interesse an der 
Einführung der E-Akte Bund in 
der jeweiligen Behörde hat. Der 
Fokus sollte hierbei klar auf den 
betroffenen Personen als auch 
den späteren Nutzerinnen und 
Nutzern liegen, um die Akzep-
tanz des Projekts zu stärken. 
Eine frühzeitige Einbindung ist 
erforderlich, da sonst Hinder-
nisse entstehen können, die die 
spätere Einführung beeinflussen. 
Eine besondere Rolle kommt hier 
dem Führungspersonal zu. Es 

ist wichtig, dieses von Beginn an 
einzubinden und zu Multiplika-
toren zu machen. Die Erfahrung 
des Masterpiloten Bundesamt 
für Justiz (BfJ) hat gezeigt, dass 
die Ansiedlung der zuständigen 
Projektgruppe unmittelbar bei 
der Hausleitung ihr Durchset-
zungskraft im Haus verlieh. 
Wichtige Stakeholder sind die 

späteren Anwenderinnen und 
Anwender der E-Akte Bund. 
Um diese vorab erfolgreich ein-
zubinden, sollte zum einen die 
Personalvertretung der Behörde 
frühzeitig über das Vorhaben 
und den aktuellen Status der 
Einführung informiert werden. 
Die Beteiligungsrechte sind im 
Bundespersonalvertretungs-
gesetz festgelegt. Insbesondere 
im Hinblick auf eine im Vorfeld 
der Einführung stattfindende 
Prozessanalyse kommt der Per-
sonalvertretung eine besondere 
Rolle zu, da die E-Akte Bund 
Geschäftsabläufe verändert, die 
eine Beteiligung der Personalver-
tretung erfordern. Das Thema 
Datenschutz der Beschäftigten 
ist ebenfalls ein Handlungsfeld 
für die Personalvertretung. So-
bald ein System die Möglichkeit 
bietet, dass Daten der Mitarbeiter 
erfasst und ausgewertet werden 
könnten, muss die Personalver-
tretung beteiligt werden. Dies gilt 
auch für die Themenbereiche 
Verhaltens- und Leistungskon-
trolle. 
Zum anderen ist es zwingend 

erforderlich, die Nutzerinnen und 
Nutzer über die Entwicklung des 
Projekts regelmäßig zu informie-
ren und direkt einzubinden, um 
die Transparenz zu erhöhen. Ziel 
soll es sein, diesen in Form von 
Informationsveranstaltungen, 
Workshops oder Diskussions-
runden die Möglichkeit zu geben, 
sich aktiv zu beteiligen sowie 
Wünsche zu äußern. Dies bie-
tet die Chance, gegebenenfalls 
Anpassungen im Projektverlauf 
vorzunehmen. Wünsche können 
berücksichtigt und Vorbehalte 
vor Ort entkräftet werden. Dies 
steigert die Motivation und Be-
reitschaft für Veränderungen und 
erhöht die Akzeptanz bei den 
Nutzerinnen und Nutzern. 
Um das Thema Datenschutz 

ausreichend abzubilden, soll-
te ein behördeneigenes Daten-
schutzkonzept erstellt werden. 
Der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informa-
tionsfreiheit (BfDI) wurde von 

der Maßnahme 
E - A k t e  B u n d 
projektbegleitend 
eingebunden und 
wirkte an der 
Erstellung eines 
Muster-Daten-
schutzkonzeptes 
für die Behörden 
mit. Dieses sollte 
innerhalb der ein-
führenden Behör-
de zusammen mit 
den behördeneige-
nen Datenschutz-
beauftragten auf 
den spezifischen 
Bedarf angepasst 
werden. Ist das be-
hördeneigene Da-
tenschutzkonzept 
nicht rechtzeitig 
mit allen beteilig-
ten Stellen abge-
stimmt, kann es 
im späteren Ver-
lauf der Einfüh-
rung zu Verzöge-
rungen kommen, 
da eine Klärung 
einzelner daten-
schutzrelevanter 
Aspekte viel Zeit 
und Koordinati-
onsbedarf in Anspruch nimmt. 
Neben dem Datenschutzkonzept 
jeder Behörde, gibt es für das 
Produkt E-Akte Bund ein Daten-
schutzkonzept des Dienstleisters 
ITZBund. Dieses kann durch 
die jeweiligen IT-Sicherheitsbe-
auftragten der Behörden in den 
Dienstsitzen des ITZBund nach 
Absprache eingesehen werden. 
Die genannten Stolpersteine 

sollten frühzeitig beseitigt wer-
den. Hierfür ist es hilfreich, dass 
die einzelnen Projektphasen gut 
strukturiert und vorbereitet sind. 
Das Bundesverwaltungsamt 

(BVA) stellt Behörden, die die 
E-Akte Bund einführen, eine 
standardisierte Methodik zur 
Verfügung: das Vorgehensmo-
dell zur Einführung der E-Akte 
Bund. Das Vorgehensmodell ist 
ein organisatorischer Handlungs-
leitfaden, der die Einführung der 
E-Akte Bund in zeitlich und in-
haltlich geplante Phasen einteilt. 
In jeder Phase sind bestimmte 
Aufgaben zu erfüllen, die an-
hand von Steckbriefen näher be-
schrieben sind. Jeder Steckbrief 
stellt ein Arbeitspaket mit einem 
definierten Ziel dar, dem verant-
wortliche Rollen zugeordnet sind. 
Die fünf Phasen Anbahnung, Ini-

tialisierung, Voraussetzungen 
schaffen, Durchführung und 
Abschluss werden von einem 
übergreifenden Wissens- sowie 
Veränderungsmanagement be-
gleitet. 

Erfolgsfaktoren für die 
 Einführung der E-Akte Bund 

Das Vorgehensmodell des BVA 
wird fortlaufend mit den Erfah-
rungen aus dem Gesamtprojekt 
aktualisiert. Generell können 
Behörden bei der Einführung 
der E-Akte Bund voneinander 
lernen. Die Erfahrungen der Pi-
lotbehörden kommen auch den 
späteren Nutzerbehörden zugute. 
E-Akte Bund stellt im Social 

Intranet des Bundes (SIB) und 
auf dem BSCW-Server viele Un-
terstützungsdokumente wie etwa 
Musterkonzepte und Vorlagen 
zur Verfügung. Auch der Aus-
tausch zwischen den Behörden 
kann sehr hilfreich sein, um mög-
liche Probleme zu erkennen und 
zu lösen. Neben individuellen 
Abstimmungsterminen mit den 
Pilotbehörden bietet die Maß-
nahme E-Akte Bund deshalb auf 
regelmäßigen Veranstaltungen 
mit Vertretern der Pilotbehörden 
auch die Möglichkeit, sich zu 
allen Herausforderungen und 
Erfolgsfaktoren gemeinsam aus-
zutauschen. Außerdem veran-
staltet das BMI jedes Jahr einen 
Infotag, auf dem sich alle an der 
E-Akte Bund interessierten Stel-
len aus erster Hand über das 
Produkt und seine Einführung 
informieren und sich mit den Be-
teiligten der Maßnahme austau-

schen können. Kommunikation 
ist maßgeblich für den Erfolg der 
E-Akte Bund, vor allem innerhalb 
der einführenden Behörde. Die 
Stakeholder über die Fortschritte 
des Projekts zu informieren und 
Informationen frei abrufbar im 
Intranet zur Verfügung zu stellen, 
baut Misstrauen und Ängste ab 
und erhöht die Akzeptanz. 
Information der Stakeholder 

bedeutet auch, den Nutzen der 
Anwendung erfahrbar zu ma-
chen. Im Fall der E-Akte Bund 
stellt das ITZBund den einfüh-
renden Behörden je nach Stand 
der Einführung unterschiedliche 
Umgebungen (Produktiv-, Test-, 
Schulungs- sowie Integrations-
umgebung) bereit. Die Abstim-
mung des Fachtechnischen Ein-
führungsleitfadens (FTEL) mit 
dem Hersteller Fabasoft und dem 
ITZBund führt über diverse Kon-
figurationsparameter zu einer 
Anpassung der E-Akte Bund an 
die Gegebenheiten der jeweiligen 
Behörde. Auf den unterschiedli-
chen Umgebungen können die 
Pilotbereiche einer Behörde das 
System aktiv prüfen und sich 
in den Verbesserungsprozess 
einbringen. 
Durch die Demonstration des 

Nutzens der Anwendung und der 
Beteiligung der Anwenderinnen 
und Anwender steigt die Wahr-
scheinlichkeit der Akzeptanz der 
elektronischen Aktenführung in 
der Behörde deutlich. Je mehr die 
Anwenderinnen und Anwender 
über das Produkt und seine Vor-
teile wissen, desto effektiver sind 
auch die Schulungen durchzufüh-
ren. Es kann sich schneller mit 
inhaltlichen und fachlichen Fra-
gestellungen beschäftigt werden, 
anstatt in diesem Stadium noch 
generelle Fragen zu diskutieren 
und um Akzeptanz zu werben. 
Der Bund unterstützt auch 

den Aufbau eines Wissensma-
nagements. Das Fachwissen 
der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ist elektronisch gespei-
chert und kann ortsungebunden 
wieder abgerufen werden. Die 
Zusammenhänge komplexer 
Verwaltungsvorgänge können 
somit schneller erfasst und wei-
terbearbeitet werdet. Neben der 
Nennung der Vorteile sollte auch 
beachtet werden, dass die E-Akte 
Bund vorhandene (papiergebun-
dene) Prozesse nicht einfach er-
setzen soll, sondern die Arbeit 
dort digitalisiert, wo es zu einem 
Nutzen der Anwenderinnen und 
Anwender sowie Kundinnen und 
Kunden führt. 
Für die Behörden ist darüber 

hinaus frühzeitig zu klären, wie 
der Stand der IT-Konsolidierung 
der Behörde die Einführung der 
E-Akte Bund beeinflusst. Gene-
rell können sowohl konsolidier-
te als auch nicht-konsolidierte 
Behörden die E-Akte Bund in 

vollem Umfang nutzen. Es ist 
wichtig, die Verantwortlichkeiten 
zwischen IT-Dienstleister und 
Behörde schriftlich abzustim-
men und darüber hinaus interne 
Ansprechpartner zu definieren. 
Vor allem konsolidierte Behörden 
sollten vorab die Zuständigkei-
ten für ein Themengebiet beim 
Dienstleister klären und wissen, 
wie weit dieser Zuständigkeits-
bereich gefasst ist. Relevante 
Punkte, die es zur Vorbereitung 
der Einführung der E-Akte Bund 
zu beachten gilt, sind unter an-
derem, inwieweit die Behörde an 
das Netzwerk “Netze des Bundes” 
(NdB) angeschlossen ist, die er-
forderlichen Portfreischaltungen 
durch das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik 
(BSI), die Ausgestaltung des Iden-
tity- und Access-Managements 
mit der E-Akte Bund sowie die 
Zuständigkeit für die Paketierung 
von Software (wichtig für die In-
tegration der E-Akte Bund in die 
bestehende Office-Umgebung). 
Klar geregelte Verantwortlichkei-
ten aufseiten der Behörde und 
des IT-Dienstleisters sowie die 
Identifizierung etwaiger Über-
schneidungen des Konsolidie-
rungsvorhabens der Behörde 
mit der Einführung der E-Akte 
Bund beschleunigen Prozesse im 
späteren Verlauf eines Einfüh-
rungsprojektes, weil Doppelarbeit 
und erhöhter Abstimmungsbe-
darf verringert werden. 
Die organisatorischen, fachli-

chen und technischen Anforde-
rungen an einführende Behörden 
werden durch die Prüfinstanz 
des BVA abgefragt. Diese über-
prüft anhand von Checklisten 
den Reifegrad einer Behörde zur 
Einführung der E-Akte Bund 
(Reifegradmodell). Diese Check-
listen können über das Social 
Intranet des Bundes (SIB) ab-
gerufen werden. Die Bewertung 
hilft der Maßnahme E-Akte Bund 
zu ermitteln, ob eine Behörde 
zum eingeplanten Zeitpunkt auch 
wirklich bereit für die Einführung 
der E-Akte Bund ist. Verzöge-
rungen im Rollout der E-Akte 
Bund in der Bundesverwaltung 
können vermieden werden, in-
dem Behörden mit einem hohen 
Reifegrad vorgezogen werden. 
Das Reifegradmodell hilft aber 
auch den Behörden selbst in der 
Verfolgung ihrer Projektziele zur 
Einführung der E-Akte Bund. 
Die geforderten Ergebnisse des 
Reifegradmodells können als 
Abgleich der organisatorischen, 
fachlichen sowie technischen 
Anforderungen dienen, die eine 
Behörde zur Einführung der E-
Akte Bund erfüllen muss. 
E-Akte Bund bietet jeder einfüh-

renden Behörde die Möglichkeit, 
Fragestellungen an die fachlich 
richtige Stelle zu adressieren. 
Die bereitgestellten Unterstüt-
zungsdokumente und -prozesse 
werden anhand der Erfahrungen 
der Pilot- und ersten Nutzerbe-
hörden optimiert und angepasst. 
Die genannten Stolpersteine und 
Erfolgsfaktoren wurden in der 
Arbeit und Abstimmung mit den 
Pilotbehörden und Projektbeteilig-
ten der Maßnahme E-Akte Bund 
identifiziert und sollen allen Be-
hörden weiterhelfen, ihre Einfüh-
rungsprojekte zu gestalten und 
die E-Akte Bund erfolgreich in 
ihrer Behörde zu implementieren.

Stolpersteine und Erfolgsfaktoren
So gelingt die Einführung der E-Akte Bund

(BS/ Klaus Werth/Markus Reisener/Robert Wenninger) Im E-Government-Gesetz (EGovG) ist definiert, dass alle Bundesbehörden ihre Akten elek-
tronisch führen sollen. Die E-Akte Bund ist damit ein wichtiger Bestandteil der Modernisierung von Verwaltungsprozessen. Sie stellt die Grundlage 
für rechtskonformes elektronisches Registrieren und Verwalten von aktenrelevantem Schriftgut dar. Der “Aktionsplan E-Akte” des Regierungs-
programms Digitale Verwaltung 2020 bietet ein gemeinsames Dach über die organisatorischen, fachlichen und technischen Erfordernisse für die 
erfolgreiche Einführung der E-Akte Bund. Die in der zuständigen Arbeitsgruppe Dienstekonsolidierung (AG DG I 5) im Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat (BMI) angesiedelte IT-Maßnahme unterstützt die Behörden durch die Bereitstellung organisatorischer und technischer 
Beratungsexpertise.

Klaus Werth, Referatslei-
tung der Arbeitsgruppe DG 
I 5 Dienstekonsolidierung 
im Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat

Foto: BS/Giessen

Markus Reisener, Projektlei-
tung der Maßnahme “E-Akte 
Bund” im Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Hei-
mat Foto:BS/BMI

Robert Wenninger, Projektlei-
tung der Maßnahme “E-Akte 
Bund” im Bundesministeri-
um des Innern, für Bau und 
Heima Foto: BS/BMI

 MELDUNG

(BS/gg) Zwischen dem Freistaat 
Sachsen und der PDV GmbH 
wurde nun ein Vertrag geschlos-
sen, der die Erweiterung der Lan-
deslizenz zu VIS.SAX um die be-
dienfreundlichen und modernen 
Anwendungen “VIS-SmartClient” 
und “VIS-MobileClient” vorsieht. 
Damit wird der flächendeckende 
Einsatz von VIS.SAX forciert, 
einem System zur digitalen Be-
arbeitung und Verwaltung von 
aktenrelevanten Schriftgutob-
jekten in der sächsischen Staats-
verwaltung. 

Thomas Popp, Amtschef der Säch-
sischen Staatskanzlei und CIO 
des Freistaates Sachsen, betont: 
“Bereits seit 2012 führen wir im 
Freistaat Sachsen nach einem 
standardisierten Vorgehensmo-
dell die elektronische Vorgangs-
bearbeitung und Aktenführung 
mit der Software VIS.SAX er-
folgreich ein. Inzwischen nutzen 
mehr als 11.000 Beschäftigte das 
System produktiv. Damit sind 
wir bei der Digitalisierung von 
Verwaltungsarbeit in Deutsch-
land Spitze. In drei Jahren soll 

nun der flächendeckende Einsatz 
von VIS.SAX in der sächsischen 
Staatsverwaltung abgeschlos-
sen werden. Damit legen wir den 
Grundstein für die Digitalisierung 
der Verwaltung im Inneren und 
fördern die medienbruchfreie Be-
arbeitung. Die Benutzerfreund-
lichkeit sowohl des Smart- als 
auch des MobileClients werden 
dabei helfen, unseren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern die effizi-
ente Erledigung ihrer Aufgaben in 
einem modernen Arbeitsumfeld 
zu ermöglichen.” 

Sachsen erweitert Landeslizenz



Für die Meldung der alltägli-
chen Probleme der Anwender 
verwendet das IT-Servicezen-
trum der Universität Bayreuth 
eine selbstentwickelte Software. 
Dagegen nutzen einige Bereiche 
der zentralen Verwaltung der 
Universität seit Jahren OTRS, 
um eingehende E-Mails der Stu-
dierenden und daraus folgende 
Organisationsaufgaben systema-
tisch abzuarbeiten.
Doch das Upgrade von OTRS 

Version 4 auf 5 wollte nicht 
gelingen, und das, obwohl das 
Ticketing-System nicht durch 
Erweiterungen verbogen war. Dr. 
Thomas Schoberth, der Leiter der 
für die Uni-Verwaltung zuständi-
gen Abteilung im IT-Servicezen-
trum der Uni Bayreuth, war von 
dieser Situation allerdings wenig 
überrascht: “Die Entwicklung 
von OTRS und Schwierigkeiten 
mit dem Support waren damals 
schon ein Thema auch anderer 
Universitäten im ZKI.” Das ZKI 
ist ein Verein mit dem vollen Ti-
tel “Zentren für Kommunikation 
und Informationsverarbeitung 
in Forschung und Lehre”. Hier 
bekam Schoberth auch den Hin-
weis auf KIX.
Nach einer Beurteilung anderer 

Produkte war die Entscheidung 
für KIX bald gefallen. “Es war 
sehr wichtig, dass KIX der alten 
Lösung so stark ähnelt, dass un-
sere Anwender den Übergang pro-
blemlos schaffen”, erklärt Scho-
berth. “Etwas vollständig anderes 
kam nicht ernsthaft in Betracht. 
Aber für die neue Lösung wollten 
wir unbedingt Unterstützung bei 
der Installation und möglichen 
Erweiterungen sowie langfristig 

zuverlässigen Support.” Am 10. 
Januar 2018 begann das KIX-
Projekt an der Uni Bayreuth. Der 
erste Schritt war das Upgrade auf 
OTRS 5.0 als Voraussetzung für 
die Migration auf KIX. Auf einem 
Testsystem wurde KIX aufgesetzt, 
schrittweise die Nutzergruppen 
in diese Umgebung eingebunden 
und die Migration getestet. Nach-
dem auf dem Testsystem alles 
funktionierte, folgte die endgül-
tige Migration. Integriert wurde 
dabei eine bisher eigenständige 
OTRS-Umgebung des Sprachen-
zentrums der Universität. Bei 
Cape waren zehn Arbeitstage ge-
bucht, ohne konkreten Zeitplan. 
“Jede Seite hat im wöchentlichen 
Rhythmus bis zum nächsten Ter-
min Aufgabe für Aufgabe durch-
gearbeitet. Zügiger hätte es kaum 
laufen können.”
Ab dem 28. März 2018 ging die 

Lösung produktiv. “Mir war ein 
geschmeidiger Umstieg wichtig 
gewesen, um nicht groß Schu-
lungen machen zu müssen”, 
berichtet Schoberth. “Und das 
hat wunderbar geklappt. Wider-
stände gab es überhaupt nicht.” 
Im Gegenteil: Es kam gut an, 
dass die Benutzeroberfläche an 
die Corporate Identity der Hoch-
schule angepasst war, kleinere 
Verbesserungen die Bedienung 
erleichterten und eine Sidebar 
ein paar Informationen zu dem 
anfragenden Benutzer aus der 
Informix-Datenbank liefert.
Jetzt nutzen das System neben 

den bisherigen Anwendern, den 
Prüfungsämtern, der Studie-
rendenkanzlei und der Raum-
verwaltung, auch das Spra-
chenzentrum, der Teilbereich 

“International Students” des 
International Offices sowie das 
Stellenportal Karriereservice und 
Unternehmenskontakte (KuK), 
das Studierende und Firmen zum 
Beispiel für Praktika zusammen-
bringen soll. Das sind zwar je-
weils überschaubare Nutzergrup-
pen mit bis zu zehn Personen, 
aber dafür mit einer hohen Zahl 
von Anfragen (Tickets) pro Monat. 
Beispielsweise bearbeiten zwei 
Mitarbeiter der Raumverwaltung 
monatlich rund 500 Anfragen 
zur Vergabe von Hörsälen. In 
der Studierendenkanzlei kommt 
es zu Semesterbeginn auf bis zu 
2.000 Tickets.
Alle Tickets, in der Regel Anfra-

gen, kommen per E-Mail an die 
Abteilungen, nicht per Telefon 
oder Portal. In den größeren der 
Gruppen verteilen die Referats-
leiter oder Hilfskräfte die Tickets 
auf Queues (maximal eine Ebene 
tief), die Mitarbeitern oder The-
men zugeordnet sind. Er sei “sehr 
zufrieden mit Cape und KIX”, 
urteilt Schoberth. “Wenn wir neue 
Ideen oder Anforderungen haben, 
werden wir das auch wieder mit 
Cape machen.” Eine Erweiterung 
ist schon geplant: Es soll ein Ex-
port von abgeschlossen Tickets in 
das Dokumenten-Management-
system D3 von d.velop entwickelt 
werden. Das Prüfungsamt soll 
relevante Tickets der Studieren-
den in deren elektronische Akte 
geben können, ohne dabei die 
Tickets erst umständlich in PDFs 
wandeln zu müssen.

*Stephanie Helfen ist Bereichs-
leiterin Marketing und Öffentlich-
keitsarbeit bei Cape IT.

Behörden verfügen über sensible 
Informationen und Dokumente 
– sogenannte Verschlusssachen. 
Die Verschlusssachenanweisung 
(VSA) enthält Regeln für Geheim-
schutzanforderungen, um bei 
Verschlusssachen ein entspre-
chendes Sicherheitsniveau ein-
zuhalten. Derzeit berücksichtigt 
keine der gängigen Lösungen für 
Verwaltungsakten diese Anfor-
derungen. Dafür sind – wenn 
überhaupt – spezielle Lösungen 
im Einsatz, die bisher von Ver-
waltungsakten vollständig ge-
trennt entwickelt wurden und 
operieren. 
Behörden, die Akten unter Ge-

heimschutzbedingungen führen, 
müssen zwei Dinge erfüllen: Zum 
einen müssen die Schutzziele 
Vertraulichkeit und Integrität 
eingehalten werden. Zum an-
deren müssen die beteiligten 
Akteure, die auf die als Ver-
schlusssache (VS) klassifizierten 
Informationen überhaupt zugrei-
fen dürfen, als sicher eingestuft 
und authentifiziert werden. Erst 
damit entstehen die Grundlagen 
für ein weiteres Sicherheitsziel: 
Digitale Handlungen an einer 
Akte müssen eindeutig einer kon-
kreten Person zurechenbar sein.
Um diese Sicherheitsziele tech-

nisch zu erreichen, sind unter 
anderem kryptografische Ver-
fahren und Konzepte für eine 
nachvollziehbare Verteilung 
kryptografischer Dokumenten-
schlüssel erforderlich. Die fach-
liche und vertrauliche Verteilung 
der Schlüssel (und eben nicht die 
der Akten bzw. Dokumente) folgt 
dem “Need-to-know”-Prinzip: 
Kenntnis nur, wenn nötig. Zu 
den Sicherheitsprinzipien gehört, 

dass juristisch belastbar und per-
sonenbezogen nachweisbar ist, 
wie Informationen klassifiziert, 
verteilt und verarbeitet werden 
und wer Kenntnis davon hat. Die 
üblichen Verwaltungssysteme 
für E-Akten bieten diese Sicher-
heitsprinzipien jedoch nicht an.

Eine BSI-zertifizierte Lösung 
existiert

Speziell für die Anforderungen 
der Verschlusssachenanweisung 
für behördliches Schriftgut bietet 
das Unternehmen secunet Secu-
rity Networks AG als Marktfüh-
rer für sichere Infrastrukturen 
die Lösung SINA Workflow an. 
SINA Workflow ist eine durch 
das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI) 
zertifizierte Hardware- und Soft-
ware-Lösung zur Verarbeitung 
von Verschlusssachen. Bereits 
heute verwenden Behörden, die 
Geheimschutzaufgaben erfüllen 
müssen, die Sicherheitslösung 
von secunet – und zwar in den 
Klassifikationsbereichen von VS-
NfD bis GEHEIM.
SINA Workflow ist ein Client-

Server-Systemverbund aus 
jeweils abgesicherten SINA 
Workstations, die mit einem 
vertraulichen digitalen Koope-
rationsraum vernetzt sind, der 
durch skalierbare SINA-Work-
flow-Server aufgebaut wird. Eine 
speziell auf Verschlusssachen 
ausgerichtete Registratur bildet 
das Herzstück für die revisions-
sichere Bestands- und Nachweis-
führung in Verbindung mit einem 
hochverfügbaren Netzwerkspei-
cher. Materna und secunet brin-
gen “normale Verwaltungsakten”, 
die den E-Government-Gesetzen 

unterliegen, und “sichere Ver-
waltungsakten unter Geheim-
schutzanforderungen”, die der 
VSA folgen, zusammen. Die 
Anbindung demonstrieren die 
Partner erfolgreich anhand des 
Produktes nscale von Ceyoniq. 
Gemeinsam mit Ceyoniq realisiert 
Materna derzeit die Landeslösung 
für die elektronische Aktenfüh-
rung in Nordrhein-Westfalen.

Materna und Secunet 
 kooperieren

Mit der Integration der beiden 
Lösungen nscale und SINA Work-
flow können Materna und secu-
net gemeinsam Fachszenarien 
realisieren, in denen ein Wechsel 
einer normalen Akte hin zu einer 
klassifizierten nahtlos möglich 
ist. Der Effekt ist, dass dieselben 
elektronischen Akten in SINA 
Workflow weitergeführt werden, 
die vor ihrer Klassifizierung noch 
als Verwaltungsakten im Umlauf 
waren. Obwohl diese Akten dann 
in nscale nicht mehr zugreifbar 
sind, gehen ihnen doch keine 
Informationen verloren und es 
muss nichts doppelt oder getrennt 
voneinander erfasst oder weiter-
geführt werden. Bei der Weiterga-
be der Akten werden Standards 
der öffentlichen Verwaltung wie 
XDOMEA angewendet.
Materna und secunet können 

digitale und abgesicherte Szena-
rien der Aktenführung umsetzen, 
die bisher nicht realisierbar wa-
ren, und nun einen erweiterten 
Schutz in Bedrohungssituationen 
bieten. 

*Johannes Rosenboom ist Abtei-
lungsleiter im Geschäftsbereich 
Public Sector bei der Materna SE.

Als ein zentrales Instrument 
zur Modernisierung der Ver-
waltung setzt die Stadt Ems-
detten ein Prozessmanagement 
ein. Erstmals gewann es 2010 
bei der Einführung des DMS 
an Bedeutung. Aktuell setzt die 
Stadt Emsdetten ihre Smart-
City-Strategie unter anderem mit 
Hilfe des Prozessmanagements 
als Analyse- und Steuerungs-
element um.
“Auf dem Weg zur smarten Ci-

ty brauchen wir ein effektives 
Werkzeug, das uns einen Über-
blick und eine entsprechende 
Bewertung über alle Prozesse 
hinsichtlich der neuen strategi-
schen Anforderungen ermöglicht. 
Die PICTURE-Prozessplattform 
samt Prozessregister ist dabei 
sehr hilfreich”, erläutert Marcel 
Grosch, Prozessmanager bei der 
Stadt Emsdetten. “Außerdem 
erheben, analysieren und gestal-
ten wir mit den Facheinheiten 
die Prozesse nach PICTURE-
BPMN. Der Vorteil liegt in einer 
verständlichen, einheitlichen 
Sprache.” 

Einklang von Technik, Orga-
nisation und Kommunikation

“Oft vergessen Akteure inner-
halb der Verwaltung, dass kom-
munale Dienstleistungen nur im 
Einklang mit Technik, Organisa-
tion und Kommunikation erfolg-
reich digitalisiert werden können. 
Das Onlinezugangsgesetz fordert, 
dass Verwaltungsleistungen on-
line angeboten werden. Doch er-
gibt es einen Sinn, einen Antrag 
online zu stellen, wenn dieser im 
Hintergrund wieder ausgedruckt 
und aufwendig weiterbearbeitet 
wird?” fragt Dr. Lars Algermissen, 
Geschäftsführer der PICTURE 
GmbH. Aus Erfahrung weiß Al-
germissen, dass viele Verwaltun-
gen die internen Abläufe nicht 
umfassend auswerten. 
“Unser Ziel ist es, alle Aufga-

ben ganzheitlich zu betrachten. 
Dafür hat die Stadt Emsdetten 
mit meiner Position als Prozess-
manager eine Stelle geschaffen, 
die sich vollumfänglich um die 
strategische und operative Pla-
nung und Implementierung des 
Prozessmanagements kümmern 
kann. Auch externes Fachwis-

sen kann als Starthilfe für Ver-
waltungen sehr wichtig sein. 
Langfristig werden sie aber nur 
erfolgreich sein können, wenn 
sie das Thema fest in den eige-
nen Reihen verankert haben”, 
berichtet Marcel Grosch.
Die größte Herausforderung be-

steht darin, Prozessmanagement 
in die Fachdienste zu tragen und 
es nicht nur als Werkzeug der 
“Zentrale” zu verstehen. Vor al-
lem im Tagesgeschäft ist das 
Thema ohne konkreten Bezug 
sonst schwer greifbar. In Ems-
detten wird dieses Verständnis 
anhand der Umsetzung der 
Smart-City-Strategie und der da-
mit verbundenen Digitalisierung 
von Verwaltungsdienstleistungen 
vermittelt.
Mittel- und langfristig spielt 

die Einbindung weiterer Betei-
ligter eine wichtige Rolle für ein 
organisationsweites Prozess-
management. Im Zuge der Ak-
tualisierung des Emsdettener 
Prozessregisters für die Poten-
zialanalyse zur Digitalisierung 
wurden Prozessverantwortliche 
in allen Teams und Fachdiens-
ten benannt. Daneben installiert 
und qualifiziert Emsdetten auf 
freiwilliger Basis motivierte Mul-
tiplikatoren. Das sind oft Perso-
nen, die in ihren Facheinheiten 
aktiv Prozesse erheben und vom 
zentralen Prozessmanagement 
methodisch begleitet werden.
Die Umsetzung der Smart-City-

Strategie soll in Emsdetten der 
Anfangspunkt für ein einheitli-
ches, zentrales Prozessmanage-
ment sein. Hilfestellungen für 
Fachdienste – zum Beispiel im 
Zuge von Stellenwechseln und 
Wissenserhalt – gehören zum 
Arbeitsalltag. Hierbei ist die klas-
sische Prozessdokumentation ein 
geeignetes Werkzeug, um an das 
Thema heranzuführen. Die Do-
kumentation und Optimierung 
im Vorfeld der eigentlichen Di-
gitalisierungsbestrebungen oder 
das Thema Wissensmanagement 
werden schon jetzt miteinbe-
zogen. So werden Prozesse zu 
reinen Dokumentationszwecken 
erhoben, um Wissen im Zuge 
von Neueinstellungen, Vertre-
tungen und Ausbildungen zu 
konservieren.

“Dass Prozessmanagement 
Doppelarbeiten vermeidet und 
vielfältig einsetzbar ist, sehen 
wir beim Datenschutz. Denn das 
erhobene Prozessregister stellt 
das geforderte Verfahrensver-
zeichnis dar, welches nur noch 
um einige datenschutzrechtliche 
Informationen ergänzt werden 
muss”, beschreibt Marcel Grosch 
weitere Synergien der Prozessbe-
trachtungen.

Kontinuierliche Weiterent-
wicklung

Das aktualisierte Prozessregis-
ter stellte anfangs die Analy-
segrundlage dar, um geeignete 
Prozesse für die Digitalisierung 
zu identifizieren. Nun wird dieses 
Steuerungsinstrument kontinu-
ierlich weiterentwickelt. Aktuell 
werden beispielsweise Soll-Pro-
zesse in den Bereichen Kinderta-
geseinrichtungen (Elternbeiträge 
erheben, Kind in einer Kita an-
melden) und Schülerbeförderung 
(Jahreskarte ausstellen, Fahrt-
kosten erstatten) entwickelt. Bei 
den internen Prozessen der Stadt 
ist zuletzt der neue Soll-Prozess 
“Personalrat beteiligen” freigege-
ben worden, auf dessen Grund-
lage in Zukunft ein hausweiter 
Vermerk-Workflow entwickelt 
werden soll. Weitere Prozesse im 
Themenspeicher warten darauf, 
angegangen zu werden.

*Katja Spenrath ist PR-Referen-
tin bei der PICTURE GmbH.
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Was ist eigentlich eine sichere E-Akte?
Lösung zur Integration von Verschlusssachen

(BS/Johannes Rosenboom*) Die elektronische Akte ist einer der wichtigsten zentralen Dienste, auf denen die 
Digitalisierung der Verwaltung aufbaut. Als Verschlusssache eingestufte Informationen lassen sich jedoch 
nicht ohne Weiteres integrieren. Materna und secunet bieten hierfür eine Lösung.

Auf dem Weg zum smarten Rathaus 
Mit ganzheitlichem Prozessmanagement

(BS/Katja Spenrath*) “E-Government”, “OZG”, “Wissensmanagement” – diese Begrifflichkeiten rund um die 
Themen Modernisierung und smarte Verwaltung sind allgegenwärtig. Auf Grundlage diverser E-Government-
Gesetze müssen beispielsweise die elektronische Akte eingeführt oder Bürgerservices umfassend online zur 
Verfügung gestellt werden. 

Mehr Support für die Uni-Verwaltung
Bayreuth steigt von OTRS auf KIX um

(BS/Stephanie Helfen*) Nach Problemen mit OTRS wollte eine Abteilung der Universität Bayreuth eine für die 
Anwender ähnlich zu nutzende Alternative, und zwar mit Support. Nun nutzt sie KIX – nicht für den klassischen 
User-Helpdesk, sondern zur Erledigung von Verwaltungsaufgaben im Unibetrieb.

Digitalisierung “von unten ge-
dacht” ist ein Ansatz, mit dem 
Wolters Kluwer Deutschland, 
ein führender Anbieter von 
Fachinformationen, Software 
und Services für Recht, Wirt-
schaft und Steuern, aktuell pra-
xisorientierte digitale Lösungen 
für die Mitarbeitenden in den 
Verwaltungen entwickelt. Ent-
scheidend für diesen Ansatz ist 
es, dass digitale Angebote mit 
unmittelbarem praktischem 
Nutzen für die Anwender ge-
schaffen werden, was zu einer 
sehr hohen Akzeptanz führt. 
Folgende Aspekte stehen hier 
im Fokus:
• Praxisorientierte Inhalte: 

Neben den hochwertigen und 
marktbekannten Fachinforma-
tionen für die Rechtsbereiche 
im öffentlichen Sektor entwickelt 
Wolters Kluwer neue Inhalte, die 
sich genau an den Anforderungen 
der Mitarbeitenden orientieren. 
Sie sind praxisorientiert, mit vie-
len Beispielen unterlegt und sehr 
verständlich aufbereitet.

• Orientierung am Arbeitsab-
lauf: Bestehende Wissensma-
nagementlösungen orientieren 
sich in der Regel strukturell am 
Gesetz und dessen Aufbau. Bei 
den neuen Expertenlösungen 
von Wolters Kluwer folgt der in-
haltliche und funktionale Aufbau 
hingegen dem Arbeitsablauf in 
der Sachbearbeitung. Somit sind 
die Anwender in der Lage, für 
ihre momentane Arbeitssituati-
on die richtigen Informationen 
zu finden.
• Bedarfsorientiert gemeinsam 

mit den Anwendern entworfen:

Wolters Kluwer 
arbeitet bei der 
Produktentwick-
lung von der ers-
ten Idee an sehr 
eng mit Anwen-
dern und Kunden 
zusammen, um 
ihren Ansprüchen 
gerecht zu werden. 
So werden Kon-
zepte kontinuier-
lich validiert, den 

Bedürfnissen angepasst und mit 
agilen Methoden entwickelt.
Digitalisierung in der Verwal-

tungsarbeit muss die tägliche 
praktische Arbeit unterstützen. 
Hier geht es nicht um “Technik 
um der Technik Willen”: Die Lö-
sungen müssen sich ganz prag-
matisch in die Arbeitswelt einfü-
gen. Mit neuen Expertenlösungen 
wie eGovPraxis Sozialhilfe ermög-
licht Wolters Kluwer eine bedarfs-
gerechte Digitalisierung, die mit 
den Anforderungen der Kunden 
und technologischen Entwick-
lungen sukzessive wächst.

Praxisorientiert und digital
Workflowbasierte Lösungen für die Verwaltung

(BS/Uwe Kalkuhl) Digitalisierung der Verwaltung, E-Government, Smart Cities: Diese und weitere Begriffe sind 
aktuell omnipräsent in der Diskussion über eine moderne und effizientere Verwaltung in Deutschland. Der 
Arbeitsalltag vieler Sachbearbeiter in Gemeinden und Städten sieht jedoch anders aus und ist oftmals weit 
entfernt von den skizzierten Visionen. 

Uwe Kalkuhl ist Business 
Manager Public Digital bei 
Wolters Kluwer Deutschland.
 

 Foto: BS/Wolters Kluwer

Aktuelle Einblicke in über 60 
Prozessmanagement-Einfüh-
rungsprojekte in NRW und 
deutschlandweit thematisiert 
das Fachforum “Prozessma-
nagement in der digitalen Ver-
waltung der Zukunft” auf der 
e-nrw am 7. November 2019 in 
Düsseldorf/Neuss.

Weitere Informationen und An-
meldung unter  www.e-nrw.info

 Mehr zum Thema



Eine digitale Spaltung solle ver-
hindert werden – mit diesem Ziel 
gründete sich 1999, unterstützt 
durch den damaligen Bundes-
kanzler Gerhard Schröder, der 
gemeinnützige Verein Initiative 
D21 als Partnerschaft von Politik 
und Wirtschaft. Nur rund jeder 
sechste Haushalt im Land besaß 
zu dieser Zeit einen Internet-
zugang. Heute sind 84 Prozent 
der Bevölkerung online, digitale 
Anwendungen sind in allen Be-
reichen des Alltags, in Wirtschaft 
und Verwaltung allgegenwärtig. 

Größter Innovationstreiber

“Die Digitalisierung ist größter 
Innovationstreiber und zugleich 
größte Herausforderung für 
unsere Gesellschaft”, so D21-
Präsident Hannes Schwaderer. 
“Unser Ziel ist daher, trotz der 
rasanten Entwicklungen am Puls 
der Zeit zu bleiben und den di-
gitalen Wandel für alle Teile der 
Gesellschaft positiv zu gestalten. 
Das funktioniert nur, wenn alle 
relevanten Akteure – insbeson-
dere Politik und Wirtschaft – ein 
positives Miteinander finden und 
Verantwortung für die Gestaltung 
der richtigen Rahmenbedingun-
gen übernehmen. Daher arbeiten 
diese Akteure seit zwanzig Jahren 
erfolgreich in unserem Netzwerk 
zusammen.” 
“Die Digitalisierung verändert 

alles – und das in atemberau-
bender Geschwindigkeit. Als 
Politik müssen wir die richtigen 
Antworten geben und frühzeitig 

die Weichen in einem sehr kom-
plexen und dynamischen Prozess 
stellen. Dabei ist uns die Initiative 
D21 als Netzwerk bei Fragen der 
gesellschaftlichen Auswirkungen 
seit zwanzig Jahren ein verlässli-
cher und kompetenter Partner”, 
so Dorothee Bär, Staatsministerin 
für Digitalisierung bei der Bun-
deskanzlerin, in ihrem Gruß-
wort anlässlich des 20-jährigen 
Bestehens.

Digitalisierung chancen- 
orientiert gestalten

Die Initiative D21 fördert und 
fordert die positive Entwicklung 
der Digitalisierung in verschie-
denen Bereichen, zu den gegen-
wärtigen Schwerpunkten zählen: 
• Die Digitalkompetenzen aller 

Menschen in Deutschland sol-
len gefördert werden, um einen 
selbstbestimmten Umgang mit 
digitaler Technik zu gewährleis-
ten.

• Digitale Ethik: Der digitale 
Fortschritt soll im Rahmen ge-

sellschaftlicher Werte erfolgen.
• Unternehmen sollen stärkere 

Verantwortung in der Digitali-
sierung übernehmen (Corporate 
Digital Responsibility).

• Ausbau der digitalen Verwal-
tung: Moderne und flächen-
deckende Infrastrukturen und 
Anwendungen machen den 
 Staat leistungsfähiger, schneller 
und für die Bürger/-innen 
leichter.

Anstehende Projekte

Aktuell stehen bei der Initiative 
D21 folgende größere Projekte 
an: Am 1. Oktober ist mit der 
“Digital Future Challenge” ein 
Projekt zur Corporate Digital 
Responsibility (CDR) gestartet. 
Mitte Oktober veröffentlicht die 
Initiative D21 den diesjährigen 
“eGovernment MONITOR”, ein 
Lagebild zur digitalen Verwaltung 
im Vergleich zwischen Deutsch-
land, Österreich und der  Schweiz. 
Die Ergebnisse der zeitlich be-
grenzen Unter-Arbeitsgruppe “Al-
gorithmen-Monitoring” will die 
Initiative D21 am 20. November 
veröffentlichen. Im Februar kom-
menden Jahres soll schließlich 
die größte Studie zur digitalen 
Gesellschaft, der “D21-Digital-In-
dex”, der Öffentlichkeit vorgestellt 
werden.
Sämtliche Aktivitäten der In-

itiative D21 werden von einer 
Geschäftsstelle mit hauptamtli-
chen Mitarbeitenden koordiniert. 
Geschäftsführerin des Vereins ist 
Lena-Sophie Müller.
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Zum Kongress im “Gutenberg 
Digital Hub” am Mainzer Zoll-
hafen waren zahlreiche interess-
ierte Bürger und Multiplikatoren 
gekommen, um sich über die 
Digitalisierung zu informieren 
und Chancen und Risiken zu 
diskutieren. Schwerpunkte der 
Diskussion der Ministerpräsiden-
tin mit Anne Spiegel und Daniela 
Schmitt lagen insbesondere in 
den Bereichen Wirtschaft und 
Arbeit, Künstliche Intelligenz, 
Algorithmen sowie Daten- und 
Verbraucherschutz. 
“Ich bin überzeugt: Die Digi-

talisierung wird helfen, dass 
Rheinland-Pfalz so lebenswert 
bleibt, wie es ist”, unterstrich 
die Ministerpräsidentin. “Wir 
können mit Telemedizin die Ge-
sundheitsversorgung im ländli-
chen Raum sowie Mobilität, 
Arbeit und Bildung nachhaltig 
verbessern. Wir wollen, dass aus 
technischer Innovation sozialer 
und gesellschaftlicher Fortschritt 
entsteht”, so Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer weiter. Künstliche 
Intelligenz werde die Lebens- und 
Arbeitswelt verändern. “Rhein-
land-Pfalz bietet hier durch seine 
Forschungslandschaft sehr gute 
Standortvorteile für Entwickler 
und Anwender. Unser Ziel ist, 
Chancen der Digitalisierung zu 
nutzen, neue Technologien zu 
fördern und Risiken frühzeitig 
zu erkennen.”

“Digitalisierung und Verbrauch-
erschutz gehören für mich 
zusammen. Vieles in der digitalen 
Welt wirkt zunächst einfach, 
birgt aber für viele Menschen 
auch echte Herausforderungen”, 
erklärte Verbraucherschutzmi-
nisterin Anne Spiegel. “Auch im 
Digitalen gibt es daher Bedarf 
für eine gute Information und 
Beratung der Verbraucherin-
nen und Verbraucher. Nur so 
ist ein verantwortungsbewusster 
Umgang mit Daten und Angebo-
ten möglich”, betonte Spiegel. 
“Der Verbraucherschutz und 
seine Beratungseinrichtungen 
selbst sind längst digital und 
das ist gut so.”

Impulsgeber in Sachen 
 Digitalisierung

“Rheinland-Pfalz ist Impuls-
geber in Sachen Digitalis-
ierung. Neben Kaiserslautern 
als 5G-Modellregion erforschen 
und entwickeln innovative Un-
ternehmen den 3D-Druck für die 
Industrie, unsere Landwirte er-
proben digitale Lösungen wie den 
Einsatz von Drohnen im Weinbau 
oder autonom fahrende Wein-
berggeräte. Mit der GeoBox hat 
Rheinland-Pfalz ein bundesweit 
beachtetes Datenmanagement-
system für die Landwirtschaft 
auf den Weg gebracht”, erklärte 
Wirtschaftsstaatssekretärin 
Daniela Schmitt mit Blick auf 
Rheinland-Pfalz als Innovations-
standort. Sie wies darauf hin, 
dass die Landesregierung die 
Unternehmen bei der digitalen 
Transformation unterstütze und 
ihre Wirtschaftsförderprogramme 
entsprechend angepasst habe. 
“Speziell für unsere mittelstän-
dischen Handwerksbetriebe ha-
ben wir Digitalisierungsberater 
auf den Weg gebracht, um die 
Unternehmen dabei zu beraten, 
welche digitalen Lösungen ihren 
Betrieb effizienter machen kön-
nen oder wie sie ihre Kunden-
ansprache über digitale Kanäle 
ausbauen können”, so Schmitt.
Eine zukunftsfähige digitale In-

frastruktur sei dabei die Grund-

voraussetzung, um Land und 
Leute zu vernetzen. “Der Breit-
bandausbau in Rheinland-Pfalz 
schreitet voran”, unterstrich 
die Ministerpräsidentin. Rhein-
land-Pfalz habe einen gewalti-
gen Sprung nach vorne gemacht. 
Die Versorgungsquote von 50 
Mbit/s sei von 27 Prozent im 
Jahr 2011 auf über 85 Prozent 
der Haushalte gestiegen. Sie freue 
sich zudem, dass Kaiserslautern 
eine der 5G-Modellregionen in 
Deutschland werde. Damit fließe 
ein hoher Millionen-Betrag für 
den Ausbau des hochleistungs-
fähigen mobilen Internets in die 
Region.
Auf dem Kongress ging es in 

verschiedenen Workshops und 
Vorträgen um Themen wie 
E-Payment, Cyber Security, 
“Digitalbotschafter” oder die 
Gefahren durch Hacker. Es gab 
Präsentationen u. a. zu Energie 
und Umwelt, mobilem Arbeit-
en, “Digitalen Dörfern”, “Dorf-
büros” und digitaler Justiz. Das 
Escape-Game-Abenteuer “Code 
Breakers” bot einen spielerischen 
Einstieg in die Themen Algorith-
men und Passwortsicherheit. 

Ehrenamt 4.0 ausgezeichnet

Dass die Digitalisierung auch 
das Ehrenamt verändere, werde 
beim Ideenwettbewerb “Ehren-
amt 4.0” deutlich, erklärte Minis-
terpräsidentin Malu Dreyer. 
Im Rahmen des Digitalforums 
wurden zudem ehrenamtliche 
Projekte ausgezeichnet, die 
digital oder mit digitaler Unter-
stützung umgesetzt werden. Der 
Wettbewerb wurde zum dritten 
Mal ausgeschrieben und erfreut 
sich mit 48 Bewerbungen einer 
wachsenden Resonanz.
Selbstverständlich lebe das Eh-

renamt vom direkten Kontakt 
und Austausch. Und dennoch 
könnten sich Ehrenamt und 
Digitalisierung perfekt ergänzen, 
erklärte Innenstaatssekretär und 
Landes-CIO Randolf Stich bei 
der Prämierung der zehn besten 
Projekte, die von einer Jury aus-
gewählt worden waren.

Wirtschaftsstaatssekretärin Daniela Schmitt, Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
und Verbraucherschutzministerin Anne Spiegel auf dem zweiten Digitalforum 
RLP in Mainz.  Foto: BS/Staatskanzlei RLP, Dinges

20 Jahre Initiative D21
Netzwerk für die Digitale Gesellschaft

(BS/gg) Als Schnittstelle zwischen Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft hat die Initiative D21 
im September ihr 20-jähriges Bestehen gefeiert. 

Land und Leute vernetzen
Digitalforum Rheinland-Pfalz in Mainz

(BS) Die Gestaltung der Digitalisierung und die Vernetzung von Land und Leuten standen im Zentrum einer 
Diskussion mit Ministerpräsidentin Malu Dreyer, Verbraucherschutzministerin Anne Spiegel und Wirtschafts-
staatssekretärin Daniela Schmitt beim zweiten Digitalforum des Landes Rheinland-Pfalz. Mit der Strategie 
für das digitale Leben hat die Landesregierung unter Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern Ziele und 
Maßnahmen gebündelt, die ab 2020 bei “Digital unterwegs” im ganzen Land präsentiert werden sollen.

 MELDUNG

(BS/wim) Das Bundeskabinett 
hat kürzlich eine Strategie zur 
Förderung der Blockchain-Tech-
nologie verabschiedet. Mit rund 
40 Maßnahmen sollen unter an-
derem digitale Schuldverschrei-
bungen vorangetrieben werden.
In diesem Zusammenhang soll es 
laut Strategiepapier noch dieses 
Jahr einen Gesetzentwurf ge-
ben, der Schuldverschreibungen 
technologieneutral – also auch 
über Blockchain – zulässt. Im 
nächsten Schritt würden Mög-
lichkeiten digitaler Aktien und 
Investmentfondsanteile geprüft. 
“Die Bundesregierung will das 
deutsche Recht für elektroni-
sche Wertpapiere öffnen”, heißt 

es in dem Papier. Damit solle die 
derzeit zwingende Vorgabe der 
Papierform aufgeweicht werden. 
Durch die Ausgabe von Digital-
münzen wäre künftig der Weg für 
virtuelle Börsengänge eröffnet.
Die IT-Branche sieht dem Vor-
haben positiv entgegen. “Die 
Bundesregierung setzt mit ei-
ner eigenen Blockchain-Strategie 
ein Zeichen”, heißt es vom Digi-
talverband Bitkom. Auch stelle 
dies die Weichen einer weltweiten 
Vorreiterrolle auf dem Gebiet der 
Blockchain. Kritiker hingegen 
sind der Meinung, dass die Da-
tenbankentechnik das gegebe-
nenfalls genauso gut oder gar 
besser abbilden könnte.

Neue Schlüsseltechnologie?



Die Digitalisierung stellt Be-
hörden vor Herausforderun-

gen. Sie müssen ihre Prozesse 
modernisieren und komfortable, 
digitale Angebote für die Bürger 
schaffen – und das bei ohnehin 
meist angespannten IT-Bud-
gets. Gerade gebrauchte Soft-
ware-Lizenzen bieten eine gute 
Möglichkeit, clever zu sparen. 
Denn Standardsoftware wie das 
Microsoft Office-Paket ist auf dem 
Sekundärmarkt zwischen 20 und 
50 Prozent günstiger. Wenn man 
sich für eine Vorgängerversion 
entscheidet, sind sogar noch 
größere Einsparungen möglich. 
Das kann aus vielerlei Gründen 
eine attraktive Option sein. Oft 
reicht der Funktionsumfang eines 
Office 2016 zum Beispiel völlig 
aus. Und manchmal benötigen 
Behörden sogar gezielt eine ältere 
Version, damit sie mit bestehen-
den Fachanwendungen kompati-
bel ist. Auf dem Gebrauchtmarkt 
können sie genau die Software 
erwerben, die ihrem Bedarf 
entspricht – so, wie es auch das 
Vergaberecht vorschreibt. Im 
Gegensatz dazu ist direkt beim 
Hersteller nur die jeweils aktuelle 
Version erhältlich. Diese lässt 
sich zwar auf die gewünschte 
Version downgraden – das be-
deutet in diesem Fall je doch: Man 
bezahlt für Funktionen, die man 
gar nicht nutzt. Cle vere IT-Ver-
antwortliche prüfen zudem, ob 
sie Lizenzen im Haus haben, die 
sie nicht mehr benötigen. Häufig 
bleiben nach einer Cloud-Migra-
tion zum Beispiel On-Premis-
es-Versionen ungenutzt liegen. 
Sie lassen sich meist noch lohn-
enswert verkaufen. Das spült 
wieder Geld in die Kasse, das 
dann für Digitalisierungsprojekte 
zur Verfügung steht. 

Der An- und Verkauf von Ge-
brauchtsoftware ist bereits seit 
vielen Jahren vollkommen legal. 
Das regelt der sogenannte Er-

schöpfungsgrundsatz des Urhe-
berrechtsgesetzes. Ihm zufolge 
hat sich das alleinige Verbrei-
tungsrecht des Herstellers er-
schöpft, wenn er eine Lizenz be-
reits einmal verkauft hat. Damit 
der neue Eigentümer die Software 
weiterverkaufen darf, müssen 
allerdings folgende Voraussetzu-
ngen erfüllt sein: 
Die Lizenz wurde ursprünglich 

mit Zustimmung des Herstellers 
im Gebiet der EU oder eines 
anderen Vertragsstaats des eu-
ropäischen Wirtschaftsraums in 
den Handel gebracht. Der Erst-
Käufer hat dafür ein Entgelt 
gezahlt, das es dem Rechtein-
haber ermöglicht, eine ange-
messene Vergütung zu erzielen 
(ausreichend ist die Möglichkeit 

des Lizenzgebers 
hierzu). Außerdem 
muss der Erst-
Käufer berechtigt 
gewesen sein, 
die Software so-
wie etwaige Ver-
besserungen und 
Aktual is ierun-
gen unbefristet 
zu nutzen. Nach 
dem Verkauf darf 

er sie nicht weiterhin einsetzen 
und muss eventuelle Kopien un-
brauchbar machen. 

Die Lizenzbestimmungen der 
Hersteller sind komplex. Hinzu 
kommen verschachtelte Lizenz-
ketten, die teils langjährige His-
torien aufweisen und dadurch 
eine Prüfung der eigentlich ein-
deutigen rechtlichen Vorgaben 
erschweren. 

Auf Know-how eines erfahre-
nen Händlers zurückgreifen

Welche Lizenz vor Jahren die 
Grundlage für die heutigen 
Verträge war, ist aufgrund von 
Mengenkonvertierungen oder 

aufgelösten Bundles teils nur 
durch jahrelange Erfahrung und 
den richtigen Tools einwandfrei 
zu identifizieren. 
Für IT-Verantwortliche sind 

dies Beispiele, warum sich das 
Projekt Gebrauchtsoftware un-
übersichtlich und aufwendig 
gestaltet. Zumal sie mit die ser 
speziellen Komplexität auch 
nicht regelmäßig zu tun haben. 
So kann sich auch keine Er-
fahrung und Routine entwickeln.
Deshalb em pfiehlt es sich, mit 
einem etablierten, fachkundigen 

Händler mit Erfahrung im Be-
hördenumfeld zusammenzuar-
beiten. Er wickelt sowohl den 
An- als auch den Verkauf von 
Gebrauchtsoftware rechtsicher 
ab. Dazu nutzt er beispielsweise 
ein modernes und performan-
tes Warenwirtschaftssystem, 
mit dem er die vollständige 
Rechtekette rund um den Soft-
ware-Transfer sauber dokumen-
tiert. 
Ein besonders kundenorien-

tierter Anbieter übernimmt 
darüber hinaus die volle Verant-
wortung für die Lizenzen, die er 
handelt, indem er beispielsweise 
Haftungsfreistellung, eine Ver-
mögensschadenhaftpflicht und 
vorgangsbezogene Testate von 
Wirtschaftsprüfern bietet. So 
können Behörden mit gebrauch-
ter Software Geld sparen und 
Digitalisierungsprojekte vorant-
reiben, ohne dass sie sich über 
rechtliche Fallstricke Gedanken 
machen müssen. 
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Hohes Einsparpotenzial
Mit Gebrauchtsoftware clever in die Zukunft steuern

(BS/Andreas E. Thyen) Viele Behörden setzen bereits auf Gebrauchtsoftware. Zurecht, denn damit können sie ihren Bedarf passgenau decken und 
sparen im Vergleich zum Neukauf bis zu 50 Prozent und mehr. Ein noch größerer Kostenvorteil ist drin, wenn sie sich für eine Vorgängerversion 
entscheiden. Auf der anderen Seite können Behörden auch nicht mehr benötigte Lizenzen verkaufen und ihr IT-Budget zusätzlich entlasten. So 
setzen sie Ressourcen für wichtige Digitalisierungsprojekte frei. Um An- und Verkäufe unkompliziert und rechtssicher abzuwickeln, empfiehlt es 
sich, mit einem etablierten, fachkundigen Händler zusammenzuarbeiten.

Andreas E. Thyen ist Präsi-
dent des Verwaltungsrats der 
LizenzDirekt AG.

Foto: BS/LizenzDirekt

Die Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes mit den dazu-
gehörigen Service- bzw. Orga-
nisationskonten ist nach wie 
vor ein zentrales Thema. Die 
Einbindung unterschiedlicher 
elektronischer Identitätstoken 
in die Service- bzw. Organisa-
tionskonten, von der Online-
Ausweisfunktion bis hin zu 
Identitätsplattformen, wie z. B. 
Verimi oder Yes, ist essenziel-
ler Bestandteil, wenn man das 
Gebot von Nutzerfreundlichkeit 
beachten, gleichzeitig aber auch 
den hohen Anforderungen an Si-
cherheit gerecht werden will. Im 
Kontext der eIDAS-Verordnung 
und der Anforderungen, die sich 
aus den Vorgaben der europäi-
schen Kommission hinsichtlich 
des Single Digital Gateways erge-
ben, sind Interoperabilität, Kon-
nektivität und Standardisierung 
wesentliche Bestandteile, die 
zwar einerseits mit Herausfor-
derungen einhergehen, ande-
rerseits aber unerlässlich sind. 
 Daneben ergeben sich aber 

auch Chancen, den europäi-
schen Binnenmarkt gleichzeitig 
mit der nationalen Bestrebung 
hin zu mehr Digitalisierung zu 
stärken. Mit den vorhandenen 
Lösungsbausteinen rund um 
Governikus Autent, die zum Leis-
tungsumfang der Anwendung 
Governikus des IT-Planungsrates 
gehören und somit Bund, allen 
Ländern und ihren Kommunen 
zur Verfügung stehen, können 
die genannten Anforderungen 
umgesetzt und realisiert wer-
den. Basierend auf Standards 
und unter Interoperabitilitätsge-
sichtspunkten entwickelt, sind 
die einzelnen Lösungsbausteine 
modular aufgebaut und kön-
nen, je nach Einbindungsgrad, 
in unterschiedlicher Intensität in 
die vorhandene bzw. im Aufbau 

befindlichen Infrastrukturen ein-
gebunden werden. Die im Zuge 
der künftigen Registerabfragen 
notwendigen Freigabemecha-
nismen im Sinne der informa-
tionellen Selbstbestimmung im 
Hinblick auf personenbezogene 
Daten und der damit einherge-
henden sicheren Datenübertra-
gung und Protokollierung sind 
die Grundpfeiler der Anwendung 
Governikus und können auch 
hier mit entsprechenden Lö-
sungsansätzen und -bausteinen 
unterstützen.

AusweisApp2 des Bundes

 Die Einbindung der Online-
Ausweisfunktion für ein hohes 
Vertrauensniveau und gleichzei-
tig als probates Mittel bei Ver-
waltungsvorgängen mit Schrift-
formerfordernis wurde durch das 
Gesetz zur Förderung elektroni-
scher Identitäten bereits 2017 
durch den Gesetzgeber gestärkt. 
Auf Nutzerseite gab es hier 

allerdings noch einige Zurück-
haltung, nicht zuletzt aufgrund 
der Notwendigkeit von zusätzli-
chen Kartenlesegeräten. Bereits 
vor zwei Jahren konnten die 
ersten NFC-fähigen Android-
Smartphones für eine große 
Nutzergruppe Abhilfe schaffen 
und die Zahl der verfügbaren 
Mobilgeräte steigt rasant. Mit der 
Öffnung der NFC-Schnittstelle 
durch Apple im September die-
ses Jahres können nun auch 
iPhone-Nutzer entsprechend auf 
ein Kartenlesegerät verzichten 
und ihr Endgerät ebenfalls pro-
blemlos und einfach entweder 
direkt verwenden oder als Kar-
tenlesegerät mit ihrem heimi-
schen Desktop-PC verbinden. 
Die Aufmerksamkeit, die das 
Ende September veröffentlichte 
iOS-Release der AusweisApp2 
des Bundes in der Presse und 

in Sozialen Netzwerken erfahren 
hat, sowie die Tatsache, dass 
innerhalb weniger Tage mehrere 
zigtausende Downloads der App 
aus dem Store erfolgten, legen 
den Schluss nahe, dass die On-
line-Ausweisfunktion durch die 
Nutzergruppe der iPhone-Besit-
zer E-Government einen großen 
Schritt weiterbringen kann. Das 
Governikus-Team informiert so-
wohl am eigenen Stand als auch 
an einem separaten Stand rund 
um die Online-Ausweisfunktion 
über die AusweisApp2 sowie wei-
tere Entwicklungsschwerpunkte.

Identitätsplattformen und 
Fernsignaturen/-siegel

Dennoch: Zurück zur Nutzer-
freundlichkeit und der Mög-
lichkeit, weitere Identitätstoken 
einzubinden. Die Nutzer wollen 
eine Auswahlmöglichkeit haben. 
Das kennen wir alle aus dem Be-
reich des E-Commerce und den 
entsprechenden Bezahlfunktio-
nen. Im Regelfall werden mehrere 
Möglichkeiten zur Verfügung 
gestellt – ob PayPal, Sofortüber-
weisung, Lastschriftverfahren, 
Kreditkarte etc. Auch wenn viele 
der Nutzer meist über mehrere 
dieser Bezahlverfahren verfügen, 
haben sie bei jedem Vorgang er-
neut die Auswahl, welches dieser 
Mittel sie in einem konkreten 
Fall verwenden möchten.
 Governikus Autent bietet die 

Möglichkeit, weitere Identitäts-
plattformen einzubinden, wie 
z. B. Verimi oder Yes. Auch wenn 
unter Umständen kein ganz ho-
hes Vertrauensniveau erreicht 
werden kann, für die meisten 
OZG-Geschäftsvorfälle bringen 
sie ein ausreichendes, mittleres 
Vertrauensniveau mit. 
 Für ein hohes Vertrauensni-

veau und damit auch die An-
forderungen an Vorfälle mit 

Schriftformerfordernis eröffnet 
die eIDAS-Verordnung – neben 
der Online-Ausweisfunktion – 
mit den sog. Fernsignaturen 
weitere Chancen, mehr Nutzer 
in die Lage zu versetzen, on-
line medienbruchfrei und ab-
schließend Verwaltungsvorgänge 
durchzuführen. Da Fernsigna-
turen natürlich eine starke Au-
thentifizierung benötigen, könn-
te künftig das Online-Banking 
eine große Rolle spielen. Ähnlich 
wie im Public Sector sind die 
Anforderungen an Legitimation 
und Authentisierung im Online-
Banking sehr hoch. Die Möglich-
keit, sich mit seinen bekannten 
Verfahren aus dem Online-Ban-
king an Verwaltungsportalen zu 
authentisieren und ggf. damit 
auch Fernsignaturen auszulösen 
– und umgekehrt – liegt quasi 
auf der Hand. Gerne informiert 
Sie das Governikus-Team über 
aktuelle Aktivitäten mit unseren 
Kooperationspartnern.

beBPo, E-Rechnung, DVDV2, 
Langzeitaufbewahrung …

 Weitere Themenschwerpunkte 
am Governikus-Stand: Lösungen 
zum elektronischen Rechtsver-
kehr (beBPo) und E-Rechnung 
mit der IT-Planungsratsanwen-
dung Governikus MultiMessen-
ger (GMM), der bevorstehende 
Umstieg auf DVDV2 sowie die 
TR-ESOR-konforme Lösung zur 
beweiswerterhaltenden Lang-
zeitaufbewahrung, die auch im 
Kontext des ersetzenden Scan-
nens (TR-RESISCAN) im Zuge 
der E-Akten-Einführung eine 
große Rolle spielt.

*Petra Waldmüller-Schantz ist 
Director Communications bei 
der Bremer Governikus GmbH 
& Co. KG.

Vielfältige digitale Lösungen
Governikus auf der Smart Country Convention

(BS/Petra Waldmüller-Schantz*) Auf der Smart Country Convention vom 22. bis 24. Oktober 2019 dreht sich im CityCube Berlin alles um digitale 
Lösungen für Verwaltungen und öffentliche Dienstleistungen: in Gemeinden, Städten, Regionen und im Bund. Governikus informiert am Stand 502 
im CityCube über die Lösungsbausteine und Lösungen, die mit den Anwendungen des IT-Planungsrates für die Umsetzung der Digitalisierung im 
Public Sector zur Verfügung stehen.

Seit knapp anderthalb Jahren 
ist die Datenschutzgrundverord-
nung der Europäischen Union 
(EU-DSGVO) mittlerweile in 
Kraft. Zwar ist die vor der end-
gültigen Einführung der DSGVO 
befürchtete Abmahnungswelle 
größtenteils ausgeblieben, aber 
dennoch müssen sich Behörden 
wie Unternehmen gleichermaßen 
weiterhin mit der rechtsgültigen 
Umsetzung der neuen Vorschrif-
ten auseinandersetzen. Denn 
die möglichen Konsequenzen in 
Form von hohen Geldstrafen sind 
von der EU bewusst drastisch 
formuliert.
Und diese Strafen werden in 

der Praxis auch durchaus hart 
angewandt, wie die Rekordstra-
fen gegen Google in Höhe von 
rund 50 Millionen Euro sowie 
gegen British Airways in Höhe 
von umgerechnet mehr als 200 
Millionen Euro zeigen. Diese Aus-
rufezeichen sollen wohl auch dem 
restlichen Markt signalisieren, 
dass die DSGVO ernst zu neh-
men ist und man von Seiten der 
Gesetzeshüter in Brüssel und den 
Mitgliedsstaaten peinlich genau 
darauf achtet, dass der Daten-
schutz der Bürger gewahrt bleibt.

Ziel: ein transparentes 
 System für alle Seiten

Um den Datenschutzbeauftrag-
ten eine Denkstütze und gleich-
zeitig die Möglichkeit zu geben, 
etwaige Folgen von Verstößen 
gegen die DSGVO besser abschät-
zen zu können, erarbeitet die  
Konferenz  der  unabhängigen  
Datenschutzaufsichtsbehörden  
des Bundes  und  der  Länder  
(DSK)  aktuell  ein  Konzept  zur 
Zumessung  von  Geldbußen  bei  
Verstößen  gegen  die  DSGVO.
Dabei verfolgt die DSK eigenen 

Angaben nach das Ziel, eine sys-

tematische, transparente und 
nachvollziehbare Bußgeldzumes-
sung zu gewährleisten. Aktuell 
handelt es sich bei dem Konzept 
noch um einen Entwurf, der in 
der weitergehenden Entwicklung 
befindlich ist.

Auch EU-weites Bußgeld-
konzept in Planung

Um den Leitfaden zu seiner 
Verabschiedung hin möglichst 
gut auf den repräsentativen 
Alltag rund um die DSGVO-Be-
strafungen anzupassen, wird er  
zunächst bei konkreten Bußgeld-
verfahren begleitend herange-
zogen, um ihn auf seine Praxis-
tauglichkeit und Zielgenauigkeit  
zu testen. 
Um supranational auf einem 

rechtlichen Stand bezüglich der 
DSGVO zu sein, wird der Entwurf 
außerdem mit Konzepten zur 
Bußgeldzumessung von anderen 
EU-Mitgliedstaaten harmonisiert, 
was einer Forderung aus der 
Datenschutzgrundverordnung 
selbst entspringt. Und auch 
auf europäischer Ebene laufen 
gegenwärtig Verhandlungen zu 
einem gesamteuropäischen Kon-
zept, in dessen Erarbeitung die 
DSK ihre Zumessungsüberle-
gungen wiederum mit einbringt.

Weitere Beratungen

Im Rahmen der dritten Zwi-
schenkonferenz hat die Konferenz 
der unabhängigen Datenschutz-
aufsichtsbehörden des Bundes 
und der Länder im September be-
schlossen, dass das Bußgeldkon-
zept auf der Konferenz am 6./7. 
November 2019 in Trier weiter be-
raten werden soll. Anschließend 
soll dort nach vorheriger Prüfung 
über eine Veröffentlichung des 
Bußgeldkonzepts entschieden 
werden.

Wissen, was kommen kann
Neues Konzept für mögliche DSGVO-Bußgelder

(BS/wim) Um den Datenschutzverantwortlichen ein System zur Zumes-
sung von Bußgeldbescheiden bei Verstößen gegen die Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) an die Hand zu geben, arbeitet die Konferenz 
der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der 
Länder (DSK) derzeit an einem entsprechenden Leitfadenkonzept.

(BS) Standardsoftware, etwa Betriebssysteme 
oder Office-Programme, verursachen erheb-
liche Kosten. Mit gebrauchter Software kann 
die öffentliche Hand jedoch oft mehr als 50 
Prozent der Kosten sparen. Einige Behörden 
nutzen daher diese Beschaffungsmöglichkeit 
bereits. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
erklärte den Handel mit Gebrauchtsoftware 
schon im Juli 2012 für rechtmäßig. Der 
Bundesgerichtshof (BGH) schloss sich diesem 
Urteil im Januar 2014 vollumfänglich an.
Die Hersteller sind meist bekannt, die kom-

plexen Lizensierungsbedingungen allerdings 
nicht. Dass viele Behörden über- bzw. unter-
lizenziert sind, ist daher wenig überraschend. 
Auch vor dem Hintergrund künftiger Entwick-

lungen empfiehlt es sich, vor der Beschaffung 
neuer Lizenzen ein Angebot über gebrauchte 
Lizenzen einzuholen. Trotz vieler Vorteile 
haben insgesamt aber nur wenige Behörden 
tiefgehende Erfahrungen bzw. Kenntnisse im 
Handel mit gebrauchten Softwarelizenzen:
Nur selten, und meist nur für wenige 

Benutzer, sind neueste oder sehr aktuel-
le Softwarelizenzen notwendig. Allein die 
Einsparungen bei den Lizenzkosten betragen 
in der Regel ca. 50 Prozent. Hinzu kommen 
deutliche Einsparungen im direkten Schu-
lungsaufwand.
Auch kalkulatorische Kosten können gespart 

werden, zum Beispiel Zinskosten, Installa-
tionsaufwand, Kosten durch unzureichende 

Kompatibilitäten 
zwischen einzelnen 
Softwareversionen 
oder auch Effizienz-
verluste bei den 
Mitarbeitern durch 
die ungewohnte 
Bedienerführung.
Dieses Praxishandbuch des Behörden 

Spiegel soll daher Behördenmitarbeitern/-
innen die Möglichkeit bieten, den alternativen 
Beschaffungsmarkt in den wichtigsten Facet-
ten genau kennenzulernen. 

Das Praxishandbuch kann unter www.
behoerden-spiegel.de/sonderpublikationen 
bezogen werden.

Beschaffung gebrauchter Software-Lizenzen



Der digitale Wandel mit neuen 
technologischen Architekturen 
beschäftigt nahezu alle Verwal-
tungen. Dazu kommt, dass sich 
die SAP-Landschaft in den kom-
menden Jahren gravierend ver-
ändern wird. Die Ankündigung 
der Walldorfer, die Unterstützung 
für ihr Standard-ERP-System 
einzustellen, forciert den Umstieg 

auf SAP HANA und S/4HANA. 
Konkret geht es um die Mi-
gration aller Datenbanken auf 
SAP HANA, die Migration der 
existierenden SAP-Applikationen 
inklusive Custom Code auf SAP 
S/4HANA, aber auch um Innova-
tionsprojekte wie die Integration 
der vorhandenen Datensilos mit 
SAP Data Hub. Mit der Orches-
trierungslösung können verschie-
denste Datenarten und -volumen 
in der verteilten Landschaft er-
kannt, verfeinert, angereichert 
und verwaltet werden. 
Dabei sind unterschiedlichste 

Deployment-Szenarien denkbar: 
von der Private Cloud (On-Pre-
mise) über die Public Cloud bis 
zur Managed-Services-Nutzung, 
wobei aus wirtschaftlicher Sicht 
die Kombination unterschiedli-
cher Modelle zum Einsatz kom-
men wird. Die damit verbundene 
Komplexität muss durch die Nut-
zung von IT- und Schnittstellen-
Standards kontrolliert werden. 
Für die Bereitstellung von End-
to-End-Services in hybriden 
Umgebungen führt an Open-
Source-basierten Plattformen 
und offenen API-, Integrations- 
und Management-Lösungen kein 
Weg vorbei.

Neben Stabilität spielt  
Flexibilität eine Rolle

Im Hinblick auf die gesamte 
Verwaltungs-IT bedeuten diese 
Veränderungen, dass sich eine 
“IT der zwei Geschwindigkeiten” 
etablieren wird. Im Mittelpunkt 
wird weiterhin die klassische 
IT-Infrastruktur mit den Fach-
verfahren der Verwaltung ste-
hen. Hier kommt es in erster 
Linie auf Bestandssicherung 
und Stabilität und erst in zwei-
ter Linie auf die schnelle Um-
setzung neuer Funktionen und 
Services an. In Ergänzung zu 
dieser traditionellen IT wird es 
aber eine Infrastruktur geben, 
die eine schnelle und flexible 
Entwicklung und Bereitstellung 

von Anwendungen unterstützt. 
Grundlegende Anforderungen wie 
IT-Sicherheit und die Einhaltung 
der Compliance gelten dabei für 
beide gleichermaßen.
Die Basis für den erfolgrei-

chen Umstieg auf diese neu-
en Umgebungen sind vielfach 
Open-Source-Technologien. Die 
“Power of Open Source” kommt 

in zahlreichen 
Cloud-Szenari-
en zum Tragen, 
denn das Service-
Angebot aus der 
Cloud wächst je-
den Tag. Verwal-
tungen können 
somit diejenigen 
Funktionalitäten 
und Services ein-
binden, die ihre 
Anforderungen am 

besten abdecken. Proprietäre und 
teilproprietäre Lösungen haben 
demgegenüber einen schwer-
wiegenden Nachteil: Sie lassen 
Kunden diese Wahlfreiheit nicht.

SAP bekennt sich  
zu Open Source

SAP geht inzwischen verstärkt 
den Open-Source-Weg: Zum ei-
nen engagieren sich die Wall-
dorfer schon seit geraumer Zeit 
bei der Entwicklung von leis-
tungsstarken, für den Unterneh-
menseinsatz geeigneten und auf 
offenen Standards basierenden 
Open-Source-Projekten. Zum an-
deren setzt SAP bei den neuesten 
Produktgenerationen vermehrt 
auf Open-Source-Technologien, 
etwa auf Linux bei der In-Memo-
ry-Datenbank SAP HANA oder 
auf Kubernetes als “Container 
Platform as a Service”. Red Hat 
Enterprise Linux und Red Hat 
OpenShift stehen hier als zertifi-
zierte Plattformen zur Verfügung.
Ein weiterer Trend beflügelt 

die Open-Source-Nutzung: Die 
meisten SAP-Kunden werden 
in den nächsten Jahren eine 
hybride Cloud betreiben. Rich-
tig aufgesetzt und mit offenen 
API- und Management-Lösungen 
versehen, eröffnet sie völlig neue 
Chancen. Einen Teil der heutigen 
Applikationen werden Verwaltun-
gen zukünftig von SAP als SaaS 
oder aus der SAP Cloud Platform, 
Private Edition, beziehen und 
die verbleibenden Applikationen 
werden nach S/4HANA migriert. 
Egal auf welcher Ebene der Ver-

waltungsgliederung: Open Sour-
ce hat sich als leistungsstarke, 
hochflexible Architektur und als 
Motor für Innovation etabliert. 
Komplettiert durch einen um-
fassenden Hersteller-Service und 
-Support erreichen stabile und si-
chere End-to-End-Applikationen 
Anwender in ihrem kontrollier-
ten Private-Cloud-Umfeld. Damit 
steht die digitale Souveränität im 
Mittelpunkt des Handelns.
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Man möchte wissen, wie oft sich 
Berliner Behörden noch auf das 
IVG als Rechtsgrundlage zur 
Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten im Rahmen “allge-
meiner” (und rechtlich nicht 
weiter bestimmter) Tätigkeiten 
ihrer täglichen Verwaltungsarbeit 
berufen. Zwar sieht das Berliner 
Datenschutzgesetz, das 2018 zur 
Ergänzung und Umsetzung der 
DSGVO geschaffen worden ist, 
ebenfalls eine sehr allgemeine 
Grundlage vor, wenn auch bloß 
bis Mitte 2020 befristet: “Die 
Verarbeitung personenbezogener 
Daten ist zulässig, wenn sie zur 
Erfüllung der in der Zuständig-
keit des Verantwortlichen liegen-
den Aufgabe oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt … erforder-
lich ist”, heißt es in Paragraf 3. 
Hierzu wird jedoch jeweils eine 
eigene Norm verlangt. Diese Norm 
muss zwar nicht jede Datenver-
arbeitung nennen und erlauben 
oder verlangen. Aber sie muss 
die Aufgabe stellen, für deren 
Erfüllung Daten über Menschen 
zu verarbeiten sind. Taugt also 
das IVG als Auffangerlaubnis für 
die Behörden, solange es entspre-
chende Normen (noch) nicht gibt? 
Für den Umgang mit Daten über 
Menschen, der nicht gesondert 
geregelt ist? Solange er sich als 
“allgemeine Verwaltungstätigkeit” 
deklarieren lässt?
Aus meiner Sicht ist das nicht 

mehr der Fall. Der “Freibrief” hat 
ausgedient. Er lotst sich selbst 
aus dem Spiel. Das liegt an der 
Einschränkung, die oben aus 
dem Nachsatz zitiert worden ist: 
“… solange schutzwürdige Belan-
ge des Betroffenen … nicht ent-

gegenstehen”. Denn die DSGVO 
stellt solche Belange entgegen.
Der Reihe nach: Die DSGVO 

listet in ihrem Artikel 6 mögliche 
Gründe für die Rechtmäßigkeit 
der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten auf. Zwei davon 
kommen vor allem im öffentlichen 
Bereich infrage: Datenverarbei-
tung zur Erfüllung eines recht-
lichen Gebotes und Datenver-
arbeitung zur Erfüllung einer 
öffentlichen Aufgabe.  Obwohl die 

DSGVO unmittel-
bar gilt, verlangt 
sie selbst (wie 
sonst die Richtli-
nien aus der EU) 
an dieser Stelle 
nach einer Spezi-
fizierung im Recht 
der Mitgliedsstaa-
ten. Dabei steht 
der Zweck der 
Datenverarbei-

tung im Vordergrund. Und das 
ist hier aus meiner Sicht: Die 
öffentliche Aufgabe, um die es 
gehen muss, wenn Datenverar-
beitung erlaubt sein soll. Und 
“allgemeine Verwaltungstätigkeit” 
ist nun mal kein Selbstzweck. 
Wenn man nachliest, wie das 
IVG “allgemeine Verwaltungstä-
tigkeit” definiert, dann wird der 
instrumentelle Charakter dieser 
Tätigkeiten schlagartig klar: “die 
Vorgangsverwaltung, die Doku-

mentation der Vorgänge und der 
Verfahrensbeteiligten, die Büro-
kommunikation sowie sonstige 
zur ordnungsgemäßen Erledi-
gung der behördlichen Aufgaben 
erforderliche organisatorische 
Tätigkeiten, insbesondere den 
dafür notwendigen Schriftwech-
sel innerhalb der Verwaltung und 
nach außen sowie die Erstellung, 
Verwaltung oder Archivierung der 
im Rahmen des Geschäftsgangs 
notwendigen Aufzeichnungen”. 
Was da genannt wird, muss 

alles sein. Daten über Menschen 
darf man nach der DSGVO aber 
nur noch verarbeiten, wenn die 
“behördliche Aufgabe” eigens (in 
einem Gesetz, einer Verordnung, 
ggf. einer Satzung) geregelt ist. 
Und wenn sie so geregelt ist, 
reicht die jeweilige Regelung auch 
als Grundlage für die Datenver-
arbeitung aus, die zur Erfüllung 
der Aufgabe erforderlich ist. Da 
braucht es keine Auffangrege-
lung mehr.
Haben wir es mit einer klassi-

schen “Kollision” von Normen 
zu tun? DSGVO gegen IVG Ber-
lin? Nein, denn das IVG lotst 
sich mit seinem Vorbehalt selbst 
aus dem Spiel, nach dem es nur 
gilt, wenn keine schutzwürdigen 
Belange entgegenstünden. Die 
DSGVO definiert diese Belange. 
Die berühmte “Verwerfungskom-
petenz” brauchen wir hier nicht 
noch einmal zu studieren, um 
dann in Ruhe warten zu können, 
bis der EuGH dem IVG die rote 
Karte zeigt.

Dieser Beitrag gibt die persönli-
che Auffassung des Autors wie-
der.

Mit dem umstrittenen “Freibrief” für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in der Berliner Verwaltung ist es vorbei, seit die DSGVO schutzwürdige 
Belange definiert. Foto: BS/Butch, adobe.stock.com

Motor für Innovation
Open Source in der SAP-Welt 

(BS/Christof Orth) Die Modernisierung der SAP-Welt schreitet unauf-
haltsam voran. Lösungen, Plattformen und Technologien rund um Open 
Source spielen dabei eine entscheidende Rolle und stellen die digitale 
Souveränität in den Mittelpunkt. 

Kein “Freibrief” für Behörden im Datenschutz
Das Berliner Informationsverarbeitungsgesetz von 1992 lotst sich selbst aus dem Spiel

(BS/Dr. Thomas-Peter Gallon) Wenn der Eindruck nicht täuscht, ist es nach dem Hype zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) letztes Jahr um 
deren Umsetzung bei manchen Behörden recht ruhig geworden. Dabei gilt der neue Standard für die Behörden genauso wie im zivilen Bereich. 
Oder hatte das Abgeordnetenhaus in Berlin schon vor Jahrzehnten vorgesorgt? Öffentliche Stellen, so heißt es im Informationsverarbeitungsgesetz 
(IVG) des Landes, “dürfen personenbezogene Daten bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben … verarbeiten, soweit dies für die allgemeine Verwal-
tungstätigkeit erforderlich ist und schutzwürdige Belange des Betroffenen … nicht entgegenstehen”. Das IVG stammt aus dem Jahr 1992. Es gilt 
immer noch. Ein “Freibrief!”, so wurde es damals schon im Abgeordnetenhaus kritisiert.

IT-Sicherheitsvorfälle hausgemacht
Cyber-Angriffe sind im Zahlungsverkehr selten Ursache von Störungen

(BS/Benjamin Stiebel) Rund 500 IT-Sicherheitsvorfälle sind der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) in den letzten zwei Jahren 
gemeldet worden. Die wenigsten gehen auf Cyber-Angriffe zurück. Meist sind hausinterne Probleme beim IT-Betrieb der Banken die Ursache. Aufse-
hen erregen die Fälle in der Regel nicht, jüngst bekamen jedoch häufiger auch Kunden die Pannen zu spüren. So im Sommer bei der Commerzbank 
und der DKB, als viele vom Online-Banking ausgesperrt waren und Zahlungsaufträge nicht durchgeführt wurden. 

Überwiegend werden der BaFin 
einfache Betriebspannen wie 
kleine Serverausfälle gemeldet. 
Folgen wie leichte Verzögerungen 
bei Transaktionen seien oft kaum 
spürbar, ist aus dem zuständigen 
Referat zu hören. Schadsoftware 
oder gezielte Cyber-Angriffe seien 
bei unter 0,5 Prozent der Fälle 
die Ursache. Bei den 301 im Jahr 
2018 gemeldeten Fällen hatten 
also rechnerisch nur ein oder zwei 
einen kriminellen Hintergrund. 
Ein größeres Problem sieht die 
BaFin darin, dass Banken teils 
mit veralteten IT-Systemen ar-
beiteten. Wartungsarbeiten wür-
den erschwert, im Zusammen-
spiel mit neu einzuführenden 
Prozessen ergäben sich schnell 
Reibungspunkte, heißt es aus 
der Aufsichtsbehörde. So bei der 
Umstellung auf die europäische 
Zahlungsrichtlinie PSD 2, die 
unter anderem bei der Postbank 
Probleme gemacht hatte. Tech-
nische und menschliche Fehler 
würden heute zudem schneller zu 
sicherheitsrelevanten Vorfällen 
führen, weil das Finanzsystem 
stärker vernetzt sei. Viele An-
bieter, Nutzer und verschiedene 
Anwendungen im Zahlungsver-
kehr führten zu komplexeren 
und damit störanfälligeren IT-
Strukturen.
Die BaFin ist auch Meldestelle 

für andere Finanzdienstleister, 
etwa die Ausgeber von Zahlungs-
mitteln wie Giro- und Kredit-
karten oder Zahlungsdienstleis-
ter wie PayPal oder Wirecard. 
Diese haben schwerwiegende 

Zahlungssicherheitsvorfälle zu 
melden. Einschlägig sind die 
klassischen Schutzziele der IT: 
Integrität, Verfügbarkeit, Ver-
traulichkeit. Als schwerwiegend 
gelten Vorfälle, die ein Viertel des 
üblichen Transaktionsvolumens 
oder ein Viertel der Nutzer betref-
fen. Auch bei geringeren Werten 
muss gemeldet werden, wenn 
weitere Faktoren hinzukommen. 
Etwa, wenn der Ausfall länger als 
zwei Stunden andauert und wenn 
möglicherweise andere Dienst-
leister oder Finanzinfrastruktu-
ren betroffen sein könnten. 
Für die Meldung stellt die Ba-

Fin eine Melde- und Veröffent-
lichungsplattform (MVP) zur 
Verfügung. Dabei steht es den 
Unternehmen offen, vorgefer-
tigte Webformulare zu nutzen 
oder nach demselben Muster in 

ihren eigenen Systemen Daten-
sätze anzulegen und über eine 
Schnittstelle elektronisch zu 
übermitteln. Der Meldeprozess 
ist mehrstufig. Die Erstmeldung 
ist fällig spätestens vier Stun-
den, nachdem ein Vorfall als 
schwerwiegend erkannt wurde. 
Sie enthält neben Angaben des 
Unternehmens nur eine allge-
meine Beschreibung des Vor-
falls. Ausführliche Informationen 
müssen mit der Zwischenmel-
dung nachgeliefert werden. Diese 
soll nach einer ausreichenden 
Analyse der Sicherheitsstörung 
erfolgen, spätestens aber nach 
drei Tagen. Die BaFin erwartet 
hier konkrete Details zum Ablauf 
und zu betroffenen Systemen 
und Prozessen sowie Zahlen zu 
den Auswirkungen auf Trans-
aktionen und Nutzer. Außerdem 

sollen ergriffene Maßnahmen und 
der Krisenmanagementprozess 
dargelegt werden. Spätestens 
nach zwei Wochen soll die Ab-
schlussmeldung aufzeigen, wie 
das Problem gelöst wurde, welche 
Erkenntnisse gewonnen wurden 
und mit welchen Folgeproblemen 
gegebenenfalls zu rechnen ist.
Die Meldungen gehen direkt an 

das für die IT-Aufsicht zuständige 
Referat. Dort nehmen die Mitar-
beiter zunächst im Vier-Augen-
Prinzip eine Einschätzung vor 
und ordnen den Vorfall je nach 
Schwere einer von vier Stufen 
von “nicht wesentlich” bis zu 
“schwerwiegend” zu. Ist soforti-
ges Handeln vonnöten, werden 
die relevante Fachaufsicht und 
weitere Referate in der BaFin 
eingeschaltet. Der Fachaufsicht 
obliegt es auch, Maßnahmen oder 
Sanktionen zu ergreifen. Das 
Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik, die Bun-
desbank und auf EU-Ebene die 
Europäische Bankenaufsichts-
behörde und die Europäische 
Zentralbank werden ebenfalls 
unterrichtet, damit diese rele-
vante Vorfälle in ihre Lagebilder 
einfließen lassen und gegebe-
nenfalls Warnungen an andere 
Marktteilnehmer aussprechen 
und Handlungsempfehlungen 
geben können. Auf der höchsten 
Eskalationsstufe würden diese 
Stellen aktiv ins Krisenmanage-
ment eingebunden. Ein entspre-
chender Prozess sei vorhanden, 
bisher aber noch nicht abgerufen 
worden, heißt es aus der BaFin.

Dr. Thomas-Peter Gallon ist 
Mitarbeiter der Senatsver-
waltung für Justiz, Verbrau-
cherschutz und Antidiskrimi-
nierung Berlin. Dort setzt er 
ein Projekt zum Datenschutz 
als Maßnahme der Organisa-
tionsentwicklung um.

Foto: BS/Privat

IT-Sicherheitsvorfälle bei Banken und anderen Finanzdienstleistern haben zuletzt 
auch Kunden gespürt. Die Probleme sind meist hausgemacht.
 Foto: BS/Mymemo, adobe.stock.com

Christof Orth ist Senior Mana-
ger Sales Government, Health 
Care, Education and Research 
bei Red Hat.
 Foto: BS/Red Hat

 MELDUNG

(BS/ah/stb) Im Oktober informie-
ren wieder EU-weit Organisatio-
nen über den sicheren Umgang 
mit IT im Rahmen des European 
Cyber Security Month (ECSM). 
Koordiniert wird die Kampagne 
von der European Union Agency 
for Cybersecurity (ENISA). Als 
federführende Koordinierungs-
stelle in Deutschland informiert 
das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) 
Verwaltungen und Unternehmen. 
Ein besonderer Fokus wird auf 
die Themen “Cyber-Hygiene” und 
“aufkommende Technologien” 
gelegt. “Cyber-Bedrohungen ent-
wickeln sich in einem schnellen 
Tempo und menschliches Ver-
halten kann eine fundamentale 

Rolle bei der Cyber-Sicherheit 
spielen.Ein Hauptziel des euro-
päischen Cyber-Security-Monats 
ist, dass Bürger ein Bewusst-
sein für Internetrisiken entwi-
ckeln und Werkzeuge haben, 
um widerstandsfähige und si-
chere Nutzer zu werden”, sagt 
der noch im Oktober scheidende 
Executive Director der ENISA, 
Udo Helmbrecht. So lädt das Mi-
nisterium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz Baden-
Württembergs Bürger zu einer 
Live-Hacking-Veranstaltung ein. 
Darüber hinaus finden in sechs 
niedersächsischen Städten Sen-
sibilisierungsveranstaltungen zu 
dem Thema “Online? Aber si-
cher!” statt. 

Behörden informieren über Cyber-Sicherheit



Bisher enden die Kompeten-
zen des Bundes und sein 

strategischer Fokus an den 
Schnittstellen des Bund-Länder-
Verbindungsnetzes (VN). Das bei 
der Netzkonsolidierung feder-
führende Bundesministerium 
(BMI) möchte Ländern zukünftig 
die Option anbieten, die zentrale 
Netzdienstleisterin des Bundes 
BDBOS (Bundesanstalt für den 
Digitalfunk der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben) mit dem Betrieb ihrer 
Landesverwaltungsnetze zu be-
auftragen. 
Abgesehen von wirtschaftli-

chen Vorteilen, die die Opt-in-
Entscheidung mit sich brächte, 
könnte auch die Sicherheit ein 
Motiv sein. Ein Informationssi-
cherheitsstandard auf hohem 
Niveau und hohe Verfügbarkeit 
sind Priorität im staatlichen Netz-
betrieb. So gibt die BDBOS an, 
deutlich höhere Ausfallsicher-
heit zu bieten, als kommerzielle 
Anbieter es könnten. Auch mit 
Blick auf zukünftig bundesweit 
anzubietende Verwaltungsdiens-
te würde sich ein Vorteil ergeben, 
wenn Bürgerdaten oder andere 
sensible Informationen direkt 
zwischen den föderalen Ebenen, 
zwischen Registern und Verwal-
tungsplattformen fließen, statt 
den Umweg über das öffentliche 
Internet gehen zu müssen. Die 
BDBOS würde den zentralen “In-
ternet-Breakout” für ihre Kunden 
bereitstellen. 

Security-as-a-Service im 
Netzbetrieb

Mit dem Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik 
(BSI) hätte der IVÖV einen Ge-
samtsicherheitsbeauftragten mit 
langjähriger Erfahrung beim 
Schutz der ressortübergreifen-
den Bundesnetze und des VN. 
Auf diese Expertise werden Län-
der aber möglicherweise nicht 
verzichten müssen, selbst wenn 
sie die BDBOS nicht als Netzbe-
treiber heranziehen wollen. Die 
Netzstrategie des Bundes sieht 
auch die Möglichkeit vor, nur 
das BSI als Informationssicher-
heitsdienstleister zu beauftragen. 
In diesem Security-as-a-Service-
Modell würde das Bundesamt 
als eine Art Security Operations 
Center (SOC) fungieren und seine 
Analyse-Tools für den Netzver-
kehr über die VN-Schnittstellen 
hinaus im Verwaltungsnetz in-
teressierter Länder einsetzen. 
Enge Zusammenarbeit mit dem 

BSI streben die meisten Länder 
ohnehin an. Viele haben in den 
letzten zwei Jahren entspre-
chende Absichtserklärungen 
unterzeichnet und holen sich 
bereits Beratung oder kooperie-
ren bei der Weiterbildung mit 
der Cyber-Sicherheitsbehörde. 
Verwaltungsvereinbarungen sol-
len in vielen Fällen folgen und 
dann auch die Inanspruchnahme 
von konkreten Dienstleistungen 
ermöglichen. Noch fehlen die ge-
setzlichen Voraussetzungen. Sie 
sollen mit dem IT-Sicherheitsge-
setz 2.0 des Bundes geschaffen 
werden.
Weniger klar ist die Situation 

derzeit noch bei der Idee, ganze 
Landesnetze durch die BDBOS 
betreiben zu lassen. Hier wird 
Neuland betreten. Vertrags- bzw. 
verwaltungsrechtliche Konstruk-
te müssten noch geschaffen wer-
den. Diskutiert wurde innerhalb 
der Bundesverwaltung schon, 
ob vergaberechtliche Hürden 
bestehen könnten, wenn eine 
Bundesbehörde gewissermaßen 
als Wettbewerber neben kom-
merziellen Providern auftritt. 
Eine erste juristische Prüfung 
habe diese Befürchtungen jedoch 
zerstreut, wie aus dem BMI zu 
hören ist. Dort geht man davon 
aus, mit dem Gesetz über die 
Verbindung der informations-
technischen Netze des Bundes 
und der Länder (IT-NetzG) bereits 
eine gute Ausgangslage zu haben. 
Das IT-NetzG ist Grundlage für 
das VN und regelt damit bereits 
ein Bund-Länder-Leistungsver-

hältnis im Netzbetrieb, das nur 
erweitert werden müsse.
Aber besteht überhaupt Bedarf 

für eine Weiterentwicklung? Aus 
dem BMI heißt es, einige Länder 
hätten schon Interesse signali-
siert. Auf der anderen Seite haben 
die meisten Länder aber schon 
einen weitgehend konsolidierten 
und eigenständigen Netzbetrieb. 
Der Umbau, der beim Bund noch 
einige Jahre andauern wird, ist 
dort teils schon abgeschlossen, 
oder gar nicht notwendig. Die 
Verwaltungsnetzlandschaft ist 
in den Ländern deutlich weniger 
zerfasert, als es beim Betrieb von 
Rechenzentren und Fachverfah-
ren noch häufig der Fall ist. 

Länder unterschiedlich 
 aufgestellt

So ist in Rheinland-Pfalz das 
Konzept “Ein Netz, ein Betreiber” 
mit dem rlp-Netz beim Dienst-
leister Landesbetrieb Daten und 
Information (LDI) schon seit den 
späten 90er-Jahren realisiert. 
Die gesamte Landesverwaltung 
bediene sich eines physikalischen 
Netzes, das durch kommerzielle 
Provider gestellt würde, heißt 
es aus dem Innenministerium. 
Betriebsaufgaben ab Layer 2 
im OSI-Modell lägen beim LDI. 
Unterschiedliche Anforderun-
gen an Sicherheit und Verfüg-
barkeit bediene man auf Basis 
unterschiedlicher Service-Levels 
mittels virtueller Sondernetze 
und redundanter Anschlüsse. 
Noch seien viele der rund 7.000 
Anschlüsse mit Kupferkabeln 
realisiert. Der Komplettausbau 
mit Glasfaser stehe aber schon 
auf der Agenda.
Auch das Saarland baut derzeit 

sein eigenbetriebenes Kernnetz 
auf Basis von Glasfaser aus. Auch 
hier sind externe Dienstleister auf 
Leitungsebene zuständig. Für 
den Betrieb auf Verkehrsebene 
für Land, Kommunen und Poli-
zei zeichnet das saarländische 
IT-Dienstleistungszentrum (IT-
DLZ) verantwortlich. Berlin hat 
mit dem ITDZ einen zentralen 
Netzdienstleister, Hamburg und 
Bremen teilen sich mit Dataport 
einen Betreiber in öffentlicher 
Hand. In Sachsen-Anhalt läuft 
ein schon vor Jahren in die Wege 
geleitetes Projekt zur Erneuerung 
des Landesverwaltungsnetzes. 
Das bisherige ITN-LSA ist schon 
seit den 90er-Jahren zentrales 
Netz für rund 900 Standorte von 
Land, Polizei und Kommunen. 
Das physikalische Backbone 
des neuen ITN-XT steht bereits, 
bis 2023 soll die Anbindung der 
Liegenschaften abgeschlossen 
sein. Beim Betriebsmodell geht 
Sachsen-Anhalt aber den genau 
gegenteiligen Weg im Vergleich 
zum Bund und vielen Ländern. 
Während bisher T-Systems und 
einige lokale Anbieter nur für 
die Leitungsebene zuständig 
waren, wird die Telekomtoch-
ter beim ITN-XT Dienstleister 
für den gesamten Netzbetrieb 
inklusive LAN. Die dahinterlie-
gende politische Entscheidung 
liegt schon viele Jahre zurück. 
Ein Eigenbetrieb wäre aus aktu-
eller Perspektive aber auch nicht 
möglich, wie aus dem federfüh-
renden Finanzministerium zu 
hören ist. Personell sei man in 
dem Bereich in den letzten Jah-
ren ziemlich ausgeblutet. Dass 
man langfristig, wenn Verträge 
mit kommerziellen Anbietern 
ausliefen, auch den Bund als 
Partner für den Netzbetrieb prü-
fen werde, sei zumindest nicht 
auszuschließen, heißt es weiter. 

Das setze natürlich voraus, dass 
er die nötigen Kapazitäten und 

das gewünschte Serviceniveau 
bis dahin bereitstellen könne. 

Wann das der Fall sein könnte, 
ist derzeit kaum vorherzusehen. 
Denn noch haben der Bund und 
seine Netzdienstleisterin BDBOS 
alle Hände voll mit der Konso-
lidierung der eigenen Netze zu 
tun. Das habe höchste Priorität, 
wie die Verantwortlichen versi-
chern. Die Übernahme der Be-
triebsaufgaben ab OSI-Layer 2 
von der T-Systems soll bis Ende 
2020 abgeschlossen sein. Die 
BDBOS hat außerdem bereits die 
Kundenbetreuung übernommen. 
Bisher lag diese beim Bundesver-
waltungsamt. Noch sind auf der 
Konsolidierungsplattform NdB 
1.0 aber nur die ressortübergrei-
fenden Netze IVBV (Informations-
verbund der Bundesverwaltung) 
und IVBB (Informationsverbund 

Berlin-Bonn) sowie das VN mi-
griert. Backbone ist das Kern-
transportnetz (KTN), das auch 
Grundlage für den Digitalfunk 
der Sicherheitsbehörden ist. 
In einem Projekt NdB 2.0 sollen 

nun Weitverkehrsnetze aus den 
Ressorts Finanzen, Verkehr und 
Verteidigung folgen. Beim bisher 
vom ITZBund betriebenen Netz 
der Bundesfinanzverwaltung 
(BFV) ist die Entscheidung schon 
gefallen, wie aus dem Finanz-
ministerium zu hören ist. Als 
sicherer Kandidat kann auch 
das Netz der Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung gelten. 
Ein Übergang des Verwaltungs-
netzes des Verkehrsministeriums 
sowie des Netzes der Deutschen 
Bahn und der Netze der Bun-
desautobahn wird geprüft. Auch 
mit dem Verteidigungsministe-
rium laufen Gespräche. Deren 
IT- und Netzdienstleister, die BWI 
GmbH, soll auch weiterhin das 
Backbone-Netz für die Bundes-
wehr, CoreBWI, betreiben, um 
die besonderen Sicherheitsan-
forderungen in dem Bereich zu 
erfüllen. Diskutiert wird noch, 
inwieweit sich dieser zweite Back-
bone langfristig als Rückfallebene 
für die Bundesverwaltung im 
Krisenfall nutzen lassen könnte.

Behörden Spiegel / Oktober 2019 IT-Sicherheit

Ein Inter-Net für die Verwaltung
Die Bundesregierung will einen föderalen Netzverbund 

(BS/Benjamin Stiebel) Weitgehend konsolidiert und in eigener Hand betrieben: So stellt sich der Bund die Zukunft seiner immer noch zahlreichen 
Verwaltungsnetze vor. Er will damit größtmögliche Kontrolle über die Entwicklung und Sicherheit der Infrastrukturen gewinnen, die Basis für die 
eigene Digitalisierung und langfristig für sämtliches Verwaltungshandeln und die staatliche Daseinsvorsorge sind. Das im Rahmen des laufenden 
Konsolidierungsprojekts Netze des Bundes (NdB) gerne genutzte Schlagwort “Ein Netz, ein Betreiber” ist aber nicht wörtlich zu nehmen. Strate-
gisches Zielbild ist vielmehr eine zentrale Plattform, auf der viele Akteure gemeinsam arbeiten – Nutzer, IT-Dienstleister und Netzbetreiber. Eine 
Art “Inter-Net” der Verwaltung. Diesen “Informationsverbund der öffentlichen Verwaltung” (IVÖV) versteht der Bund als leistungsfähigen und 
sicheren Träger der föderalen Digitalisierung und zielt auch auf eine stärkere Integration der Länder.
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Mit dem IVÖV will der Bund eine einheitliche Plattform für den Betrieb der 
Weitverkehrsnetze der öffentlichen Verwaltung schaffen.

Foto: BS/alphaspirit, stock.adobe.com



Schatten-IT bezeichnet den 
Einsatz nicht autorisierter 

Software. Häufig tritt sie beim 
Datenaustausch auf: Sollen gro-
ße Dateien an Kollegen, Projekt-
partner oder Bürger geschickt 
werden, kommt das E-Mail-
System schnell an seine Gren-
zen. Kaum eine E-Mail-Lösung 
ermöglicht den Versand von Da-
teien, die größer als einige Mega-
byte sind. Mangels Alternativen 
und oft unter Zeitdruck weichen 
Anwender auf Lösungen aus, die 
sie aus ihrem privaten Umfeld 
kennen: Public-Cloud-Lösungen 
wie Google Drive, Dropbox oder 
iCloud sind schnell gestartet 
und ermöglichen eine einfache 
Kommunikation mit dem Kom-
munikationspartner. Für den 
Anwender ist das Problem kurz-
fristig gelöst. Die rechtlichen 
und organisatorischen Folgen 
können jedoch schwerwiegend 
sein.

Die Gefahren der Schatten-IT

Nutzen Beamte nicht autori-
sierte IT-Lösungen, verliert man 
die Kontrolle über die Dateien, 
die auf öffentlichen Servern 
außerhalb der eigenen IT-In-
frastruktur liegen. Damit wird 
gegen Gesetze oder regulato-
rische Vorgaben sowie gegen 
interne Compliance-Vorgaben 
verstoßen. Hinzu kommt, dass 
es bei Public-Cloud-Diensten 
immer wieder zu Datendiebstahl 
kommt. 

Den Anwender verstehen

Die Nutzung von Schatten-IT 
sollte nicht toleriert werden, 
jedoch nützt es nichts, Verbote 
auszusprechen. Es müssen Al-
ternativen angeboten werden, 
die sowohl Anforderungen an 

Compliance als auch an einfa-
che Bedienbarkeit gerecht wer-
den – besonders in der Bürger-
kommunikation. Trotz stetiger 
technischer Weiterentwicklung 
sind E-Mails das Kommunika-
tionsmittel mit der weitesten 
Verbreitung und der höchsten 
Akzeptanz im Arbeitsalltag. Wei-
chen Beamte auf nicht autori-
sierte Lösungen aus, dann nur, 
weil die zur Verfügung stehenden 
Lösungen nicht die gewünschten 
Funktionen abdecken.

Compliance-gerechte  
Lösungen

Auf folgende Punkte sollte ge-
achtet werden, wenn die IT-Inf-
rastruktur Compliance-gerecht 
aufgesetzt und dafür eine neue 
Lösung eingeführt werden soll:
1. Intuitive Bedienung: Der 

Anwender muss nichts Neues 
lernen. Wenn doch, ist die neue 
Lösung einfach und selbster-
klärend.
2. Verfügbarkeit – jederzeit und 

überall: Die Lösung ist spontan 
einsetzbar. Das erhöht die Ak-
zeptanz in der Behörde und bei 
den Bürgern.
3. Eignung für alle Inhalte und 

Formate: Mit der Lösung können 
Informationen und Dateien jeder 
Größe und Art ausgetauscht 
werden.
4. Kosteneffizienz: Externe 

Kommunikationspartner, z. B. 
Projektpartner oder Bürger, soll-

ten keine Kosten tragen müssen.
5. Vertraulichkeit: Die Trans-

portwege und die Zwischenab-
lage sollten verschlüsselt sein. 
Die Kontrolle über die Schlüssel 
sollte bei der Behörde oder dem 
Unternehmen liegen.
6.Sicherheit: Virenschutz und 

Data Loss Prevention (DLP) sind 
Pflicht.
7. Einhaltung der Compliance-

Vorgaben: Logging, Archivierung 
und Empfangsbestätigungen ge-

währleisten die Nachvollzieh-
barkeit.

Schlussfolgerung

Die Welt der digitalen Kommu-
nikation verändert sich schnell 
und die Erfahrungen im Privat-
leben schaffen Erwartungen, wie 
das Arbeitsumfeld sein sollte. An 
unseren Arbeitsplätzen müssen 
jedoch viel ernstere Probleme 
bewältigt werden und die An-
forderungen an die Sicherheit 

sind weit komplexer als für Ein-
zelpersonen. Schatten-IT schafft 
ein unberechenbares Risiko auf-
grund des Kontrollverlustes, wel-
che sie mit sich bringt. Deshalb 
muss schnell gehandelt werden.
Anwendern muss eine einfache 

und anwenderfreundliche Lö-
sung bereitgestellt werden. Was 
kann mehr Sinn machen, als 
zu verwenden, was sie bereits 
haben und tagtäglich verwen-
den: E-Mail. Cryptshare löst die 

bekannten Unzulänglichkeiten 
von E-Mail, die oft zu Schatten-IT 
führen und verbessert die Benut-
zererfahrung für alle Anwender. 
Veraltete Lösungen, die immer 
noch IT-Budgets belasten, kön-
nen so eliminiert werden.

Algorithmen-basierte Analyse-
Tools und KI-Systeme werden be-
reits in einigen Bundesbehörden 
standardmäßig für sicherheitsre-
levante Lagebilder eingesetzt. So 
beim Bundesnachrichtendienst 
(BND) und beim Bundesamt 
für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI). Auch bei der 
Überwachung der Seismizität 
durch die Bundesanstalt für Geo-
wissenschaft und Rohstoffe und 
beim radiologischen Lagebild des 
Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit wird KI genutzt. Das 
BMVg setzt beim Lagebild für 
den Cyber- und Informations-
raum auf Künstliche Intelligenz, 
um große Mengen an Daten aus 
verschiedenen Quellen auswerten 
zu können.
Die Informationen kommen 

teils aus öffentlichen Quellen, 
wie Nachrichtenagenturen, der 
Presse und Fachpublikationen. 
Dazu kommen Lageberichte der 
nachgeordneten Dienststellen 
des Kommandos Cyber- und In-
formationsraum (KdoCIR), etwa 
des Kommandos Strategische 
Aufklärung und des Zentrums für 
Operative Kommunikation. Au-
ßerdem fließen die Betriebslage 
IT-Services, Störungsmeldungen 
des Betriebszentrums IT-System 
der Bundeswehr sowie Meldun-
gen des Cyber Security Operation 
Centers der Bundeswehr ein. 
Im Gemeinsamen Lagezentrum 
Cyber- und Informationsraum 
(GLZ CIR) werden die Daten seit 
2017 erhoben und mithilfe des 
KI-Systems ausgewertet.
Die daraus gewonnene Lage wird  

außer dem BMVg und dem ge-
samten nachgeordneten Bereich 
des KdoCIR auch den Stäben der 

anderen militärischen Organisa-
tionsbereiche, dem Einsatzfüh-
rungskommando der Bundes-
wehr sowie dem Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstechnik 
und Nutzung der Bundeswehr, 
dem Militärischen Abschirm-
dienst, der Führungsakademie 
der Bundeswehr und dem Amt 
für Militärkunde zugänglich ge-
macht. 
Einziger externer Adressat ist 

das Nationale Cyber-Abwehrzen-
trum (NCAZ), in dem auch die 
Lageinformationen zur Cyber-
Sicherheit weiterer Sicherheits-
behörden aufschlagen, etwa die 
des BSI, des BND, des Bundeskri-
minalamts und des Bundesamts 
für Verfassungsschutz. 
Die Kosten für die Lagebilder-

stellung im GLZ CIR beziffert 
die Bundesregierung mit 12,8 
Millionen Euro im Jahr des Pro-
jektstarts 2017 sowie mit 22,4 
Millionen Euro 2018. Für das 
laufende Jahr werden rund 10,5 
und für nächsten drei Jahre je-
weils mehr als sieben Millionen 
Euro veranschlagt.
Die Weitergabe von Lagebildern 

erfolgt in der Bundesregierung 

über klassische Kanäle: schrift-
lich, telefonisch, persönlich. Elek-
tronische Schnittstellen werden 
regelmäßig nicht verwendet. Eine 
ressortübergreifende Nutzung 
von Tools oder sonstigen IT-Sys-
temen ist ebenfalls nicht gegeben. 
Einige Vorhaben der Bundes-
regierung könnten die strikte 
Trennung aber aufweichen. So 
ist mit der IT-Maßnahme “Ana-
lytics in der Bundesverwaltung” 
ein Portfolio für datengetriebene 
Entscheidungsunterstützung ge-
plant. Methoden und Techniken 
für KI-basierte Analysen sollen 
dort über die IT-Dienstleister 
des Bundes bereitgestellt wer-
den. Außerdem soll ein gebün-
delter Zugang zu Lagebildern 
und anderen Informationen über 
eine gemeinsame Plattform ge-
währleistet werden. Zudem soll 
das Auswärtige Amt ein neues 
Lagezentrum für Außen- und 
Sicherheitspolitik einrichten. 
Werktäglich soll dort ein Lage-
bild zu internationalen Krisen 
und Konflikten unter Beteiligung 
von Bundeskanzleramt, BMVg 
und Bundesinnenministerium 
erstellt werden.

Seite 38 Behörden Spiegel / Oktober 2019IT-Sicherheit

Behördliches Schriftgut beinhal-
tet mitunter sensible Daten, die 
aufgrund ihrer Klassifizierung 
in einem E-Akte-System nicht 
verarbeitet werden dürfen. Wenn 
überhaupt, sind hier gesonder-
te Lösungen im Gebrauch, die 
vollständig losgelöst von den ge-
wöhnlichen Systemen für Ver-
waltungsakten ansetzen. Das 
ist vor allem dann wenig sinn-
voll, wenn E-Akten erst später 
klassifiziert werden. Dieselben 
Akten weiterzuführen, die vor 
der Einstufung noch als nor-
male Verwaltungsakten kursiert 
sind, war bislang nicht möglich. 
Hierfür bedarf es zunächst ei-
ner anbindbaren Lösung, die mit 
klassifizierten E-Akten umgehen 
kann. Die BSI-zertifizierte und 
zugelassene Hard- und Software-
Lösung SINA Workflow vom IT-
Sicherheitsunternehmen secunet 
erfüllt die Anforderungen der Ver-
schlusssachenanweisung (VSA) 
und erlaubt die Verarbeitung von 
Verschlusssachen von VS-NfD 
bis GEHEIM. Konkret besteht die 
Lösung als Systemverbund aus 
sicheren Arbeitsplätzen sowie 
speziellen Servern mit integrierter 
elektronischer VS-Registratur 
und einem zentralen Netzwerk-
speicher.
In Zusammenarbeit mit dem 

IT-Dienstleister Materna wur-
de eine Schnittstelle geschaf-
fen, um Dokumente aus einem 
E-Akte-System in die sichere 
SINA-Workflow-Umgebung zu 
importieren. Ab dem Zeitpunkt 
der Sicherheitseinstufung lie-
gen die betreffenden Dokumente 
nur noch in den VS-Ablagen ver-
schlüsselt und vor unbefugtem 
Zugriff geschützt vor. Dabei gilt 
das Need-to-know-Prinzip: Nur, 

wenn es nötig ist, bekommt der 
jeweilige Anwender Kenntnis von 
der Akte. Der Umgang und die 
Weitergabe sind revisionssicher 
geregelt, sodass Nachverfolgung 
und Belegbarkeit gegeben sind. 
Die elektronischen VS-Dokumen-
te können VSA-konform bearbei-
tet und beispielweise Mitzeich-
nungen unter Nutzung dieser 
Sicherheitsumgebung ausgeführt 
werden.
So führt Materna aktuell in 

Nordrhein-Westfalen auf Basis 
des Produkts nscale eGov von 
Ceyoniq die eAkte als Landes-
lösung ein, um gewöhnliche 
E-Akten zu führen. Mit der er-
folgreichen Anbindung an SI-
NA Workflow kann dasselbe in 
nscale angelegte elektronische 
Dokument in eine klassifizierte 
E-Akte wechseln. Das ist nicht 
nur effizient, sondern es werden 
damit auch Datenverluste durch 
doppeltes oder getrenntes Anle-
gen vermieden. Ein Zugriff von 
nscale eGov auf die Daten ist nun 
nicht mehr möglich, die Anforde-
rungen der VSA werden erfüllt. 
Dabei werden Standards für den 
elektronischen Austausch und 

die Aussonderung behördlichen 
Schriftguts wie XDOMEA ange-
wendet. 
Entsprechende Fachszenari-

en haben – bedingt durch die 
föderale Struktur in Deutsch-
land – aber nicht nur innerhalb 
einer Behörde Relevanz. Auch 
behörden- und länderübergrei-
fend lässt sich das gesicherte 
Verteilungskonzept anwenden. 
Verschiedenen Sicherheitsbe-
hörden zum Beispiel, die mit 
sensiblen Daten arbeiten, wird 
es so ermöglicht, sicher mitein-
ander zu kooperieren, indem die 
Zugriffsberechtigungen für die 
Bearbeitung eingestufter E-Akten 
durch SINA Workflow vorschrif-
tenkonform umgesetzt werden. 
In jeden Fall können durch die-
sen sicheren Kooperationsraum 
und die Integration normaler und 
eingestufter Akten die Digitali-
sierung der Verwaltung und die 
Vereinfachung von Prozessen 
einen entscheidenden Schritt 
nach vorne gebracht werden. 

*Norbert Müller ist Leiter der Di-
vision Öffentliche Auftraggeber bei 
der secunet Security Networks AG. 

Für das Lagebild Cyber- und Informationsraum werden Informationen aus 
zahlreichen Quellen erhoben und mittels KI ausgewertet.

Foto: BS/gunayaliyeva, stock.adobe.com

Lagebild im Cyber- und Informationsraum
BMVg nutzt Künstliche Intelligenz

(BS/stb) Das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) erstellt sein Lagebild zum Cyber-Raum mithilfe von 
Künstlicher Intelligenz (KI). Grundlage sind teils öffentliche, teils interne Daten. Adressaten des Lagebildes 
sind in erster Linie BMVg-Dienststellen, aber auch das Nationale Cyber-Abwehrzentrum. Das geht aus der 
Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der FDP-Fraktion im Bundestag hervor, die dem Be-
hörden Spiegel vorliegt. Noch werden sicherheitsrelevante Lagebilder in den Bundesressorts mit je eigenen 
technischen Lösungen erstellt, elektronische Schnittstellen für die Weitergabe gibt es nicht. Das könnte sich 
aber bald ändern.

Die E-Akte wird VS-tauglich 
Gewöhnliche und eingestufte Verwaltungsakten digital in Einklang bringen

(BS/Norbert Müller*) Die Nutzung von E-Akten ist aus der modernen Verwaltung nicht mehr wegzudenken 
und bildet die Basis für eine erfolgreiche Digitalisierung. Digitale Akten werden im Moment in verschiedens-
ten Dokumenten-Management-Systemen gepflegt, die einen gewissen Zugriffsschutz gewährleisten. Jedoch 
fordern einige Dokumente einen besonderen Umgang, wenn sie den Vorschriften für Verschlusssachen 
unterliegen. Daher lassen sich eingestufte Dokumente aktuell nicht in E-Akte-Systeme für gewöhnliche 
Verwaltungsakten integrieren. Secunet und Materna arbeiten an einer gemeinsamen Lösung, die die beiden 
Aktenwelten miteinander verbindet.

 MELDUNG

(BS/stb) Ein Zusammenschluss 
aus zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen ruft zu einem Referen-
dum gegen den neuen digitalen 
Ausweis der Schweiz auf. Die 
Plattformen Digitale Gesellschaft 
und WeCollect sowie der Verein 
PublicBeta wollen verhindern, 
dass der Ausweis von Unter-
nehmen aus dem Finanz- und 
Versicherungssektor, wie UBS,  

CreditSuisse oder Swisscom, 
statt durch staatliche Stellen 
ausgestellt wird. Der System-
wechsel bei der elektronischen 
Identifizierung ist durch Bundes-
rat und Parlament im Sommer 
beschlossen worden. Kritiker be-
fürchten einen zu laxen Umgang 
mit sensiblen Daten der Bürger 
und eine zu schwache Kontrolle 
durch den Staat.

Protest gegen Schweizer E-ID

Schatten-IT in der Behördenkommunikation verhindern 
Wie können Compliance-Anforderungen und die Wünsche der Anwender vereint werden?

(BS/Matthias Kess) Nutzen Mitarbeiter in Behörden und Unternehmen Informations- und Kommunikationstechnologien, ohne die IT-Abteilung 
darüber zu informieren oder ohne Autorisierung, spricht man von Schatten-IT. Das führt dazu, dass Produkte zum Einsatz kommen, die nicht 
Compliance-Standards entsprechen – meist unbemerkt von der IT-Abteilung. Schatten-IT kann jedoch verhindert werden, indem bestimmte Punkte 
bei der Softwareauswahl beachtet werden.

Matthias Kess ist Chief Technology 
Officer (CTO) bei Cryptshare.
 Foto: BS/Cryptshare

(BS) Das Landratsamt Göppingen, das 
rund 1.100 Mitarbeiter beschäftigt, ist die 
Verwaltung des Landkreises Göppingen 
und Anlaufstelle für die Belange von rund 
250.000 Einwohnern. Fester Bestandteil für 
das Leitbild des Landratsamts Göppingen ist 
seine Kundenorientierung. Um den Bürgern 
den bestmöglichen Service zu gewährleisten, 
werden Verfahrensabläufe und Arbeitsprozes-
se kontinuierlich verbessert.
Optimierungsbedarf stellte die IT-Abteilung 

beim Versenden und Empfangen von sen-
siblen Dateien und Nachrichten fest. In den 
verschiedensten Bereichen, wie zum Beispiel 
dem Gesundheitsamt oder dem Kreissozial-
amt, müssen regelmäßig sensible Daten aus-
getauscht werden. Gesetzliche Verordnungen 
sowie interne Dienstanweisungen erfordern, 
dass personenbezogene und sensible Daten 
verschlüsselt versendet werden. Da zunächst 
keine digitale Lösung vorhanden war, konn-

ten diese Informationen nur in Papierform 
ausgetauscht werden, was sehr zeit- und 
kostenintensiv war. Auf der Suche nach einer 
Kommunikationslösung war neben der Sicher-
heit die Benutzerfreundlichkeit das wichtigste 
Auswahlkriterium, damit die Lösung von den 
Nutzern schnell akzeptiert und Schatten-IT 
vermieden wird.

Benutzerfreundliche Lösung
Cryptshare hat die IT-Experten des Landrat-

samts sofort durch seine einfache Hand-
habung überzeugt. Ein ausschlaggebender 
Punkt war die Outlook-Integration. Mit ihr 
können Anwender vertrauliche Nachrichten 
und Anhänge jeder Größe nahtlos und be-
quem aus Outlook heraus versenden.
Beim zentralen Rollout wurden Anwender 

vorab mithilfe einer Anleitung über den 
Gebrauch von Cryptshare informiert. Seit März 
2019 können alle Abteilungen des Landrats-

amts Cryptshare for Office 365 & Outlook 
verwenden. Das Feedback von Mitarbeitern 
ist durchweg positiv — sie schätzen vor allem 
die benutzerfreundliche Bedienung. Über die 
Webseite des Landratsamts gelangen Bürger 
zur Web-Anwendung, mit der sie einfach und 
sicher mit dem Landratsamt kommunizieren 
können. So ist das Landratsamt stets nahe an 
seinen Bürgern. 
Die Lösung sendet die Daten verschlüsselt 

und hilft somit, gesetzliche Regelungen wie 
die EU-DSGVO und das Landesdatenschutz-
gesetz zu erfüllen. Auf diese Art können 
nun auch sensible Nachrichten und Dateien 
datenschutzkonform digital versendet werden.
Dank Cryptshare wurden Prozesse verein-

facht, sodass nun schneller und einfacher in-
tern sowie extern kommuniziert werden kann. 
Das Landratsamt Göppingen konnte somit 
Abläufe optimieren und seinen Anspruch an 
die Kundenorientierung erfüllen.

Cryptshare im Landratsamt Göppingen



Dominiert wird die geografische 
Lage des “Stiefels” jedoch als An-
rainer des Mittelmeeres mit den 
Gegenküsten Westbalkan und 
Nordafrika. Die süditalienische 
Insel Lampedusa liegt nur 138 
Kilometer östlich der tunesischen 
Küste. Das schafft Probleme.
Die Regierung in Rom gibt die-

ses Jahr 21,4 Milliarden Euro 
für Verteidigung aus. Das ent-
spricht in etwa der Hälfte des 
deutschen Einzelplans 14 mit 
43,2 Milliarden Euro. Was den 
innerhalb der Atlantischen Al-
lianz heftig diskutierten Anteil 
der Verteidigungsausgaben am 
jeweiligen Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) betrifft, so steht das NATO-
Gründungsmitglied Italien mit 
einem Anteil von 1,22 Prozent 
noch hinter Deutschland mit 
1,36 Prozent.
Mit diesen Finanzmitteln unter-

hält Italien aktuell Streitkräfte 
von rund 171.000 Soldaten. Das 
sind unwesentlich weniger als 
die rund 183.000 Soldaten der 
Bundeswehr. Vergleicht man 
die aktuelle Zahl mit der von 
1989 – damals unterhielt Italien 
390.000 Soldaten –, so hat sich 
die sog. “Friedensdividende” nach 
dem Ende des Kalten Krieges 
auch hier bemerkbar gemacht, 
indem sie die Kopfstärke mehr 
als halbierte.
Vor 30 Jahren zählten noch 

272.500 Wehrpflichtige dazu. 
Die Regierung in Rom setzte die 
Wehrpflicht 2005 aus; Deutsch-
land folgte erst 2011. Gleichzeitig 
wurde in Italien ein freiwilliger 
einjähriger Wehrdienst einge-
führt. Dieser ist Voraussetzung 
für Weiterverpflichtungen bei den 
Streitkräften sowie für Bewer-
bungen bei Polizei, Carabinieri 
und anderen Sicherheitsbehör-
den.
Die meisten “Federn” musste 

nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts das italienische Heer 

lassen: Verfügte es vor 30 Jahren 
noch über 265.000 Soldaten, 
so sind es jetzt nur noch rd. 
100.000. Immerhin ist es noch 
größer als die Landstreitkräfte 
der Bundeswehr mit rd. 63.000 
Soldaten. Auch verfügen die Ita-
liener über rd. doppelt so viele 
Kampfpanzer wie die Deutschen. 
Neben 236 “Leopard 2” besitzt 
das italienische Heer 200 Panzer 
vom Typ C1 “Ariete” aus hei-
mischer Produktion von OTO 
Melara (heute Leonardo) und 
IVECO. Schon dieses Beispiel 
zeigt anschaulich, wie wenig 
standardisiert der europäische 
Markt für Kampfpanzer ist.
Die italienische Luftwaffe be-

sitzt eine Personalstärke von 
rd. 41.000. 1988 waren es noch 
73.000 Soldaten. Aktuell verfügt 
Italien über 211 Kampfflugzeuge 
der Luftwaffe und 17 der Marine. 
Damit sind es genau so viele, wie 
sich im Maschinenpark der deut-
schen Luftwaffe befinden. Vor 30 
Jahren besaß Italien noch fast 
doppelt so viele Kampfflugzeuge. 
Neben 86 Eurofightern und 49 
“Tornados” aus europäischer Pro-
duktion befindet sich aktuell die 

F-35 “Lightning II” von Lockheed 
Martin im Zulauf. Bestellt sind 
insgesamt 90 dieser US-Jets.
Von besonderer Bedeutung 

ist der Umstand, dass Italien 
– ebenso wie Deutschland – an 
der nuklearen Teilhabe der NATO 
partizipiert. Der Einsatz von US-
Atomwaffen durch insgesamt fünf 
NATO-Verbündete wurde in sog. 
“Zweischlüssel-Abkommen” ge-
regelt, denen zufolge die Befehls-
gewalt über die Gefechtsköpfe 
bei amerikanischen Einheiten 
liegt, während die Trägersysteme 
von den Verbündeten gestellt 
werden. Auf dem lombardischen 
Militärflugplatz Ghedi ist das 6. 
Geschwader der italienischen 
Luftwaffe stationiert. Es verfügt 
über Kampfflugzeuge vom Typ 
“Tornado”, die mit US-Atombom-
ben eingesetzt werden können.
Bei der “Friedensdividende” 

mussten die italienischen See-
streitkräfte am wenigsten “Fe-
dern” lassen. Das überrascht 
auch nicht, wenn man sich verge-
genwärtigt, dass Oberitalien, der 
Apennin, Sizilien und Sardinien 
zusammen eine Küstenlinie von 
7.460 Kilometern besitzen. Zum 

Vergleich: Beim wiedervereinigten 
Deutschland sind es nur 2.390 
Kilometer.
Aktuell verfügt die “Marina 

Militare” über 30.000 Soldaten, 
davon 3.000 Marineinfanteristen. 
In der deutschen Marine dienen 
nur 16.700 Soldaten. Bei den U-
Booten ist der Abstand zwischen 
Italien (acht) und Deutschland 
(sechs) noch relativ gering. Ganz 
anders sieht es bei den Überwas-
ser-Kriegsschiffen aus: Neben 
zwei Flugzeugträgern und drei 
Hubschrauberträgern verfügen 
die italienischen Seestreitkräfte 
über 17 Einheiten der Kategorien 
“Zerstörer”, “Fregatte” und “Kor-
vette”; in der deutschen Marine 
sind es insgesamt nur 14 Schiffe. 
Am Ende des Kalten Krieges be-
saß die “Marina Militare” sogar 33 
Überwasser-Kriegsschiffe.
Italien beteiligt sich an der Sei-

te Deutschlands, Frankreichs 
und Spaniens am gemeinsamen 
Projekt der künftigen MALE-Eu-
ro-Drohne (“Medium-Altitude, 
Long-Endurance”) für die Boden- 
und Seeraumüberwachung. Die 
Entwicklung soll in erster Linie 
von Airbus Defence and Space 

als Hauptauftragnehmer geleitet 
werden, mit Dassault und Leo-
nardo als Unterauftragnehmer.
Bei der Entwicklung des euro-

päischen Kampfflugzeugs der 6. 
Generation hat sich die Regie-
rung in Rom bei der avisierten 
Nachfolge für den Eurofighter 
jedoch für das “gegnerische 
Lager” entschieden: Am Rande 
der Londoner Rüstungsmesse 
DSEI Mitte September dieses 
Jahres gab Italien bekannt, dem 
britisch-schwedischen Projekt 
“Tempest” beitreten zu wollen. 
Eine entsprechende industrielle 
Absichtserklärung unterzeich-
neten auf italienischer Seite die 
Unternehmen Leonardo, Elettro-
nica, Avio Aero und MBDA Italia.
Eine Woche zuvor war in Rom 

der neue Verteidigungsminister 
Lorenzo Guerini von der sozi-
aldemokratischen “Partito De-
mocratico” ins Amt eingeführt 
worden, nachdem eine neue Re-
gierungskoalition zusammen mit 
der Fünf-Sterne-Bewegung und 
mit der Partei “Die Freien und 
Gleichen” gebildet worden war.

BSC-Partnerland Italien

Diesjähriges Partnerland der 
Berliner Sicherheitskonferenz 
ist die Italienische Republik. 
Minister Guerini ist bereits für 
die BSC geladen, die dieses Jahr 
am 26. und 27. November statt-
finden wird. Sprechen werden 
außerdem u. a. der italienische 
Generalstabschef, General Enzo 
Vecciarelli, sowie die Stabschefs 
von Heer, Luftwaffe, Marine und 
Carabinieri. Dr. Nicoletta Pirozzi 
vom “Instituto Affari Interna-
zionali” wird am “High-Level-
Interview” teilnehmen. Aus der  
Industrie werden u. a. die CEOs 
von Leonardo, Alessandro Profu-
mo, und Elettronica, Enzo Beni-
gni, im Programm vertreten sein.
Mehr Informationen unter www.

euro-defnce.eu

Wacht am Mittelmeer
Wie ist es um die militärischen Fähigkeiten Italiens bestellt?

(BS/Dr. Gerd Portugall) In der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist – abgesehen vielleicht von der Flüchtlingskrise im Mittelmeer – eher seltener die Rede von der 
Apenninhalbinsel. Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich daher mit der Frage, wie es um die militärischen Kernfähigkeiten der italienischen Streitkräfte bestellt ist. Zur Geographie: 
Die längste Landgrenze besitzt Italien mit der Schweiz (734 Kilometer), gefolgt von Frankreich (488 Kilometer) und Österreich (430 Kilometer).
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Facebook-Hintertür
(BS/rup) Die sog. Five-Eyes-
Staaten – die ursächlich eng-
lischsprachigen Staaten mit einer 
engen nachrichtendienstlichen 
Zusammenarbeit und einem 
No-Spy-Abkommen – haben ge-
meinschaftlich Facebook aufge-
fordert, bei der vom Unternehmen 
angekündigten Ausweitung der 
Verschlüsselung zwingend eine 
Hintertür für die Strafverfol-
gungsbehörden offen zu halten. 
Facebook ist getrieben, seine 
Kundendaten weiter zu schüt-
zen und damit auch eine Kom-
plettverschlüsselung der Inhalte 
von Kommunikation anzubieten. 
Bei dem Plan von Facebook ist 
die Kommunikation nur noch 
für Absender und Empfänger im 
Klartext sichtbar. Für die Five-
Eyes-Länder stellt sich damit das 
Problem, dass kritische Inhalte 
nicht mehr mit ihrer Analysesoft-
ware aufgespürt werden kann. 
Deshalb geht es darum, dass 
ihre Nachrichtendienste weiter 
uneingeschränkten Zugriff auf je-
de Kommunikation bei Facebook 
haben. Damit ist ein neuer Kon-
flikt des US-Tech-Unternehmens 
mit den Sicherheitsbehörden pro-
grammiert.

Offensive erwartet
(BS/por) Alle Anzeichen deuten 
auf eine unmittelbar bevorste-
hende Militäroffensive der Tür-
kei gegen kurdische Milizen in 
Nordsyrien hin. Ziel soll die Ein-
richtung einer mehrere Hundert 
Kilometer breiten Sicherheitszone 
auf syrischem Gebiet zur Aufnah-
me von zahlreichen Flüchtlingen 
aus der Region sein.
Das Weiße Haus gab bereits be-
kannt, dass die dort operierenden 
US-Truppen im Falle eines tür-
kischen Vormarsches Platz für 
die Truppen des NATO-Partners 
machen würden. Das hieße aber 
auch, die bisherigen kurdischen 
Verbündeten fallen zu lassen. 
Präsident Donald Trump scheint 
einer Wiederannäherung an die 
Erdogan-Regierung in Ankara 
einen höheren geopolitischen 
Stellenwert beizumessen.

Bildet aktuell das Rückgrat der “Aeronautica Militare”: der Eurofighter “Typhoon”, an dessen Entwicklung und Pro-
duktion Leonardo beteiligt ist. Foto: BS/Portugall

Vom Ankommen zur Integration

Dr. Hans-Georg Maaßen, 
ehem. Präsident des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz

Serap Güler,
Staatssekretärin für Integration im 
Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Prof. Dr. Andreas Zick,
Sozialpsychologe, Leiter des 
Instituts für interdisziplinäre 
Konfl ikt- und Gewaltforschung,
Universität Bielefeld

Fachforum Flucht, Migration und Integration
14. November 2019, Bonn

www.fluechtlingskongress.deEine Veranstaltung des

Themen der Veranstaltung:

• Die verlorene Mitte – Wie kann gesellschaftlicher Zusammenhalt dennoch gelingen?
• Welche Verantwortung trägt Politik an ansteigendem Rechtsextremismus?
• Umgang mit antimuslimischen Rassismus – Wie gelingt nachhaltige Präventionsarbeit in Kommunen?
• Angst um das Abendland – Wie groß ist die Gefahr durch rechtsextremistische Gruppierungen?
• Migrationsgesellschaftliche Öff nung in öff entlichen Verwaltungen
• Erstversorgung von Neuzugewanderten in Erstaufnahmeeinrichtungen
• Diversitätsbewusstsein als neue Herausforderung
• Rassismuskritische Arbeitsansätze in Einrichtungen
• Altern und Pfl ege in der Migrationsgesellschaft
• Interkulturelle Handlungskompetenz in der Migrationsarbeit

Referentinnen und Referenten 2019 u.a.:



Behörden Spiegel: Herr Voß, 
im Hamburger Landesamt für 

Verfassungsschutz wurde eine 
Spezialeinheit zum Kampf gegen 
Rechtextremismus im Internet ein-
gerichtet. Warum braucht es sie?

Voß: Wir fangen in Hamburg 
nicht bei null an. Wir haben ins-
gesamt einen guten Einblick in 
die rechtsextremistische Szene, 
auch im Internet. Wir sind gut 
aufgestellt. Ziel der neuen Ein-
heit ist es, den Einblick in die 
rechtsextremistische Szene im 
Netz noch weiter zu vertiefen und 
die Aufklärung zu verstärken. 
Wir wollen uns Rechtsextremis-
ten noch stärker als bisher auch 
im digitalen Raum anschauen, 
neben dem nach wie vor unver-
zichtbaren Einsatz nachrichten-
dienstlicher Mittel in der realen 
Welt. Dabei geht es vor allem um 
regionale Bezüge. In Schleswig-
Holstein und Rheinland-Pfalz 
gibt es ähnliche Ansätze. 

Behörden Spiegel: Wie sieht 
die Aufgabenteilung zwischen 
Landesamt und Bundesamt aus?

Voß: Für die flächendeckende, 
länderübergreifende Aufklärung 
ist weiterhin das Bundesamt für 
Verfassungsschutz federführend. 
Uns geht es neben anderen Er-
mittlungszielen beispielsweise 
darum, zu schauen, was Rechts-
extremisten tun, die schon länger 
nicht mehr bei Demonstrationen 
oder ähnlichen Veranstaltungen 
aktiv waren. Denn ein Rechtsex-

tremist, der in Hamburg auf der 
Straße aktiv war, könnte auch im 
digitalen Raum Bezüge zu Ham-
burg aufweisen. Unter anderem 
hier liegt unsere Zuständigkeit.

Behörden Spiegel:  Welche Ent-
wicklungen stellen Sie im Bereich 
des Rechtsextremismus fest?

Voß: Der rechtsextremistischen 
Szene in Hamburg wurden im 
Jahr 2018 circa 340 Personen 
zugerechnet. 130 davon gelten 
als gewaltorientiert. Eindeutig 
feststellbar ist der Trend, dass 
Rechtsextremisten sich immer 
weniger in Kameradschaften 

organisieren. Hier ist ein erheb-
licher Mitgliederrückgang zu 
verzeichnen. Dafür sind Rechts-
extremisten zunehmend als Ein-
zeltäter oder in losen Strukturen 

aktiv. Das lässt sich im Internet 
organisieren. Des Weiteren kon-
statieren wir eine Entgrenzung 
des Extremismus, das heißt die 
gezielte Instrumentalisierung 

gesellschaftlich 
breit disku-
tierter Themen 
durch Verfas-
sungsfeinde, 
um Kontakt 
und Einfluss 
zu nichtext-
remistischen 

Organisationen zu bekommen 
und die Grenzen zum demokra-
tischen Bereich aufzulösen. Es 
ist die Aufgabe des Verfassungs-
schutzes, hiervor rechtzeitig zu 

warnen, wie wir es beispielsweise 
anlässlich der “Merkel-muss-
weg”-Demos frühzeitig und er-
folgreich getan haben.

Behörden Spiegel:  Bis wann 
ist mit der vollen Einsatzfähigkeit 
Ihrer Spezialeinheit zu rechnen? 

Voß: Wir starten aus dem 
laufenden Bestand. Als Sofort-
maßnahme haben wir hier schon 
Kräfte gebündelt. Durch zu-
nächst fünf weitere neue Stellen 
wird der Bereich dann zusätzlich 
ertüchtigt. Die Einstellungsver-
fahren, in deren Rahmen wir uns 
auch an “Digital Natives”, also 
junge, digital affine Menschen, 

richten, laufen 
gerade an. In der 
Regel dauert es, 
mit Sicherheits-
überprüfungen, 
mehrere Mona-
te, bis ein neuer 
Mitarbeiter beim 
Verfassungsschutz 
anfangen kann. So 
lange wollen wir 
bei der neuen Ein-
heit nicht warten. 

Behörden Spiegel: Welche 
Aufgaben haben die Kräfte der 
neuen Einheit?

Voß: Das Internet – insbeson-
dere die Sozialen Netzwerke – 
verändert maßgeblich auch das 
Verhalten und das Kommunika-
tionsverhalten von Extremisten. 
Dies ist insbesondere im Bereich 
des Rechtsextremismus zu beob-
achten. Diese Klientel verlagert 
ihre Agitation zunehmend von 
der realen in die digitale Welt. 
Darüber hinaus bietet der digitale 
Raum Extremisten verbesserte 
Möglichkeiten, sich unterein-
ander zu vernetzen oder neue 

Kontakte zu knüpfen. Das wol-
len wir stärker aufhellen. Dafür 
werten die Mitarbeiter der Einheit 
öffentlich zugängliche Quellen 
aus. Sie nutzen aber auch nach-
richtendienstliche Mittel. Da-
bei führen wir unterschiedliche 
Kompetenzen aus den Bereichen 
Auswertung und Informations-
beschaffung zusammen. Dafür 
brauchen wir sowohl den “Digital 
Native” als auch den erfahrenen 
Informationsbeschaffer.

Behörden Spiegel: Damit die 
Arbeit der Spezialeinheit erfolg-
reich ist, sind Sie auf die Zusam-
menarbeit mit den Plattformbe-
treibern angewiesen. Wie sind 
hier Ihre bisherigen Erfahrungen?

Voß: Die Art und Weise der In-
ternetaufklärung ist vielfältig. 
Bei der Telekommunikations-
überwachung gibt es bereits seit 
vielen Jahren eine eingespielte 
Zusammenarbeit mit verschiede-
nen Providern. Wenn es um An-
bieter im Ausland geht, arbeiten 
wir weiterhin eng mit dem Bun-
desamt für Verfassungsschutz 
zusammen. Eines ist aber klar: je 
intensiver der Verfassungsschutz 
im Internet unterwegs ist, umso 
wichtiger ist die Kooperation mit 
den Providern. Für manche Arten 
der verdeckten Aufklärung benö-
tigen wir die Kooperation jedoch 
gar nicht. Im Übrigen nehmen 
bereits heute zahlreiche Provider 
bestimmte Seiten mit extremis-
tischen Inhalten und Bezügen 
selbst vom Netz.
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Regionale Bezüge auch im Netz
Statt Kameradschaft digitale Organisation

(BS) In Hamburg stellt das Landesamt für Verfassungsschutz eine Spezialeinheit zur Beobachtung von Rechtsextremisten im digitalen Raum auf. 
Die Mitarbeiter sollen auch im Internet, das per se international und grenzenlos ist, regionale Zusammenhänge zur Hansestadt erschließen. Wie 
das funktionieren kann und was die Beschäftigten dort tun, erläutert Torsten Voß. Das Interview mit dem Leiter des Hamburger Landesamtes für 
Verfassungsschutz (LfV) führten R. Uwe Proll und Marco Feldmann.
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“Wir wollen uns Rechtsextremisten 
noch stärker als bisher auch im  

digitalen Raum anschauen.”

sagt Torsten Voß. Er ist Chef des Hamburger Landesamtes 
für Verfassungsschutz (LfV). Außerdem ist er Vorsitzender 
des Arbeitskreises IV der Innenministerkonferenz (IMK). 
Dessen Mitglieder beschäftigen sich mit Fragen des Ver-
fassungsschutzes in Deutschland. Foto: BS/LfV Hamburg

“Je intensiver der  Verfassungsschutz 
im Internet unterwegs ist,  

umso wichtiger ist die  Kooperation 
mit den Providern.”

Als der Daesh 2014, taktisch 
gut vorbereitet und über-

fallartig, weite Gebiete in Syrien 
und im Irak eroberte und im Juni 
in Mosul sein Kalifat ausrief, war 
insbesondere die überforderte 
irakische Regierung dankbar für 
jede Hilfe. Diese kam unter an-
derem in Form des Zusammen-
schlusses von rund 60 Milizen 
und Rebellengruppen, zumeist 
schiitischen Glaubens, die sich 
fortan Popular Mobilization 
Forces nannten (PMF). Auslöser 
dieses Zusammenschlusses war 
eine Fatwa, die Sayyid Ali al-
Husseini al-Sistani, der geistliche 
Führer aller irakischen Schiiten, 
erließ. Darin befahl er den Kampf 
gegen den Daesh als religiöse 
Pflicht. 

Maßgeblich aus dem Ausland 
gesteuert

Die PMF erreichte schnell eine 
beachtliche Gesamtstärke von bis 
zu 150.000 Mann. Im November 
2016 wurde sie sogar gesetzlich 
dem irakischen Militär gleich-
gestellt und untersteht formell, 
d. h. nur auf dem Papier, direkt 
dem irakischen Premierminister. 
In Wirklichkeit wurde und wird 
sie aber ganz wesentlich vom 
Iran gesteuert. Genauer: Von 
der Elite- und Expeditionseinheit 
der Iranischen Revolutionsgarde 
(IRGC), der Al-Quds-Brigade, und 
deren legendärem Kommandeur, 
Generalmajor Quassam Sulei-
mani. 
Er gilt als mächtigster Mann 

(“schiitischer Supermann”), da 
er zusätzlich die Aktivitäten fast 
aller Terrorgruppen der Region 
koordiniert, die nicht unmittelbar 
der Al-Qaida oder dem Daesh 
angehören. Dazu gehören insbe-
sondere die Gruppe Palestinian 
Islamic Jihad (PIJ) mit ihren ter-
roristischen Al-Quds-Brigaden 
(auf der Sinai-Halbinsel), die Qas-
sam-Brigaden (der militärische 
Arm der Hamas im Gaza) und die 
Nasser-Salahuddin-Brigaden in 
Gaza. Ebenfalls dazu zählen die 
Al-Aqsa-Märtyrer (der militäri-
sche Arm der Fatah in Palästina), 
die Märtyrer-Abu-Ali-Mustapha-
Brigaden (der militärische Arm 
der marxistisch-leninistischen 
Volksfront zur Befreiung Palästi-
nas) sowie die Kata’ib Hisbollah.
Allein daraus lassen sich schon 

Bandbreite und Tiefe iranischer 

Aktivitäten zur Unterstützung 
des Terrorismus erahnen, zu 
denen neben Führung, Koordi-
nation, Kooperation und Kom-
munikation auch die Proliferation 
von Kriegswaffen aller Art und 
vor allem die Terrorfinanzierung 
zählen.
Im Kampf gegen den Daesh war 

die PMF für die irakische Regie-
rung zunächst von immenser 
Bedeutung – und auch erfolg-
reich. Stadt um Stadt wurde 
zurückerobert, Daesh-Kämpfer 
eliminiert oder festgenommen, 
die eroberten Gebiete nachhaltig 
gesichert. Große Teile Nordiraks 
und die größeren Städte wie Mos-
sul, Bashiqa oder Niniveh werden 
heute größtenteils von der 30. 
Brigade der PMF kontrolliert. 
Diese gilt als eine der härtesten 
und “iranischsten” aller Milizen 
und wird angeblich finanziell 
direkt von Teheran unterstützt. 
Ungewollte Hilfe kam von den 

USA. Ihre ab 2018 verfolg-
te “Slow-Motion-Strategie” im 
Kampf gegen den angeblich be-
siegten Daesh schuf erst den 
Freiraum für die PMF und de-
ren iranischen Expansionskräfte 
– ein Kollateralschaden erster 
Güte. Der aktuell geplante (und 
dann fatale) US-Truppenabzug 
sowie die unzureichende huma-
nitäre Hilfe für die nordirakische 
Bevölkerung verschärfen diese 
Lage noch.

Iran unterstützt Terrorismus

Das wahrlich noch ernstere Pro-
blem ist die ideologische Bindung 
der meisten der irakischen PMF-
Führer an den Iran. Sie erkennen 
bedingungslos die Autorität von 
Irans obersten Führer, Ajatolllah 
Sejjed Ali Khamenei, an. Obwohl 
Iraks Premierminister die PMF 
aufforderte, sich in die irakische 
Armee (ISF) zu integrieren, wei-
gerten sie sich beharrlich mit 
der Begründung, diese sei nur 
eine Marionetten-Armee der 
USA. Selbstherrlich lehnten sie 
weitgehend jegliche Kooperation 

mit den ISF ab, wehrten sich 
sogar mit Waffengewalt gegen 
die angeordnete Übergabe von 
Checkpoints an die ISF. Auch 
der jüngsten Forderung des ira-
kischen Premierministers, sich 
der eigens dafür gebildeten iraki-
schen Gendarmerie anzuschlie-
ßen, wurde ignoriert, da auch die-
se dem Verteidigungsministerium 
unterstehe. Die PMF-Milizen sind 
damit nun auch statusrechtlich 
“Kriminelle”. 

Warnungen drangen nicht 
durch

Gleichwohl planten sie jüngst 
sogar den Aufbau einer eigenen 
Luftwaffe, deren Verwirklichung 
kurz bevorsteht. Die von (angeb-
lich) moderaten Führungskräften 
der PMF geforderte zusätzliche 
Zeit, um eine geordnete Überga-
be der Sicherheitsfunktionen an 
staatliche Instanzen vorzuberei-
ten, dürfte wohl eher nur ein Ma-
növer sein, um Zeit zu schinden. 
Warnungen, dass die PMF sich zu 
einer Organisation ähnlich den 
Iranischen Revolutionsgarden 
entwickelt, gab es schon früh. 
Sie verhallten jedoch ungehört. 
Das geopolitisch hochgefähr-
liche Problem der iranischen 
“Quasi-Besatzung” des Iraks 
bleibt ungelöst. Der irakische 
Premierminister verliert zuneh-
mend an Rückhalt und höchste 

schiitische iraki-
sche Würdenträ-
ger verhandelten 
Mitte September 
bereits mit Irans 
höchstem Führer 
Khamenei. Das ist 
eine hochbrisante 
Entwicklung.

Verursacher 
weiterhin unklar

Weltpol i t isch 
noch gefährlichere, geradezu bel-
lizistische Signale sind zudem die 
mysteriösen Drohnenangriffe auf 
PMF-Waffenlager im Großraum 
Bagdads, von denen mindestens 
drei allein für die Zeit von Juli bis 
August 2019 bekannt wurden. 
Die Verursacher sind bis heute 
unbekannt, denn es gibt keine 
öffentlichen Selbstbezichtigun-
gen. Viele Analysten vermuten 
hinter diesen Angriffen zwar Is-
rael mit US-Unterstützung, an-
dere aber den Daesh. Und nur 
einige wenige vermuteten gar 
konkurrierende PMF-Einheiten 
dahinter. Sollte sich die erste, 
die wahrscheinlichste Vermutung 
bestätigen, könnte sich Israel 
in Kürze an mehreren Fronten 
kriegerischen Auseinanderset-
zungen gegenübersehen. Wenn 
auch zunächst wohl “nur” mit 
iranischen Proxys. Doch lassen 
die jüngsten, begründeten  is-
raelischen Drohnenangriffe, wie 
etwa im August  auf iranische 
Militärbasen in Syrien, im Nord-
irak oder auf die vom Iran der 
Hisbollah gelieferte Fabrik im 
Libanon, in der wichtige Kom-
ponenten für zielgenaue Raketen 
hergestellt werden, Schlimmeres 
befürchten. Die Kriegsvorberei-
tungen laufen jedenfalls derzeit 
überall auf Hochtouren.

Strukturen ähneln der Mafia

Einerseits leidet der Nordirak 
unter der zunehmend krimineller 
werdenden “Okkupation” durch 
iranische Proxy-Krieger der PMF. 
Die Berichte über ihr Verhal-

ten, insbesondere gegenüber der 
sunnitischen Zivilbevölkerung, 
sind alarmierend: Gewalttaten, 
Morde, Korruption und illegale 
Bereicherung, insbesondere von 
Wohnungs-/Geschäftseigentum 
und Immobilien geflohener Sun-
niten. Sogar von Massengräbern 
ist die Rede, in einem sollen 80 
von der PMF ermordete Sun-
niten verscharrt worden sein. 
Inzwischen haben die Milizionäre 
mafiagleiche Strukturen und Ver-
haltensmuster entwickelt. Derar-
tiges Verhalten empört die sunni-
tische Bevölkerung zutiefst. Ihre 
Ohnmacht und Wut treiben viele 
wieder in die Arme des Daesh.
Anderseits erlebt insbesonde-

re der Norden des Iraks einen 
sich neu organisierenden Daesh. 
Dabei handelt es sich um einen 
gefährlichen Mix aus lokalen 
Daesh-Kämpfern, die in opera-
tiven Zellen die Vernichtung ihres 
“physischen Kalifats” überleb-
ten, und solchen, die schon seit 
2017 insbesondere aus syrischen 
Kampfgebieten auftragsgemäß in 
den Irak einsickerten, um sich 
in die terroristischen Zellstruk-
turen einzugliedern. Gemeinsam 
bereiten sie derzeit mit USBV-
Anschlägen, Sniper-Attacken, 
Morden und Geiselnahmen den 
Wiederaufbau ihres Kalifates 
vor. Dabei gehen sie gezielt und 
massiv gegen örtliche Verant-
wortungsträger aus Politik und 
Verwaltung und gegen Sicher-
heitskräfte vor. 

Neubewaffnung im Irak 

Diese Lagebeurteilung wird nun 
auch von den jüngsten Berich-
ten der USA und der Vereinten 
Nationen bekräftigt. Darin wird 
bestätigt, dass in Syrien und im 
Irak rund 30.000 Daesh-Kämpfer 
agieren. Sie organisieren und 
bewaffnen sich vor allem im 
Irak neu. Systematische Vor-
bereitungen lassen eine erneu-
te Gewaltoffensive des Daesh 
erwarten. Im ländlichen Raum 
werden Dorfälteste und Zivilis-

ten, die mit Anti-Daesh-Kräften 
zusammenarbeiteten, zu Dut-
zenden eliminiert. In größeren 
Städten sollen Anschlagsserien 
die Bevölkerung und staatliche 
Einrichtungen zermürben. 
Speziell im Irak, aber im Rah-

men seiner “Global-Guerilla-
Strategie” auch mit weltweit 
verübten Anschlägen, soll die 
neue Daesh-Operation “Soldiers 
Harvest II (B)” der terroristischen 
Bewegung neuen Auftrieb geben. 
Die fürchterliche und unerwarte-
te Anschlagsserie am Ostersonn-
tag 2019 in Sri Lanka war dafür 
Auftakt und Ausrufezeichen.

Konto weiter gut gefüllt

Geld spielt offensichtlich keine 
Rolle. Auf dem Daesh-Konto be-
finden sich – je nach Quelle – im-
mer noch zwischen 300 und 450 
Millionen US-Dollar. Die Kosten 
für die Unterhaltung des Kalifates 
sind jetzt entfallen. Dafür füllen 
Steuereinnahmen, Zwangsge-
bühren sowie Schutz- und Lö-
segelder in den 2018/19 wieder 
eroberten irakischen Gebieten die 
Kriegskasse. Gleichzeitig wächst 
einerseits die Unterstützung für 
den Daesh, insbesondere solange 
die PMF ihr kriminelles Verhalten 
nicht aufgibt und sich nicht in die 
offiziellen Sicherheitsbehörden 
Iraks integrieren lässt, anderer-
seits das Misstrauen gegen die 
irakische Regierung, ihre Verwal-
tung und die Sicherheitskräfte. 
Die Rekrutierung neuer Kämpfer 
aus dem Heer der Unzufriedenen 
und Unterdrückten ist dann ein 
Leichtes.
Alte Kämpfer gibt es zudem zu 

Tausenden, sozusagen “auf Hal-
de”. Sie sind verborgen unter 
den Hundertausenden Binnen-
flüchtlingen (Internal Displaced 
Persons – IDP) in den riesigen 
IDP-Camps, unter den Insas-
sen der total überfüllten Ge-
fängnisse und auch unter den 
Kriegsflüchtlingen, Migranten 
und Asylbewerbern, die nach 
Europa kamen. Überall werden 
sie weiter agitieren, missionie-
ren, indoktrinieren, rekrutieren 
und ihre Zellen neu organisieren. 
Ganz nach ihrem Motto: “Baqiya 
wa Tatmaddad” (“Gekommen, 
um zu bleiben”). Man beachte: 
Diese Analyse behandelt im Kern 
nur die irakische Dimension des 
Comebacks.

Comeback des Daesh?
Terrororganisation könnte im Irak zurückkehren

(BS/Uwe Kranz) Schiitische Milizen verursachen die Destabilisation des Iraks und damit ein erneutes Erstarken des Daesh. Dabei wird getreu dessen 
Motto “Remaining and Expanding” gehandelt. 30.000 Daesh-Krieger lassen mit der Operation “Soldiers Harvest II (B)” weltweit neue Anschläge 
erwarten. Ungewollt helfen dem Kalifen al-Baghdadi dabei die “Slow-Motion-Strategie” der Anti-Daesh-Allianz – und die Depriorisierungspolitik 
der USA. 

Der Terrorismusexperte des 
Behörden Spiegel, Uwe 
Kranz, warnt vor einer Rück-
kehr des Daesh.
 Foto: BS/Dombrowsky

Serie
TERRORZIELE (TEIL 35)



Darin wendet er sich an die 
Verantwortlichen der Ener-

giewirtschaft und reagiert auf das 
o. g. Schreiben. In dem Brief er-
neuert Gegenfurtner das Angebot 
seiner Anstalt an die Energiewirt-
schaft, das BOS-Digitalfunknetz 
für die Gewährleistung einer 
störungsfreien Krisenkommu-
nikation mit zu nutzen. Damit 
könnten die Unternehmen ihre 
kritischen Bedarfe abdecken, 
meint der BDBOS-Präsident. 
Diese Lösung hätte den Vorteil, 
dass kein weiteres Netz errichtet 
werden müsste. Dies würde auch 
die Steuerzahler entlasten. “Denn 
dank der 450 Megahertz wäre 
ein BOS-Basis-Breitbandnetz 
vergleichsweise schnell und kos-
tengünstig realisiert und könnte 
zeitnah auch von der Energiewirt-
schaft mit genutzt werden”, heißt 
es in dem Offenen Brief wörtlich. 

Bedarfe sind belegt

In dem Schreiben unterstreicht 
Gegenfurtner abermals, dass die 
BDBOS ein hochsicheres, flä-
chendeckendes und hochver-
fügbares Basis-Breitbandnetz 
aufbauen wolle. Dieses solle auf 
den 450-Megahertz-Frequenzen 
aufbauen und allen BOS sowie 
der Bundeswehr zur Verfügung 
stehen. Denn: “Die Bedarfe 
von BOS und Bundeswehr an 
breitbandiger Kommunikation 
wurden bereits durch mehrere 
Studien belegt.”
Der BDBOS-Präsident zeigt sich 

überzeugt, dass dieses Netz die-
selbe Flächenabdeckung und 
Hochverfügbarkeit wie der derzei-
tige BOS-Digitalfunk gewährleis-
te. Außerdem würden dadurch 
unter anderem die Nutzung von 
Messengerdiensten, die Übertra-
gung von Vitaldaten und Daten-
bankabfragen ermöglicht. Darü-
ber hinaus würde dieses Netz als 
Basis-Breitbandnetz als sicherer 
Zugang und als Rückfallebene für 
Anwendungen mit hohem Band-
breitenbedarf dienen, die über 
gesicherte Verbindungen durch 
kommerzielle Netze realisiert wer-
den sollen. Dazu zählten etwa 
Live-Videoübertragungen. Das 

bisherige BOS-Digitalfunknetz 
verfüge über eine Flächenabde-
ckung von 99,2 Prozent und eine 
Serviceverfügbarkeit von 99,98 
Prozent, schreibt Gegenfurtner.
In dem von der Energiewirt-

schaft in Auftrag gegebenen Sch-
reiben heißt es hingegen, dass 
das Ziel sein müsste, mit dem 
Netz im 450-MHz-Bereich unter 
anderem eine Plattform für Ener-
gieversorger zu schaffen. Das 
gelte sowohl für die störungsfreie 
Krisenkommunikation als auch 
für die Anbindung an das Smart-
Meter-Gateway. Zum anderen 
müsse es darum gehen, “mit dem 
Netz die Abdeckung der ländli-
chen Räume für deren spezifische 
Bedürfnisse” zu erreichen, heißt 
es in dem Papier. Es liegt dem 
Behörden Spiegel vor. 
Diese Pläne würden sowohl 

durch die kommunalen und pri-
vaten Energieversorger als auch 
durch das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium und das Bundesver-
kehrsministerium unterstützt. 
Demgegenüber stünden Bemü-
hungen von Teilen des Bundes-
innenministeriums, “dieses Netz 
in öffentlicher Hand als weitere 
Kommunikationsmöglichkeit, 
insbesondere für die Polizei, zu 
betreiben.” Das Ansinnen des 
Bundesinnenministeriums ver-
möge, unabhängig von rechtli-
chen Problematiken, allerdings 
nicht zu überzeugen. Schließlich 
seien “in den letzten Jahren Mil-
liardenbeträge für die Schaffung 
schneller und sicherer Kommu-
nikationswege für andere Netze 
der Polizei investiert” worden. 
Zudem könne das 450-MHz-Netz 

aufgrund des nur begrenzt ver-
fügbaren Datenvolumens den 
Bedürfnissen der BOS “gar nicht 
Rechnung tragen”. Gefordert wird 
in dem Papier eine offene Netz-
ausschreibung.
Unterstützung erhält die Ener-

giewirtschaft auch vom Beirat bei 
der Bundesnetzagentur. Dessen 
Mitglieder haben sich einstimmig 
dafür ausgesprochen, der Ener-
giewirtschaft auch nach 2020 die 
Nutzung der 450-Megahertz-Fre-
quenzen zur Verfügung zu stel-
len. Die Unternehmen bräuchten 
zur Sicherung der Energiever-
sorgung und zur erfolgreichen 
Umsetzung der Energiewende 
langfristig dringend eine sichere, 
schwarzfallfeste und bundesweit 
verfügbare Kommunikationslö-
sung. Dafür sei dieses Spektrum 
am besten geeignet.
Ein Faktencheck ist auch des-

halb angebracht, weil die Ausei-
nandersetzung mit harten Ban-

dagen geführt wird. Wer sind die 
Anbieter für ein Netz im Minis-
pektrum von 2 x 4,74 MHz im 
450-MHz-Band?

Who is Who?

Einer der zwei Wettbewerber 
für das Frequenzspektrum ist 
die deutsche, in Köln ansässige 
450connect GmbH. Als bisheriger 
Zuteilungsinhaber der 450-MHz-
Frequenzen plant, errichtet und 
betreibt sie in Kooperation mit 
Energieversorgungsunternehmen 
seit mehreren Jahren lokale und 
regionale 450-MHz-Funknetze in 
Deutschland. Die im Wirkbetrieb 
befindlichen Netze werden für die 
Überwachung und Steuerung der 
Stromnetze eingesetzt. Der der-
zeit laufende Ausbau der Funk-
netze mit zehn großen deutschen 
Regionalversorgern wie EWE Netz 
und TEN Thüringer Energienetze 
deckt bereits mehr als ein Fünftel 
der Fläche Deutschlands ab. Da-

neben ist das Unternehmen für 
die 450-MHz-Lösung zuständiger 
Partner im Designnetzprojekt mit 
Innogy und VSE im Saarland. 

Pilotprojektrealisierer

Zusammen mit den Energiever-
sorgern Innogy SE und GASAG 
AG realisiert 450connect LTE450 
Pilotprojekte im Raum Dortmund 
beziehungsweise in Berlin-Mitte, 
mit denen das Potenzial dieser 
Technologie für die Stromwirt-
schaft und Gaswirtschaft und 
deren Beitrag zur Energiewen-
de und Versorgungssicherheit 
aufgezeigt werden soll. Die 
450connect GmbH ist ein Toch-
terunternehmen der Alliander 
AG. Sie wurde im Jahr 2016 im 
Zuge der Akquisition der Inquam 
Deutschland GmbH durch die 
Alliander-Gruppe unter diesem 
Namen im Markt positioniert. Die 
Alliander AG mit Sitz in Berlin ist 
ein unabhängiger Serviceanbieter 
für das Management und die 
Steuerung dezentraler Energie-
Infrastrukturen. Die AG bietet in 
Deutschland seit 17 Jahren als 
Partner von Kommunen, Regio-
nen und Unternehmen Produkte 
und Lösungen für intelligente, 
bürgernahe Versorgungskonzep-
te an. Mutterunternehmen der 
deutschen Alliander AG ist der 
größte niederländische Strom- 
und Gasnetzbetreiber Alliander 
mit Sitz in Arnheim. Die Firma 
betreibt mit der Utility Connect 
ein 450-MHz-Funknetz mit über 
zwei Millionen Anschlüssen in 
den Niederlanden und ist damit 
bezogen auf Endgeräte weltweit 
der größte 450-MHz-Funknetz-

betreiber. Alleinige Gesellschafter 
der Alliander N.V. sind nieder-
ländische Kommunen und Ge-
bietskörperschaften. Alliander 
ist kein Finanzinvestor. Das im 
kommunalen Eigentum befind-
liche Unternehmen ist offen für 
die Beteiligung deutscher Ener-
gieversorgungsunternehmen.
Neben der 450connect GmbH 

stellt sich unter Führung der 
Bonn-Netz GmbH auch noch die 
“Versorger-Allianz 450 e.V.” als 
Wettbewerber um die Frequen-
zen auf. Der vom Betreiber des 
Bonner Strom- und Erdgasnetzes 
gegründete Verein repräsentiert 
aktuell eine Gruppe von etwa 
120 Unternehmen der deutschen 
Energie- und Wasserversor-
gungsbranche, die zusammen 
auch über 20 Prozent der Fläche 
Deutschlands repräsentieren. 
Er verfolgt wie 450connect das 
Ziel, ein diskriminierungsfreies, 
für die Anwender Kritischer In-
frastrukturen (KRITIS) gedach-
tes, schwarzfallfestes Netz, zu 
errichten und anzubieten. Für 
die Zuteilung der Frequenzen soll 
eine Beteiligungs-Gesellschaft 
der interessierten Versorgungs-
unternehmen gegründet werden, 
die als Network Service Provider 
(NSP) agiert. Diese soll Inhaberin 
der Frequenz und dafür verant-
wortlich sein, dass das bundes-
weite Netz aufgebaut wird. Mit 
dem Betrieb des Netzes soll ein 
Network Operator beauftragt 
werden.

Kein Indiz für Zersplitterung

Die beiden an der Rolle des 
Funknetzbetreibers interessier-
ten Konsortien aus der Ener-
giebranche, die 450connect und 
die Versorger-Allianz 450, ver-
folgen beide den Aufbau eines 
nationalen LTE450-Funknetzes 
für KRITIS und planen, sich an 
einem wettbewerblichen Verga-
beverfahren zu beteiligen.
Am Ende wird es wohl auf eine 

Konsensrunde im Bundeskanz-
leramt hinauslaufen müssen, 
denn hier haben sich BMWi und 
BMVI einerseits und andererseits 
BMI und BMVg verhakt.
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Fremdenhass und Ausgrenzung 
haben Konjunktur. Das zeigt sich 
nicht nur an den Wahlerfolgen 
der AfD. Deshalb muss sich nicht 
nur die Gesellschaft, sondern 
auch der Staat mit aller Ent-
schiedenheit der wachsenden 
Fremdenfeindlichkeit entgegen-
stellen. Die Ausbildung von jun-
gen Menschen, die selber aus-
ländische Wurzeln mitbringen, 
zu Polizistinnen und Polizisten 
kann dafür einen wichtigen Bei-
trag leisten. Denn sie setzt nicht 
nur ein Signal gegenüber den 
Migranten, dass die Integration 
in unsere Gesellschaft gelingen 
kann, sondern auch ein Signal 
für eine offene Gesellschaft. Erst 
wenn es normal wird, dass ich als 
Bürger auch von einem Polizisten 

kontrolliert werden kann, der 
ausländische Wurzeln hat, ist die 
Integration von Zugewanderten 
in unsere Gesellschaft gelungen.
2.491 junge Menschen mit Mi-

grationshintergrund haben sich 
im vergangenen Jahr alleine in 
Nordrhein-Westfalen um eine 
Einstellung in den Polizeidienst 
beworben. Viele von ihnen wur-
den in Deutschland geboren 
oder sind hier groß geworden. 
34 Bewerber stammen auch 
aus dem Irak, aus Syrien und 
Afghanistan. 306 Bewerber mit 
Migrationshintergrund wurden 
am Ende eingestellt. Nach einem 
harten Auswahlverfahren. Denn 
eins ist auch klar: Die Einstel-
lungsvoraussetzungen sind für 
alle die gleichen. Polizisten mit 

Migrationshintergrund bringen 
zwar zusätzliches Erfahrungswis-
sen mit, das bei der Bewältigung 
polizeilicher Einsatzsituationen 
helfen kann. Mehrsprachigkeit 
und Diversität ersetzen aber kei-
ne anderen Fähigkeiten, über 
die ein Polizist verfügen muss. 
Polizisten mit ausländischen 
Wurzeln sind deshalb nicht nur 
Dolmetscher oder Kulturverste-
her, sondern sie sind Polizisten 
wie jeder andere Polizist auch. 
Und sie wollen auch so behandelt 
werden. Deshalb dürfen Polizis-
ten mit Migrationshintergrund 
nicht nur in Brennpunkten mit 
überwiegend ausländischer Be-
völkerung eingesetzt werden, 
sondern überall. Dann sind sie 
ein Gewinn für uns alle. 

Ein deutliches Signal für  
eine offene Gesellschaft 

Michael Mertens ist Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) in Nordrhein-Westfalen.
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Innenminister Herbert Reul (CDU) 
sagte zu den Geräten, die an 
den Uniformen befestigt werden: 
“Die Kameras können kritische 
Situationen im Streifendienst 
entschärfen. Und das schützt 
die Polizistinnen und Polizisten 
direkt vor Übergriffen.” Die Auf-
nahmen der Bodycams werden 
in den einzelnen Kreispolizei-
behörden auf lokale Rechner 
übertragen. Dabei werden sie 
zugleich von der jeweiligen Ka-
mera gelöscht. Anschließend 
liegen sie zwei Wochen lang auf 
dem Sicherungsserver und kön-
nen als Beweismittel entweder 
zur Gefahrenabwehr oder zur 
Verfolgung von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten verwendet 
werden. Dazu meinte Ressortchef 
Reul: “Wenn wir die Polizei in 
Nordrhein-Westfalen mit Body-
cams ausstatten, dann brauchen 
wir auch moderne Rechner und 

neue Software, um die Bilder 
zu verwerten.” Das alles müsse 
außerdem den höchsten Sicher-
heitsstandards des Datenschut-
zes entsprechen.
Neben den Körperkameras hat 

die nordrhein-westfälische Poli-
zei auch rund 2.200 neue Strei-
fenwagen erhalten. Ausgeliefert 
werden zwei Modelle: der Ford 
S-Max (Segment “Van”) und der 
Mercedes-Benz Vito aus dem 
Segment “Utility”. Die Erneue-
rung der Fahrzeugflotte kostet bis 
2021 rund 116 Millionen Euro. 
Die ersten Fahrzeuge vom Typ 
Ford S-Max wurden bereits aus-
geliefert. In diesem Jahr werden 
noch knapp 300 Stück erwartet. 
Ebenfalls noch 2019 werden die 
ersten 200 Mercedes-Benz Vito 
ausgeliefert. Alle neuen Fahrzeu-
ge werden vom Land Nordrhein-
Westfalen gekauft. Die vorherigen 
Streifenwagen waren geleast. Ei-

ne Prüfung hatte jedoch ergeben, 
dass Leasing über den errechne-
ten optimalen Nutzungszeitraum 
von knapp vier Jahren nicht wirt-
schaftlich war. Zudem hatte die 
stichtagsgenaue Rückgabe der 
Leasing-Fahrzeuge die Polizei vor 
logistische Herausforderungen 
gestellt. Der Auswahl der neuen 
Streifenwagen ging erstmals ein 
aufwendiges Verfahren voraus, 
bei dem die Beamten die Fahr-
zeuge aussuchen, testen, Ver-
besserungsvorschläge machen 
und erneut erproben konnten. 
Bei der künftigen Zusammen-
setzung ihres Fuhrparks werden 
die Kreispolizeibehörden einen 
Spielraum haben. “Ein Drittel der 
anzuschaffenden Autos werden 
S-Max sein, ein weiteres Drittel 
wird aus Vitos bestehen. Das 
letzte Drittel ist ein Mix, der sich 
am Bedarf der einzelnen Behör-
den ausrichtet”, so Reul.

Polizei geht mit der Zeit
Körperkameras und neue Streifenwagen in Nordrhein-Westfalen

(BS/mfe) Bei der nordrhein-westfälischen Landespolizei werden flächendeckend Körperkameras für die Be-
amten eingeführt. Bis Ende kommenden Jahres sollen insgesamt rund 9.000 Geräte für rund sieben Millionen 
Euro angeschafft werden. Damit nicht genug. In Summe stehen über 120 Millionen Euro für neue Ausstattung 
zur Verfügung.

Showdown um Frequenzen
Argumentativer Schlagabtausch jetzt öffentlich

(BS/Marco Feldmann, Gerd Lehmann) Im Bereich des 450-Megahertz-Frequenzspektrums werden in Kürze zweimal 4,74 Megahertz frei. Diese 
sollen neu vergeben werden. Darüber wird jedoch schon länger gestritten (siehe Behörden Spiegel, September 2019, Seite 5). Der Beirat bei der 
Bundesnetzagentur hat sich nun einstimmig dafür ausgesprochen, der Energiewirtschaft auch nach 2020 die Nutzung der 450-MHz-Frequenzen zur 
Verfügung zu stellen. Es geht um die Frage, ob die Frequenzen den Energieversorgern bzw. deren privaten Dienstleistern anheimgestellt werden, 
oder ob sie als Teil der Public Safety-Infrastruktur auch als Teil der Public Security betrieben werden können. Nach einem Brief eines Anbieters an 
die Bundesregierung und alle Staatskanzleien der Länder hat nun der Präsident der Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS), Andreas Gegenfurtner, einen Offenen Brief geschrieben, in dem er dagegenhält.

Der Präsident der Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS), Andreas Gegenfurtner, hat sich 
an Verantwortliche in der Energiewirtschaft gewendet. Foto: BS/Giessen
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(BS/mfe) Bis Anfang kommenden 
Jahres sollen alle 13.500 Dienst-
kleidungsträger des Zolls ein 
neues Outfit erhalten. Die neue 
Uniform soll blau sein. Damit 
reiht sich die Zollverwaltung in 
die Farbgestaltung der deutschen 
und europäischen Sicherheits-
behörden ein. Die Kräfte bleiben 
jedoch weiterhin auch als Zöllner 
erkennbar. 
Einige Einheiten des Zolls sind 

bereits mit der neuen Uniform 

im Einsatz, unter anderem an 
den Flughäfen Frankfurt am 
Main und Düsseldorf. Auch 
die Dienstfahrzeuge sowie die 
Zollboote und -schiffe werden 
umlackiert. Neben der Moder-
nisierung der Dienstkleidung 
reformiert der Zoll zudem das 
Bestellsystem, das dafür erfor-
derliche Datenmanagement und 
die Lagerhaltung. 
Die Präsidentin der Generalzoll-

direktion (GZD), Colette Hercher, 

sagt: “Ein modernes, anspre-
chendes Erscheinungsbild stand 
bei der Entwicklung der neuen 
Dienstkleidung an oberster Stel-
le. Viele Bedienstete haben sich 
aktiv in den Entwicklungspro-
zess eingebracht. Auch deshalb 
haben wir heute eine hochwer-
tige und funktional verbesserte 
Dienstkleidungskollektion, mit 
der die Zöllnerinnen und Zöllner 
selbstbewusst, souverän und 
modern auftreten können.” 

Farblich angepasst
25 Jahre internationales Polizeiengagement
(BS) Am 12. Oktober 1994 – rund fünf Jahre, nachdem 
sich Beamte des Bundesgrenzschutzes zum ersten Mal 
im südafrikanischen Namibia beteiligt hatten – traf das 
erste Kontingent der deutschen Landespolizeien im ju-
goslawischen Mostar ein. Unter ihnen: 20 Polizisten aus 
Nordrhein-Westfalen. Das inzwischen 25 Jahre zurücklie-
gende Ereignis gilt als Auftakt der weltpolitischen Missi-
on deutscher Landespolizisten zur Wahrung humanitärer 
Lebensbedingungen. Seither hat sich die Dringlichkeit 
für den Einsatz in Krisengebieten sogar noch erhöht, 
sagt Innenminister Herbert Reul (Mitte).



Mit den steigenden Anfor-
derungen an die Sicher-

heitsdienstleistungen werden 
sicherheitsrelevante Aufgaben 
jedoch zunehmend auf externe 
Leistungserbringer übertragen. 
Dies hat zur Folge, dass auch 
einige Feuerwehren damit be-
ginnen, die Synergieeffekte aus 
diesen neuen Tätigkeitsfeldern 
zu nutzen, indem sie den Un-
ternehmen ihre Leistungen im 
Sicherheitsbereich anbieten. So 
werden beispielsweise in man-
chen Städten die Werkfeuerweh-
ren von Krankenhäusern und 
Großbetrieben oder der Aufbau 
einer Notfallversorgung für Die-
selkraftstoff im Katastrophenfall 
von der Gefahrenabwehrbehörde 
übernommen. Doch an welchen 
Tätigkeiten im Bereich der (nicht-
polizeilichen) Gefahrenabwehr 
darf die Kommune sich beteili-
gen, welche Sicherheitsleistun-
gen darf sie durch kommunale 
Einrichtungen übernehmen ((Re-)
Kommunalisierung) und welche 
nicht?

Potenzielle Unternehmensfor-
men dargestellt

Im Rahmen des vom Bun-
desministerium für Bildung 
und Forschung geförderten 
Forschungsprojektes “(Re-)
Kommunalisierung von Sicher-
heitsleistungen im Bereich der 
nicht-polizeilichen Gefahrenab-
wehr” (ReKom-S) wurde diese 
Frage im Unterauftrag der Feuer-
wehr Hannover durch die Kanzlei 
Becker Büttner Held geprüft. 
Das untersuchte Spektrum (re-)

kommunalisierbarer sicherheits-
relevanter Aufgaben erstreckt 
sich von der nicht-polizeilichen 
Gefahrenabwehr über die Ge-
fahrenvorsorge bis hin zu (Teil-)
Aspekten der Daseinsvorsor-
ge zur Errichtung krisen- und 
katastrophenresistenter Infra-
strukturen. Unter Heranziehung 
der Landesrechte verschiedener 
Bundesländer sowie des Grund-
gesetzes wurden dabei vor allem 
die rechtlichen Restriktionen und 
Vorgaben, denen Kommunen un-

terworfen sind, aufgezeigt und so 
“Key Facts” herausgearbeitet, die 
eine Einordnung solcher Vorha-
ben in “zulässig” oder “unzuläs-
sig” erleichtern. 

Schrankentrias begrenzt

Die Erbringung von (Sicher-
heits-)Leistungen in Form wirt-
schaftlicher Betätigung von Kom-
munen unterliegt ausdrücklich 
geregelten Einschränkungen. 
In kommunalrechtlicher Hin-
sicht erfolgt die Einschränkung 
der kommunalwirtschaftlichen 
Betätigung dabei insbesondere 
durch die sogenannte Schran-
kentrias. Diese setzt fest, dass 
eine wirtschaftliche Betätigung 

von Kommunen nur zulässig 
ist, wenn dies durch einen öf-
fentlichen Zweck gerechtfertigt 
ist, nach Art und Umfang ein 
angemessenes Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Kommune 
und zum voraussichtlichen Be-
darf besteht und der öffentliche 
Zweck – länderspezifisch – nicht 
besser und wirtschaftlicher be-
ziehungsweise nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch einen 
privaten Dritten erfüllt wird oder 
erfüllt werden kann (Subsidiari-
tätsgrundsatz). 
Die Voraussetzungen der 

Schrankentrias können im Be-
reich der Sicherheitsleistungen 
grundsätzlich vorliegen: Die 

Rechtfertigung durch einen öf-
fentlichen Zweck lässt sich in der 
Regel damit begründen, dass die 
Tätigkeit der Gefahrenvorsorge 
sowie der krisen- und katastro-
phensicheren Versorgung dient. 
Regelmäßig angenommen werden 
kann auch die Einhaltung des 
Subsidiaritätsgrundsatzes. Bei 
sicherheitsrelevanten Leistungen 
kommt es vor allem auf Krisen-
festigkeit im Katastrophenfall 
an. In derartigen Situationen 
verfügen öffentliche Einrichtun-
gen in der Regel über die größte 
Krisenresilienz, sodass sie zum 
Aufbau krisenfester Infrastruktu-
ren besonders gut geeignet sind. 
Im Rahmen des Beurteilungs-
spielraumes, der den Kommunen 
dabei zusteht, wird es regelmäßig 
gelingen, darzustellen, dass die 
Kommune für den Krisenfall je-
denfalls mindestens genauso gut 
zur Leistungserbringung geeignet 
ist. Hinsichtlich der Frage, ob die 

Tätigkeit von kommunalen Un-
ternehmen zur Leistungsfähig-
keit und dem voraussichtlichen 
Bedarf der Gemeinde in einem 
angemessenen Verhältnis steht, 
kann eine allgemeine Aussage im 
Regelfall nicht getroffen werden. 
Hier bedarf es vielmehr einer 
genauen Prüfung im Einzelfall. 

Überörtliche Betätigung nicht 
ohne Weiteres erlaubt

Nach Artikel 28 Absatz 2 des 
Grundgesetzes – und hierauf ba-
sierenden entsprechenden Re-
gelungen des Kommunalrechts 
– müssen sich wirtschaftliche 
Tätigkeiten von Kommunen zu-
dem auf Aufgaben der örtlichen 
Gemeinschaft beschränken. 
Damit sind einer überörtlichen 
Betätigung kommunaler Unter-
nehmen Grenzen gesetzt. Eine 
überörtliche Tätigkeit ist grund-
sätzlich nur dann zulässig, wenn 
diese die Leistungserbringung 
für die eigenen Gemeindebürger 
qualitativ verbessert. 
In wettbewerbsrechtlicher 

Hinsicht sind kommunale Tä-
tigkeiten im Bereich sicherheits-
relevanter Leistungen ebenfalls 
nicht per se unzulässig. Das 
Wettbewerbsrecht verbietet ins-
besondere nicht, dass öffentliche 
Unternehmen Synergien nutzen, 
die aus der Verbindung zur kom-
munalen Körperschaft entstehen. 
Der Austausch von Mitarbeitern 
mit der Stammkommune oder 
das besondere Vertrauen, das 
öffentlichen Unternehmen entge-
gengebracht wird, darf deshalb 
als Wettbewerbsvorteil von kom-
munalen Unternehmen genutzt 
werden. Wettbewerbsrechtlich 
unzulässig ist jedoch, wenn die 
kommunale Gebietskörperschaft 
im Zuge des Erlasses von Ho-
heitsakten zugunsten kommu-
naler Unternehmen wirbt, ohne 
auf die Leistungserbringung von 
Privaten hinzuweisen. 

Es darf auch nicht zu Ver-
günstigungen beim Erlass von 
Hoheitsakten kommen, wenn 
Private die Dienste kommunaler 
Sicherheitsunternehmen in An-
spruch nehmen. Damit es nicht 
zu Wettbewerbsverzerrungen 
kommt, muss die kommunalwirt-
schaftliche Tätigkeit im Bereich 
sicherheitsrelevanter Leistungen 
jedoch zumindest in finanzieller 
Hinsicht von der übrigen Verwal-
tung abgekoppelt werden. 
Die Refinanzierung des kommu-

nalen Sicherheitsunternehmens 
kann schließlich über Beiträge 
und Gebühren, aber auch über 
privatrechtliche Entgelte geregelt 
werden. Zur Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen und 
wegen des kommunalabgaben-
rechtlichen Gebotes der spezi-
ellen Entgeltlichkeit müssen die 
kommunalen Unternehmen zu-
mindest kostendeckend arbeiten.

Großes Spektrum

Im Ergebnis erstreckt sich 
das Spektrum (re-)kommunali-
sierbarer sicherheitsrelevanter 
Aufgaben grundsätzlich von der 
Gefahrenabwehr über die Gefah-
renvorsorge bis hin zur Daseins-
vorsorge durch die Errichtung 
krisen- und katastrophenresili-
enter Infrastrukturen. Dabei bie-
tet eine (Re-)Kommunalisierung 
sowohl Vorteile für die Kommune 
als auch für private Dritte bezie-
hungsweise die Einwohner. In-
folge der (Re-)Kommunalisierung 
erhält die jeweilige Kommune 
erhöhte Einflussnahmemöglich-
keiten im Sicherheitsbereich und 
kann damit die Erfüllung der 
ihr ohnehin obliegenden Auf-
gabe des Bevölkerungsschutzes 
in hohem Maße gewährleisten 
und verbessern. 

* Tom Hasport ist Forschungspro-
jektleiter der Feuerwehr Hanno-
ver. Matthias Brugger und Christi-
ne Wenzl sind Rechtsanwälte bei 
der Kanzlei Becker Büttner Held.
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Vorteile für alle Akteure
Privater Sicherheitsmarkt als Tätigkeitsbereich der Kommunalwirtschaft?

(BS/Tom Hasport/Matthias Brugger/Christine Wenzl*) Feuerwehren, krisenfeste Kommunikationsinfrastrukturen und Krisenlogistik sind nur ei-
nige Aufgaben im Bereich von Sicherheitsdienstleistungen, zu deren Erfüllung grundsätzlich sowohl private Unternehmen als auch Kommunen 
verpflichtet sind. Bislang erbringen private Unternehmen ihre Sicherheitsdienstleistungen oftmals selbst. Die betriebseigenen Sicherheitsdienste 
kennen die betriebsspezifischen Risiken in der Regel besser als Behörden oder externe Dienstleister und verfügen über das spezielle Fachwissen, 
das zu einer optimalen Aufgabenwahrnehmung erforderlich ist. 

Gesetzesreform verlangt
ZSKG des Bundes sollte angepasst werden

(BS/mfe) Hartmut Ziebs, der Präsident des Deutschen Feuerwehrverbandes (DFV), plädiert für eine Novellie-
rung des Zivil- und Katastrophenschutzgesetzes des Bundes. Das Regelwerk stehe bei der Finanzierung von 
Aufklärungs- und Präventionsangeboten der Feuerwehren vor Ort durch den Bund im Wege, kritisierte er. 
Ziebs fordert: “Es ist Zeit, das Gesetz zu reformieren, um hier die Resilienz der Bevölkerung zu stärken, aber 
die Kommunen nicht zusätzlich zu belasten.”

Außerdem müsse die Hinterblie-
benenversorgung bei unverhei-
rateten Freiwilligen Feuerwehr-
leuten verbessert werden. Dazu 
fehle den Unfallkassen bisher 
jedoch noch die gesetzliche Er-
mächtigung. Den notwendigen 
Spielraum würden sie aller-
dings bereits mit einer kleinen 
Änderung im Sozialgesetzbuch 
VII erhalten, meint Ziebs. Da-
bei gehe es um Mehrleistungen 
der Unfallkassen. Hier forderte 
er die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages auf, seinen Ver-
band bei den entsprechenden 
Bemühungen zu unterstützen. 

Feuerwehren in Text der 
Norm aufnehmen

Auch der Berliner Landesbrand-
direktor Dr. Karsten Homrighau-
sen spricht sich für verstärkte 
Anstrengungen in den Bereichen 
Prävention und Resilienz aus. 
Denn der Bevölkerung mangele 
es immer öfter an einer ausrei-
chenden Selbsthilfefähigkeit. 
Dies erkläre auch die ständig 
weiter anwachsende Zahl an 
Rettungsdiensteinsätzen in der 
Bundeshauptstadt. 
Ebenso wie Ziebs tritt Homrig-

hausen für eine Reform des Zivil- 

und Katastrophenschutzgeset-
zes des Bundes ein. Immerhin 
spielten die Feuerwehren “die 
tragende Rolle im deutschen Ka-
tastrophen- und Zivilschutz”. 
Begrifflich tauchten sie im Ge-
setz jedoch bisher gar nicht auf. 
Das müsse sich ändern. Und 
das, obwohl die Anforderungen 
an das Feuerwehrwesen immer 
weiter anstiegen, wie der Parla-
mentarische Staatssekretär beim 
Bundesinnenminister, Stephan 
Mayer (CSU), einräumt. Dies wer-
de etwa in der immer häufiger 
erforderlichen Bekämpfung von 
Waldbränden deutlich. Um all 
diese Aufgaben auch in Zukunft 
angemessen und effektiv bewäl-
tigen zu können, werde es noch 

stärker als bisher schon auf eine 
ausreichende Helfergewinnung 
und -bindung ankommen, so 
Mayer. 

Gemeinsames Melde- und 
Lagezentrum stärken

Ebenso wichtig sei ein wirksa-
mes Kapazitätenmanagement. 
Hierzu solle das Gemeinsame 
Melde- und Lagezentrum von 
Bund und Ländern (GMLZ) im 
Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) gestärkt werden. Es gehe 
insbesondere um eine intensive-
re Koordinierungsfunktion des 
GMLZ, vor allem im Bereich der 
luftgebundenen Waldbrandbe-
kämpfung.

EU-Kommission kann alle Kosten übernehmen
Komplettfinanzierung von Mangelressourcen im Katastrophenschutz möglich

(BS/mfe) Bei bestimmten Anschaffungen für den ergänzenden europäischen Pool an Katastrophenschutz-
ressourcen (rescEU) können die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union mit einer Komplettübernahme der 
erforderlichen Finanzmittel rechnen. Dies trifft etwa für den Erwerb von Löschflugzeugen, -hubschraubern, 
CBRN-Kapazitäten und Ressourcen für den Verletztentransport zu. In anderen Bereichen ist eine anteilige 
Kostenübernahme durch die EU geplant. Auch dort kann diese bis zu 90 Prozent der geschätzten Gesamtkosten 
ausmachen.

Gleichzeitig fokussiert sich das 
rescEU-Verfahren auf absolute 
Mangelressourcen, wie etwa die 
luftgebundene Waldbrandbe-
kämpfung. Ob Deutschland ein 
entsprechendes, gegebenenfalls 
komplett von der Kommission fi-
nanziertes Modul erhält, ist noch 
nicht entschieden. Die Gespräche 
dazu laufen momentan. 
In den Bundesländern zeigt man 

sich absolut ergebnisoffen. Vor 
Übernahme der Amtsgeschäfte 
durch die neue EU-Kommission 
mit der ehemaligen Bundesver-
teidigungsministerin Dr. Ursula 
von der Leyen an der Spitze sei 
nicht mit konkreten Ergebnis-
sen zu rechnen. Das berichten 
mehrere Personen, die mit den 
Vorgängen vertraut sind. 

Nur Ergänzung, kein Ersatz

Denkbar wäre der Erwerb wei-
terer Löschhubschrauber. Hier 
müssen die Länder im Falle 
von Vegetationsbränden bisher 
regelmäßig auf die Ressourcen 
der Bundes- und Landespolizei 
zurückgreifen. Löschflugzeuge 
gelten bei den Entscheidern in 
Bund und Ländern hingegen als 
sehr teuer und wartungsintensiv. 
Die Beschaffung der Fluggeräte 
müsste dann jedoch durch den 
Bund erfolgen. Einzelne Bundes-
länder wären damit überfordert, 
heißt es. 
Der Leiter der Abteilung für 

Kommunal- und Hoheitsangele-

genheiten im niedersächsischen 
Innenministerium, Dr. Alexander 
Götz, sagt, dass aus Sicht der 
Bundesländer Löschhubschrau-
ber in Deutschland das Mittel 
der Wahl seien. Löschflugzeuge 
hingegen seien eher ungeeignet, 
so der derzeitige Vorsitzende des 
für Katastrophenschutzthemen 
zuständigen Arbeitskreises V 
in der Innenministerkonferenz 
(IMK). Ähnliches ist von Uwe 
Becker, dem Leiter des Refera-
tes “Brand- und Katastrophen-
schutz” im Innenministerium 
Mecklenburg-Vorpommerns und 
Leiter der Arbeitsgruppe “Na-
tionaler Waldbrandschutz”, zu 
vernehmen.
Außerdem erklärt Götz, dass die 

EU-Kommission im Rahmen von 
rescEU Puffer- und Mangelres-
sourcen anschaffen wolle. Eines 
dürfe dabei nicht geschehen: Eu-
ropäische Hilfe dürfe die natio-
nalstaatlichen Bemühungen zur 
Eigenvorsorge nicht ersetzen oder 
zu deren Vernachlässigung durch 
die Verantwortlichen führen. Er 
unterstreicht, dass rescEU nur 
eine Ergänzung, kein Ersatz für 
nationales Handeln sei.

Brüssel beteiligt sich maß-
geblich

Allerdings ist beim Einsatz von 
rescEU-Kapazitäten innerhalb 
der Europäischen Union die 
Übernahme aller operationellen 
Kosten im Falle von Mangelres-

sourcen vorgesehen. Das umfasst 
auch die Personalkosten. Auch 
bei Nicht-Mangel-Kapazitäten 
ist in solchen Fällen eine Über-
nahme der operationellen Kosten 
durch die Kommission in Höhe 
von 75 Prozent des Gesamtbetra-
ges vorgesehen. Kommen rescEU-
Kapazitäten außerhalb der EU 
zum Einsatz, sollen grundsätz-
lich alle operationellen Kosten 
von Brüssel getragen werden. 
Auch bei spontanen Angeboten 
zur Bewältigung von Katastro-
phen in anderen Staaten sowie 
bei Einsätzen im Rahmen des 
Katastrophenschutzpools hilft 
die Kommission. Bei Ersteren 
werden – unabhängig davon, 
ob die Unterstützung innerhalb 
oder außerhalb der EU stattfin-
det – drei Viertel der jeweiligen 
Transportkosten übernommen. 
Beim Katastrophenschutzpool 
sind es bei Einsätzen in der EU 
75 Prozent der operationellen 
Kosten, außerhalb der Staaten-
gemeinschaft drei Viertel der 
Transportkosten. 

Unklare Zukunft

Unklar ist derzeit allerdings 
noch, wie der designierte neue 
EU-Kommissar für Krisenma-
nagement, der Slowene Janez 
Lenarčič, zur rescEU-Idee steht. 
Sein Vorgänger, der noch am-
tierende Kommissar Christos 
Stylianides aus Zypern, gilt als 
“Vater” des Vorhabens.

Auch die Feuerwehr Hannover (im Foto die Regionalleitstelle der niedersächsischen Landeshauptstadt) war am Projekt 
“(Re-)Kommunalisierung von Sicherheitsleistungen im Bereich der nicht-polizeilichen Gefahrenabwehr” beteiligt. Dieses 
wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Foto: BS/Ulrich Reinecke Photography

Das Projekt wurde vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
(BMBF) gefördert.

 MELDUNG

(BS/mfe) In den ersten acht 
Monaten dieses Jahres sind in 
deutschen Gewässern mindes-
tens 348 Menschen ertrunken.
 Das sind zwar 97 weniger als im 
Vorjahr, allerdings lag im Juni  
die Zahl der Todesfälle über dem 
Niveau des Vorjahresmonats. 
Als Hauptursachen identifiziert 

der Präsident der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
(DLRG), Achim Haag, Leichtsinn, 
das Überschätzen der eigenen 
Leistungsfähigkeit, eine zu ho-
he Risikobereitschaft und das 
Schwimmen in unbewachten Ge-
wässern. Unfallschwerpunkte 
sind weiterhin Flüsse und Seen.

Fast 350 Badetote



Generalleutnant Michael Vet-
ter, Abteilungsleiter Cyber/

Informationstechnik (CIT) im 
Bundesministerium der Vertei-
digung (BMVg), griff das Thema 
“Digitalisierung” in seiner Er-
öffnungsrede als “Megathema, 
Führungsaufgabe und Chefsa-
che” für die Bundeswehr auf. 
Nur durch die konsequente Um-
setzung, etwa mit dem “Cyber 
Innovation Hub” (CIH), dem For-
schungsinstitut “Cyber Defence 
und Smart Data” (CODE) der 
Universität der Bundeswehr in 
Neuberg oder mit Projekten wie 
der umfassenden Digitalisierung 
von Landbasierten Operationen 
der Streitkräfte (D-LBO) und 
einer weiteren Verschränkung 
mit dem IT-Dienstleister BWI, 
könne die Bundeswehr künftig 
Informations- und Wirkungs-
überlegenheit erzielen.
Der ministerielle Abteilungs-

leiter CIT warnte davor, Digita-
lisierung ohne Veränderungen 
in der Führungskultur, Zusam-
menarbeit und Arbeitsweisen zu 
betrachten. Mit Veränderungs-
management sei insbesondere bei 
der Bundeswehr ein besonders 
“dickes Brett” zu bohren.

Digitalisierung der Streitkräfte

Die Digitalisierung der Streit-
kräfte mache einen beachtlichen 
Kostenanteil innerhalb der Ge-
samtausgaben für Verteidigung 
aus. Daran führe jedoch kein Weg 
vorbei. “Schließlich digitalisieren 
auch unsere potenziellen Gegner 
ihre Fähigkeiten”, so General 
Vetter in seiner Koblenzer Key-
note. Daten seien der “Rohstoff 
der Zukunft”. Die Digitalisierung 
werde auch beeinfl ussen, “wie 
wir künftig kämpfen”, sagte der 
Drei-Sterne-General in Luftwaf-
fen-Uniform.
Auch die BWI GmbH, der IT-

Dienstleister für Bundeswehr 
und Bund, müsse vor diesem 
Hintergrund “deutlich weiterent-
wickelt werden”, betonte General 

Vetter. Dies gelte zunehmend 
auch für die sogenannte “grüne”, 
d. h. militärische Informations-
technik. Martin Kaloudis, CEO 
der BWI, erklärte in diesem Zu-
sammenhang, dass bei ihm im 
Unternehmen keine Unterschei-
dung mehr zwischen “weißer” 
– sprich ziviler – und “grüner” 
IT gemacht werde. Der Vorsit-
zende der BWI-Geschäftsführung 
verwies auch darauf, dass zum 
Jahresanfang 2020 der “Cyber 
Innovation Hub” als Schnittstelle 
zwischen Start-up-Szene und 
Bundeswehr fester Bestandteil 
der BWI werde.

Mit den Programmen FOXTROT, 
D-LBO und TEN zeigten Oberst 
i. G. Robert Miedema von den 
niederländischen Streitkräften 
und der Leitende Technische Re-
gierungsdirektor Christian Peters 
vom BAAINBw eine besondere 
Form der Zusammenarbeit auf. 
Die Digitalisierung der Streit-
kräfte beider Nationen solle in 
einem gemeinsamen Programm 
“Tactical Edge Networking (TEN)” 
umgesetzt werden. Die heutige 
Ausstattung sei den neuen, zu-
künftigen Herausforderungen 
anzupassen. Mit TEN würden 
die beiden nationalen Program-

me FOXTROT (Niederlande) und 
 D-LBO (Deutschland) zusam-
mengeführt, um mit gemeinsa-
men operativen Anforderungen 
eine gemeinsame technische 
Lösung zu erzielen. Bis 2023 
sollten dann die ersten Einheiten 
ausgestattet und operativ sein.
In seiner Eigenschaft als stell-

vertretender Vorsitzender des 
Cyber Security Cluster Bonn 
stellte Prof. Dr. Peter Martini 
dieses im Oktober des vergan-
genen Jahres aus der Taufe 
gehobene Sicherheitsnetzwerk 
vor. Die Bundesstadt sei einer 
der führenden IT-Standorte in 

Deutschland. Schließlich haben 
das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI), 
das Kommando Cyber- und 
Informationsraum (CIR) der 
Bundeswehr, die Telekom Se-
curity – T-Systems International 
GmbH, die Universität Bonn, 
die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg 
sowie das Fraunhofer-Institut 
für Kommunikation, Informati-
onsverarbeitung und Ergonomie 
(FKIE) ihren Sitz im Raum Bonn. 
Diese arbeiten eng mit der Stadt 
Bonn, der IHK Bonn/Rhein-Sieg, 
der Polizei NRW, den ansässigen 
großen Unternehmen Deutsche 

Post, Postbank und Deutsche 
Telekom, aber auch mit vielen 
mittelständischen Unternehmen 
zusammen.
Oberst i. G. Heiko Mühlmann, 

stellvertretender Vorsitzender 
AFCEA Bonn, verwies darauf, 
dass insbesondere Künstliche 
Intelligenz (KI) ein “starker Trei-
ber von Veränderungen” sei. Sei-
ne Prognose für das Jahr 2030 
lautete daher, dass dann mehr 
als die Hälfte der menschlichen 
Arbeit von automatisierten Sys-
temen erledigt würde.

AFCEA-Studienpreis 2019

Im Anschluss überreichte Dr.-
Ing. Michael Wunder, Vorstand 
AFCEA Bonn, den AFCEA-Stu-
dienpreis 2019. Dabei wurden 
wieder herausragende Studi-
enarbeiten im Themenbereich 
Informatik/Nachrichten- und 
Automatisierungstechnik aus-
gezeichnet. Die Arbeiten wurden 
verfasst von jungen Akademikern 
an Hochschulen und Universitä-
ten im Rhein-Sieg-Kreis, Bonn, 
Aachen und Koblenz sowie den 
Bundeswehr-Universitäten und 
sind insgesamt mit 20.000 Euro 
dotiert.
Dieses Jahr wurde der erste 

Preis à 5.000 Euro gleich zwei Mal 
verliehen. Giovanni d‘Apice von 
der RWTH Aachen war einer der 
beiden Preisträger. Seine Master-
Arbeit, betreut von Prof. Peter 
Knott und Dr. Delphine Cerutti-
Maori, befasst sich mit dem The-
ma “Automatischer Vergleich und 
Qualitätssteigerung von Bildern 
des ISAR-Radars durch verbes-
serte Autofokus-Algorithmen”. 
Der andere Preisträger, Chris-
topher Krah von der Universität 
Bonn, beschäftigte sich mit seiner 
ausgezeichneten Arbeit mit einer 
konsequenten wissenschaftli-
chen Untersuchung zur Sicher-
heit von Dateisystem-Implemen-
tierungen. Betreut wurde diese 
Examensarbeit von Prof. Martini 
und von Prof. Dr. Michael Meier.
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Digitale Kompetenz und Konvergenz
Besucherrekord bei Koblenzer IT-Tagung

(BS/Dr. Gerd Portugall) Mit über 500 Besuchern hat die dreizehnte Koblenzer IT-Tagung Anfang September einen neuen Besucherrekord erzielt. 
Gemeinsam beleuchteten die beiden Veranstalter, das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) 
sowie das Anwenderforum für Fernmeldetechnik, Computer, Elektronik und Automatisierung Bonn e. V. (AFCEA), einen Tag lang aus verschiedenen 
Perspektiven das Thema “Digitale Kompetenz und Konvergenz im Zeitalter digitaler Systeme”.

Zahlreich und hochrangig besucht (v.r.n.l.): Brigadegeneral Ralf Hoffmann, Generalleutnant Dr. Ansgar Rieks, Prof. Dr. Bernd Eylert, Generalleutnant Michael 
Vetter, die Koblenzer Bürgermeisterin Ulrike Mohrs, Generalleutnant Ludwig Leinhos, BWI-Geschäftsführer Martin Kaloudis und Generalmajor Walter Huhn.
 Foto: BS/Portugall



Ihr Design ist ungewöhnlich 
und nicht einfach nur die Kopie 

vergleichbarer US-Träger: zwei 
Deckshäuser, ein hoch auto-
matisiertes Waffenlager nebst 
Munitionsverteilungssystem, ein 
integrierter redundanter, nicht-
atomarer Antrieb und ein 16.000 
m² großes Flugdeck ohne Kata-
pulte oder Fangseile, aber mit 
einer Sprungschanze am Bug. 
Zudem kommt die QEC bei ih-
rer Größe im Gegensatz zu US-
Trägern mit einer relativ kleinen 
Stammbesatzung von nur rund 
700 Seeleuten aus. Voll bemannt 
verrichten sodann 1.600 Männer 
und Frauen, darunter auch eine 
Kompanie britischer Marinein-
fanterie mit 250 Soldaten, ihren 
Dienst an Bord der QEC.
Bei einer Länge von 284 m und 

einer Breite von 73 m ist der un-
ter dem Flugdeck liegende Han-
gar mit 4.727 m² groß genug, um 
bis zu 20 F-35B-Kampfflugzeuge 
bzw. eine größere Zahl verschie-
dener Kampf- sowie Transport-
hubschrauber unterzubringen. 
Geplant ist bislang, auf der QEC 
und ihrem Schwesterschiff je 
eine Staffel mit zwölf F-35B zu 
stationieren, die im Ernstfall 
auf 24 (ab 2023) bis maximal 
36 Kampfjets verstärkt werden 
sollen. Alternativ kann die QEC 
auch mehr als 40 Hubschrauber 
aufnehmen.
Geplant ist weiterhin, die “HMS 

Prince of Wales” so umzubauen, 
dass sie auch als amphibischer 
Angriffsträger mit einem größeren 
Kontingent an Hubschraubern 
einsetzbar wäre. Vorsorglich 
wurde bei der Planung beider 
Flugzeugträger zudem eine Aus-
baureserve von 16 Prozent an 
zusätzlichem Gewicht für spä-
tere Um- bzw. Nachrüstungen 
vorgesehen, getreu dem Motto 
des ehemaligen Ersten Seelords, 
Admiral Sir Michael Boyce: “Luft 
kostet nichts und Stahl ist billig.”

Warum die QEC über zwei 
“Inseln” verfügt

Als bislang einziger Flugzeug-
träger weltweit verfügt die QEC 
über zwei Deckshäuser, auch “In-
seln” genannt. Der Grund hierfür 
liegt u. a. in der Trennung der 
Schornsteine für die beiden in 
zwei getrennten Schiffskomple-
xen untergebrachten Maschinen-
räume, bestehend aus je einer 
Rolls-Royce-MT30-Gasturbine 
mit 36 MW unterhalb jeder Insel 
und jeweils zwei Dieselmotoren 
mit je zehn MW weiter unten im 
Rumpf, die den integrierten elek-
trischen Antrieb und das Schiff 
selbst mit Energie versorgen.
Im Falle eines schweren Treffers 

in einem Maschinenraum könnte 
die QEC mithilfe der anderen 
Gasturbine weiterhin genügend 
Fahrt machen. Selbst bei einem 
Ausfall beider Gasturbinen kann 
sie mit den verbleibenden vier 
Dieselmotoren immer noch den 
elektrischen Antrieb versorgen. 
Außerdem verringern zwei ge-
trennte Inseln, im Gegensatz zu 

einer langen, die auf dem Flug-
deck auftretenden Luftturbulen-
zen, die durch den Wind sowie 
die Schiffsbewegungen entstehen 
und den Flugbetrieb nachhaltig 
behindern würden. Schließlich 
konnten die beiden leistungs-
starken Hauptradare der QEC 
auf den beiden Deckshäusern 
ausreichend weit entfernt von-
einander aufgestellt werden, um 
eine gegenseitige elektronische 
Beeinflussung bzw. “blinde Fle-
cken” bei der Radarerfassung zu 
vermeiden.

Einzigartiges Lager- 
verwaltungssystem

Eines der komplexesten, aber 
auch innovativsten Systeme 
an Bord der QEC ist das Hoch-
Mechanisierte Waffen-Handha-
bungssystem (“HMWHS”). Es 
ist die erste Anwendung eines 
ursprünglich landgestützten au-
tomatisierten Lagersystems auf 
einem Kriegsschiff dieser Größe. 
Das HMWHS bewegt palettierte 
Munition im Schiff entlang von 
Schienen und über eine Vielzahl 
von Liften aus den tief im zentra-
len Drittel des Rumpfes befindli-
chen Waffenkammern zunächst 
zu den Munitionsvorbereitungs-
bereichen, von dort dann zum 
Hangar bzw. dem Flugdeck und 
wieder zurück.
Im Gegensatz zu anderen Flug-

zeugträgern sind die Waffenkam-
mern der QEC unbemannt, die 
Bewegung der Paletten selbst 
wird von einem zentralen Ort aus 
ferngesteuert und es wird nur 

dann Personal benötigt, wenn 
die Waffen erstmals eingelagert 
oder für den Einsatz vorberei-
tet werden sollen. Das HMWHS 
beschleunigt die Anlieferung 
der Munition und reduziert die 
Größe der sonst dafür erforder-
lichen Besatzung erheblich. Nur 
50 (anstatt 150) Seeleute sind 
überhaupt noch erforderlich, um 
das gesamte System zu bedienen, 
im Notfall kommt man sogar mit 
zwölf Matrosen aus.

Kein nuklearer Antrieb

Obwohl die Vorteile eines Atom-
antriebs bei der QEC nicht zu 
leugnen wären, nämlich die 
unbegrenzte Reichweite nebst 
größerer Geschwindigkeit, ent-
schied sich die Royal Navy den-
noch für konventionelle Gas-/
Dieselmotoren. Damit verfügt die 
QEC bei 18 Knoten (33 km/h) 
Fahrt immer noch über einen 
beachtlichen Aktionsradius von 
rund 20.000 Kilometern und er-
reicht eine Höchstgeschwindig-
keit von 25 Knoten (46 km/h). 
Da auch die Begleitschiffe des 
QEC-Kampfverbandes alle über 
herkömmliche Antriebe verfü-
gen, hätte nach Meinung der 
Royal Navy ein atomarer Antrieb 
nur für die QEC allein keinen so 
großen Vorteil dargestellt, der 
die höheren Folgekosten für 
den langfristigen Betrieb eines 
Atomreaktors hätte rechtfertigen 
können. Ein weiterer Grund für 
einen konventionellen Antrieb 
war die Tatsache, dass die Werf-
ten in Großbritannien zwar über 

ausreichend Erfahrungen mit 
dem Bau kleinerer Kernreaktoren 
für U-Boote verfügen, aber dort 
noch nie ein nuklearer Antrieb 
für ein größeres Überwasserschiff 
geplant bzw. gebaut wurde.

Von Ökonomen entwickelt, 
nicht von Kriegern

Prof. Peter Roberts vom unab-
hängigen britischen “Royal Uni-
ted Services Institute” vertritt die 
Auffassung, dass bei der Planung 
und Ausstattung der QEC vor 
allem niedrige Betriebskosten 
für Personal und Treibstoff die 
wesentlichen Kriterien waren, 
dem sich alles andere, auch mili-
tärische Gesichtspunkte, unter-
zuordnen hatten.
Bei der QEC ist mit rund 700 

Seeleuten fast genauso viel Be-
satzung vorgesehen wie bei den 
ehemaligen leichten Trägern der 
“Invincible”-Klasse, die aber nur 
22.000 Tonnen Verdrängung hat-
ten, also um zwei Drittel kleiner 
waren. Der massive Einsatz von 
Automatisierung und Fernüber-

wachung war beim Bau der QEC 
unerlässlich, um diese drastische 
Reduzierung bei der Stammbe-
satzung überhaupt zu erreichen. 
Daher sind Kameras und Über-
wachungsgeräte in fast jedem 
Bereich sowie in allen wichtigen 
Schiffssystemen der QEC ver-
baut. Dies mag zwar finanziell 
sinnvoll sein, um den Personal-
schlüssel für Wartungsaufgaben 
zu senken, könnte aber nach 
Auffassung von Prof. Roberts die 
Fähigkeit der QEC zur Kriegsfüh-
rung nachhaltig verschlechtern. 
Denn Kriegsschiffe unterscheiden 
sich hinsichtlich der Anforderun-
gen an Schadenskontrolle und 
Brandbekämpfung deutlich von 
zivilen Handelsschiffen. Diese 
Aufgaben sind sehr personalin-
tensiv, wie die Erfahrungen mit 
größeren Schäden im Falkland-
Konflikt und durch Zwischenfälle 
auf der “HMS Nottingham” (2002) 
und der “HMS Endurance” (2008) 
zeigen. Schließlich weist Prof. 
Roberts noch auf einen anderen 
wesentlichen Gesichtspunkt hin: 

Der QEC mangele es an einem 
ausreichenden Selbstschutz. Ein 
Blick auf die Flugzeugträger an-
derer Nationen lasse erkennen, 
dass sich die Royal Navy auch 
hier vielleicht von falscher Spar-
samkeit habe leiten lassen. Die 
USA, Russland und selbst Chi-
na hätten ihre Träger über die 
Nahbereichsverteidigung hinaus 
mit Kurzstrecken-Flugabwehr-
raketen ausgerüstet. Die QEC 
müsse sich hier einzig und allein 
auf ihre Begleitschiffe verlassen, 
die aber nur über eine sehr be-
grenzte Anzahl an Lenkwaffen 
verfügen und auf See auch nicht 
nachmunitioniert werden kön-
nen. Zudem sind bislang weder 
der “Typ-45”-Zerstörer noch die 
“Typ-23”-Fregatte in der Lage, 
ballistische Raketen geschweige 
denn Hyperschallwaffen abzu-
fangen.

Britannia rule the waves?

Die QEC ist kein “Supercarrier”, 
wie die neue “Gerald-R.-Ford”-
Klasse der USA. Sie ist ein Sinn-
bild für das Auseinanderfallen 
von Anspruch und Wirklichkeit 
britischer Seemacht, denn Groß-
britannien selbst herrscht schon 
seit den 1950er-Jahren nicht 
mehr über die Hohe See.
Sie ist kein bequemes und 

großes Ziel, wie Russland be-
hauptet, auch wenn ihre Selbst-
schutzfähigkeiten nebst Eskorte 
eher dürftig sind und deswegen 
ein Aufenthalt in der Nähe US-
amerikanischer Kriegsschiffe 
erst einmal militärisch ratsam 
erscheint oder die europäischen 
NATO-Partner der QEC zukünftig 
Begleitschiffe zur Seite stellen 
müssen. So ist dieser Flugzeug-
träger ein Kompromiss zwischen 
dem knappen Verteidigungs-
budget und der angestrebten 
militärischen Machtprojektion 
Großbritanniens auf den Welt-
meeren. Mit der “HMS Queen 
Elizabeth” und ihrem Schwes-
terschiff “HMS Prince of Wales” 
wird Großbritannien in Zukunft 
zwar nicht mehr allein, dafür 
aber in Kooperation mit seinen 
(europäischen) NATO-Partnern 
die Meere wieder beherrschen.

*Roger Näbig arbeitet als Rechts
anwalt und freier Journalist in 
Berlin mit dem Fokus auf globalen 
Konflikten, Verteidigung, Sicher
heit, Militärpolitik, Rüstungstech
nik und Kriegsvölkerrecht. Da
rüber hinaus hält er Vorträge zu 
verteidigungspolitischen Themen.
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HMS Queen Elizabeth
Symbol britischer Seemacht oder nur ein “bequemes und großes Ziel”?

(BS/Roger Näbig*) Die “HMS Queen Elizabeth” (“QEC”) ist Namensgeberin der neuen “Queen Elizabeth”-Flugzeugträgerklasse und mit ihrem zur 
Zeit noch im Bau befindlichen Schwesterschiff “HMS Prince of Wales” das teuerste Rüstungsprojekt Großbritanniens (6,8 Milliarden Euro) sowie 
das größte je in Dienst gestellte Kriegsschiff der Royal Navy. Ihre Verdrängung (65.000 Tonnen) ist im Vergleich drei Mal größer als die des 2011 
ausgemusterten Flugzeugträgers “HMS Ark Royal” (22.000 Tonnen), aber ein Drittel geringer als die des neuen US-Flugzeugträgers der “Gerald- 
R.-Ford”-Klasse (100.000 Tonnen).

Ein entsprechender Liefervertrag 
wurde vor Kurzem unterzeichnet. 
Der Auftragswert beläuft sich auf 
rund 300 Millionen Euro netto. 
Die Lieferungen beginnen 2021 
und dauern bis 2025.
Rheinmetall ist bei dem Vorha-

ben Partner von Krauss-Maffei 
Wegmann (KMW). KMW hatte 
im Dezember des vergangenen 
Jahres von den ungarischen 
Landstreitkräften den Auftrag 
zur Lieferung von 44 neu gefer-
tigten Kampfpanzern “Leopard 
2A7+” und 24 neu gefertigten 
Panzerhaubitzen 2000 erhal-
ten. Ungarn wird damit der 19. 
“Leopard-2”-Nutzerstaat und der 
achte Nutzerstaat der PzH 2000.
Rheinmetall ist der Entwick-

ler und Originalhersteller der 
120-mm-Glattrohr-Technolo-
gie, die in allen Versionen des 
Kampfpanzers “Leopard 2” ver-
wendet wird. Gleiches gilt für die 
155-mm-L52-Waffenanlage der 
Panzerhaubitze 2000.
Die weitverbreitete 120-mm-

Glattrohrtechnologie wurde 
durch Rheinmetall sowohl waf-
fen- als auch munitionsseitig 
stetig weiterentwickelt. Die für 

den “Leopard 2A7+” vorgesehene 
druckhöhere 120-mm-Waffenan-
lage L55A1 ist Ende 2017 quali-
fiziert worden und wird seit Mitte 
des vergangenen Jahres bereits 
für zwei “Leopard-2”-Nutzerstaa-
ten geliefert und eingerüstet. Die 
Waffenanlage L55A1 ist darüber 
hinaus zum Verschießen der pro-
grammierbaren Mehrzweckpa-
trone DM11 befähigt. 

Auch die Fahrgestelle der Pan-
zerhaubitze 2000 sind bei Rhein-
metall entwickelt worden.
Das Rückgrat der ungarischen 

Panzertruppe bilden aktuell 44 
T-72M1-Kampffahrzuge, die 
noch aus sowjetischer Produk-
tion stammen. Sie sind mit einer 
125-mm-Glattrohrkanone vom 
Typ 2A46 als Hauptbewaffnung 
ausgestattet.

Millionenauftrag aus Ungarn
Waffenanlagen und Wannen für PzH 2000 und “Leopard 2”

(BS/por) Rheinmetall fertigt im Rahmen der Modernisierung des ungarischen Heeres Waffenanlagen und 
Feuerleittechnik für 44 Kampfpanzer “Leopard 2” sowie Waffenanlagen, Feuerleittechnik und Fahrgestelle 
für 24 Panzerhaubitzen 2000 (PzH). Ebenso gehören 13 HX- und TGS-Lastkraftwagen zum Auftragspaket.

Der ganze Stolz der Royal Navy: der neue Flugzeugträger “HMS Queen Elisabeth” Foto: BS/US Navy, Daniel Gaither

Panzerhaubitzen 2000 in Afghanistan im scharfen Schuss. Die niederländischen 
Streitkräfte und die Bundeswehr setzten das Artilleriegeschütz am Hindukusch ein.
 Foto: BS/Rheinmetall
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B ehörden Spiegel: Für den 
Inspekteur des Heeres lautet 

die erste Frage: Wie steht es um 
dessen Einsatzbereitschaft?

Vollmer: Das Heer erfüllt un-
verändert alle seine Aufträge 
in der gesamten Bandbreite: 
von Afghanistan bis zur NATO-
Speerspitze VJTF (“Very High 
Readiness Joint Task Force”). 
Das können wir aber nur leis-
ten, weil wir zum einen gute und 
motivierte Soldatinnen und Sol-
daten haben, die vorbildlich ihre 
Pflicht erfüllen, aber zum ande-
ren, weil wir Material und Gerät 
aus verschiedenen Verbänden 
zusammenziehen müssen. Die 
materielle Einsatzbereitschaft 
ist unverändert die Achillesferse 
des Deutschen Heeres. Wenn wir 
das nicht ändern, dann werden 
wir zwar auch weiterhin unsere 
Aufträge erfüllen, aber unter In-
kaufnahme von Einschränkun-
gen bei der Einsatzbereitschaft 
zu Hause und bei der Ausbil-
dungsfähigkeit.

Behörden Spiegel: Alles wird 
digitalisiert: jeder Lebensbereich 
und jeder Arbeitsbereich, so auch 
das Heer. Wie sehen dazu die 
Überlegungen bzw .Planungen 
im Kommando Heer aus?

Vollmer: Die Digitalisierung der 
Landstreitkräfte ist für das Heer 
von großer Bedeutung. Dabei 
ist die Modernisierung unserer 
Funkgeräte ein wichtiger Bau-
stein. Unsere Funkgeräte gehen 
altersbedingt in die Obsoleszenz, 
d. h. wir haben dann bspw. keine 
garantierte Ersatzteilversorgung 
mehr durch die Industrie. Auf-
grund der heutzutage großen 
Vielzahl unterschiedlichster 
Sensoren auf dem Gefechtsfeld, 
die eine unglaubliche Fülle an 
Informationen liefern, die zeitge-
recht bewertet und weitergeleitet 
werden müssen, ist eine Moder-
nisierung dringend geboten. In 
einem Zwischenschritt auf dem 
Weg zur Digitalisierung müssen 
wir jedoch zunächst auf die be-

währten und analogen Funkge-
räte zurückgreifen. Wir haben 
für ein halbes Jahr einen Test- 
und Versuchsverband in Munster 
aufgestellt, in dem wir moderne 
“Battle-Management”-Systeme 
(BMS) von verschiedenen An-
bietern getestet haben. Unsere 
Soldaten haben mit ihrer regu-
lären Ausstattung verschiedene 
Produkte einsatznah erprobt. Wir 
sind am Ende zu einer taktisch-
operativen Empfehlung gekom-
men, die eine der Grundlagen für 
die Auswahl des BMS bildet. Für 
die VJTF 2023 wird dieses BMS 
entsprechend beschafft und ein-
gerichtet. Um da auch mal Zahlen 
zu nennen: Das bedeutet für die 
VJTF 2023 – das ist die Panzer-
grenadierbrigade 37 –, dass allein 
in 2.700 Gefechtsfahrzeugen die-
se moderne und neue Software 
und entsprechende Anzeigegeräte 
eingerüstet werden müssen. D. 
h. jedes Fahrzeug muss typenab-
hängig geprüft und der Einbau 
geplant werden: Welche Verka-
belung und Ausstattung ist in 
dem Fahrzeug verbaut? Mit was 
werden die Daten angezeigt? Die 
Kernfrage lautet: Wie schaffen wir 
es rechtzeitig bis Ende 2020, die 
Einrüstung abzuschließen? Für 
den nächsten wichtigen Schritt 
im Rahmen der Digitalisierung 
ist eine hohe Bandbreite erfor-
derlich. Das können unsere alten 
Funkgeräte nicht mehr leisten. 
Hier brauchen wir die modernen 
“Software Defined Radios”. Also 
besteht die große Herausforde-
rung, in der nächsten Zeit die 
Entscheidung zu treffen, welches 
neue Funkgerät wir beschaffen. 
In Summe: Die Digitalisierung 
ist das (!) Mega-Thema für das 
Heer und die Landstreitkräfte.

Behörden Spiegel: Was für 
weitere technologische Heraus-
forderungen sehen Sie? Was für 
neue Waffensysteme braucht das 
Heer in mittlerer Zukunft?

Vollmer: Da gibt es einige, ich 
will gerne exemplarisch darauf 
eingehen. Zum einen sind einige 
Dinge bereits eingeleitet, wie un-
ter anderem die Modernisierung 
unserer Drohnen KZO und LUNA. 
Dafür ist das neue System bereits 
in der Beschaffung. Hier gilt auch 
wieder, dass es die notwendi-
ge Anzahl ist, die uns fehlt. Wir 
müssen das gesamte deutsche 
Heer möglichst schnell und in der 
erforderlichen Stückzahl ausstat-
ten. Da ist bspw. der Brücken-
legepanzer “Leguan”, der einge-
führt wird. Mit dem bilden wir 
bereits aus. Auch hier ist wieder 
die Herausforderung, die Anzahl 
insgesamt zu beschaffen, die wir 
für alle Verbände brauchen – und 
eben nicht “tröpfchenweise” auf 
die Verbände zu verteilen. Und 

dann sind da weitere Zukunfts-
themen: Die Ablösung unseres 
Sperrsystems. Wir hatten ja die 
Sperrfähigkeit komplett aufgege-
ben. Wir haben sie wieder einge-
führt mit dem “Minenverleger 85” 
(MiV85), das heißt, das System ist 
ursprünglich bereits 1985 einge-
führt worden. Mit der Bewertung 
der sicherheitspolitischen Lage 
Anfang der 2000er-Jahre wur-
de es nicht mehr benötigt und 
wurde ausgesondert. In Afgha-
nistan brauchten wir ganz andere 
Fähigkeiten. Mit der Änderung 
der sicherheitspolitischen Lage 
und der Refokussierung auf die 
Landes- und Bündnisverteidi-
gung geht es jetzt darum, über 
ein aktuelles Nachfolgesystem 
zu entscheiden und es dann zu 
beschaffen. Das ganz große The-
ma ist natürlich die Ablösung 
unseres Kampfpanzers “Leopard” 
durch das “Main Ground Combat 
System” (MGCS). Das ist nicht 
das Aufrüsten oder Umrüsten 
eines “Leopards 2” zu einem 

 “Leopard 3”, sondern hier geht 
es um einen Systemverbund. 
Dieser bringt in einer Einheit 
Feuerkraft, Aufklärung und Füh-
rung vernetzt zusammen, sodass 
ein Systemverbund entsteht, den 
wir beschaffen wollen. 
Wir sind schon relativ weit, auch 

wenn eine abschließende Eini-
gung mit unseren französischen 
Partnern noch aussteht, und 
brauchen zeitnah die Entschei-
dung, um die ersten Prototypen 
zu entwickeln, um dann – und 
jetzt reden wir von 2030/2035 
– dieses System einzuführen. 
Bis dahin wird der “Leopard 2” 
uns mit einer hoffentlich ein-
heitlichen Flotte weiterhin noch 
dienen müssen.

Behörden Spiegel: Glauben 
Sie, dass eine europäische Armee 
kommen wird?

Vollmer: Eine Armee der Euro-
päer ist etwas, was wir sicherlich 
alle für gut befinden. Aber der 
Weg dahin ist noch sehr lang 
und muss politisch entschieden 
werden. Das ist ein ganz eigenes 
Thema, worüber man politisch 
diskutieren muss: Geben wir na-
tionale Souveränitätsrechte aus 
der Hand? Werden wir deutsche 
Soldaten aufgrund einer Ent-
scheidung einer Institution in 
Brüssel oder in Straßburg ein-
setzen? Ich bin ein Verfechter 
unserer sog. Parlamentsarmee. 
Wenn unsere Soldaten einge-
setzt werden, dann möchte ich 
auch weiterhin, dass dies auf 
Beschluss unseres Bundestages 
erfolgt. Das zweite ist: Man muss 
eine Vision haben. Ich stehe auch 
zu ihr, aber ich sehe sie als et-
was, was am zeitlichen Horizont 

noch weit entfernt ist. Und bis 
dahin muss man jetzt mal eine 
Brücke bauen. Und diese Brücke 
bauen wir im Heer, indem wir 
viele Brückenpfeiler errichten. 
Wir haben die deutsch-franzö-
sische Zusammenarbeit mit der 
deutsch-französischen Brigade. 
Wir haben mit den Niederlanden 
mittlerweile eine sehr vertiefte 
Integration: Mit zwei niederlän-
dischen Brigaden, die deutschen 
Divisionen unterstellt sind; ein 
gemeinsames Panzerbataillon, 
das einer niederländischen Briga-
de unterstellt ist. Da tut sich viel. 
Wir haben mit Großbritannien 
die Absicht, die Zusammenar-
beit, die wir bei den Pionieren 
mit der amphibischen Brücke 
bereits betrieben haben, jetzt in 
ein gemeinsames deutsch-briti-
sches Bataillon zu überführen. 
Wir haben die Affiliation einer 
tschechischen Brigade mit einer 
deutschen Division und einer 
rumänischen Brigade mit einer 
deutschen Division. Ich habe in 
diesem Jahr noch mit meinem 
litauischen Amtskollegen eine 
Affiliation der mechanisierten 
“Iron-Wolf”-Brigade mit der 10. 
Panzerdivision unterzeichnet. 
Wir haben mit Ungarn ein sehr 
umfangreiches Ausbildungspa-
ket geschnürt, mit dem wir die 
Ungarn unterstützen. Sie sehen 
viele Brückenpfeiler: mal zwei 
Partner, mal drei Partner. Das 
funktioniert gut, weil sie nämlich 
den Konsens zu zweit oder zu 
dritt deutlich schneller finden, 
als Sie das mit einer hohen zwei-
stelligen Zahl mit 28 Partnern 
im Rahmen der EU oder mit 29 
im Rahmen der NATO treffen. 
Also: Vision ja, Brückenpfeiler 
bauen, Brücke Stück für Stück 
darüberschieben.

Außerdem ist General Vollmer 
in der zweiten Folge des neuen 
Podcasts des Behörden Spiegel  
unter www.behoerden-spiegel.
de/2019/09/24/public-sector-
insider-folge-2/ zu anderen As-
pekten des Deutschen Heeres 
zu hören.

Der europäische Brückenbauer
Das Heer erfüllt alle seine Aufträge

(BS) Das Deutsche Heer steht vor großen Herausforderungen. Darüber sprach der Behörden Spiegel mit dessen Inspekteur, Generalleutnant   Jörg 
Vollmer. Die Fragen stellte R. Uwe Proll, Chefredakteur und Herausgeber des Behörden Spiegel. General Vollmer leitet übrigens – zusammen mit 
seinem italienischen Amtskollegen – das Panel “Joint and Combined Armed Forces” auf der diesjährigen Berliner Sicherheitskonferenz (BSC).

Stand dem Behörden Spiegel Rede und Antwort: Generalleutnant Jörg Vollmer, 
Inspekteur Heer – hier auf der BSC 2018.. Foto: BS/Kommando Heer

Michael Gahler, CDU-Abgeord-
neter im EU-Parlament und 
sicherheitspolitischer Sprecher 
der Fraktion der Europäischen 
Volkspartei (EVP) in Straßburg, 
erklärte unlängst öffentlich, dass 
er sich eine EU-Generaldirektion 
für Verteidigung “gut vorstellen” 
könne. Noch konkreter ist die 
Vertretung der EU-Kommission 
in Deutschland geworden. Dem-
nach solle es erstmals überhaupt 
eine Generaldirektion für die 
Verteidigungsindustrie geben. 
Diese falle in die Zuständigkeit 
der nominierten Binnenmarkt-
Kommissarin Sylvie Goulard, die 
von Mai bis Juni 2017 franzö-
sische Verteidigungsministerin 
im Kabinett von Premierminister 
Édouard Philippe war.

EU-Generaldirektion

Eine EU-Generaldirektion ist 
eine Verwaltungseinheit der 
Kommission, die jeweils für ein 
bestimmtes Ressort zuständig ist 
und damit funktional in etwa ei-
nem nationalen Ministerium ent-
spricht. Die Generaldirektionen 
insgesamt bilden das Kernstück 
des exekutiven Unterbaus der 
Europäischen Union. 
An der Spitze jeder General-

direktion steht ein Generaldi-
rektor. Die Direktoren sind als 
Behördenleiter die ranghöchsten 
Verwaltungsbeamten der EU und 
sind auf nationaler Ebene in ge-
wisser Hinsicht mit beamteten 
Staatssekretären vergleichbar. 
MdEP Gahler wollte selbst die 
Möglichkeit der Ernennung eines 

eigenen Verteidigungskommis-
sars nicht ausschließen.

Erste Festlegungen

In ihrer Bewerbungsrede vor 
dem EU-Parlament betonte Dr. 
von der Leyen, dass “die NATO 
auch in Zukunft Eckpfeiler der 
gemeinsamen Verteidigung sein” 
werde. “Wir bleiben transatlan-
tisch und müssen gleichzeitig 
europäischer werden. Deshalb 
haben wir die Europäische Vertei-
digungsunion geschaffen”, so die 
künftige Kommissionspräsiden-
tin, die am 1. November – zusam-
men mit der neuen Kommission 
– ihr Amt antreten soll. “Ich bin 
der Ansicht”, erklärte von der 
Leyen weiter, “dass Europa auf 
der Weltbühne entschlossener 
und mit einer Stimme sprechen 
sollte – außerdem ist schnelles 

Handeln nötig.” Dafür ist u. a. 
eine enge Abstimmung mit dem 
künftigen Hohen Beauftragten 
für Außen- und Sicherheitspoli-
tik, dem bisherigen spanischen 
Außenminister Josep Borrell, 
vonnöten.
Bereits im November 2017 war 

in Brüssel das Grünungsdo-
kument von PESCO (engl. für 
“Ständige Strukturierte Zusam-
menarbeit”) von den Außen- und 
Verteidigungsministern der meis-
ten EU-Mitgliedsstaaten unter-
zeichnet worden. PESCO gilt als 
wichtiger Schritt hin zu einer 
weitgehend gemeinsamen euro-
päischen Verteidigungspolitik, an 
deren Endpunkt sich viele eine 
gemeinsame europäische Armee 
wünschen. 
Schon ein Jahr zuvor, im No-

vember 2016, hatte die Kom-

mission Planungen vorgestellt, 
einen EU-Verteidigungsfonds 
aufzusetzen, wonach zwischen 
2021 und 2027 aus dem EU-
Haushalt 3,5 Milliarden Euro für 
eine gemeinsame Verteidigungs-
strategie und zur Finanzierung 
von Rüstungsprojekten bereit-
gestellt werden sollen. 
Die Gelder für gemeinsame 

Verteidigungsprojekte verwaltet 
derzeit die polnische EU-Kom-
missarin für Industrie und Bin-
nenmarkt, Elzbieta Bienkowska.

Polen und Ungarn

Die Wahl von der Leyens durch 
das EU-Parlament war mit einer 
Mehrheit von neun Stimmen sehr 
knapp ausgegangen. Auch wenn 
der Urnengang formal geheim 
war, wurde relativ schnell deut-
lich, dass für sie die 26 Stimmen 
aus Polen und die 13 Stimmen 
aus Ungarn aus dem national-
konservativen Lager mit wahl-
entscheidend waren. Gab es hier 
hinter den Kulissen Absprachen 
auf Gegenseitigkeit?
In jedem Fall werden die ver-

teidigungspolitischen Beziehun-
gen mit Ungarn vertieft. Der In-
spekteur Heer, Generalleutnant 
Jörg Vollmer, sagte gegenüber 
dem Behörden Spiegel (siehe 
Interview oben): “Wir haben mit 
Ungarn ein sehr umfangreiches 
Ausbildungspaket geschnürt.” 
Außerdem werden deutsche Un-
ternehmen moderne Kampfpan-
zer und Panzerhaubitzen an das 
ungarische Heer liefern (mehr 
dazu auf Seite 44).

Brüsseler Kommission vor Umbau
EU-Verteidigungspolitik nimmt weiter Fahrt auf

(BS/Dr. Gerd Portugall) In Brüssel werden aktuell die Karten neu gemischt: Mit der Wahl der bisherigen deutschen Verteidigungsministerin  
Dr. Ursula von der Leyen (CDU) zur künftigen Kommissionspräsidentin durch das Europäische Parlament Mitte Juli rechnen viele Beobachter mit 
einer stärkeren Betonung sicherheits- und verteidigungspolitischer Themen innerhalb der EU. Erste Entwicklungen zeichnen sich bereits ab.

Dr. Ursula von der Leyen – hier noch als Verteidigungsministerin – auf der 
Berliner Sicherheitskonferenz im vergangenen November. Foto: BS/Dombrowsky

Der Große Zapfenstreich stellt 
die höchste Ehrung für Persön-
lichkeiten dar, die sich um die 
Bundeswehr verdient gemacht 
haben. Dabei ist es Tradition, 
dass der zu Ehrende sich drei 
Musikstücke wünschen darf. 
Dem Admiral zu Ehren wurden 
die Stücke “Fire in your heart”, 
“America, the beautiful” und “An-
chors aweigh” gespielt.
Manfred Nielson gehörte seit 1973 
der Bundeswehr an und ist als 
Admiral, dem höchsten militä-
rischen Dienstgrad der Marine, 
in den Ruhestand getreten. Seit 
April 2016 war er “Deputy Supre-
me Allied Commander Transfor-
mation” der Atlantischen Allianz 
in Norfolk an der US-Ostküste. 
Zuvor war er Inspekteur der 
Streitkräftebasis (SKB).
Admiral Nielson hatte zahlreiche 
Verwendungen im Bundesminis-
terium der Verteidigung inne. 
So war er dort unter anderem 
mit dem Aufbau der Abteilung 
“Planung” betraut, leitete den 
Arbeitsstab “Strukturreform der 
Bundeswehr” im BMVg und wur-
de mit der Leitung der Einzelpro-
jektgruppe zur Neuausrichtung 
der Bundeswehr “Überprüfung 
Rüstungs- und Beschaffungs-
vorhaben” beauftragt. Unter den 
beiden Generalinspekteuren 
der Bundeswehr, den Genera-
len Wolfgang Schneiderhan und 
Volker Wieker, diente Nielson als 
Chef des Stabes im Führungs-
stab der Streitkräfte (FüS). Zuvor 
war er Büroleiter des beamteten 

Staatssekretärs Klaus-Günther 
Biederbick.
Von 2010 bis 2011 war Admiral 
Nielson Stellvertreter des Inspek-
teurs der Marine, Befehlshaber 
der Flotte und Unterstützungs-
kräfte. Im Rahmen seiner Ver-
wendungen im Truppenkom-
mando war er als Kommandeur 
der Marineschule Mürwik für 
die Ausbildung der Offiziere der 
Deutschen Marine verantwort-
lich. Weiter war Nielson Kom-
mandeur des 6. Minensuchge-
schwaders in Wilhelmshaven.
Im Auslandseinsatz befehligte er 
als “Commander Task Force” der 
Operation “Enduring Freedom” 
einen multinationalen Einsatz-
verband am Horn von Afrika.

Admiral Nielson verabschiedet
Der höchste Marine-Dienstgrad geht von Bord

(BS/por) Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hat den 
scheidenden “Deputy Supreme Allied Commander Transformation” der 
NATO aus Norfolk/Virginia, Admiral Manfred Nielson, mit einem Großen 
Zapfenstreich im BMVg in Berlin verabschiedet.

Admiral Manfred Nielson – hier bei 
einem Vortrag in Bonn.
 Foto: BS/Portugall



Die Tätigkeit in ihrer Einrich-
tung sei sehr anlassbezogen 

ausgerichtet. Eine Grundlast 
gebe es – zumindest im Krisen-
dienst – nicht wirklich. Vielmehr 
gelte: “Bei Großschadenslagen 
brauchen wir auf die Schnelle vie-
le Mitarbeiter.” Dann käme ein er-
weiterter Beschäftigtenkreis zum 
Einsatz. Denn in solchen Fällen 
müsse das ZKI den anfragenden 
Bundesbehörden seine Produk-
te äußerst rasch übermitteln. 
Um dieser Anforderung gerecht 
werden zu können, handele es 
sich bei ihrem Zentrum um ein 
“atmendes System, das rasch 
aufwachsen kann”. Dauerhaft be-
schäftigt seien allerdings – schon 
mit Gähler selbst – nur sechs 
Mitarbeiter. Diese Zahl könne, 
sofern erforderlich, jedoch auf 
bis zu 20 anwachsen. Alle ZKI-
Beschäftigten, auch die anlass-
bezogenen Unterstützungskräfte, 
seien zudem in der Rufbereit-
schaft gemeldet, erläutert die 
45-Jährige.
Das ZKI, das verschiedenste 

Kartenprodukte bereitstellt, ar-
beitet mit zahlreichen Behörden 
zusammen. Aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesinnenminis-
teriums (BMI) sind dies insbe-
sondere das Bundeskriminalamt 
(BKA), die Bundespolizei, das 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), die Bun-
desanstalt Technisches Hilfs-
werk (THW), das Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) so-
wie die Bundesanstalt für den 
Digitalfunk der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BDBOS). Fordern die-
se Stellen Dienstleistungen des 
ZKI an, übernimmt das BMI die 
Kosten. Grundlage dafür ist ein 
entsprechender Rahmenvertrag 
zwischen Ministerium und ZKI 
aus dem Jahre 2013, der zuletzt 
bis Ende 2020 verlängert wurde. 
Gähler erzählt: “Seit es den Rah-
menvertrag mit dem BMI gibt, 
ist der Informationsaustausch 
mit den Behörden sehr eng und 
vertrauensvoll. Die Dienstleis-
tungen des ZKI werden sehr gut 
angenommen und entsprechend 
den Anforderungen der Behörden 
stetig weiterentwickelt.”
Bundesbehörden außerhalb des 

BMI-Geschäftsbereichs hinge-
gen müssen die Kosten für die 
Produkte selbst tragen oder es 
erfolgt eine Kostenübernahme 
durch das jeweilige Ministerium. 
Zu den Kosten, die dann in Rech-
nung gestellt werden, gehören 
unter anderem die Ausgaben für 
die verwendeten Satellitenda-
ten sowie jene für die im ZKI 
angefallenen Arbeitsstunden. 
Behörden auf Landesebene kön-
nen die Services des Zentrums 
nutzen, sofern ein Bundesinte-
resse besteht. Dies ist etwa bei 
Kirchentagen, Dienstleistungen 
im Rahmen politischer Gipfel 
oder Feierlichkeiten zum Tag der 
Deutschen Einheit der Fall.

Teilübergang ins BKG 

Offiziell ist das ZKI, an dessen 
Spitze die verheiratete zweifache 
Mutter Gähler seit 2013 steht, 
keine Bundesbehörde, sondern 
ein Teil des Deutschen Ferner-
kundungsda-
tenzentrums 
(DFD), eines 
Instituts des 
D e u t s c h e n 
Z e n t r u m s 
für Luft- und 
R a u m f a h r t 
(DLR). Es ist vorgesehen, die 
meisten der operationellen Ser-
vice-Elemente zu verstetigen. Die-
se sollen ab 2021 dann durch das 
Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie (BKG) erbracht werden. 
Die Einrichtung im BKG heißt 
dann Satellitengestützter Kri-
sen- und Lagedienst (SKD). Die 
entsprechenden Stellen seien be-
reits bewilligt. “Derzeit befähigen 
wir die Kollegen im BKG noch”, 
erläutert Gähler. Das ZKI wird 
trotz dieses Teilübergangs wei-
terhin als zentrale Forschungs- 

und Service-Einrichtung im DLR 
beheimatet bleiben.
Gähler arbeitet bereits seit 2007 

im DLR. Ihr Fokus liegt eige-
nen Angaben zufolge bereits seit 
1999 durchgängig auf fernerkun-
dungsgestützter Information für 
Behörden. Studiert hat die pro-
movierte Geoinformatikerin und 
Diplom-Geografin in Osnabrück. 
An der dortigen Universität und 
in Vechta war sie auch als Wis-
senschaftlerin und Dozentin tä-
tig. Über ihre derzeitige Tätigkeit 
sagt die zertifizierte Projektmana-

gerin: “Wir ma-
chen im ZKI vor 
allem anwen-
dungsorientier-
te Forschung 
und weniger 
Grundlagen-
forschung.” Mit 

Blick auf die technische Entwick-
lung meint sie: “Die räumliche 
und temporale Auflösung von 
Satellitendaten ist im Zeitverlauf 
immer besser geworden.” 

Verschiedene Daten genutzt

Auch wenn auf dieser Technik 
weiterhin das Hauptaugenmerk 
der ZKI-Mitarbeiter liege, wür-
den auch andere Quellen für die 
Karten- und Modellproduktion 
genutzt. Dazu gehörten unter 
anderem thermale und opti-
sche Daten. Außerdem würden 

unterschiedliche Lichtspektren 
untersucht, zum Beispiel ver-
schiedene Infrarotbereiche. “Zu-
dem nutzen wir Radardaten”, 
betont Gähler. Diese eigneten 
sich insbesondere im Falle von 
Hochwassern. “Bei diesen Auf-
nahmen können wir sehr gut 
zwischen Wasser- und Nicht-
Wasser-Flächen unterscheiden. 
Darüber hinaus können wir da-

mit die Lage auch durch Wolken 
hindurch und nachts erfassen.” 
Mit optischen Systemen könne 
hingegen nicht durch Wolken 
“hindurchgeschaut” werden. 
Generell hält die ZKI-Leiterin 
fest: “Fernerkundungssensoren 
sehen einfach mehr als Men-
schen.” Mit ihrer Hilfe sei eine 
deutlich bessere Erfassung von 
Elementen und Objekten mög-

lich als mit dem menschlichen 
Auge. Das gelte nicht nur, aber 
dennoch besonders, bei Natur- 
und Umweltkatastrophen, im 
Rahmen humanitärer Hilfsaktivi-
täten und im Bereich der zivilen 
Sicherheit. Auch könnten mit 
derartigen Sen-
soren thermale 
Daten erfasst 
werden. Dies 
allerdings in ei-
ner schlechte-
ren Auflösung 
als bei der Nut-
zung rein klassischer optischer 
Systeme. “Fernerkundung ist vor 
allem bei großflächigen Scha-
denslagen sinnvoll”, erläutert 
Gähler.

Daten verschnitten

Über die Erwartungshaltung 
ihrer Kunden berichtet sie: 
“Für viele Nutzer ist die Verän-
derungsanalyse von zentraler 
Wichtigkeit.” Sie fragten vor allem 
Vorher-Nachher-Vergleiche nach. 
Es gebe aber auch andere Wün-
sche. Schließlich habe man “ganz 
unterschiedliche Nutzergrup-
pen”. Über ihre Kartenprodukte 
sagt sie: “Dabei verschneiden 
wir verschiedene Daten, etwa 
solche über Hochwasser mit Da-

ten über das Straßennetz. Die 
Informationszusammenschau 
ist das Wichtigste.” Außerdem 
weist die ZKI-Leiterin darauf hin, 
dass die Dienstleistungen ihrer 
Einrichtung – je nach Wunsch 
der anfordernden Behörde – ent-
weder Informationen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt enthielten 
oder zeitliche Entwicklungen dar-
stellten. Dabei greife man nicht 
nur auf Archivdaten zurück, 
sondern nutze auch Daten, die 
anlassbezogen angefertigt wür-
den. Und vor Großlagen würden 
Produkte teilweise bereits vorab 
angefertigt.

Verzögerung nicht gänzlich 
zu verhindern

All diesen Produkten sei aber 
eines gemein: Es gebe einen 
gewissen Daten-Gap. Eine Ver-
zögerung bei der Akquise der 
Rohdaten ließe sich nicht gänz-
lich verhindern. “Satelliten sind 
immer auf einer festen Umlauf-
bahn unterwegs. Und Satelliten, 
die sehr hochauflösende Auf-
nahmen liefern, nehmen diese 
derzeit nicht kontinuierlich auf, 
sondern nur auf spezielle Pro-
grammierung hin”, führt Gäh-
ler zur Erklärung aus. Hinzu 
komme, dass die Satelliten nach 
den Aufnahmen erst wieder über 
eine Bodenstation hinweg fliegen 
und die Daten zur Erde senden 
müssten. Auch das führe zu einer 
gewissen Verzögerung. 
Wichtige Elemente bei der 

Kartenproduktion seien ihrer 
Erfahrung vor allem die Scha-
densabschätzung an Gebäuden, 
Einschätzungen zur Nutzbarkeit 
von Brücken und Straßen nach 
Großschadenslagen, Material zur 
Lage und zum Zustand von Kriti-
schen Infrastrukturen (KRITIS), 
die Erkundung von Objekten und 
Einsatzräumen sowie die Unter-
stützung bei Großveranstaltun-
gen. “Rund die Hälfte, die an uns 
gerichtet werden, beziehen sich 
auf das Inland, der Rest auf das 
Ausland”, sagt Gähler. 
Egal ob die Bundesrepublik oder 

das Ausland 
betreffend, ist 
der  Ver fah-
rensablauf im-
mer gleich. Die 
anfragende Be-
hörde muss im 
Antrag unter 

anderem benennen, wie hoch 
der Auflösungsgrad sein soll und 
welche Zeiträume betrachtet wer-
den sollen. “Außerdem ist anzu-
geben, bis wann das fertige Pro-
dukt benötigt wird”, erklärt die 
ZKI-Leiterin. Ihre Mitarbeiterin 
und sie – Gähler ist selbst noch 
im Bereich der Erstberatung 
und Kartierung tätig, wenn auch 
nicht mehr so viel wie in früheren 
Jahren – werfen dann einerseits 
einen Blick in ihre Archive und 
entscheiden andererseits, welche 
Sensoren aktuell ausgewertet 
werden müssen. Ist der Prozess 
der Datenkostenabschätzung 
abgeschlossen, muss entweder 
eine Kostenabschätzung oder ein 
Angebot an das BMI abgegeben 
werden. Stimmt das Ministerium 
zu, können der Datenerwerb und 
die entsprechende Aufbereitung 
erfolgen. “Wird eine hochauf-
lösende Datenneuaufnahme 
gewünscht, benötigen wir aber 
einen Vorlauf von mindestens 
zwölf Stunden”, sagt die Wissen-
schaftlerin. Noch besser sei eine 
Vorbereitungszeit von mehre-
ren Tagen. Denn bei ihrer Arbeit 
müssten ihre Mitarbeiter und 
sie ganz unterschiedliche Daten 
mit verschiedenen Auflösungen 
und Aufnahmewinkeln nutzen. 
Es handele sich um ein “sehr 
komplexes System mit vielen zu 
berücksichtigenden Rahmenbe-
dingungen”, Zugleich betont Gäh-
ler aber auch: “Wir wollen immer 
etwas liefern.” Ziel sei das pass-
genaue, von der anfordernden 
Behörde gewünschte Produkt. 
Bei diesem könnten – sofern ge-
wünscht – sogar mehrere Ebenen 
übereinandergelegt und jeweils 
hinzu- oder abgeschaltet werden.
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Viel Flexibilität gefordert
Dr. Monika Gähler leitet das Zentrum für satellitengestützte Kriseninformation

(BS/Marco Feldmann) Ihre Mitarbeiter und sie müssen ihre Dienstleistungen teilweise äußerst zeitkritisch erbringen. Manchmal bleiben ihnen nur 
wenige Stunden, um anderen Behörden die gewünschten individuellen Karten und Modelle zur Verfügung zu stellen. Deshalb sagt Dr. Monika 
Gähler, Leiterin des Zentrums für satellitengestützte Kriseninformation (ZKI) im bayerischen Oberpfaffenhofen, auch: “Wir arbeiten auf Abruf und 
höchst flexibel.”

Dr. Monika Gähler ist Diplom-Geografin und promovierte Geoinformatikerin. Im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) ist sie seit 2007 tätig. An 
der Spitze des Zentrums für satellitengestützte Kriseninformation (ZKI) im bayerischen Oberpfaffenhofen steht sie seit 2013. Fotos: BS/Feldmann

“Dabei verschneiden  wir 
verschiedene Daten.”

(BS/mfe) Das Zentrum für satellitengestützte Krisen-
information (ZKI) ist eine Einrichtung des Deutschen 
Fernerkundungsdatenzentrums (DFD) des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) mit Sitz 
im bayerischen Oberpfaffenhofen. Im ZKI werden 
Erdbeobachtungsdaten wie Satelliten- und Luftbilder 
sowie andere Geodaten beschafft und analysiert. 
Aus ihnen werden dann aktuelle Lageinformationen 
erstellt. Dies geschieht vor, während und nach Kri-
sen- und Katastrophenlagen sowie im Falle planbarer 
Großereignisse und polizeilicher Anfragen. Das ZKI 
unterstützt unter anderem bei Hochwasser oder 
Vegetationsbränden. Weitere Szenarien, bei denen 
die Mitarbeiter aktiv werden, sind Stürme, Erdbeben, 
extreme Schneefälle, Vulkanausbrüche oder Tsunamis 
sowie unterschiedlichste Anfragen im Bereich der 
zivilen Sicherheit. Erstellt werden unter anderem Kar-
ten, Geo-PDFs, Web-Dienste oder Textdossiers. Dies 
erfolgt immer in Absprache und nach den Wünschen 
der jeweils anfordernden Behörde. Außerdem bieten 
die Mitarbeiter des ZKI Beratungen, Technologie-

transfer, Schulun-
gen und Übungen 
an. Fordern Be-
hörden aus dem 
Geschäftsbereich 
des Bundesin-
nenministeriums 
(BMI) die Dienst-
leistungen der 
Wissenschaftler 
an, übernimmt, 
aufgrund eines 
entsprechenden 
Rahmenvertrages, 
das Haus von Minister Horst Seehofer (CSU) die 
Kosten dafür. Bei anderen Bundesbehörden muss die 
jeweilige Bundesbehörde zahlen. Landesbehörden 
können die ZKI-Dienste nur in Anspruch nehmen, 
sofern sie ein Bundesinteresse nachweisen können. 
Dies ist etwa bei bestimmten Großveranstaltungen 
anlässlich bundesweiter Feiertage der Fall.

Das ZKI

“Wir machen vor allem 
anwendungsorientierte 

Forschung.”

Kartenprodukte des ZKI kommen unter anderem bei Hochwasserlagen zum Einsatz. Aber auch bei anderen Anlässen 
können Behörden die Dienstleistungen des Zentrums in Anspruch nehmen. Zu den Hauptnutzern gehören das Bun-
deskriminalamt (BKA) und das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK).
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